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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf Sie recht herzlich zur 20. Sitzung in dieser Legislaturperiode begrüßen und die Sitzung für eröffnet erklären.

Ich darf entschuldigen: Frau GRin Cordon, Frau GRin Präsidentin Stubenvoll, Herrn GR Mag Neuhuber und Herrn GR Mag STEFAN. - All denjenigen unter den vieren, die krank sind, wünsche ich beste Genesung. Richten Sie es ihnen bitte aus.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/04079/2002/0002-KSP/GM) wurde von Herrn GR Harry Kopietz gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Welche Auswirkungen hatten die 2 ½ Jahre VP/FP-Bundesregierung auf die Kulturstadt Wien und die Kulturinstitutionen in Wien?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Nur für die Zuschauer auch auf der Galerie sage ich, dass diese Frage dahin ging, welche Auswirkungen die zweieinhalb Jahre der Bundesregierung auf die Kulturstadt Wien und die Kulturinstitutionen hatten.

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Um diese Frage beantworten zu können, lohnt es sich, auch ein bisschen nachzufragen, was eigentlich beabsichtigt war. Ich habe mir daher die Regierungserklärung vom 9. Februar 2000 zur Hand genommen, in der der Bundeskanzler, der ja auch verfassungsmäßig der zuständige Kunstminister ist, in einem vorletzten Punkt immerhin die Kultur behandelt. Unter dem Titel "Neu regieren heißt, Kunst und Kultur nicht vereinnahmen", schrieb man damals einige Schwerpunkte fest. Da heißt es zum Beispiel, es soll mehrjährige Förderverträge geben, eine gerechte regionale Verteilung, man will eine österreichische Nationalstiftung einrichten, Digitalisierung des kulturellen Erbes. Wir werden auch, heißt es da drinnen, einen Architekturschwerpunkt im Wohnbau und bei öffentlichen Bauten setzen. Es ist dann davon die Rede, dass die Konzepte für das Haus der Geschichte der Republik Österreich und Haus der Toleranz zusammengeführt und realisiert werden. Dann heißt es, dass es um die Stärkung des Filmstandorts Österreich geht, um die Bereitstellung von Risikokapital für Österreichs Kreativwirtschaft. Von einer Künstlersozialversicherung ist die Rede und von steuerlicher Absetzbarkeit bei Kunst- und Kulturinvestitionen.

Meine Damen und Herren! Wenn man sich diese Regierungserklärung heute durchliest, muss man ganz nüchtern festhalten: Kein einziger Punkt - kein einziger Punkt! - aus dem Kulturprogramm der Regierungserklärung des Bundeskanzlers und Kunstministers ist bis heute vollständig erfüllt. Meines Wissens ist das einmalig in der Geschichte der Republik. 

Zweieinhalb Jahre schwarz-blaue Bundesregierung haben in der Wiener Kulturlandschaft, aber auch darüber hinaus ihre Spuren hinterlassen. Die Kürzungen des Bundes quer durch alle Kunst- und Kultursparten sind deutlich spürbar und für viele, insbesondere für kleine Kulturinitiativen sogar existenzbedrohend. Gerade in Wien nahm diese restriktive Sparpolitik des Bundes drastische Ausmaße an. Ausgehend von der Tatsache, dass das Bundeskanzleramt als zuständiges Kunstministerium knapp über 50 Prozent von einem Gesamtbudget von zirka 80 Millionen EUR für das Wiener Kulturleben zur Verfügung stellt - ich beziehe mich da auf die Quelle des Kunstberichts -, und ausgehend davon, dass der Bund im Jahre 2000 die Kunstfördermittel durchschnittlich um 11,8 Prozent gekürzt hat, ergibt das in den Jahren 2000 bis 2002 eine Gesamtsumme von rund 14,5 Millionen EUR, also etwa um die 200 Millionen S. Der Bund kürzt die Mittel für Wiener Kulturinstitutionen in den letzten drei Jahren um 14,5 Millionen EUR!

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, an einigen Beispielen hervorheben, was das für die Wiener Kulturlandschaft konkret bedeutet.

Im Theaterbereich: Da war von allem Anfang an auch eine Schubumkehr zum Schlechteren bemerkbar. Die Bundesregierung hat die Mittel für die privaten Mitgliedsbühnen des Wiener Bühnenvereins seit dem Jahre 2000 um einen Betrag von 7,2 Millionen EUR gekürzt. Im Frühjahr 2002 haben sich die Theaterdirektorinnen und ‑direktoren Wiens in einer Petition an Herrn Staatssekretär Morak gewandt. Ihre Forderung nach Rücknahme der Kürzungen des Bundes blieb jedoch unerfüllt. Auch mein Schreiben vom Frühjahr dieses Jahres an den zuständigen Kunstminister, an den Bundeskanzler, in dem ich auf die Gefährdung des Spielbetriebs der kommenden Saison aufmerksam machte, blieb ohne jegliche Auswirkungen. Einsparungen dieses Ausmaßes - der Bogen spannt sich vom Theater in der Josefstadt, dem Volkstheater bis hin zum "kosmos.frauenraum" - tragen - um das einmal sehr bescheiden zu sagen - insgesamt nicht zur Verbesserung des kulturellen Angebots in Wien bei. 

Nehmen wir einen anderen Bereich, den Bereich Film, ein Schwerpunkt der Bundesregierung. Die der Filmwirtschaft vom Bund zur Verfügung stehenden Mittel wurden auf den Stand von vor zehn Jahren zurückgeworfen. Mit Bezug auf 1999 liegt eine 40‑prozentige Budgetverringerung vor, und wenn man die Mittel aus der so genannten kleinen Filmförderung noch dazunimmt, sogar auf 44 Prozent. 44 Prozent Kürzung für den Film in einem Bereich, der Schwerpunktthema sein sollte! 

Im Übrigen blieben auch die Ankündigungen des Herrn Staatssekretärs vom Juli anlässlich der Filmenquete im Parlament, wo er eine Steigerung des Filmbudgets angekündigt hat, überhaupt ohne jede Auswirkung. 

Was das für den Filmstandort Wien bedeutet, ist klar. Auch hier fehlen die Mittel, und das gerade in einer Zeit, in der der österreichische Film vor zwei Jahren zum Sprung angesetzt und international bei Festivals reüssiert hat. Auch hier sind briefliche Bemühungen und mündliche Einladungen meinerseits, doch dort fortzusetzen, wo vor zweieinhalb Jahren aufgehört wurde, ohne Reaktion geblieben. 

Was darüber hinaus deutlich spürbar ist, sind wiederum deutliche Einsparungen, Nichteinhaltungen von Zusagen bei wichtigen in Wien liegenden Institutionen, was zum Beispiel dazu geführt hat, dass wir auch beim Filmmuseum eingesprungen sind, weil sonst das Filmmuseum im allgemeinen Bauschutt der Albertina-Umbauten einfach zugeschüttet worden wäre. 

Lassen Sie mich noch einige Beispiele kleinerer kritischer Kulturinstitutionen anführen. Etwas ganz Aktuelles ist zum Beispiel das Depot. Diese Einrichtung war ursprünglich auch ein Bundesprojekt, und obwohl das der Fall war, musste die Stadt Wien im heurigen Jahr mit rund 72 000 EUR einspringen, weil die Jahressubvention des Bundes im Mai noch immer nicht beschlossen war. Und nun stellt sich auch noch heraus, dass in der Folge die Kunstsektion des Bundeskanzleramts ihre Subvention um eben diesen von uns geleisteten Betrag gekürzt hat. Also wir springen deshalb ein, weil der Bund nichts zahlt, und daraufhin zahlt der Bund erst recht nichts. (StRin Karin Landauer: Sie springen überhaupt nicht ein!) Einmal mehr ... (StRin Karin Landauer: Das ist Steuergeld!) - Na wir, die Wienerinnen und Wiener, springen dafür ein, dass der Bund für Wiener Institutionen nichts zahlt oder sich heraushält. (StRin Karin Landauer: Sie springen nicht ein, das ist Steuergeld! - StR Dr Peter Marboe: Das ist hinausgeworfenes Geld!)
Herr StR Marboe, habe ich gehört, das ist hinausgeworfenes Geld für das Depot? (StR Dr Peter Marboe: Ja, denn der Bund hätte gezahlt!) Der Bund hat gekürzt, hat nichts gezahlt (StR Dr Peter Marboe: Das stimmt ja nicht!) und wir springen daraufhin ein. (StRin Karin Landauer: Das ist alles Steuergeld!) Einmal mehr erwarten wir vom Herrn Staatssekretär Morak, dem großen Schweiger - aber das hat er von seinem Chef gelernt -, eine Antwort, Aufklärung. 

Neben dem Depot sind an dieser Stelle auch andere Institutionen wie basis wien, Public Netbase, kosmos.frauenraum, das Künstlerhaus, das Filmmuseum und und und zu nennen. Alles Kulturinstitutionen, meine Damen und Herren, die für Wien wichtig sind und die in ihrer Existenz durch das Austrocknen von Fördermitteln gefährdet sind. 

Die Kürzungen machen jedoch auch vor anderen größeren, wichtigen Institutionen nicht Halt. (GR Dr Matthias Tschirf: Herr Vorsitzender! Ist das noch eine Anfragebeantwortung?) Jüngstes Beispiel, meine Damen und Herren, ist das Jüdische Museum. Das Jüdische Museum Wien, seit Jahr und Tag zwar hauptsächlich von der Stadt Wien unterstützt und gefördert, aber auch vom Bund mit einem Betrag von immerhin 5 Millionen S, wartet bis heute auf den Betrag, den es über die Jahre immer gegeben hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Was ist die Beantwortung?) Ich würde gerne Ihre Aufregung hören, wenn es um diese Institution des Jüdischen Museums geht und man tut so, als ginge einen das nichts an (GR Walter Strobl: Denk an den Kopietz! Der will sich schon niedersetzen!), denn von den 5 Millionen S, die bisher als Bundesbeitrag üblich waren, sind heuer erst 1,5 Millionen S geflossen. (GR Walter Strobl: Der Kopietz kriegt schon einen Krampf in den Füßen! Du kriegst auch einen Krampf!) Diese Energie, die Sie hier für Zwischenrufe aufwenden, wäre ganz gut und wohl angebracht für Anfragen an die Bundesregierung. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Gott sei Dank, dass von der SPÖ einmal applaudiert wird!)

Die Frage, meine Damen und Herren, die ich von Ihnen gerne beantwortet hätte: Steht diese Bundesregierung zum Jüdischen Museum oder nicht? - Und wenn das so ist, dann soll sie eben auch den Mut haben, klar zu sagen, dass sie das nicht tut. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Beispiele für den systematischen Rückzug dieser Bundesregierung aus der Kulturförderung ließen sich lange und beliebig fortsetzen. Die Zahlen, Daten und Fakten sprechen leider für sich. Was als Konsequenz all dessen für die Stadt jedoch noch hinzukommt, ist das damit verschlechterte Kulturklima. Auffallend ist ganz allgemein, dass von den Kürzungen besonders Institutionen betroffen waren und sind, die sich gegenüber der Regierung kritisch verhalten, und hinzuweisen ist wohl auch noch darauf, dass die Resignation der Künstlerinnen und Künstler angesichts verschlossener Polstertüren und einfach der Gesprächsverweigerung kaum mehr zu überbieten ist. Dieses Klima der Unsicherheit und der Angst lässt viele Künstler, die eigentlich über lange Jahre auch in der Bundesregierung einen Dialogpartner hatten, so sie nicht resignieren, in Wien den Dialogpartner suchen und finden. 

Kürzungen, wohin man schaut (StR Dr Peter Marboe: Wo denn?), Gesprächsverweigerung, wohin man schaut. Das Schlimmste aber, meine Damen und Herren, ist die völlige Perspektivenlosigkeit. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie haben keine Perspektive!) Die Kulturpolitik dieser Bundesregierung stellt sich nicht einmal die Frage, wohin es gehen soll. Sie trägt damit etwas zu Grabe, was über Jahrzehnte aufgebaut wurde: dass Politik Kunst ermöglichen und nicht behindern soll. (Beifall bei der SPÖ. - GR Walter Strobl: Sie sollten die Frage kurz beantworten, aber keine Wahlkampfrede halten! Die Container sind nicht da!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Ob eine Anfrage kurz zu beantworten ist oder die Beantwortung etwas länger dauert, ist immer auch eine Frage der Interpretation. (Beifall bei der SPÖ.) Ich gehe davon aus, dass der amtsführende Stadtrat auf Grund der Fundiertheit der Frage eine längere Beantwortung für notwendig erachtet hat. (Beifall bei der SPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)
Ich darf Folgendes bitten: Wissend, dass wir einige Tage vor unserer Nationalratswahl stehen, wissend, dass natürlich jeder der hier Anwesenden versucht, gewisse Botschaften zu transportieren (StR Dr Peter Marboe: Aber nicht nur Parteipolitik!), darf ich alle Anwesenden auch um einen gewissen Stil bitten. (StR Dr Peter Marboe: Das war nur Parteipolitik! Nur Parteipolitik!) Ich glaube, die Kulturpolitik hat sich kein Sammelsurium an Zwischenrufen verdient, sondern die Kulturpolitik hat sich verdient, dass man zuhört. (StR Dr Peter Marboe: Und eine Beantwortung! Das war nur Parteipolitik! Das ist nicht mehr lustig!)

Die erste Zusatzfrage: Frau GRin Ringler. - Bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sosehr ich Ihren Befund auch teilen mag, was die tatsächlichen Grausamkeiten der schwarz-blauen Kulturpolitik betrifft, so möchte ich Ihnen doch auch die Gelegenheit geben, mir zu zeigen, dass das Wiener Gegenmodell tatsächlich Bestand hat. Denn es ist ja nicht so, wie Sie gemeint haben, dass die Künstlerinnen und Künstler in diesem Land nunmehr resignativ vor den Polstertüren stehen und traurig in die Ferne blicken, nein, im Gegenteil, sie haben sehr viel vor. 

Wir hatten vor einigen Wochen im letzten Gemeinderat schon die Gelegenheit, den Herrn Finanzstadtrat, der Sie vertreten hat, zu fragen, wie es sich denn nun mit der Finanzierung einiger, wie wir glauben, sehr, sehr wichtiger Kulturinitiativen in dieser Stadt verhält. Ganz konkret geht es hier um Initiativen aus dem Bereich der schwul-lesbischen TransGender Community, nämlich einerseits um "Wien ist andersrum" und andererseits um das "queer identities"-Filmfestival. Sie wissen, das sind hoch erfolgreiche, sehr wichtige Institutionen für unsere Stadt, die nicht nur einen Publikumserfolg vorzuweisen haben, sondern die, wie ich glaube, gerade dann, wenn es darum geht, zu zeigen, dass Wien anders ist, dass es gerade im kulturellen Bereich anders ist, eine ganz wichtige Rolle spielen. 

Beide Institutionen haben allerdings Finanzierungsprobleme. "Queer identities" ist, wie Sie wissen, nicht mehr im Rahmen der Viennale, braucht eine eigene Förderung, und auch "Wien ist andersrum" schleppt, wie Sie wissen, seit vielen Jahren ein Schuldenproblem mit sich herum, das bis dato nicht endgültig gelöst werden konnte, und ist nun selbst auch in einer schwierigen Situation. 

Ich frage Sie daher: Wird es im nächsten Jahr ausreichende Gelder geben, um diese zwei wichtigen Kulturinitiativen tatsächlich weiterführen zu können und damit zu zeigen, dass die Stadt Wien mehr Perspektive hat als der Herr Morak? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Salcher. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Zur Frau Kollegin Ringler waren Sie ein wenig freundlicher, denn der Kollege Kopietz war ja so erschöpft von Ihrer Anfrage, dass er auf seine Zusatzfrage verzichtet hat, die ihm ja zugestanden wäre. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Salcher! Bitte lernen Sie die Geschäftsordnung, bevor Sie solche Dinge behaupten. (GR Johannes Prochaska: Ah, jetzt auf einmal! Der Stadtrat labert eine halbe Stunde herum!) Der Herr Stadtrat hat nicht "gelabert", sondern der Herr Stadtrat hat eine schwer wiegende Frage der Kulturpolitik hier beantwortet. (Beifall bei der SPÖ. - Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP. - GR Gerhard Pfeiffer: Er hat sich auch dementsprechend schwer getan!)
GR Dr Andreas Salcher (fortsetzend): Na ja, offensichtlich ist der SPÖ-Landessekretär in der Früh mitten im Wahlkampf aufgewacht, und die dringendste Sorge, die er gehabt hat, war die Wiener Kulturpolitik, und da hat er sich halt gedacht, da frage ich gleich meinen Andreas Mailath-Pokorny, wie schlimm denn das wirklich ist.

Da würden sich von mir auch ein paar Fragen aufdrängen, zum Beispiel, ob die beiden Herren relativ wenig Zeit haben, um das miteinander zu besprechen - aber es ist ja schön, hier daran teilhaben zu können -, oder auch die Fragenstellung ... (GR Harry Kopietz: Sie sollen den Stadtrat fragen, Herr Kollege! Fällt Ihnen keine Frage ein?) Ich bin schon bei Fragen, zum Beispiel bei der Frage, wer hier wem die Frage und wer hier wem die Antwort geschrieben hat. (GR Godwin Schuster: Du laberst!) Aber ich gebe zu, diese wichtigen Fragestellungen wären nicht geschäftsordnungsmäßig, und wie der Herr Vorsitzende mich kennt, halte ich mich sklavisch an die Geschäftsordnung. 

Daher meine Frage an den Stadtrat: Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie sind ja jetzt fast eineinhalb Jahre Kulturstadtrat dieser Stadt (GR Godwin Schuster: Das war schon eine Frage!), und ich nehme an, wenn Sie so in die Ursachenforschung gegangen sind, warum Ihre Politik noch nicht jenen völlig durchschlagenden Erfolg in Wien gehabt hat, den wir Ihnen allen, den Sie sich wahrscheinlich auch selber wünschen, sind Sie auf irgendein anderes Thema oder eine andere Ursache als den Bund gekommen, der Sie daran hindert, so riesig erfolgreich zu sein. (Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ. - Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich halte mich an die mir jetzt aufgetragene Kürze und beantworte die Frage mit Nein. (Heiterkeit und scherzhafte Unmutsäußerungen bei der FPÖ und bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage kommt von der FPÖ: Frau GRin Mag Unterreiner. - Bitte. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wir alle kennen das Ritual der bestellten Anfrage. Das möchte ich jetzt gar nicht sagen, auch wenn Ihnen diese Frage doch sehr zupass kam, verwunderlich ist allerdings, dass das gerade Kopietz macht. Er müsste sich ja freuen über diese Regierung, denn diese Regierung hat ihn zum Professor gemacht. (Lebhafte Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.) Also, das wäre ja ein Anlass gewesen, etwas Lobendes zu erwähnen. (Zwischenrufe bei der SPÖ und bei der FPÖ.) 

Genauso haben Sie einen Meilenstein der Kulturpolitik verschwiegen: die Künstlersozialversicherung. 30 Jahre lang hätten Sie Zeit gehabt. Also ich meine, man hätte auch andere Antworten geben können. 

Die Szene hat sich beruhigt, denn man ist draufgekommen, dass die Künstler nicht aufgefressen werden, nicht verschickt werden, nicht eingesperrt werden. Nur in jüngster Zeit hat man wieder aufhorchen können, denn in jüngster Zeit hat man wieder ein wenig Agitationspolitik betrieben auf einer Bühne. Man hat ja Sie und StR Marboe gesehen, wie Sie wohlgefällig Beifall gespendet haben. 

Jetzt frage ich Sie: Stellen Sie sich vor, es wäre umgekehrt gewesen. Ein Laudator wäre hinausgegangen und hätte gesagt, ich erzähle euch ein Märchen: Wir haben eine großartige Regierung (GR Harry Kopietz: Das wäre gelogen!), Österreich kann sich glücklich preisen!, und er hätte aufgezählt, was alles passiert ist - Abfertigung neu, Kindergeld -, er hätte alles aufgezählt, was diese Regierung Gutes getan hat, und zum Schluss wäre dann eine Moderatorin hingetreten und hätte gesagt: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am 24. haben wir Wahl. Bitte gehen Sie alle hin und schauen Sie, dass diese Erfolgsstory fortgesetzt wird! (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Hätten Sie, Herr Stadtrat, da auch so gelacht und geklatscht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich kann es kurz mit Ja beantworten, aber Sie haben da noch zwei, drei Dinge angesprochen. 

Erstens den Professorentitel für Herrn GR Kopietz: Also, auch diese Bundesregierung hat lucidi intervalli. Ich finde es durchaus angebracht, jemanden, der für die Kulturpolitik der Stadt Wien so viel getan hat, damit auszuzeichnen. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.)

Zur Künstlersozialversicherung: Frau Gemeinderätin, Sie wissen genau, dass das der einzige Punkt aus dem Regierungsprogramm ist, der zumindest angegangen, aber schlecht gelöst wurde. Fragen Sie irgendeinen Kulturschaffenden in diesem Land. Der wird Ihnen sagen, es ist schlechter, als es vorher war, denn die Künstlersozialversicherung, die auch in diesem Regierungsprogramm steht, die gibt es schlicht und einfach nicht. Es wurde ein Fonds eingerichtet, über den man relativ bürokratisch, relativ kompliziert, wenn überhaupt, relativ wenig Geld bekommt, noch dazu weniger, als man vorher aus verschiedenen anderen Einrichtungen bekommen hat. 

Also, selbst dieser eine Punkt, der zumindest angegangen wurde - denn alle anderen sind nicht einmal dis-kutiert worden -, ist missglückt. 

Und nun noch eine ernste Antwort auf Ihre eigentlich zugrunde liegende Frage. Wissen Sie, Frau Gemein-derätin - Sie erleben das ja auch selber oft mit, beispielsweise bei Ehrungen, die wir hier im Rathaus durchzuführen haben -, ab und an kommt es schon vor, dass dort jemand - sei es der Laudator oder die Laudatorin, sei es der oder die Geehrte - kritische Worte findet gegenüber der Regierung, gegenüber der Stadt, gegenüber einer gewissen Situation, auch mir gegenüber. Und selbstverständlich hält man sich, wenn man die Offenheit, von der man oft spricht, tatsächlich auch nur ein bisschen ernst nimmt, an den grundlegenden Grundsatz der Aufklärung von Voltaire: Ich bin zwar nicht Ihrer Meinung, aber ich werde alles dafür tun, dass Sie diese Mei-nung äußern können. - Und so werde ich es auch in Zukunft halten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Kopietz. - Bitte.

GR Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Die Szene wurde nicht beruhigt, sondern ausgehungert. 

Herr Stadtrat, Sie haben in der Kürze der Zeit, die Ihnen zur Verfügung stand, einige Spotlights auf die Wüstenlandschaft der derzeitigen Kulturförderung der derzeitigen blau-schwarzen - Klammer: Chaos- - Regierung geworfen. Mich würde interessieren, Herr Stadtrat: Was wurde seitens der Stadt von Ihnen dagegengesetzt und was werden Sie noch entgegensetzen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Das vorher geschilderte Vakuum der Kulturpolitik hat natürlich in Wien einiges Negatives bewirkt. Dem wurde viel entgegengesetzt. 

Wir haben mit 173 Millionen EUR das höchste Kulturbudget der Geschichte, während der Bund um knapp 12 Prozent gekürzt hat. 

Wir haben Perspektiven und versuchen, durchaus auch gemeinsam mit allen Interessierten, in der Tat Visionen, kulturpolitische Perspektiven für diese Stadt zu entwickeln. 

Wir strukturieren unsere Theaterbühnen grundlegend um, und zwar indem wir - das heißt, die Vereinigten Bühnen Wien - uns ernsthaft mit der Frage auseinander setzen, welches ausdifferenzierte Kulturangebot für das kulturinteressierte Publikum in dieser Stadt gemacht werden könnte. Das heißt, dass wir das Theater an der Wien neu gestalten, dass wir das Raimundtheater und das Ronacher für den gehobenen Unterhaltungssektor öffnen. Es ist dies - in aller Bescheidenheit gesagt - wahrscheinlich die größte Theaterreform überhaupt, nicht nur in der Geschichte Wiens. 

Wir haben das Mozartjahr mit interessanten Persönlichkeiten auf die Schiene gestellt. 

Wir konnten auch für die Umstrukturierung der Theater, glaube ich, hochmögende Persönlichkeiten gewinnen. 

Wir haben in einem anderen wichtigen Bereich, nämlich dem des Museums, neu organisiert und auch neu besetzt. Wir werden es auch inhaltlich neu ausrichten. 

Wir sind auch in verschiedenen anderen Bereichen - ich erwähne natürlich den Karlsplatz - sehr bemüht, Zukunftsthemen anzugehen und auch zu gestalten. 

Dass wir beispielsweise Innenstadtkinos gerettet haben und vieles andere mehr, möchte ich hier nur anführen. 

Zusammenfassend, meine Damen und Herren, ergibt sich folgendes Bild: eine schweigsame, zurückgezogene, ängstliche perspektivenlose Kulturpolitik des Bundes, die auch dem Wiener Kulturleben nachhaltig Schaden zufügt, und der Versuch Wiens, dem Zukunftsperspektiven entgegenzusetzen. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, abschließend eine Einladung aussprechen. In Wien läuft derzeit sehr erfolgreich das Filmfestival, die Viennale, und nachdem Ihr Kunstkanzler zwar kürzlich mit King Kong ein Zitat aus der Filmgeschichte bemüht hat, er für den Film aber herzlich wenig übrig hat, bitte ich Sie, ihm zwei Karten für die Viennale zu überbringen, die ich hier mithabe. Er möge sich dort einmal einen Film anschauen und er möge seinen interessierten Kunststaatssekretär auch gleich mitnehmen. Vielleicht fördert das die Erfüllung von Regierungsversprechen. (Beifall bei der SPÖ. - Der Redner geht zu GR Dr Andreas Salcher und überreicht ihm die genannten Karten.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/04631/2002/0002-KGR/GM). Sie ist von Herrn GR Mag Chorherr an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Ihrerseits als "patschert" bezeichnete Ausschreibung der ÖSAG zur Projektsteuerung für den Tunnel durch die Lobau (Gesamtvolumen laut Ausschreibung: 850 000 000 EUR !!!) zurückgenommen wird?

Herr Stadtrat, ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Gemeinderat, die ÖSAG ist eine Gesellschaft, an der der Bund und sehr viele Länder beteiligt sind. Der Beteiligungsanteil der Stadt Wien an der ÖSAG ist 0,1 Prozent. Es gibt dort im Aufsichtsrat von 18 Mitgliedern eine Vertretung durch Wien durch eine Person. Also, wir sind mit einem Achtzehntel dort überrepräsentiert. Nichtsdestotrotz reicht das nicht aus, dass wir mit dem 0,1 Prozent Gesellschaftsanteil in der ÖSAG eine Entscheidung herbeiführen könnten, die die Geschäftsführung zur Zurücknahme dieser Auslobung verpflichtet. Daher macht es wenig Sinn, wenn ich hier unter Umständen über die Presse ankündigen würde, dass wir diese Ausschreibung in der Suche für die Projektsteuerung des Abschnitts Nordostumfahrung bekämpfen würden. In der Sache könnten wir das in der Gesellschaft nicht verändern. 

Wien überlegt ja auch, diesen Anteil von 0,1 Prozent an der ÖSAG zurückzulegen und zu verkaufen, denn es macht wenig Sinn, mit so einem niedrigen Anteil dabei zu sein.

Zusätzlich möchte ich aber noch darauf hinweisen, dass jeder Planer, jeder Bauingenieur selbst sehr froh wäre, wenn er 850 Millionen EUR bei einer Projektsteuerung verdienen könnte. Tatsächlich ist es so, dass die Ausschreibung der ÖSAG darauf lautet, eine Projektsteuerung für ein Bauvolumen von 850 Millionen EUR zu finden. 

Also, ich gehe davon aus, dass der Fahrplan, den uns die ÖSAG genannt hat, auch dazu geeignet ist, keine nachteiligen Wirkungen für die Berücksichtigung der SUPerNOW zu bringen. Trotz dieses geringen Anteils haben wir nämlich im Lenkungsausschuss am 11. September 2002 zwischen der Stadt Wien und der ÖSAG Folgendes vereinbart - ich darf hier zitieren -: 

"Für die 6. Donauquerung werden derzeit von der Stadt Wien im Rahmen der SUPerNOW zahlreiche Varianten mit der Zielrichtung der Optimierung untersucht. Diese Untersuchungen werden nach deren Abschluss der ÖSAG voraussichtlich mit Ende Oktober 2002 zur Verfügung gestellt. Die ÖSAG erklärt sich bereit, die Empfehlungen der Stadt Wien zu berücksichtigen und weiter zu bearbeiten. Die Ergebnisse für den Nordostraum Wiens der in Durchführung befindlichen SUPerNOW werden voraussichtlich mit Ende Dezember 2002 vorliegen. Auf die Ergebnisse ist Rücksicht zu nehmen."

Also ich denke, die Absicherung, dass die Ergebnisse der SUPerNOW schon in der Projektsteuerung zur Berücksichtigung kommen, ist damit gegeben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage: Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!
Ich hätte mir da schon etwas deutlichere Worte von Ihnen und von der Stadt Wien erwartet. Da gibt es einen schwierigen, aber von mir bisher durchaus positiv bewerteten Prozess der Prüfung verschiedener Varianten im öffentlichen Verkehr und im Straßenbau im Nordosten Wiens. Im Dezember werden Varianten vorliegen, und Sie selbst wissen, dass eine Variante ganz schlecht bewertet wird, das ist eine weit außen durch die Lobau führende so genannte Umfahrung. 

Und bevor das fertig ist, schreibt die ÖSAG genau diese Variante zur Projektsteuerung, bei der es, in Schillingen gesprochen, um einen Planungsauftrag von rund 60, 70 Millionen S geht, aus. Im Vergleich dazu: Das ist das gesamte Wiener Radbudget.

Nachfrage - Sie haben zumindest "patschert" dazu gesagt -: Wie selbstständig ist die Autobahnbaulobby, dass sie ein Projekt mit öffentlichen Mitteln ausschreiben kann, wo man bei genauerer Prüfung weiß, dass dieses Projekt sicherlich nicht gebaut wird?

Meine konkrete Frage dazu: Wenn es einen Vertreter der Stadt Wien bei der ÖSAG im Aufsichtsrat gibt, war die Stadt informiert, dass jetzt diese Ausschreibung hinausgeht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Die Stadt Wien war - das geht auch aus dem Lenkungsausschuss-Protokoll hervor - darüber informiert, dass die ÖSAG Folgendes vornimmt: Sie schreibt eine Projektsteuerung-Interessentensuche aus, für die die Bewerbungsfrist bis Ende Oktober 2002 läuft. Anschließend werden fünf bis sieben Bewerber ausgewählt, die den Qualitätskriterien entsprechen, und diese sollen bis Ende November 2002 eine Anbotslegung an die ÖSAG vornehmen. Die Entscheidungsfindung - das ist der Informationsstand, der die Stadt Wien erreicht hat - ist für Jänner beziehungsweise Februar 2003 vorgesehen. Wenn ich das kombiniere mit der Zusage im Protokoll des Lenkungsaus-
schusses vom 11. September 2002, dass die Ergebnisse der SUPerNOW berücksichtigt werden - und die liegen mit Dezember 2002 vor -, dann geht sich das für die Vertragsvereinbarung jederzeit noch aus, dass berücksichtigt wird, was Ergebnis der SUPerNOW ist. 

Was ich besonders "patschert", wie ich das bezeichnet habe, gefunden habe, ist, dass der Auslobung ein Plan beigelegt wurde, der ausschließlich die Variante mit der längstens Lobaudurchquerung beinhaltet hat. Man hätte im Grunde ausschließlich hineinzuschreiben brauchen, von welchem Knotenpunkt zu welchem Knotenpunkt die Straße geführt wird. Das ist nämlich das, was im Bundesstraßengesetz steht. Da gibt es noch keinen Strich auf der Landkarte, und insofern war die Ausschreibung patschert.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Parzer

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Bürger und Bürgerinnen jenseits der Donau wären heilfroh, wenn dieses Verfahren der SUPerNOW schnell abgeschlossen werden würde, damit wir endlich einmal konkrete Beweise haben, dass hier etwas weitergeht, dass wir wirklich schnell über die Donau, wo auch immer hin, kommen können.

Ich will jetzt keine Kritik anbringen bezüglich dieser Anfrage der GRÜNEN, nur eines möchte ich schon sagen, denn ich verstehe nicht ganz: Ist die ÖSAG als Gesellschaft in die SUPerNOW eingebunden oder nicht? Das ist schon irgendwie eine gravierende Frage, denn dann würde vorher etwas gefragt werden, was noch nicht bestimmt worden ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Es sind die Einrichtungen, die sich mit Straßenbau beschäftigen, natürlich in den Prozess der SUPerNOW eingebunden. Insofern ist es - noch einmal wiederholt - patschert, wenn man zu einem Zeitpunkt, wo man weiß, dass möglicherweise die eine Trasse überhaupt keine Zustimmung finden wird, damit noch eine Ausschreibung unterlegt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer. Danke. - Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Eingangs möchte ich festhalten, dass wir durchaus erfreut sind, dass Sie der erste Stadtrat seit vielen Jahren waren, der gemeinsam mit dem zuständigen Bundesminister für Technologie und Infrastruktur dieses Problem der Umfahrung, vor allem im Norden und Nordosten, angegangen ist. Es steht außer Zweifel, dass hier Bedarf besteht, dass die Notwendigkeit einer raschen Durchführung einer solchen Umfahrung besteht.

Jetzt ist, wie ich höre, eine Gesellschaft in Planung oder einmal in der Idee, wo sich die beteiligten Länder, der Bund, Baufirmen, Banken und Sonstige zusammentun. Einer der Hauptgründe ist, wie ich höre, ein zeitlicher, denn wenn durch solch eine Gesellschaft möglicherweise der Straßenbau vorangetrieben werden kann und finanziert ist, werden die langen Genehmigungsverfahren, so lese ich hier, um Jahre verkürzt. 

Daher meine Frage: Wie groß würde bei diesem Projekt der Umfahrung Wiens im Norden bei der Planung oder bei der Installierung einer solchen Gesellschaft der zeitliche Vorteil beim Genehmigungsverfahren sein?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Wir haben vor kurzem - der Artikel war im "Kurier" - gelesen, dass sich die drei Bundesländer der Ostregion dorthin bewegen, dass für den Fall, dass aus den Mitteln der ÖSAG, die aus der Lkw-Mauteinnahme kommen, die Realisierung des Umfahrungsrings um Wien zu langsam umgesetzt werden könnte, ein PPP-Modell in Überlegung ist.

Ich kann Ihnen zum heutigen Zeitpunkt noch nicht sagen, wie dieses PPP-Modell im Detail aussehen wird. Für mich ist aber eines auch klar, und das ist eine der großen Befürchtungen der Wienerinnen und Wiener nördlich Donau, vor allem in Floridsdorf: Wenn die A 5 gebaut werden sollte und es noch keine Umfahrung von Wien geben sollte, dann ist die Brünner Straße zugestaut. Und das können wir uns nicht wünschen. 

Daher bin ich sehr froh, dass die drei Landeshauptmänner sich in diese Richtung geeinigt haben, dass es ein PPP-Modell, wenn, dann nur gemeinsam, für diese Strecken geben wird, sodass sichergestellt ist, dass wir nicht vom Verkehr über die A 5 überrollt werden können, sondern dass der Durchzugsverkehr abgeleitet werden kann. Insofern sind wir hier noch in den Verhandlungen. Es gibt noch kein Endergebnis. 

Ich möchte aber auch eines klarstellen: Im Wirtschaftsteil des heutigen "Kurier" berichtet der Vorstandsvorsitzende der ASFINAG, Dr Hecke, dass er den politischen Auftrag hat, die ASFINAG zu privatisieren. Hiezu gab es mit den Ländern überhaupt keine Gespräche, und ich bezweifle sehr - so wie auch der "Kurier"-Kommentator -, ob eine Totalprivatisierung der Bundesstraßenbaugesellschaft ASFINAG auch wirklich ein Allheilmittel sein könnte.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage: Herr GR Mag Chorherr. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ich möchte schon noch einmal auf den Kern der Frage eingehen. Was bleibt eigentlich noch für Verkehrspolitik? 

Herr Stadtrat, wie ist es möglich - Sie haben jetzt irgendwie geschickt so Halbinformationen zugegeben -, dass bei einem der wichtigsten, umstrittensten und sensibelsten Infrastrukturprojekte, nämlich wie man im Nordosten Wiens weitertut - wobei wir, das möchte ich noch einmal sagen, bei vieler Skepsis, die wir bei der SUP hatten und haben, den bisherigen Verlauf ambivalent, aber durchaus positiv einschätzen -, eine Gesellschaft quasi vorprescht und ohne Akkordierung mit der Wiener Politik - und das ist ein riesiges Straßenprojekt aus Wiener Sicht - genau jenes Projekt ausschreibt, und zwar mit der Beilage, die, wie Sie auch gesagt haben, in allen Bewertungen am schlechtesten wegkommt; insbesondere vor dem Hintergrund - Sie haben es jetzt erwähnt -, dass es sogar Überlegungen gibt, den gesamten Straßenbau zu - Anführungszeichen - "privatisieren". Zahlen tut es ja weiter die öffentliche Hand. Das sei allen Privatisierungsbefürwortern gesagt. Es ist ja nicht so, dass da neben der Autobahn "Powered bei Coca Cola" steht und dass das privat finanziert ist. Das ist aus öffentlichen Mitteln finanziert. 

Sehen Sie nicht, wenn schon so etwas passiert - Sie sagen patschert, ich halte das für eine skandalöse Vorgangsweise -, eine fundamentale Gefahr, dass in dem Ausmaß, in dem jetzt PPP-Modelle oder gar Privatisierungsmodelle angedacht werden, völlig an der Verkehrspolitik vorbei Fakten geschaffen werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Ich würde nicht so streng ins Gericht gehen mit der Vorgangsweise der ASFINAG, möchte aber doch auf eines hinweisen: Wir haben vor ungefähr eineinhalb Jahren, im Frühjahr 2001, der ASFINAG und der ÖSAG angeboten, dass die Stadt Wien - so wie das, nebenbei bemerkt, in Niederösterreich passiert - die Planungen, von der generellen Planung bis zur Detailplanung, für das Projekt Querung der Donau und Nordostumfahrung mit übernimmt und im Auftrag dieser beiden Gesellschaften durchführt. Im Unterschied zu der Lösung mit Niederösterreich haben sich die Kolleginnen und Kollegen bei der ASFINAG und bei der ÖSAG nicht bereit gefunden, dieses der Stadt Wien zu übertragen. 

Ich kann diese Gesellschaft nicht dazu zwingen, sie hat den bundesgesetzlichen Auftrag, ich teile aber Ihre Ansicht, dass es besonders konfliktträchtig werden würde, wenn so eine Gesellschaft vollkommen privatwirtschaftlich agieren könnte.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Bevor wir zur 3. Anfrage kommen, darf ich der Ordnung halber noch Frau GRin Tomsik ebenfalls krankheitshalber für heute entschuldigen.

Frau amtsführende Stadträtin, ich ersuche um Beantwortung der 3. Anfrage (FSP/04632/2002/0002-KVP/GM) von Herrn GR Dr Hahn: Die Ausschreibung der Stelle des KAV-Generaldirektors anstatt einer Vertragsverlängerung ist als bewusstes Zeichen des Misstrauens gegenüber Dkfm Dr Direktor Hauke zu werten. Welche Kritikpunkte an seiner Amtsführung beziehungsweise seiner Person haben Sie zu dieser Vorgehensweise veranlasst?
Bitte schön.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Herr Gemeinderat!

Bezüglich Ihrer Feststellung, dass die Ausschreibung der Stelle des KAV-Generaldirektors anstatt einer Vertragsverlängerung als bewusstes Zeichen des Misstrauens gegenüber Dior Univ Prof Dkfm Dr Hauke zu werten ist, nehme ich an, dass Sie vom Umgang Ihrer Partei in der Bundesregierung mit den Beamtinnen und Beamten Rückschlüsse auf die Gemeinde Wien ziehen. Dem ist nicht so. Ich rufe Ihnen daher in Erinnerung, wie damals bei der Bestellung von Herrn Univ Prof Dkfm Dr Hauke zum Generaldirektor des KAV vorgegangen wurde. 

Nach den Umstrukturierungen zur Gründung des KAV und den Maßnahmen des ersten GenDiors Dr Heinz Naegler wurde der Vertrag mit ihm nicht mehr verlängert. Dementsprechend erfolgte eine Ausschreibung, bei der Herr Dr Hauke unter den Kandidaten als geeignetster ausgewählt wurde. Er erhielt seinen Vertrag bis Ende 2002. Es ist daher durchaus möglich und üblich, einen Vertrag, der abläuft, nicht mehr zu verlängern, sondern eine neue Ausschreibung zu initiieren, vor allem dann, wenn neue Aspekte bei der Führung des Unternehmens nützlich sein könnten. Die begrenzten Budgetmittel erzwingen eine Prioritätensetzung, die unter sehr schwierigen Bedingungen zu fällen ist. 

Grundsätzlich ist Ihre Frage aber absolut unfair gegenüber einem Beamten dieser Stadt, der in den verschiedensten Funktionen für die Gemeinde Wien tätig war. Sie fordern mich damit auf, quasi öffentlich einen Beurteilungsbogen vorzutragen und zu erläutern. Für eine solche Vorgangsweise bin ich nicht zu haben, da ich tief ins Persönliche gehende Urteile über die Abteilungsleiter meiner Geschäftsgruppe vor dem Gemeinderat sicher nie abgeben werde. 

Die Vorgangsweise Ihrer Partei mit den Beamten der Bundesregierung hat natürlich gezeigt, dass Sie andere Wertmaßstäbe bei Menschen anlegen. Ich werde weder im Guten noch im Schlechten über eine meiner Mitarbeiterinnen oder einen meiner Mitarbeiter vor dem Gemeinderat sprechen. (StRin Karin Landauer: Sie haben es aber schon gemacht!) Daher kann ich nur wiederholen, dass ich Ihre Aufforderung als einen Ausdruck des schlechten Stils verstehe, den die ÖVP in dieser Bundesregierung bei ihren Beamten und Vertragsbediensten in diversen Ministerien zum Nachteil des Steuerzahlers eingeführt hat und den Sie nun auch der Gemeinde Wien zuordnen. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ja wirklich tiefstes Niveau!) 

Sie haben nicht auf den Ablauf von Verträgen gewartet, sondern Sie haben willkürlich Verträge aufgelöst mit Millionenabschlagszahlungen für die Betreffenden zu Lasten der Steuerzahler. Sie haben - darauf werde ich später auch noch eingehen - Ministerien willkürlich umstrukturiert und Beamte durch Personen mit eindeutig parteipolitischer Ausrichtung ersetzt. 

Abgesehen davon hat eine ÖVP-Ministerin Menschen vom Jahrgang 1945 und jünger mit 90 Prozent ihrer Letztbezüge in Frühpension geschickt, wie unlängst in einem Bericht des "News" aufgezeigt wurde. (Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.) Der Schaden für den Steuerzahler ist beträchtlich, während durch die Vorgangsweise einer Neuausschreibung bei einem abgelaufenen Vertrag keine Kosten für die Wiener Steuerzahler anfallen. 

Ich bekenne mich dazu, dass ich verpflichtet bin, den Besten für die Bewältigung der Aufgaben zu suchen. Mit der Auswahl der Führungskräfte meiner Geschäftsgruppe muss ich Schritte für einen gesundheitspolitischen Aufbruch setzen, der sich nach der Zeit der Konsolidierung abzeichnet. GenDior Dr Hauke wurde von mir von dem Wunsch nach Neuausschreibung des Dienstpostens in Kenntnis gesetzt. Dies wird, wie vorher angeführt, der Stadt Wien keine Mehrkosten verursachen.

Abschließend - bevor ich Ihnen nur von einem Minister die Umbesetzungen jetzt zur Kenntnis bringe, damit es alle hier wissen - möchte ich Ihnen noch versichern, dass bei all diesen Vorgangsweisen die ÖVP hinsichtlich des Schadens für die Steuerzahler die FPÖ bei weitem überrundet hat. Die FPÖ hat vielleicht den Fehler gemacht, dass sie es nicht so diskret wie Sie gemacht hat, aber der Schaden, den Sie von der ÖVP dem Steuerzahler verursacht haben, war um ein Gewaltiges größer als der der Freiheitlichen Partei. Ich möchte daher nur ein paar Leute anführen, die im Ministerium von Herrn Innenminister Strasser versetzt wurden: 

Herr Herwig Haidinger ersetzt Dick als Chef der Kriminalpolizei und wird Leiter des BKA. 

Oskar Strohmeyer, 49 Jahre, Chef der Gendarmerie, wurde nach Kritik zur Flugpolizei versetzt. 

Stapo-Chef Heindl wird entmachtet. Er bleibt zwar formal im Amt, seine Agenden übernimmt aber Gerd Boll, ÖVP, zuletzt im Heeres-Nachrichtenamt beschäftigt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist nicht mehr im Rahmen der Geschäftsordnung! - GRin Ursula Lettner: Vielleicht ist Ihnen das unangenehm!)

Neuer Sicherheitswachechef in Favoriten wurde Hartmut Bratengeier. Der Beförderte ist Gemeinderat der ÖVP in Marchegg. 

Karl Mahrer, VP, wird dem roten Generalinspektor für die Sicherheitswache beigestellt. 

Otto Prantl, FPÖ-Gendarmeriegewerkschafter, wird zum Leiter der neu geschaffenen Sektion V bestellt. 

Der Jurist Dr Theodor Thanner folgt dem vorzeitig in den Ruhestand gehenden Sektionsleiter Dr Werner Hampel mit 1. Oktober 2000 als neuer Leiter der Sektion I des Innenministeriums nach. 

Die Sektion III wird aufgeteilt. 

Abberufung von Gruppenleiterin Dr Keller, Zivildienst, Degradierung zur interimistischen Abteilungsleiterin, gleichzeitig aber Bestellung eines Konsulenten Dr Stradal, da ja die Arbeit nicht wegfiel. (StRin Karin Landauer: Herr Vorsitzender! Was soll das?)

Abberufung des Gruppenleiters Dr Dearing, der die gesamte Logistik des Hauses gemacht hatte, und Betrauung mit völlig untergeordneten Aufgaben der Begutachtung fremder Entwürfe. (StRin Karin Landauer: Herr Gemeinderatsvorsitzender! Was soll denn das? Das darf ja nicht wahr sein!)

Abberufung der Leiterin der EU-Abteilung Dr Schmidl-Wrulich, die den gesamten EU-Schengen-Beitritt gemanagt hatte, und Versetzung gegen ihren Willen in die Asylabteilung. 

Abberufung der Leiterin der Protokollabteilung Dr Kanera-Neugebauer und Bestellung zur Frauenbeauftragten. 

Abberufung - nach massivem persönlichem Druck bewarb er sich freiwillig um den Stellvertreter der SEG/Stmk - von Gruppenleiter Dick, Kriminalpolizei, und Ersatz durch den ehemaligen Leiter des Asylsamtes, Außenstelle Linz, und Büromitarbeiter Dr Haidinger. (StRin Karin Landauer: Herr Gemeinderatsvorsitzender! Das kann ja nicht der Geschäftsordnung entsprechen! - GRin Ursula Lettner: Das ist Ihnen unangenehm!)

Abberufung des Leiters der Amtswirtschaftsstelle Hanser, indem ihm nach einem völlig nichtigen Vorfall ein Disziplinarverfahren oder die Frühpension offeriert wurde, und Ersatz durch den Sohn von Ihnen, Frau Abg Korosec. (Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Die Wahrheit vertragen Sie nicht!)

So geht das am laufenden Band. Aber die Liste ist noch weitaus länger. (Erneute Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.) Sie haben das ja hinterfragt, Sie haben ja gefragt, was los ist, ob wir irgendwelche Gründe haben und Misstrauensvoten. Sie machen das ja ständig. (Beifall bei der SPÖ. - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor wir zur nächsten Frage kommen - wir reden hier nicht über Märchenstunde - hat sich Herr Klubobmann Dr Tschirf zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist Wahlkampf und möglicherweise gehen Emotionen höher, aber das, was wir hier erlebt haben, wie eine Stadträtin unter Missbrauch der Möglichkeiten hier etwas aufführt und damit parlamentarisches Handeln ... (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was heißt "aufführt"?) Entschuldigen Sie, Sie verteidigen das noch? Sie wissen, wo das hinführt. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was heißt "aufführt"? Entschuldigen Sie sich!) 

Ich würde Sie daher bitten, wirklich in jener Kultur, die dieses Haus braucht und die notwendig für die Demokratie ist, fortzufahren und nicht dieses erbärmliche Spiel aufzuführen, das wir jetzt hier erlebt haben. Es ist ein Skandal, wenn Sie das noch begrüßen. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ. - Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur nächsten Wortmeldung zur Geschäftsordnung: Herr Klubobmann Oxonitsch. - Bitte.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Einer Analyse kann ich mich anschließen: Wir haben Wahlkampf und es können Emotionen hochgehen. Aber führen wir uns vor Augen, was die Anfrage ist, die gestellt wurde. Hier wird konkret ein Ausschreibungsverfahren - ich sage jetzt einmal "subkutan", weil wir im Gesundheitsbereich sind - hergenommen - und das soll man auch den Zuhörerinnen und Zuhörern ganz klar sagen - und in irgendeiner Form unterstellt, dass diese Vorgangsweise eines Ausschreibungsverfahrens etwas Ungehöriges ist. 

Es ist sehr deutlich klargelegt worden, dass Wien hier einen anderen Weg geht, weil es diese Ausschreibungsverfahren genau zeitgerecht einleitet. Das kann man, glaube ich, auch den Vorgangsweisen gegenüberstellen, die seitens der Bundesregierung gewählt wurden, von der all diese Maßnahmen nicht zeitgerecht gesetzt wurden. Das hat die Steuerzahler viel Geld gekostet und das hat vor allem eines gefördert: parteipolitische Besetzungen. 

Hier gehen wir in Wien einen anderen Weg, und das wurde, glaube ich, auch sehr deutlich durch die Stadträtin aufgezeigt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte schön, Herr Pfeiffer, wenn Sie der Meinung sind, Sie haben natürlich das Recht, zur Geschäftsordnung zu sprechen. 

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist in der Geschäftsordnung klar geregelt - das wissen Sie ganz genau -, dass entsprechend ihrer Reihung die Anfragen vom Vorsitzenden aufgerufen werden. Die Beantwortung hat so kurz und so konkret zu erfolgen, wie es die Anfrage zulässt. (GRin Ursula Lettner: Kurz geht leider nicht! Die Liste ist so lang!) 

Lassen Sie mich Ihnen jetzt die Anfrage vorlesen, damit Sie hören, wie kurz und konkret sie ist und wie die Beantwortung darauf kurz und konkret zu erfolgen hat. (GR Godwin Schuster: Das werden Sie vorschreiben! - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Da steht drinnen: "Die Ausschreibung der Stelle des KAV-Generaldirektors anstatt einer Vertragsverlängerung ist als bewusstes Zeichen des Misstrauens gegenüber Dkfm Dr Dir Hauke zu werten. Welche Kritikpunkte an seiner Amtsführung beziehungsweise an seiner Person haben Sie zu dieser Vorgehensweise veranlasst?" - Und da hat keine Stadträtin der Welt über ein Ressort des Bundesministers zu reden. Das ist geschäftsordnungswidrig und das werden wir in dieser Art und Weise in diesem Haus nicht durchgehen lassen! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Es ist Ihnen unangenehm zu hören, wie viele Leute Sie in die Wüste geschickt haben!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Haben wir jetzt alle Wortmeldungen zur Geschäftsordnung? - Ich danke schön. 

Herr GR Dr Hahn, Sie haben die erste Zusatzfrage. 

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin, gestatten Sie mir auch ein paar Bemerkungen zu dieser Diskussion. (GR Franz Ekkamp: Nein! Stellen Sie eine Zusatzfrage! - Weitere lebhafte Zwischenrufe.) Sagt einmal, unter welchem Stress steht ihr? (Ruf: Unter gar keinem!) Na prächtig! 

Frau Stadträtin! Bei allem Respekt vor dem Amt, Sie sind ja in Wien hinlänglich dafür bekannt, dass Sie selten auf die Fragen, die man Ihnen stellt, antworten (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was soll das?), aber dass Sie das auch noch verlesen müssen, was Sie nicht richtig beantworten, ist ja symptomatisch. Es ist auch interessant, dass Sie sich offensichtlich für das Kabinett des Schattens jetzt als Innenministerin qualifizieren wollen. Das war mir auch neu, aber es soll uns recht sein. 

Zum eigentlichen Thema zurückkommend: Sie monieren hier einen Stil, wo ich mich frage, was Ihr Stil ist, wenn Sie für einen bewährten Mitarbeiter - und ich möchte an dieser Stelle schon sehr ausdrücklich sagen, dass ich die Arbeit und auch die Person des Herrn Dr Hauke sehr schätze - eine Ausschreibung vornehmen, die man vornehmen kann, das ist richtig, aber Sie wissen genauso, dass es nicht notwendig gewesen wäre, diese Ausschreibung vorzunehmen, wenn Sie mit der Arbeit des Herrn Generaldirektors einverstanden gewesen wären. Es hätte Ihnen niemand irgendetwas verwehren können, wenn Sie eine normale Vertragsverlängerung vorgenommen hätten. 

Ihre Antwort, sofern sie sich auf meine eigentliche Frage bezogen hat, war für mich ebenfalls sehr symptomatisch, denn Sie haben keine Antwort gegeben. Sie war aber, wenn man zwischen den Worten hören kann, sehr wohl eine Antwort. Aber die praktische Konsequenz - das zum Thema Stil - ist, dass Herr GenDior Hauke - das höre ich aus den Kreisen des KAV - momentan gewisse Autoritätsprobleme hat, weil es vollkommen in der Schwebe ist, ob er weiterhin diese Funktion ausübt oder nicht. Wenn Sie mit seiner Arbeit nicht einverstanden sind - ich kann das schon verstehen, dass Sie das vielleicht jetzt hier nicht öffentlich sagen wollen -, dann sollten Sie das intern so kommunizieren, dass er von sich aus klipp und klar sagt, dass er sich nicht weiter bewerben wird, damit hier klare Voraussetzungen gegeben sind, damit die Mitarbeiter wissen, woran Sie sind, und dass hier nicht ein monatelanger Schwebezustand eintritt, der für die Arbeit des KAV und für seine Mitarbeiter keinesfalls erfreulich und befriedigend ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! 

Sie haben gesagt, ich habe zwar nicht beantwortet, aber doch beantwortet. Ich weiß jetzt nicht genau, ob ich nicht beantwortet oder beantwortet habe, aber ich habe jedenfalls klar gesagt, dass ich ein ausführliches Gespräch mit dem Generaldirektor gehabt habe, in dem ich ihn darauf hingewiesen habe, dass ich neuerlich ausschreiben werde. Und mehr bin ich wirklich nicht bereit, über die Arbeit eines Beamten hier vor allen zu sagen. Wie gesagt, es gibt auch eine Schweigepflicht, und es geht darum, dass man nicht über Details in der Öffentlichkeit spricht. Das würden Sie nicht wollen und das will auch kein anderer. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Mag Kowarik. - Bitte. 

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es ist für uns bedeutungsvoll, dass gerade zu einem Zeitpunkt, da der KAV in eine wichtige Phase kommt, eben die Phase der Unternehmenswerdung, und die begonnenen Arbeiten weitergeführt werden sollen und auch angesichts der Tatsache, dass das AKH aus dem KAV ausgegliedert werden soll, eigentlich eine gewisse Kontinuität notwendig wäre in der Weiterführung der Geschäfte der Generaldirektion. 

Es kann natürlich sein, dass seine Tätigkeit doch nicht so aufgenommen wurde, wie es sein sollte. Das kann man nur vermuten. Wir haben ja schon beobachtet, dass zum Beispiel die engere Zusammenarbeit mit der früheren Dienststelle von Herrn Bereichsleiter Dr Schmidl mit dem KAV, die von Ihnen, glaube ich, inszeniert worden ist, doch auch kommentiert worden ist, als eine gewisse Form der Unzufriedenheit, dass Sie sich gedacht haben, es ist notwendig, dass auch noch andere Dienststellen hier mitarbeiten. Wir haben das beobachtet und schon feststellen können, dass es vielleicht doch so ist, dass Ihre Ansichten über Dior Hauke doch anders sind, als vielleicht jene Ihres Vorgängers. 

Aber unabhängig davon - es ist klar, dass ein Vertrag verlängert werden kann, dass eine Ausschreibung gemacht werden kann, und das ist ja auch vorgesehen -, gibt es hier im Zuge der Ausschreibung, die ja vorige Woche, glaube ich, publiziert worden ist, schon noch einige Fragen oder zumindest eine Frage, denn bevor die Ausschreibung noch veröffentlicht war, wurde schon kolportiert, dass eigentlich schon feststehen soll, dass Frau Dr Moritz die zukünftige Generaldirektorin ist. Ich frage Sie, wie Sie zu diesen Feststellungen stehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Es steht überhaupt nichts fest, weil wir nicht wissen, wer sich aller bewirbt und welche Personen dann, sozusagen durch die Beamten geprüft, als Bestgereihte vorgeschlagen werden. Ich habe das auch ähnlich gehört, als es um die Patientenanwaltschaft ging. Da kamen böse Briefe, dass ich sicher eine Ärztin nehme werde. Sie haben gesehen, es ist dann Herr Dr Dohr Patientenanwalt geworden, der absolut kein Arzt, sondern ein Jurist ist. 

Ich weiß nicht einmal, ob Frau Dr Moritz sich bewerben wird. Ich kann Ihnen dann am 18. oder am 19. November sagen, wer sich beworben hat, und auch dann muss man sich alle Bewerbungsschreiben ansehen und muss schauen, was für die weitere Unternehmensführung des KAV das Beste ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz. - Bitte. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Vorausschickend möchte ich erwähnen, dass ich es für eine richtige und gute Praxis halte, die Leitungsposten im Bereich der Gemeinde Wien auszuschreiben, und es ist per se, Kollege Hahn, noch nicht ein Missvertrauensantrag, wenn diese Praxis der öffentlichen Ausschreibung von wichtigen Funktionen in der Gemeinde Wien künftig verstärkt und hoffentlich als Regelfall Einzug hält. Wenn ein Vertrag verlängert wird, dann kann sich der Vertragsinhaber bewerben, und er hat dieselben Chancen wie alle anderen. Und es ist auch kein Schaden, wenn sich Frauen bewerben - so viel sei zur Frau Dr Moritz gesagt -, denn die Generaldirektion ist mit Männern besetzt und die Direktionen sind es auch. 

Aber, Frau Stadträtin, was mich im Zusammenhang mit Ausschreibungen interessiert, ist ein anderes noch offenes Problem, das einer Lösung harrt und wo Sie noch - ich versuche, so laut wie möglich zu reden, aber es ist hier herinnen sehr laut - eine Personalbesetzung ausständig haben, die sehr, sehr wichtig ist, und das ist die Semmelweis-Klinik. Es wurde die Ausschreibung der Position des Departmentsleiters im Frühjahr veröffentlicht, im September gab es Hearings. Sie haben meines Wissens mit den in der engeren Wahl befindlichen Kandidaten Anfang Oktober gesprochen. Seither ist Schweigen im Walde, und das ist weder für die Semmelweis-Klinik ein akzeptabler Zustand noch für den mittlerweile letzten verbleibenden Bewerber. Denn die habilitierten Bewerber haben ja zurückgezogen.

Meiner Einschätzung nach ist dieser Rückzug darin begründet, dass die Departmentsleitung als Führungsebene zwischen Primariat in der Rudolfstiftung und Oberarzt in der Semmelweis-Klinik eigentlich eine schwierige Position ist. Ich glaube auch, dass der Evaluationsauftrag für die Semmelweisklinik, Leistungen zu steigern bei gleichem Personalstand und verkleinertem Aktionsradius, weil ja die Gynäkologie geschlossen wurde, ins Auge gehen kann, denn die Kosten werden nicht geringer werden und der Leistungsnachweis wird schwieriger sein.

Ich frage Sie daher, Frau Stadträtin: Wann werden Sie entscheiden? Wann wird die Position des Departmentsleiters endlich besetzt, und wie soll es überhaupt weitergehen mit der Semmelweis-Klinik?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sie haben es selber schon angesprochen, dass zwei Bewerber zurückgezogen haben. Dass eine gute Leistung möglich ist bei dem vielen Personal, das die Semmelweis-Klinik hat - sie hat den zweithöchsten Personalschlüssel nach dem AKH -, muss wohl drinnen sein, und zwar durchaus auch dann, wenn man eventuell Leistungen steigern muss. 

Die Gynäkologie dort wollten wir aus Qualitätsgründen nicht weiterführen, weil es bei Uterusoperationen manchmal zu Verletzungen des Darms oder der Ureteren kommen könnte und dann die jeweiligen Fachleute vor Ort sein sollten. Das ist mit der Gesundheit und dem Leben der Frauen wesentlich besser vereinbar, als wenn man sie erst wohin transportieren müsste oder ein Chirurg in die Semmelweis-Klinik kommen müsste, oder der Gynäkologe verschließt den Darm oder rekonstruiert den Ureter. Das ist nicht unbedingt die beste Möglichkeit für die Frauen. Aus diesen Gründen und weil wir auch genügend gynäkologische Einheiten haben, haben wir uns dazu entschlossen, das dort nicht mehr fortzuführen. 

Die Ernennung wird sicher in nächster Zeit erfolgen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Wir kommen zur vierten Zusatzfrage - wir haben noch eine, Frau Stadträtin, bitte -: Herr Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Ist mir das jetzt entgangen oder ist es tatsächlich so, dass die Funktion des Generaldirektor-Stellvertreters Kaspar, die meines Erachtens ja auch auslaufen müsste, nicht ausgeschrieben wurde?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat, da haben Sie nicht gut nachgeschaut. Sie haben mich vor einem Jahr angegriffen, dass ich die Teilunternehmen interimistisch besetzt habe. Sie sind alle drei erst nach zwei Jahren auszuschreiben, dann wird das durchgeführt werden. (Zwischenruf von GR Dr Johannes Hahn.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, die Daten noch zu vergleichen, Herr Dr Hahn. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP/04633/2002/0002-KFP/GM). Sie ist von Herrn GR Ing RUDOLPH an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Welchen Konkretisierungsstand hat das von Ihnen im Sommer angekündigte Projekt der Errichtung einer Tourismus-Akademie auf dem Kahlenberg/Josefsdorf erreicht?

Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Erlauben Sie mir zunächst nur eine kleine, aber, wie ich meine, nicht unwichtige Vorbemerkung: Bei diesem Projekt am Kahlenberg handelt es sich zu einem erheblichen Teil um ein privat zu finanzierendes Projekt. Zu einem erheblichen Teil deswegen, weil dort sicher noch ein Insolvenzverfahren abzuwickeln ist, weil dort auch eine Bank entsprechend involviert ist - also eigentlich sind es zwei, aber eine größere, die auch federführend dabei ist - und weil es sich zum Dritten natürlich auch um ein Projekt handelt, das im Wesentlichen von privaten Finanziers getragen wird. 

Es gibt allerdings einen Aspekt dabei, der natürlich sehr wichtig und entscheidend für die Umsetzung ist, das ist die Frage dieser Tourismusakademie, wenn man so will, einer Verdoppelung des Moduls.

Worum geht es im Prinzip? - Wobei ich zwar davon ausgehe, dass Sie es wissen, aber nicht alle hier. Es geht im Prinzip darum, dass wir heute vor der Situation stehen, dass pro Ausbildungsplatz im Modul etwa vier Bewerber da sind, von denen drei mangels Platz abgewiesen werden müssen. Es ist auf der anderen Seite festzustellen, dass gerade die dort Ausgebildeten eigentlich auf der ganzen Welt gesuchte Leute im gesamten Gastronomie-, Hotellerie- und Tourismusbereich sind. Es war daher nahe liegend, dass man die Investitionen auf dem Kahlenberg, um diesen - das würde ich auch sagen - tatsächlichen Schandfleck hier in der Stadt zu beseitigen, mit einer Lösung auch der zweiten Frage verknüpft, nämlich der Ausbildung im Tourismusbereich. Das ist die ganze Grundidee.

Es gibt eine Vereinbarung - eine noch zu unterfertigende und zu beschließende Vereinbarung, um das präzise zu sagen - zwischen der Stadt Wien und der Wiener Wirtschaftskammer, um diese Tourismusakademie zu realisieren. Hier sind alle offenen Fragen geklärt. Nicht geklärt sind alle offenen Fragen im Hinblick auf die Betreiber, etwa des Restaurants, etwa des Fitnessklubs oder etwa des Hotels, vor allem letzteres. 

Vor dieser Situation stehen wir. Die Finanziers und der federführende Investor sind auf der Suche nach entsprechenden Betreibern, sodass dann ein Gesamtmodell erstellt werden kann. Wir - also die Stadt und auch die Wirtschaftskammer Wien - haben unseren Part erfüllt und wir werden das gerne auch gemeinsam machen.
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Herr GR Ing RUDOLPH. - Bitte.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Ich danke für die Beantwortung. Die Informationen, die mir vorliegen, sind im Wesentlichen diejenigen, die im Juli des heurigen Jahres in den Tageszeitungen publiziert wurden, und da findet sich auch folgende Passage - die findet sich übereinstimmend in den Zeitungen -, dass die Vorfinanzierung und die Kosten für den ersten Lehrgang die Stadt übernehmen wird. Also die Vorfinanzierung, so wie das hier steht, ist für das gesamte Projekt der Tourismusakademie zu verstehen. 

Daher meine Frage an Sie, Herr Bürgermeister: Wie hoch wird der Betrag sein, der für die Vorfinanzierung und für die Kostenübernahme dieses ersten Lehrgangs notwendig sein wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich kann Ihnen diesen Betrag zur Stunde natürlich nicht in jener Präzision sagen, wie das nötig wäre, aber er wird sich in etwa in derselben Höhe bewegen wie ein Fachhochschullehrgang. Ungefähr das Gleiche wird es auch in diesem Fall sein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage: Frau GRin Ringler.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Tourismus ist für Wien eine sehr, sehr wichtige auch wirtschaftspolitische Frage und auch eine wichtige Einnahmenquelle. In der letzten Tourismuskommission haben wir diskutiert, wie es denn um neue Zielgruppen für Wien steht. Es wurde ja vom Tourismusverband ein Zielgruppenfolder für den Bereich der Schwulen/Lesben Community entwickelt, der zeigt, was wir in dieser Stadt auch in diesem Bereich haben, und ich glaube, das ist richtig und gut so. Wir haben auch über den Bereich der Jugend und der jungen Menschen geredet, die wir vielleicht in dieser Stadt noch stärker ansprechen sollten.

Wir haben ja, wie Sie wissen - ich habe heute den Kulturstadtrat auch schon darauf angesprochen -, ein Filmfestival für diesen Bereich, das "queer identities"-Filmfestival, das sehr, sehr erfolgreich ist und das die Möglichkeit bietet, einen wichtigen Beitrag zu leisten, dieser Gruppe von Menschen in unserer Stadt, die ja vielen Diskriminierungen ausgesetzt ist, sozusagen auch ihre speziellen kulturellen Wünsche zu erfüllen. 

Mich würde jetzt sehr konkret interessieren, wie Sie zur Finanzierung dieses Filmfestivals stehen und ob Sie auch ganz persönlich der Meinung sind, dass wir auch im Kontext zu dieser wichtigen Zielgruppe sicherstellen sollen, dass dieses Filmfestival im nächsten Jahr stattfinden kann? (VBgm Dr Sepp Rieder: Das gehört nicht zum Thema!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Zweifelsfrei stehe ich diesem Filmfestival durchaus positiv gegenüber, aber ich bitte Sie um Verständnis, dass ich beim allerbesten Willen den Zusammenhang zwischen dem Filmfestival und dem Projekt Kahlenberg nicht erkennen kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich verstehe Sie, Herr Bürgermeister. Das ist auch sehr schwer.

Eine Frage hätte ich im Zusammenhang jetzt wieder mit dem Kahlenberg. 

Sind Sie bereit, bei der gesamten Gestaltung, die dort oben ja mit einigen Vertragspartnern durchgeführt werden muss, auch die Interessen jener Betriebe mit einzubeziehen und zu überlegen, die jetzt während der ganzen Zeit, da das Hotel verfallen ist, zumindest im Bereich des Restaurants den Betrieb geführt und damit natürlich auch die Erhaltung einer Stätte, die für unser Wien ja immer wieder ein Herzeigepunkt ist, gewährleistet haben? 

Sind Sie bereit, denen auch eine gewisse Position in diesem nunmehr sich entwickelnden Prozess einzuräumen und sie ein wenig zu unterstützen dabei?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Na selbstverständlich, denn dieser Projektvorschlag des federführenden Investors gibt uns ja eine über das eigentliche Projekt hinausgehende Chance. Er gibt uns zum einen die Chance, dies wieder zu jenem attraktiven Ausflugspunkt zu machen, der der Kahlenberg einmal gewesen ist. Dazu zählt zweifelsfrei dieses Restaurant mit den entsprechenden Möglichkeiten auch eines Panoramablicks, dazu zählen bis hin zur Stephaniewarte natürlich auch eine ganze Reihe von Einrichtungen, die es dort gibt und die zum Teil auch mit viel Geld - ich denke an die Stephaniewarte - hergerichtet wurden und sohin dort auch ein Gesamtkonzept ermöglichen.

Zum Zweiten - und das finde ich ebenso faszinierend - wird man dort generell gesehen dann auch die Möglichkeit haben, diesen Raum für Kunst- und Kulturmärkte oder für andere Initiativen entsprechend zu nutzen. 

Ich denke, es geht um eine Gesamtattraktivierung dieses Raums, dieses so prominenten Raums der Stadt, um eine Nutzung für die Anrainer selbstverständlich, aber natürlich generell gesehen auch für die Stadt, und dieses Projekt ist, wenn man so will, das Leitprojekt dafür. 

Es war auf Grund des Zustands, der bisher geherrscht hat und leider dort noch herrscht, natürlich nicht möglich, eine tatsächliche Attraktivierung dieses Raums herbeizuführen. Es hat zwar Versuche gegeben, Anläufe dazu gegeben, das zu tun, die jedoch aus nachvollziehbaren Gründen gescheitert sind. Jetzt denke ich, dass wir in einem absehbaren Zeitraum mit der entsprechenden Verantwortung auch privater Investoren dort diese Möglichkeit haben werden. Ich bin ganz sicher und werde auch gemeinsam mit Herrn Präsident Nettig sehr aufmerksam diese Dinge verfolgen, damit wir diese Chance - ich würde sagen, diese einmalige Chance - auch nutzen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Ing RUDOLPH. - Bitte. 

GR Ing Herbert Rudolph (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Sie haben vorhin von Schandfleck gesprochen und von einem Scheitern aus nachvollziehbaren Gründen. Ich darf kurz in Erinnerung bringen: Die jetzt insolvente Voith GesmbH wollte ja dort auf dem Standort eine Klinik errichten, eine Tagesklinik auf privater Basis. Es wurde sogar hier im Gemeinderat nach intensiven Diskussionen auch im Bezirk eine notwendige Flächenwidmungsänderung beschlossen, damit dieses Bauvorhaben realisiert werden kann. Das heißt, der damalige Betreiber hatte bei der Gemeinde Wien einen recht guten Zugang, zumindest bis zu dem Zeitpunkt, wo er vom damaligen Gesundheitsstadtrat Rieder leider erfahren musste, dass es keinen Bedarf dafür gibt, und dieses Projekt dann an der Bedarfsprüfung gescheitert ist. Und seither haben wir das, was Sie völlig zu Recht als Schandfleck bezeichnen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das war nicht von mir, sondern von der Behörde!) Aber es gibt ja durchaus die Möglichkeit, ein bisschen auch auf Grund gewonnener Erkenntnisse aus der Vergangenheit schneller dafür Sorge zu tragen, dass dieser Schandfleck beseitigt wird. 

Ich frage Sie daher, Herr Bürgermeister: Welche 
Ideen und Maßnahmen zur Verfahrensbeschleunigung bei der Abwicklung dieses Projekts werden Sie uns demnächst vorstellen können, etwa auf Grund der gewonnen Erfahrungen, die Sie bei der sehr schnellen Abwicklung der Bewilligung für das Blechcontainerdorf für den Wahlkampf neben dem Burgtheater gemacht haben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Eine relativ elegante Überleitung zu einem anderen Thema, das Sie offensichtlich brennender interessiert, als die Frage der Lösung eines zweifelsohne städtischen Problems, wie es der Kahlenberg ist. 

Ich darf Ihnen versichern, dass die Verfahrens-abwicklung nicht wirklich ein Problem sein kann, denn bei einer Investition von etwa 1,7 Milliarden S, die Baxter in Wien Donaustadt getätigt hat, hat die gesamte Verfahrensdauer drei Monate gedauert, was den amerikanischen Präsidenten von Baxter auch dazu veranlasst hat zu sagen, das ist eine gewaltige Leistung, das wird in den USA, in den Vereinigten Staaten, nicht zusammengebracht. Also wir sind in den Verfahrensabwicklungen offensichtlich schneller als das, wenn man so will, Mut-terland des Kapitalismus. Das ist nicht meine Formulierung, das ist die Formulierung von Baxter. Ich habe das zufrieden zur Kenntnis genommen. 

Ich habe damals auch hinzugefügt, dass ich mir wünschen würde, dass die Verfahrensabwicklung dann, wenn der Greißler ums Eck einen Zusatzraum braucht, ähnlich schnell wäre. Aber offensichtlich bedarf es nicht neuer Vorschläge meinerseits, sondern es ist das Instrumentarium vorhanden, Verfahren auch entsprechend schnell abzuwickeln. 

Dafür, dass es bei dem Container beim Burgtheater sehr schnell gegangen ist, konnten die Wiener Behörden schon üben, denn bei einer ähnlichen Genehmigung einer ÖVP-Veranstaltung hat es ebenfalls nur drei Tage gedauert. Also Sie sehen, Übung macht den Meister, und man kann zweifelsohne sehr schnell auch entsprechende notwendige Abwicklungen abführen. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber die Ästhetik!) Mein Gott, über Ästhetik, Herr Klubobmann, können wir zwei lange reden. Ob es allerdings einen Sinn hat, wenn wir beide uns über Ästhetik unterhalten, das will ich dahingestellt sein lassen. (Beifall bei der SPÖ. - Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP/04079/2002/0005-KSP/GM) - die Fragestunde ist noch nicht beendet -, die von Herrn GR Mag Reindl an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe für Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet ist: Für die Prüfung möglicher Varianten für eine Nord-Ost-Umfahrung wurde Anfang des Jahres eine Strategische Umweltprüfung - die SUPer NOW - gestartet. Wie ist der aktuelle Stand dabei?
Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Gemeinderat, wir haben die Strategische Umweltprüfung Nordost aus einem klaren Grund durchgeführt. In den beiden Bezirken - 21., Floridsdorf, und 22., Donaustadt - ist die Bevölkerung in den letzten zehn Jahren gewaltig angewachsen. Wir haben in der Donaustadt zum Beispiel ein Bevölkerungswachstum von 30 Prozent gehabt, und die Menschen jenseits der Donau haben ebenfalls Verkehrsbedürfnisse, die es früher nicht gegeben hat. Es gibt die Notwendigkeit, Betriebe anzusiedeln, Einkaufszentren unterzubringen, und es gibt daher auch die Notwendigkeit, den donauquerenden Verkehr im öffentlichen Verkehr und im Individualverkehr besser zu gestalten. Wir wissen aber auch, dass es - das ist einmalig auf der Welt in einer Hauptstadt, in einer Millionenstadt - einen Nationalpark in den Grenzen dieser Millionenstadt gibt. Hier gibt es die Notwendigkeit zu untersuchen, welche Umwelterfordernisse man berücksichtigen muss, wenn man insbesondere den Individualverkehr über die Donau bringen möchte und im Grunde eine Brücke oder eine Untertunnelung der Donau angedacht ist, die dann auf der Nordseite an den Toren des Nationalparks endet. 

Daher beschäftigt sich die Strategische Umweltprüfung Nordost im Wesentlichen auch mit der 6. Donau-querung und mit dem Umfahrungsring um Wien. Im SUPerNOW-Team werden vier Varianten untersucht. Die eine ist die Nullvariante, also keine zusätzliche Straße, die zweite Variante ist die innenliegende Straßenvariante, die dritte Variante ist die Untertunnelung der Lobau, die vierte Variante ist eine Optimierung als Ergebnis der Beratungen in dem SUPerNOW-Team. 

Ich gehe davon aus, dass der Zeithorizont, den sich dieses Team gesteckt hat, eingehalten wird und wir die SUPerNOW-Arbeiten mit Jahresende 2002 abschließen werden. Dann sollte auch feststehen, welche Variante für die Umwelt gerade noch erträglich ist, um eine Straßenquerung über die Donau und den Umfahrungsring Nordost zustande zu bringen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Die erste Zusatzfrage: Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Weil auch schon von Seiten mancher, auch von Ihnen, Herr Stadtrat, Zwischenergebnisse publiziert oder diskutiert wurden: Können Sie hier vielleicht ein bisschen genauer erzählen, warum eine in den Medien immer wieder diskutierte Variante, nämlich die außen liegende so genannte Umfahrung, von allen Varianten als die schlechterste eingestuft wird, insbesondere, was den Zersiedlungsaspekt betrifft. Den Befürwortern, wie sie auch bei der ÖVP und auch in vielen Medien zu finden sind, die der Illusion erliegen, dass sich, wenn man draußen vorbei einen Ring baut, dann herinnen die Probleme lösen (GR Gerhard Pfeiffer: Das stimmt nicht!), muss man sagen, dass damit - und das ist ja eines der für mich sehr positiven Ergebnisse dieser SUP - das eintritt, wovor wir immer gewarnt haben: dass die Zersiedelung draußen stattfindet, dass Betriebe ins Wiener Umland gelenkt werden, dass 2 000 bis 4 000 Arbeitsplätze verloren gehen (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist richtig!), sodass man aus diesem Grund heute schon sagen kann, dass diese so genannte Umfahrungsstraße, die an der Grenze zwischen Wien und Niederösterreich oder sogar auf niederösterreichischem Gebiet passieren soll, heute eigentlich schon gestorben ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich werde natürlich informiert über die Ergebnisse der Beratungen. Ich werde mich aber hüten, jetzt von meiner Seite eine Festlegung zu treffen, ob eine Variante kommt oder nicht kommt. Fraglos ist die Variante, die in den Plänen gezeichnet ist, eine von den schwierigeren, weil sie an der stärksten Stelle des Nationalparks, dort, wo der Tunnel am längsten sein müsste, durch den Nationalpark gehen würde, und das ist doch wesentlich teurer als ein kurzes Stück. Das ist ein ökonomisches Argument, aber es gibt natürlich auch wesentliche umweltpolitische Argumente, denn die Frage der Sicherheit in einem sehr langen Tunnel ist eine andere, als die in einem kurzen Tunnel, und die Beeinträchtigung der Lobau ist bei einem langen Tunnel mit Sicherheit leichter möglich, als bei einem kurzen Tunnel. 

Was die stadtentwicklungspolitische Komponente betrifft, stimmt es, dass eine Variante, die außerhalb von Wien führt, wirtschaftspolitisch natürlich weniger interessant ist als eine Variante, die in der Nähe des Siedlungsgebiets und von Stadterweiterungsgebieten liegt. 

Insofern gehe ich davon aus, dass die SUPerNOW, die ja auch die ökonomischen Anforderungen nördlich der Donau mit berücksichtigt, ein Ergebnis erbringen wird, das für die wirtschaftliche Entwicklung, aber auch für die Absicherung der Umwelt und der Natur vor allem im 22. Bezirk erträglich sein wird und dann in der Detailplanung auch die entsprechenden Grundlagen für eine auf jeden Fall noch notwendige UVP erbracht werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zweite Zusatzfrage: Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!
Ich glaube sehr wohl, dass die Nordostumfahrung sehr viel für unseren Bezirk und auch für den anderen Bezirk bringen wird, weniger halte ich vom Ausbau der Raffineriestraße, ohne die Brücke zu bauen und die vorhergehenden Maßnahmen zu setzen bezüglich dessen, ob die Autobahn am Stadtrand Wiens oder weiter innerhalb Wiens zu bauen ist.

Ich hoffe, dass Sie die Ergüsse der SUPerNOW ernster nehmen, als die Ergüsse, die beim Abfallwirtschaftsplan waren, und meine Frage ist: Werden Sie diese auch ernst genug nehmen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also, ich tu mir ein bisschen schwer, über die Ergüsse des Abfallwirtschaftsplans zu sprechen. (Heiterkeit bei er SPÖ.) Die Kollegin Kossina wird sich dabei etwas leichter tun. 

Aber was die SUPerNOW betrifft, so kann ich Ihnen garantieren, dass ich die Ergebnisse sehr ernst nehmen werde und auch der ÖSAG anempfehlen werde, diese Ergebnisse ernst zu nehmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage: Frau GRin Trammer. - Bitte.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Die SUPerNOW präsentiert sich auch im Internet, und da kann man lesen, dass das SUPerNOW-Team nach intensiven Diskussionen sowie einer gemeinsamen Busexkursion ins Bearbeitungsgebiet eine gemeinsame Sicht der derzeitigen Situation im Nordosten Wiens erarbeitet hat. Vor allem wurde, so steht da geschrieben, die Einschätzung sozialer und wirtschaftlicher Aspekte zu den Themen Raum, Verkehr und Umwelt ergänzt. Man sieht dann Ziele der Arbeitsbereiche unter dem Abschnitt Verkehr, die strukturelle Verkehrsvermeidung, Sicherstellung der Mobilität für Autolose, und dann geht es noch um die Schaffung gut erschlossener Standorte auch im öffentlichen Verkehr, Güterverlagerung von der Straße auf die Schiene. Es steht nichts von einer Variantenprüfung, es steht auch nichts von einer möglichen Lobau-Untertunnelung. 

Dann darf ich noch in Erinnerung rufen, dass als provisorische Lösung, vor Fertigstellung der Nordostumfahrung, der Ausbau - das war der Wunsch des 21. und des 22. Bezirks - der Raffineriestraße geplant war. Und so hoffe ich, dass bei dieser gemeinsamen Busexkursion in dieses Bearbeitungsgebiet auch diese Raffineriestraße begutachtet wurde. 

Meine Frage, Herr Stadtrat: Können Sie mir etwas über die Kosten, Begleitmaßnahmen und den Zeitrahmen bezüglich Ausbau der Raffineriestraße berichten und darüber, ob es überhaupt vorerst zu einem provisorischen Ausbau der Raffineriestraße kommen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Sie sehen mich ein bisschen verwundert. Mir sind drei einstimmige Bezirksvertretungsbeschlüsse der Bezirksvertretung Donaustadt bekannt, dass der Ausbau der Raffineriestraße für diesen Bezirk sozusagen ein Casus belli wäre. Ich bin deswegen etwas verwundert, weil ich ja weiß, dass Sie vom 22. Bezirk kommen, und wenn Sie jetzt sagen, dass sowohl 21. als auch 22. Bezirk forciert für den Ausbau der Raffineriestraße sind, dann entspricht das eigentlich nicht den Tatsachen. Ich bin deshalb etwas verwundert, ich kann Ihnen aber sagen, dass Grundlage der Bearbeitungen der SUPerNOW natürlich schon die Varianten sind, die im Bundesstraßengesetz enthalten sind. So sind - und darauf ist auch noch hinzuweisen - der Ausbau einer Autobahn statt der Raffineriestraße, nämlich der A 22 statt der Raffineriestraße, versus S 1, nämlich Querung der Lobau, Gegenstand der Beratungen im SUPerNOW-Team. 

Ich bitte um Verständnis, dass ich nicht jede Internetseite - wir haben über 800 seitens der Stadtplanung - jeden Tag kontrolliere hinsichtlich dessen, was da drinnen steht. Mir liegt jedenfalls ein Bericht des Koordinators für die SUPerNOW, des SR Glotter, vor, in dem ganz ausführlich darauf hingewiesen wird, welche Varianten untersucht werden. Wenn ich mich recht erinnere - man kann es ja im Protokoll nachlesen -, ist das auch in der Unterkommission der Stadtentwicklungskommission von ihm so berichtet worden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die vierte Zusatzfrage: Herr GR Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat!

Ich bin Ihnen als Donaustädter sehr dankbar, dass Sie hier die Raffineriestraße und unsere Beschlüsse richtig interpretiert haben. Offensichtlich weiß die FPÖ nicht einmal, was sie im eigenen Bezirk beschlossen hat. Aber so ist das einmal. 

Ich bin auch dankbar, dass Sie mit der SUPerNOW doch einen sehr wesentlichen Schritt gesetzt haben, um hier ein sehr kompliziertes und richtungsweisendes Verfahren, wie Sie schon gesagt haben, auf Schiene zu bringen. Leider müssen wir aber erleben, dass gerade aus Niederösterreich, wo ja auch die Interessen für die Nordostumfahrung eigentlich sehr groß sein sollten, offensichtlich auf Grund der bevorstehenden Gemeinratswahlen in Niederösterreich - und das kann man nur so deuten -, vom zuständigen niederösterreichischen Landesrat immer wieder Querschüsse gegen das Verfahren der SUPerNOW kommen: Das Verfahren dauert zu lange; Wien möchte sich nicht entscheiden; alles ist viel zu kompliziert; Niederösterreich denke daran, die Nordostumfahrung selbst zu errichten. Da ist einmal die berühmte Trasse Fischamend durch die Medien gegeistert. 

Wie stehen Sie dazu, Herr Stadtrat, und was ist Ihre Meinung über diese Aussagen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich sehe in diesen Diskussionen, die von einem niederösterreichischen Hofrat und nicht vom Landesrat geführt werden, doch gewisse Vorbereitungen auf einen Wahlkampf, und ich sehe vor allem eines: Wir haben dieses Instrument der Strategischen Umweltprüfung in Wien zum zweiten Mal in Anwendung, und dieses Instrument ist eines, das sich zu bewähren beginnt, ist eines, von dem wir auch wissen, wie es funktioniert. Niederösterreich hat das noch nie ausprobiert und hat daher keine Erfahrungen damit. Noch dazu hat Niederösterreich jetzt Straßenplanungen in Richtung Marchegg vorgenommen, die durch geschützte Natur führen würden, und hier besteht die Forderung der Umweltorganisationen, eine Strategische Umweltprüfung durchzuführen. 

Ich gehe daher davon aus, dass es sowohl aus der Tatsache der bevorstehenden Nationalratswahl, aber auch aus der Angst vor dem Umgang mit Bürgerbeteiligungsgruppen resultiert, dass hier sozusagen Angriffe gegen die SUPerNOW unterwegs sind. Denn Tatsache ist, dass das Land Niederösterreich von Beginn an in die Beratungen bei der SUPerNOW eingebunden ist und die Teilnahme gerade auch dieses eines Hofrats dort immer Platz greift, indem er sehr engagiert mitdiskutiert. Also, möglicherweise will sich selbiger Hofrat nur ersparen, in Niederösterreich so ein Instrument einzurichten und einzusetzen. Ich könnte ihm das aber nur empfehlen.

Was die Brücke oder die Donauquerung bei Fischamend betrifft, so halte ich es da mit dem zuständigen Landesrat in Niederösterreich, der meint, das kommt für ihn dort nicht in Frage.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist die Fragestunde abgeschlossen. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/04599/2002/0002-KGR/AG). 

Der Grüne Klub hat eine Aktuelle Stunde verlangt zum Thema "'Lesen macht keinen Spaß', sagt fast die Hälfte der österreichischen Jugendlichen. Knapp 15 Prozent können nicht oder kaum lesen, so der alarmierende Befund der PISA-Studie. Welche Konsequenzen zieht daraus die Wiener Politik?" 

Dieses Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung von der genügenden Anzahl unterzeichnet, und ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Mag Chorherr, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich darf bemerken: Deine Redezeit beträgt 10 Minuten.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Vorweg: Wir erlauben uns da ein Experiment. Wenige Wochen vor der Wahl müsste jetzt Regierung gegen Opposition agieren, müssten bekannte Standpunkte zugespitzt formuliert werden. Wir leisten uns etwas Wichtiges. Ohne jetzt einen Frontalangriff gegen irgendjemanden zu fahren, möchten wir ein aus unserer Sicht völlig unterbelichtetes Thema, bei dem es schwierig ist, Antworten zu finden, mit Ihnen gemeinsam diskutieren.

Aktuelle Stunde zu etwas - auch weil einige Schülerinnen und Schüler hier anwesend sind - Erschreckendem. Für mich war das Erschreckende an der PISA-Studie, dass fast die Hälfte der österreichischen Schülerinnen und Schüler sagt, "Lesen macht keinen Spaß", dass also die selbstverständliche Benützung des Buches für die Hälfte uninteressant ist. Ich gehe dann auch noch auf den signifikanten Unterschied zwischen Burschen und Mädchen in diesem Bereich ein. Alarmieren sollte uns zusätzlich, dass 15 Prozent der Schülerinnen und Schüler nicht oder kaum lesen können. 

Jetzt wird viel zu wenig darüber diskutiert, wie wichtig die Benützung des Buches ist, wie wichtig es für eine Gesellschaft ist, dass Jugendliche in eine Buchhandlung gehen, dort schmökern, etwas ausprobieren oder, zugespitzt formuliert, nicht nur jeden Tag die "Kronen Zeitung" mit ihren Ressentiments lesen.

Lassen Sie mich diese Zahlen ein bisschen festmachen - gerade vor dem Unterschied zwischen Burschen und Mädchen.

Auf die Frage "Wie gerne liest du in deiner Freizeit Bücher?" - nicht, wie viele oder welche, sondern die Grundhaltung: Liest du gerne?; das ist etwas sehr Wesentliches, meine Damen und Herren - antworten 73 Prozent der 15‑jährigen Burschen: "Überhaupt nicht gerne oder nicht so gerne." Fast drei Viertel der Burschen in Österreich haben mit 15 Jahren - und das ist das Ergebnis unseres Erziehungs- und Bildungssystems - eigentlich mit dem Buch nichts am Hut - mit all den Konsequenzen, die wir erleben. 

Ein paar Verbindungen: Der Zugang zum Fremden, der Zugang und die Neugierde, etwas anderes kennen zu lernen, ein anderes Land, eine andere Mentalität, einen anderen Menschen, die Neugierde und die Tatsache, dass Lernen nie fertig ist, sondern immer weitergehen muss, all das ist aus meiner Sicht ganz wesentlich mit der Frage verbunden: Habe ich einen Zugang, einen persönlichen Zugang zum Buch? Gehe ich gelegentlich gerne in eine Bibliothek, gehe ich in eine Buchhandlung und verspüre eine Neugierde, ein Prickeln, ja, das würde mich doch interessieren, einen Roman, Gedanken ein anderes Land kennen zu lernen? Und da ist es verheerend - verheerend! -, wenn fast drei Viertel der Burschen sagen: Nein, interessiert mich eigentlich überhaupt nicht.

Eine andere Zahl im Vergleich: In Finnland gehen 80 Prozent der Bevölkerung manchmal oder gelegentlich in eine Bibliothek. 80 Prozent! Wissen Sie, wie hoch die Zahl in Wien ist? - Ich habe extra den Direktor der Wiener Bibliotheken angerufen: 7 bis 8 Prozent. 7 bis 8 Prozent der Wiener Bevölkerung - das ist ein Zehntel von Finnland - nutzt eine Bibliothek. 

Ich glaube, wenn ich jetzt persönlich drei Anforderungen an ein Bildungssystem formulieren müsste, eine weiß ich sicherlich: Gelingt unserem Bildungssystem der Zugang zum Lesen? 

Jetzt gebe ich zu: Wir haben darauf nicht die Patentantwort. Das hat sehr, sehr viel mit dem Elternhaus zu tun, und das hat auch damit zu tun, welche Wichtigkeit das in einer Gesellschaft hat.

Eine weitere Zahl, die mich sehr erschreckt hat, worauf die Politik aber unmittelbar keinen Einfluss hat. Auf die Frage in Österreich "Welche Medien gehören dir persönlich, welche hast du in deinem Jugend- und Kinderzimmer?" sagen 67 Prozent der Burschen - 67 Prozent! -, sie haben einen Fernseher zu ihrer persönlichen Verfügung. Bei den Mädchen sind es nur 53 Prozent. 

Jetzt sage ich einmal - und ich habe keine Konsequenz, denn die Politik hat da keinen unmittelbaren Einfluss -, ich halte das für verheerend. Ich halte diese Selbstverständlichkeit für verheerend, im Kinderzimmer einen Fernseher zu haben - wer Kinder hat, weiß das: wenn du einem Drei-, Fünf-, Siebenjährigen den Fernseher aufdrehst ist, eine Ruhe -, denn dann ist es in der Tat schwierig, einen Zugang zum Buch zu bekommen, weil Lesen immer zumindest einiger Minuten der Konzentration und der Anstrengung bedarf. 

Ich habe kein gestörtes Verhältnis zum Fernsehen. Na, selbstverständlich ist die Erziehung nur mit dem Objekt Fernsehen möglich und nicht dagegen, aber wenn in 67 Prozent der Kinderzimmer ein Fernseher steht, meine Damen und Herren, dann müssen wir darüber nachdenken, ob wir vielleicht über Wichtigeres als über die Container diskutieren sollten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ein anderes Thema: Wir wissen, welche Explosion Computerspiele erleben. Sie sind notwendig - ich bin ein EDV-Freak, ich habe viel fürs Internet über -, aber natürlich ist die unmittelbare Lust, ein Computerspiel verfügbar zu haben versus ein Buch zu lesen, eins zu tausend. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich das diskutieren: als Aufforderung an die Politik, sich etwas einfallen zu lassen. Denn - und das zeigt die PISA-Studie erschreckend für das österreichische Bildungssystem - dort, wo vom Elternhaus her das Buch eine Rolle spielt, wo im Kleinstkindalter vorgelesen wird, Geschichten erzählen werden, Neugierde geweckt wird, gibt es einen leichteren Zugang zum Buch, und dort, wo das im geringeren Ausmaß der Fall ist, viel, viel weniger. 

Die Frage an unser Bildungssystem ist: Kompensiert es diese Startunterschiede oder werden sie durch das Bildungssystem verschärft? - Antwort der PISA-Studie: Sie werden verschärft. Dort, wo die Voraussetzungen gut sind, wird gelesen. Der Unterschied zwischen AHS und BHS kommt ganz klar heraus. Im AHS-Bereich, wo auch die soziale Schichtung eine andere ist, wird mehr gelesen. Das führe ich stark auf das Elternhaus zurück, worauf wir auch keinen unmittelbaren Einfluss haben. 

Ich sage ganz ehrlich - und wir wollen das auch diskutieren -, wir haben jetzt nicht die Punkte 1, 2, 3 und sagen, hier hat die Regierung versagt. Wir haben auch keine Wiener Daten, das sind österreichische Daten. Wir sollten uns aber - und das ist einer unserer Anträge heute - die Wiener Daten anschauen.

Meine Damen und Herren! Worum es geht, ist eine wirkliche Kraftanstrengung, wenn es wichtig ist - mit fünf Rufzeichen -, Lesen, Zugang zum Buch interessant zu gestalten. Da, glaube ich, sollten wir eine Vielfalt von Instrumenten ausprobieren, da sollten wir auch Geld in die Hand nehmen, da sollten wir Forschungen machen, da sollten wir international schauen, wieso das in anderen Ländern besser gelingt. Da erhoffe ich mir nur eines heute von den sozialdemokratischen Rednerinnen und Rednern: uns nicht zu erklären, was sie eh alles in Wien machen - bitte, wenn das möglich ist - und dass Wien eh super ist. Wenn das passiert, dann, muss ich sagen, ist der Versuch gescheitert, einmal breiter ein wichtiges Thema durchaus abseits parteipolitischer Zuordnungen zu haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn es hier einen Konsens gibt, dass Lesen und Literatur, dass Neugierde auf Lesen, auf ein Fachbuch, auf ein Reisebuch, über eine Kultur, eine Öffnung für etwas Neues wichtig ist, sollten wir einen gemeinsamen Kraftakt setzen, der vom Presse- und Informationsdienst über die Ausbildung von Kindergärtnerinnen und Kindergärtnern bis hin zu neuen Modellen der Benützung von Bibliotheken - was kann dort spannend sein, wie kann man Lesen verstärkt interessant machen - reicht. 

Wenn das Ergebnis ist, dass nicht mehr in einem derart hohen Ausmaß - da ist Österreich leider trauriger Weltmeister - nur eine Zeitung gelesen wird, mit all der Macht, die daraus bezogen wird - ich empfehle in diesem Zusammenhang, sich den Film über die "Kronen Zeitung" anzuschauen; Sie glauben es nicht, was in diesem Film gezeigt wird -, wenn es möglich wird, dass, wie in anderen Ländern, mehr Zeitungen, mehr Bücher gelesen werden und Jugendliche - was auch aus der PISA-Studie herauskommt - auch in ihrer Peergroup untereinander über Bücher zu diskutieren beginnen, dann haben wir viel erreicht. 

Als männlicher Mandatar muss ich sagen, es würde mich freuen, wenn die österreichischen Schüler sich ein bisschen ein Beispiel an den Schülerinnen nehmen würden, denn in wenigen Bereichen ist der Unterschied zwischen Burschen und Mädchen derart signifikant wie im Bereich des Lesens. Hier können die Burschen sehr viel von den Mädchen lernen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Klubobmann. - Für die weiteren Wortmeldungen möchte ich nur daran erinnern, dass die Damen und Herren des Gemeinderats sich einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bin in der selten angenehmen Situation, alles, was mein Vorredner heute gesagt hat, voll unterstreichen zu können. (Beifall der GRin Marie Ringler.) Lieber Christoph, wir freuen uns auch, dass es tatsächlich so ist, dass das Thema zwar eine große politische Dimension hat, dass es aber auch pädagogisch inhaltlich sehr stark ist. 

Ich darf mit einer Zahl beginnen. Herr Prof Haider, der Leiter der PISA-Studie Österreichs in Salzburg, hat uns vor kurzem einen Vortrag mit den Ergebnissen der vertiefenden Auswertung von PISA gehalten, und er kommt sogar auf 18 Prozent, die Schwierigkeiten im Lesebereich haben, wobei ungefähr 4 Prozent der Jugendlichen de facto überhaupt nicht lesen können, also de facto Analphabeten sind, und weitere 15 Prozent Schwierigkeiten beim sinnentnehmenden Lesen haben. Wenn man das zusammenrechnet, kommt man auf fast 19 Prozent. 

Man muss aber - das bitte ich in dieser Diskussion hier auch zuzugestehen - die Dimension sehr wohl auch international sehen. Es ist kein Trost, wenn herauskommt, dass im OECD-Schnitt eigentlich 21 Prozent nicht lesen können. Das ist genau genommen eigentlich schockierend. Man muss aber auch dazusagen, wo Dinge vergleichbar sind. Und wenn Finnland an der ersten Stelle liegt und Österreich an der zehnten Stelle im PISA-Vergleich, dann muss man natürlich schon auch fragen: Wie sind die Systeme? Was steckt dahinter? Wie funktioniert das vor Ort? 

Da zeigt sich, dass Finnland, Korea, Japan und Österreich schwer vergleichbar sind. Vielmehr bietet sich für einen Vergleich eigentlich nur Deutschland an, das als einziges Land auch eine binnendifferenzierte Studie vorgelegt und genau diese Frage untersucht hat. Da stellt sich zunächst ein so genanntes Nord-Süd-Gefälle heraus. Dieses Nord-Süd-Gefälle zeigt, dass Schulen oder Schulsysteme, die sehr differenziert aufgebaut sind, wie Bayern oder Baden-Württemberg, deutlich höhere und bessere Ergebnisse erzielen beim Lesen als Gesamtschulmodelle. 

Jetzt bin ich noch weit entfernt davon, das sozusagen gleich mit einem Stempel zu versehen und zu sagen, das eine ist ideologisch und daher böse und das andere ist gut. Man muss sich anschauen, warum das so ist. Denn ein zweiter sehr wesentlicher Punkt dabei ist die Frage der Lehrerausbildung und die Frage des Umgangs der Lehrer mit diesem Thema. 

Da stellt sich auch heraus, dass Finnland deshalb so gut ist, weil Finnland ein ausgeprägtes Auslesesystem für den Lehrberuf hat. Also hier kommen sozusagen aus der großen Masse derer, die überhaupt Lehrer werden wollen, nur wenige in den Genuss, diesen Beruf dann auch auszuüben zu können, weil sie hier im Eingangsbereich harte Prüfungen beziehungsweise Tests absolvieren müssen.

Was mich ein bisschen nachdenklich stimmt, ist eine innerösterreichische Situation. Prof Haider hat anhand von 40 beliebig ausgewählten AHS-Standorten gezeigt, dass die Lesekompetenz dieser gleichartigen Schularten zwischen maximal 650 Punkten und minimal 407 Punkten liegt. Das heißt, wir haben eine Streuung von über 130 Punkten bei der Kompetenz des Lesens in einem Bereich, wo Schulen vergleichbar sind, also in Gymnasien. 

Daher muss man sich ganz genau anschauen, was zu diesem großen Streuungsbereich führt, und ich bin sehr froh, dass es seit Juni dieses Jahres vom Bundesministerium Lesestandards für die dritte Schulstufe als Test gibt. Es wird derzeit daran gearbeitet, Lesestandards für die dritte Schulstufe auszuarbeiten, wobei die Bereiche Lesemotivation, Texte fließend vorlesen, den Inhalt von Texten erschließen und wiedergeben können, über den Sinn von Texten nachdenken und formale und sprachliche Gegebenheiten in Texten zu untersuchen, im Zentrum stehen. 

Dieses Pilotprojekt läuft seit Herbst an österreichischen Schulen zum Test. Das sind jetzt Arbeitsentwürfe, die ganz deutlich machen sollen, dass wir - und das wird wahrscheinlich ein bisschen die Antwort auf die ganze Problematik sein - ohne Standards im Sinne der Orientierung nicht auskommen werden. Ich verwehre mich gegen die Überlegung, dass es sich dabei um Rankings handeln wird. Da geht es überhaupt nicht um Rankings, sondern da geht es nur um die Frage: Wie vergleichbar sind jene Output-Situationen an der Schule mit gleichartigen Schulen zwischen Vorarlberg und Burgenland? Um das sicherzustellen, brauchen wir diese Orientierungsstandards, und ich bin sehr froh, dass die Bundesregierung beziehungsweise Frau Bundesministerin Gehrer diese Reformen noch eingeleitet hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn GR Ing Rudolph. - Bitte schön.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich begrüße auch die Gäste auf der Galerie. Es ist leider ja nicht der Alltag hier im Haus, dass so viele, vor allem junge Damen und Herren, dem Wiener Gemeinderat einen Besuch abstatten. 

Die Erkenntnisse der PISA-Studie sind leider nicht neu. Die Erkenntnisse der PISA-Studie fügen sich in ein Bild, das vor etwas mehr als zehn Jahren Christian Klitsch an der Wiener Universität in einer Studie über die Lese- und Rechtschreibfähigkeiten der Österreicherinnen und Österreicher bereits herausgearbeitet hat. Er hat damals leider sehr wenig öffentliche Resonanz gefunden, als es darum ging, deutlich zu machen, dass das, was man von dem österreichischen Pflichtschulwesen mit ins Berufsleben nimmt, oftmals nicht ausreicht, um im beruflichen Alltag, aber auch im privaten Alltag so bestehen zu können, wie es wünschenswert wäre. 

Tatsächlich - das hat die Studie damals auch schon gezeigt - ist es so, dass genau in jenen Bereichen, wo die Lese- und Rechtschreibkompetenz durchaus steigerbar gewesen wäre, also bei den 14- und 15‑Jährigen, noch die höchste Kompetenz vorhanden war und diese Kompetenzen dann abgenommen haben. Daher ist natürlich alles zu unterstützen, was darauf abzielt, das Lesen zu fördern. 

Jetzt können wir uns hier lang darüber unterhalten, ob etwa der Wiener Gemeinderat hier Kompetenz hat. Ich hätte mir beispielsweise erwartet, dass in diesem Zusammenhang vom Wiener Stadtschulrat Initiativen ausgehen. Aber die Initiativen, die von dort ausgehen, sind durchaus anderer Qualität.

Zum Beispiel darf ich Ihnen hier zwei Karterln zeigen. (Der Redner hält zwei gelbe Kärtchen unterschiedlicher Größe in die Höhe.) Was ist der Unterschied zwischen diesen beiden Kärtchen? Die Farbe ist dieselbe, das Material ist dasselbe, aber - Sie werden es erkennen können - die Größe ist unterschiedlich. Dieses Kärtchen hier (Der Redner hält das kleinere in die Höhe.) hat fünf mal fünf Zentimeter und entspricht daher der vom Stadtschulrat herausgegebenen Norm für offizielle Schummelzettel. Also, das ist die Größe eines offiziellen Schummelzettels. Aufpassen, das ist ein zu groß geratener (Der Redner hält das größere Kärtchen in die Höhe.), der ist nicht zugelassen, der wäre zu groß. Das (noch einmal das kleinere Kärtchen zeigend) ist die zugelassene Größe eines Schummelzettels. 

Das findet sich tatsächlich in den Überlegungen des Stadtschulrats über legalisiertes Schummeln. Da wird wirklich eifrigst darüber nachgedacht, welche Größe ein Schummelzettel haben darf und wie er beschaffen sein muss, damit man ordnungsgemäß schummeln kann. 

Jetzt meine ich, ist das nicht so wirklich die Aufgabe der Schulbehörde, das Schummeln auch noch zu normieren. Ich würde ja fast meinen, es nimmt dem Schummeln den letzten Charme, wenn das jetzt auch noch von der Bürokratie völlig geregelt und normiert wird, wie in Zukunft regelrecht geschummelt werden kann mit einem Schummelzettel in der Größe von fünf mal fünf Zentimeter. Also, aufpassen! Alles, was drüber hinausgeht, ist nicht erlaubt. Das Verwenden einer Lupe ist übrigens auch nicht gestattet. Das steht auch drinnen. Das nur für den praktischen Alltag. Und noch eine Einschränkung gibt es: Es gilt nur für den Bereich der AHS. Also, die Pflichtschulen sind ausgenommen, es gilt nur für den Bereich der AHS. Aber man wird schon wissen, wieso man das so gemacht hat. Wenn man meint, dass das die größte didaktische Revolution ist, seit, ich weiß nicht, Glöckl, Pestalozzi, Montessori oder Bühler, dann meine ich, dass hier dem Lesen nicht sehr stark geholfen werden wird. 

Aber man soll hier in diesem Haus auch das Politische nicht außer Acht lassen. Da kann ich Herrn Klubobmann Chorherr die Freude nicht machen, das hier nicht auch zu beleuchten. Ich freue mich zwar, dass Sie das hier zum Thema machen, und ich glaube, dass das Lesen auch einen etwas größeren Rahmen wert wäre, als nur eine Aktuelle Stunde. Aber wenn sich ein Vertreter einer politischen Gruppierung, die in den vergangenen Jahren nicht müde wurde, all das, was mit schulischer Leistung zusammenhängt - und Lernen und Lesen lernen nimmt Zeit in Anspruch und ist harte Arbeit, gerade auch für Kinder und Jugendliche, die sich in einem sehr schwierigen, sehr anstrengenden persönlichen Entwicklungsabschnitt befinden -, zu kritisieren, wenn sich also ein und dieselbe politische Gruppierung hier herstellt, dankenswerterweise herstellt, und mehr für das Lesen verlangt, aber in den vergangenen Jahren nicht müde wurde, all das, was im Fächerkanon verankert ist, etwa im Bereich des Deutschunterrichts, als Überbelastung der Schülerinnen und Schüler zu bezeichnen, und immer nur dann Applaus laut wurde, wenn Stunden aus dem Fächerkanon gestrichen wurden - womit in Wahrheit die Belastung der Schülerinnen und Schüler zugenommen hat, weil der von vielen Lehrerinnen und Lehrern angestrebte Lehrstoff ja trotzdem nicht weniger wurde -, so meine ich, man soll diese Zwiespältigkeit - und damit ist das immer noch freundlich formuliert - in der politischen Haltung durchaus auch einmal beleuchten. Wenn das heute eine neue pädagogische Ausrichtung der Grünen war, soll es mich freuen. Es kann dem Bildungswesen nur gut tun. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie haben nichts verstanden! Aber überhaupt nichts! - GR Dipl Ing Martin Margulies: Rohrstaberlmethode!) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Malyar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): So weit zum Punkt Themaverfehlung und zu dem, wie man Lesen wahrscheinlich auch vergraulen kann. 

Ich habe versucht, mich sehr intensiv mit der Fragestellung auseinander zu setzen - nicht nur als Mutter von zwei lesefreudigen Kindern, sondern natürlich auch von meinem erlernten Beruf als Lehrerin her -, und ich habe mir sechs Konsequenzen für die Wiener Politik überlegt. Zugegebenermaßen war das Ganze sehr, sehr schwierig, weil ich fast auf ähnliche Schlüsse wie Sie, Herr Kollege Chorherr, gekommen bin, nämlich dass zu einem Teil klarerweise die Politik Hausaufgaben zu machen hat, aber nicht nur diese isoliert, sondern Lesen ist einfach eine gesellschaftspolitische Herausforderung, eine gesellschaftspolitische Arbeit, und jeder muss seinen, jede muss ihren Beitrag dazu leisten, um von den - jetzt wieder in Relation gesehen - schlechten Zahlen einfach wieder zu besseren Zahlen zu kommen. 

Es nützt nichts, dass wir uns überlegen, es könnte noch schlechter sein, wenn wir nach Deutschland schauen oder in andere europäische Länder, sondern wir sagen ja immer, dass wir uns die Latte wesentlich höher legen, und da gibt es garantiert einen Nachholbedarf. Das ist mir sehr, sehr wichtig, weil Lesen eine wichtige Kulturtechnik ist. Lesen ist eine Schlüsselqualifikation. Wenn du nicht lesen kannst, bist du eigentlich vom gesellschaftlichen Leben in der Informationsgesellschaft überhaupt an den Rand gestellt und ausgeschlossen. 

Nicht zuletzt ist es auch so - und dazu stehe ich auch -, dass Politik und Leben überhaupt sehr lustbetont sein sollen. Lesen hat ja nicht nur mit Leistung, mit Strenge und Rohrstaberl zu tun, sondern Lesen hat unheimlich viel mit Lust zu tun. Gerade dieses Verlocken der Menschen zum Lesen soll daher auch diesen lustbetonten Effekt haben. 

Dabei sind wir nicht allein. Die Politik braucht die Schule dazu, braucht die Eltern dazu, braucht die Wirtschaft dazu. Das heißt, das, was wir tun können - und das ist sozusagen die erste Konsequenz -, ist, die gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen dafür zu schaffen. 

Jetzt liegt die PISA-Studie auf dem Tisch, das Faktum gibt es, die Zahlen gibt es, und die zweite Frage, die ich mir gestellt habe, war: Warum gibt es denn diese Zahlen? Was steckt hinter diesen Zahlen? Warum lesen die Buben weniger und schlechter als die Mädchen? - Als Frauenpolitikerin würde ich sagen, wahrscheinlich deshalb, weil Männer besser schauen als denken und lesen können, aber das wäre viel zu pauschal gesagt, und ich möchte da natürlich die Anwesenden speziell ausnehmen. 

Mit all diesen Fragen muss man sich in der Pädagogik beschäftigen. So ist zum Beispiel auch die Legasthenie ein Thema, mit dem man sich intensiver beschäftigen muss, um zu schauen, wie denn die Legasthenie bei den SchülerInnen und in der österreichischen oder Wiener Bevölkerung verbreitet ist. Ist das etwas, was in letzter Zeit häufiger wird, oder ist das ein Bild, das es sowieso schon immer gegeben hat, auf das wir aber vielleicht zu wenig Rücksicht genommen haben? 

Diesbezüglich möchte ich hervorheben, dass sich Expertinnen und Experten mit diesen Fragen beschäftigen, und zwar am 7. und 8. November - die interessierte Öffentlichkeit wird das wissen -, und ich möchte dabei betonen, dass wir eine dieser Expertinnen zum Thema Leseforschung hier im Hause haben, nämlich Frau Kollegin GRin Klicka. Als gstandene Lehrerin tratscht sie jetzt gerade, aber sie macht nicht nur die Eröffnung und ist die ganze Zeit dort anwesend, sondern sie hat dieses Projekt auch mitinitiiert, nachdem sie von dem jetzt schwarz gestalteten Buchklub der Jugend als Rote einfach entfernt wurde. - Soweit auch zum Einfluss der Politik zum Thema Lesen. 

Ich wünsche euch für euer Projekt viel Erfolg, und ich habe mir gedacht, ich sage das heute sehr öffentlich, damit wir auch wissen, dass wir eine Expertin in unserem Kreis haben, die mir auch geholfen hat, mich für die heutige Aktuelle Stunde noch besser vorbereiten zu können. 

Mit der Volkshochschule kann ein weiterer Beitrag geleistet werden, wofür die Politik moderne, zeitgemäße Rahmenbedingungen anbieten soll. Das machen wir. Zum Beispiel Stichwort: Hauptbibliothek. Das ist für uns ganz wichtig. Es wird viel Geld in die Hand genommen. 

In der Schule gibt es viele Beiträge. 

Einen Punkt möchte ich abschließend noch erwähnen, gerade zum Thema Männer und Lesen. Gerade in Bereichen, wo es Zäsuren im Leben gibt, sollte es Lesemotivation geben. Da würde ich anregen, speziell beim Bundesheer ein Projekt "Lesen statt Saufen" zu machen. Das wäre vielleicht eine Möglichkeit, um die Bundesheerzeit auch positiv und gut zu verbringen. 

Letztendlich möchte ich sagen, dass wir als Sozialdemokraten eine tolle Aktion haben, die man nachahmen sollte. Die Wiener Kinderfreunde schenken zu Weihnachten an Tausende Kinder Bücher. Das soll als kleine Anregung dazu dienen, dass Sie statt Alkohol oder Kalender heuer zu Weihnachten vielleicht auch ein Buch weiterschenken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau GRin Jerusalem. - Bitte schön.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe für Sie eine gute und eine schlechte Nachricht. Sie können sich das jetzt aussuchen, aber ich sage Ihnen zuerst einmal die schlechte. Das ist die normale Vorgangsweise. 

Die schlechte Nachricht ist: PISA hat uns eine Mitteilung gemacht über den Zustand des Lesens bei den 15- und 16‑Jährigen, der sehr, sehr beunruhigend ist, und die Politik ignoriert das bislang. Bislang haben die, die eigentlich dazu in der Lage wären, da Maßnahmen vorzuschlagen, noch nichts oder kaum etwas gesagt. Da das jetzt kein Polit-Hick-Hack werden soll, werde ich auf die Potemkin’schen Dörfer und ganzen Dorflandschaften der Frau Ministerin Gehrer gar nicht eingehen, aber da wird schon noch etwas kommen müssen. 

Zu Ihnen, Herr GR Strobl, möchte ich Folgendes sagen, denn Sie tun auch eine Sache immer aber so was von komplett ignorieren und anders darstellen, dass ich dazu ein Wort vermerken möchte: Gesamtschule. Wenn Sie sich die Ergebnisse wirklich im Detail anschauen wollen, dann sehen Sie, dass die Länder, die vor Österreich liegen (GR Walter Strobl: Ich habe mit Deutschland verglichen!), alles Länder mit einem Gesamtschulsystem sind, und zwar durch die Bank. Und was Sie als ÖVP und sogar die FPÖ ja rasend freuen müsste, ist, dass diese Länder sogar in der Förderung der Besten, also in der so genannten Begabtenförderung, ebenfalls viel, viel, viel besser abschneiden als Österreich. 

Eine einzige Zahl: In Finnland sind 18 Prozent in der Gruppe der besten Leserinnen und Leser und nur 2 Prozent bei den Schlechtesten - Gesamtschulsystem, Herr GR Strobl -, und in Österreich sind es ganze 9 Prozent in der Gruppe der Besten, also nur genau die Hälfte, und 4 Prozent in der Gruppe der Schlechtesten. Dasselbe gilt für Kanada, Australien, Irland, Schweden: Gesamtschulsystem, Gesamtschulsystem, Gesamtschulsystem. Daher bitte auch nicht anders darstellen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)

Zum nächsten Redner, zum Herrn Abg Rudolph. Also, wenn wir die Marke Rudolph in Zukunft in unseren Schulen anwenden, dann können wir sicher sein, dass innerhalb weniger Jahre überhaupt kein Mensch mehr in der Schule zu einem Buch greifen wird, denn dann haben wir alle vergrault, die man vergraulen kann. (Beifall der GRin Mag Sonja Wehsely.) Es stellt sich nämlich heraus, dass diejenigen, die am wenigsten gerne lesen und die sagen, sie lesen eigentlich überhaupt kein Buch, dieselben sind, die darauf verweisen, dass ihnen die Schule das Lesen abgewöhnt hat, weil so viel Druck und Zwang auf sie ausgeübt wurde. - So schaut es genau aus. Sie brauchen es ja nur zu lesen. 

Das brauche ich Ihnen ja nicht zu erzählen: Lesen! Es könnte sein, dass da schon ein Zusammenhang besteht. Das ist eine ganz einfache Geschichte. 

Die Schule hat ein wahnsinniges Problem und mit dem müssen wir uns befassen: Auf der einen Seite hat sie die Aufgabe, dass Lesen Freude machen soll, also sie soll quasi zur Freude, zum Spaß, zum Gerne-Lesen erziehen, auf der anderen Seite sollen dieselben Lehrer einen Literaturkanon erfüllen und abhaken, wo ein riesengroßer Teil der Bücher die Jugendlichen aber überhaupt nicht interessiert. Sie haben meine Generation in der Regel schon nicht interessiert. Das stößt nicht auf die Interessen und Bedürfnisse der Jugendlichen. Noch dazu können sie sich nichts aussuchen und da haben wir ein großes Problem und da muss man ansetzen.

Ganz im Gegensatz zu Ihnen bin ich der Meinung, dass die Abteilung 2 im Stadtschulrat das sieht, das erkennt, hier ansetzen möchte und auch etwas vorlegen wird. Damit werden wir uns dann ausführlich befassen können und da hoffe ich, dass es auch eine große Zustimmung geben wird.

Ich möchte für heute Nachmittag ankündigend sagen: Die GRÜNEN sind der Meinung, Wien muss nicht nur etwas tun, Wien kann auch etwas tun. Wir fordern daher eine Alphabetisierungskampagne, die sich an die richtet, die so gar nicht bis fast gar nicht lesen können - und zwar Wurscht, ob sie noch in die Schule gehen oder bereits erwachsen sind -, und Wien sollte eine Lesekampagne machen. 

Ich hoffe, dass es für meine Anträge heute Nachmittag in diesem Haus eine große Zustimmung geben wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Salcher hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau Kollegin Malyar hat ja vorhin gesagt, was man alles auch tun kann, wenn einem das Lesen vergeht. Also, ich gebe Ihnen jetzt einmal ein gutes Beispiel, wie man Leselust absolut vertreiben kann. 

Hier gibt es die wirklich gute Aktion der Stadt Wien, 60 000 Bücher, glaube ich, "Ewigkeitsgasse" von Frederic Morton (GRin Martina Malyar: 100 000!), also 100 000 zu verschenken. Ein wirklich sehr gutes Buch, wie wir alle wissen. So und jetzt kriegt das der Wiener. Ich nehme einmal an, die Zielgruppen - mir hat es meine Mutter gegeben - sind Menschen, die Literatur vielleicht nicht so schnell lesen. Das ist ja doch ein ernsthaftes Buch. Gut. Der Wiener freut sich, schlägt es auf und findet: Frederic Morton "Ewigkeitsgasse". Er freut sich, blättert weiter und was sieht er? - Es lacht ihm der Herr Bürgermeister entgegen. (Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Er blättert weiter und es lacht ihm die Frau Grete Laska entgegen. Er blättert weiter und es lacht ihm der Herr Dr Rieder entgegen. Als Kulturpolitiker frage ich jetzt: Wo ist da der einzig zuständige Stadtrat, nämlich der Mailath-Pokorny? - Nein, der kommt nicht, sondern es kommt Frederic Morton "Ewigkeitsgasse". Dann blättert er wieder weiter und es kommt Frederic Morton "Ewigkeitsgasse". (Weitere Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.)
Den Wert, den Sie diesem großen Schriftsteller zusprechen, sieht man übrigens daran, dass Frederic Morton hinten am Ende des Buches abgebildet ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist wirklich parteipolitische Propaganda und genau die Art und Weise, wie man verhindern kann, dass die Leute mehr Lust am Lesen kriegen. (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.)
Ein zweites Beispiel dazu, wie man es nicht machen soll. Der Kollege RUDOLPH hat das Thema schon angesprochen, nämlich die Schummelzettel. 

Ich zitiere hier nur die Frau Brandsteidl im Original: "Denn das, was kritisiert wird, ist in Wahrheit ein modernes, richtungsweisendes, pädagogisches Konzept, das gemeinsam mit Lehrern, Direktoren sowie Landesschulinspektoren meines Hauses erarbeitet wurde." Ich werde Ihnen jetzt einmal sagen, wie dieses richtungsweisende Konzept ist. Sie geht da nämlich ins Detail, wie diese Schummelzettel ausschauen sollen. Es ist aber noch viel lustiger, als es Kollege RUDOLPH gesagt hat, weil in der Broschüre nämlich klar und deutlich definiert ist, wie diese Schummelzettel beschaffen zu sein haben. Einerseits ist die Größe klar vordefiniert - fünf mal fünf Zentimeter, einseitig beschrieben -, andererseits müsse dieser Lehrbehelf auf der Rückseite vom Lehrer unterschrieben und somit genehmigt werden. Ob Stempelmarkenpflichtigkeit oder Stempel, darauf wird im Detail nicht eingegangen, aber es ist wirklich eine gute Vorbereitung für den Wiener Staatsbürger, was da alles noch auf ihn zukommt. (Heiterkeit des GR Gerhard Pfeiffer. - Beifall bei der ÖVP.)
Doch der Hintergrund der aktuellen Debatte ist im Grund ein anderer, meint Frau Brandsteidl, denn die Frau Bildungsministerin ist einem System der Leistungsfeststellung verhaftet, das auf die frühen Siebzigerjahre zurückgeht. Na, Gott sei Dank haben wir ja den Hort der sozialistischen Bildungspolitik hier im Wiener Stadtschulrat!

Wenn man diesem aufklärerischen Gedankengut folgt, dann müsste man sagen, in der berühmten Maturaschule Nawarski waren ja Pioniere des sozialistischen Bildungssystems! Da sind ja leider Gottes dann einige Beamten im Stadtschulrat verurteilt worden, weil überall auf der ganzen Welt nämlich vorgetäuschte Leistungen bestraft werden. Aber nein, das waren Pioniere der neuen Bildungspolitik! Was haben Sie gemacht? - Sie haben sie bestraft! Die gehören rehabilitiert und ausgezeichnet, weil die schon erkannt haben, was die neue Bildungspolitik ist! (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP. - GRin Martina Malyar: Sie schämen sich aber nicht, dass Sie jetzt einen A 4-Schummelzettel mithaben!) Ja, der ist aber größer und ich bekenne mich sogar dazu, wissen Sie. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Aber Frau Kollegin, ich sage Ihnen eines: Wir können gerne einführen, dass alle Abgeordneten hier ohne Zettel reden. Da habe ich kein Problem damit! (Beifall bei der ÖVP. - Allgemeine Heiterkeit.) Ich werde jeden Antrag unterstützen. Ich glaube, die Reden werden wesentlich kürzer werden. (GRin Martina Malyar: Ja, ja!) Ich freue mich, dass hier von allen Parteien trotz Wahlkampf ein guter Vorschlag auch angenommen wird. Ich werde den Antrag einbringen. Da bin ich neugierig, was passiert. Ich rede gerne frei weiter. 
Ich möchte zum Abschluss sagen: In Amerika, in den Vereinigten Staaten ist einmal ein Sechsjähriger von der Volksschule mit einem Schreiben seines Lehrers an die Eltern nach Hause gekommen, in dem stand, dass der Schüler nicht mehr in den Unterricht zu kommen braucht, weil er zu dumm zum Lernen sei. Sein Name war Thomas Edison. 

Das sollte uns zum Abschluss dieser Debatte von meinem Beitrag her auch ein bisschen ein Beispiel dafür sein, dass es letztlich natürlich bei diesem Thema - und das ist ein sehr ernstes und dafür sei den GRÜNEN gedankt - um individuelle Schicksale geht und keiner ein Patentrezept hat. Aber als Österreichische Volkspartei ist unsere Meinung zu diesem Thema sehr klar (GRin Martina Malyar: Wie in Amerika! Wie in Amerika!): Ein differenziertes und leistungsorientiertes Schulsystem ist der beste Weg dafür, dass die Kinder zumindest die Lesetechniken lernen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächster Redner hat sich Herr GR Römer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Er hat ein ganzes Buch mit! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Im Zuge des OECD-Projekts "PISA 2000" wurden auch fünf nationale Zusatzprojekte durchgeführt. Nachdem heute schon so viel über das Lesen gesprochen wurde, möchte ich mich jetzt speziell auf das Projekt "Qualität an Schulen" beschränken.

Die schulische Qualitätskontrolle ist begrifflich seit urdenklichen Zeiten in Wien mit den Schulinspektoren verbunden. Nachdem jeder Schulinspektor in Wien entweder ein roter oder schwarzer Parteigänger sein muss, haftet dem Schulinspektor natürlich auch immer der Geruch der politischen Kontrolle an, selbst dann, wenn es im konkreten Fall nicht so ist. 

Nun sagen Schulinspektoren ja selber, dass diese Form der Kontrolle von Unterrichtsqualität und Lehrerleistung überholt ist. Es ist aber leider Gottes nichts geschehen. Etabliert hat sich aber in den letzten Jahren, dass Schulleitbilder geschaffen wurden. Schulleitbilder, in denen die Schulen ihre Ziele vorgegeben haben, ihre Absichten öffentlich dokumentiert haben. Diese Form der Qualitätskontrolle findet laut Erhebung natürlich auch bei den Direktoren die höchste Zustimmung.

Auf wesentlich weniger Zustimmung stößt hingegen leider Gottes die Forderung, dass das, was als Ziel formuliert wurde, auch auf "erreicht" überprüft werden muss, also ob die Realität immer mit den selbst gesteckten Zielen übereinstimmt. 

Ganz am Ende der Zustimmungsskala findet sich leider Gottes die Forderung nach umfassender Qualitätsprüfung durch externe Berater oder durch externe Experten nach entsprechender Zertifizierung. 

Ganz zuletzt rangiert die Forderung nach standardisierten Leistungstests zur objektiven Überprüfung der erreichten Schülerkompetenzen. Aber genau das ist notwendig, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wir Freiheitliche haben nicht ohne Grund in unseren Wahlprogrammen immer wieder festgehalten, dass wir die Lernzielkontrolle haben wollen, um Aussagen über die Bildungsleistung eines Schulstandorts zu bekommen und um den Wettbewerb zwischen den Schulstandorten auch zu steigern und zu erreichen. Denn was wir nicht brauchen, ist, dass uns dubiose Rankings in bunten Illustrierten vorgaukeln, welche Schule besser ist und welche Schule vielleicht nicht so ein hohes Niveau erreicht hat. 

Wir brauchen daher ganz konkrete qualitätssichernde Maßnahmen auf der Wiener Ebene. Wenn die Schülerleistungen deutlich voneinander abweichen, dann muss gegengesteuert werden. Das ist die Lehre, die wir aus dem "PISA plus 2000‑Report" ziehen können und zu ziehen haben. Da kann die Wiener Schulverwaltung konkret tätig werden. 

Finanzstadtrat Rieder hat in diesem Zusammenhang in einer Fragestunde meinem Kollegen Herrn GR Ing Herbert RUDOLPH die Bereitschaft zugesagt, dass die Stadt Wien eine Kofinanzierung für derartige Vorhaben machen wird.

Die Frage an Frau VBgmin Laska lautet daher: Haben Sie schon mit der Bildungsministerin darüber gesprochen? Haben Sie schon Verhandlungen geführt, damit diese neue Form der Qualitätssicherung/Qualitätsprüfung des Wiener Schulwesens stattfinden kann? - Ich vermute fest, dass hier keinerlei diesbezügliche Gespräche geführt werden. 

Das ist wieder eine vergebene Chance für Wien, wie so viele andere Chancen, die von der sozialistischen Stadtregierung vergeben wurden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nachdem vieles schon gesagt wurde, möchte ich mich oder kann ich mich einleitend auf etwas konzentrieren, was ich glaube, was der Schlüssel dazu ist, um Lesefähigkeit, Lesekompetenz zu vermitteln, nämlich dass man Lust und Freude vermittelt, etwas zu lesen und sich mit einem Buch auseinander zu setzen. Vielleicht schaffe ich das in einem konkreten Fall. 

Im 17. Jahrhundert hat ein türkischer Großwesir bei Neustift, einem Vorort des damaligen Wien, ein Basislager aufgeschlagen, um Wien zu belagern und hat dort auch einige religiöse Artefakte bei sich gehabt, die ihm Glück bei der Belagerung bringen sollten. Wie wir wissen, wurden die Türken vertrieben und dieser Großwesir wurde erdrosselt, aber seine dort errichteten Gebäude und auch ein religiöses Artefakt, nämlich ein Stein aus der historischen Klagemauer, blieben dort. 

100 Jahre später, einige schicksalshafte Wendungen weiter und dank eines halbseidenen Geschäftemachers kam ein gewisser Berek Spiegelglas in Verbindung mit dem Stein, und das ist der Beginn der sehr fabelhaften, spannenden und auch zutiefst berührenden Geschichte der "Ewigkeitsgasse", in der es um das Leben oder die Familie dieses Berek Spiegelglas geht, der mit Fleiß, Optimismus, Hartnäckigkeit und auch Vertrauen auf seinen sagenumwogenen Stein für das Gemeinwesen kämpft, einen eigenen Betrieb aufbaut und vom Glück beseelt ist, bis die Nazis an die Macht kommen und er alles außer seiner Hoffnung und seinem Kampfgeist verliert. 

Das ist der Roman von Frederic Morton, der auch sehr viele dieser Erlebnisse persönlich gehabt hat, der auch ein Wiener ist, als Fritz Mandelbaum aus Wien flüchten musste, dessen Vater in Dachau war und dessen Großmutter in Auschwitz getötet wurde. Es ist eine Geschichte vom Schicksal vieler vertriebener Juden und eine Geschichte aus unserer Stadt. Es ist der Mittelpunkt der Aktion "Eine Stadt - ein Buch", bei der 100 000 Bücher an SchülerInnen, an Studentinnen und Studenten, an alle Leute im öffentlichen Raum, in Banken, in Bibliotheken, in Buchhandlungen, in Bäckereien verschenkt wurden. Ich glaube, das ist ein starkes Zeichen für das Lesen, die wichtigste Kulturtechnik, über die unsere Kultur verfügt, und es ist natürlich auch ein Aufmerksam-Machen auf die Inhalte dieses Buches. 

Ich glaube, es ist besonders auch deshalb eine gute Aktion, weil man sich die schönsten und bewegendsten Geschichten nur lesend aneignen kann. Deshalb ist es, glaube ich, ein gutes Zeichen, so etwas zu verschenken.

Was die Vorworte betrifft, geht es in der PISA-Studie nicht nur darum, dass man etwas entziffern kann, sondern dass man auch etwas versteht und umsetzen kann. Ich bin mir nicht ganz sicher, dass Sie diese Vorworte auch gelesen haben. Da setzen sich nämlich die drei Vorwortschreibenden mit dem Text und mit der Geschichte auseinander, in der es um das Schicksal von Jüdinnen und Juden geht. Ich weiß nicht, ob es besser ist, wenn Politikerinnen und Politiker in die Berge gehen und jodeln und sonst zur Kulturpolitik wenig sagen. Ich nehme an, der Kollege Sacher liest viel. Deshalb möchte ich ihm das nicht unterstellen. Ich kenne wenige Bücher, in denen der Autor selbst das Vorwort verfasst, und es ist durchaus okay, dass hinten, wie sonst überall auch, etwas über den Autor steht.

Jetzt vielleicht noch ganz kurz zu etwas anderem. Also, ich glaube auch, dass die Ergebnisse der PISA-Studie, wenngleich Österreich irgendwie da in dem Mittelfeld herumwabbert, ein erschreckendes Zeichen sind und das auch ein Grund dafür ist, dass es gut ist, dass wir in Zukunft mehr einsetzen müssen und uns auch in Wien sehr einsetzen müssen, was zum Beispiel den Aufbau von Büchereien und von der Hauptbibliothek betrifft, während in den anderen Bundesländern Büchereien geschlossen werden, was zum Beispiel unzählige Initiativen wie die vom Stadtschulrat sehr nett initiierte ExpertInnentagung betrifft, was natürlich auch die große Integrationsleistung betrifft, die die Stadt Wien bewältigt und was natürlich auch Aktionen wie "Eine Stadt - ein Buch" betrifft. 

Es ist schade, dass wir von der Bundesregierung oft nicht unterstützt werden: Das Umfärben des Buchklubs, das Streichen der Begleitlehrer, Klassenschülerhöchstzahlen und die Schließung von Büchereien in anderen Bundesländern sind nur einige Beispiel dafür. Es ist, glaube ich, auch nicht von Vorteil, wenn Leute, die in der Öffentlichkeit angesehen sind, Erfolg haben, Vorbilder sind, stolz verkünden, sie hätten außer "Schatz im Silbersee" nichts gelesen. Ich appelliere an Sie als Männer und Frauen, die Ihren Weg gemacht haben, Erfolg gehabt haben: Vermitteln Sie Freude am Lesen! Vermitteln Sie, dass das etwas mit Ihrem Erfolg zu tun hat! Auch das ist ein Ergebnis der PISA-Studie: Lesekompetenz hat ganz wesentlich mit Erfolg zu tun. Lesekompetenz kann zum Beispiel auch Unterschiede durch fehlende oder geringere Schulbildung kompensieren. Ich glaube, das müssen wir vermitteln.

In diesem Sinne: Greifen Sie auch zum Buch! Es kann auch ein Gratisbuch sein, Sie können ruhig drauf "reinkippen". Sollten Sie bis jetzt die Freude noch nicht gehabt haben - die Aktion geht nächstes Jahr weiter und ich freue mich schon darauf! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die von den GRÜNEN beantragte Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Tagesordnung kommen, möchte ich § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung in Erinnerung rufen. Es sind hier schriftliche Anfragen eingelangt: Vom Grünen Klub im Rathaus 5, vom ÖVP-Klub 14 und vom Klub der Freiheitlichen 4. 

Von den GRe Dr Matthias Tschirf und Georg Fuchs wurde eine Anfrage (PGL/04656/2002/0001-KVP/MDGF) an den Herrn Bürgermeister, betreffend "Versäumnisse der sozialistischen Stadtregierung hinsichtlich konjunkturbelebender Maßnahmen", gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde auch von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird diese Beantwortung der dringlichen Anfrage nach Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Von den GRe Ing Herbert RUDOLPH und Mag Heidemarie Unterreiner wurde eine Anfrage (PGL/04659/2002/0001-KFP/MDGF) an den Herrn Bürgermeister, betreffend "Container-Wahlkampfzentrale der SPÖ neben dem Burgtheater", gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde auch von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. Der § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung sagt, dass die Behandlung der dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung zu erfolgen hat. 

Wir kommen zu den Anträgen. Hier sind vor Sitzungsbeginn folgende angenommen worden: 3 des Grünen Klubs, 4 des ÖVP-Klubs, 1 Antrag der GRÜNEN und der ÖVP und keine vom Klub der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von den Bezirksvertretungen wurden gemäß § 104 der Wiener Stadtverfassung vier Anträge an den Gemeinderat gerichtet. Den Fraktionen wurden diese Anträge mit einer entsprechenden Zuweisung auch schriftlich bekannt gegeben. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 und 2, 4 bis 6, 8 bis 13, 15, 18 bis 21, 28 und 29, 36 und 37, 43 und 45 bis 51 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben und bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle auch fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechenden Beratungen die Postnummer 38 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 39, 40, 44, 41, 42, 3, 14, 16, 17, 22, 23, 24, 25, 7, 26, 27, 30, 31, 32, 33, 34 und 35. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt jetzt die Postnummer 38 (02778/2002-GGU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Bericht 2002 zum "Klimaschutzprogramm der Stadt Wien" und die Frau Berichterstatterin ist schon am Rednerpult. 

Frau GRin Bayr wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Petra Bayr: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Bericht ist Ihnen allen zugegangen. Es ist dieser Bericht (Die Rednerin zeigt den Bericht.), Sie werden ihn vielleicht wieder erkennen. 

Wir haben uns im Vorfeld der Diskussion im Umweltausschuss des Gemeinderats darauf geeinigt, einen Satz in diesem Bericht zu streichen. Es ist der Satz auf Seite 44, 1. Absatz, 2. Satz, wo es darum geht, dass in einer rot-grünen Übereinkunft es Wille ist, den biologischen Anteil von Lebensmitteln auf 50 Prozent zu heben. Wir haben uns darauf geeinigt, dass wir diesen Satz aus dem Bericht herausnehmen, weil er nicht Teil des Berichts ist. Aber ansonsten haben wir den Bericht nicht neu gedruckt, einfach auch um Kosten zu sparen. 

Ich würde Sie ersuchen, zur Kenntnis zu nehmen, dass, wenn wir diesen Bericht heute beschließen, wir das ohne diesen Satz tun. 

Zum Zweiten möchte ich sagen, dass ich mir denke, dass der erste Zwischenbericht zum Klimaschutzprogramm in Wien die Bilanz einer ganz hervorragenden Arbeit ist. Es ist ein ganz hervorragender Weg, den die Stadt Wien beschritten hat, was die Vermeidung ozonschädlicher Emissionen betrifft, und ich bitte Sie zuzustimmen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort ist Herr Klubobmann Mag Chorherr gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und weise noch darauf hin: 40 Minuten Redezeit in der ersten Runde beim Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ja, bei aller Wichtigkeit, der gerade uns der Klimaschutz ist, werde ich mich bemühen, durchaus deutlich unter 40 Minuten zu bleiben. 

Ja, meine Damen und Herren, nach der Wichtigkeit der Diskussion über das Lesen nun ein weiteres, man muss ja sagen, leider vielleicht zu wenig umstrittenes Thema. Gerade weil alle sagen, ja, das ist wichtig und das ist gescheit und man streitet zu wenig darüber, hat das in der Öffentlichkeit nicht jene Bedeutung, die es eigentlich haben müsste. 

Also vielleicht eines, weil wir natürlich sehr genau die Diskussion in Deutschland verfolgt haben und auch einiges über die Erfolge der letzten Rotgrün-Regierung publiziert wird: Ein sehr kluger Politikwissenschafter hat gesagt: "Eines der Probleme des Gesetzes über erneuerbare Energie, das Deutschland an die Spitze der erneuerbaren Energieträger gebracht hat, ist, dass alle dafür waren." 

Deswegen, weil alle dafür waren, ist überhaupt nirgendwo darüber diskutiert und geredet worden und darum ist es auch im Bewusstsein der Öffentlichkeit kaum vorhanden. Also, wenn jetzt ich auch, Gott sei Dank, sagen muss, ich bedanke mich besonders bei der Leiterin der Klimaschutzkoordinationsstelle für ihre hervorragende Arbeit, dann weiß ich nicht, ob ich ihr damit etwas Gutes tue, denn wenn alle sie loben und niemand darüber redet, dann wird ihr vielleicht nicht die Wichtigkeit gegeben. Da müsste man öffentlich mehr darüber streiten. Bisher gibt sie keinen Anlass dazu.

Ich bin froh, dass Wien dieses Klimaschutzprogramm hat. Ich habe das Gefühl, dass bei dem großen Ziel, das dahinter steht, man eigentlich jetzt erst draufkommt, was es bedeutet, Klimagase zu senken, und was das für eine umfassende wirtschaftspolitische, energiepolitische, magistratsinterne Aufgabe ist und welcher riesige Weg noch vor uns liegt. 

Wenn wir uns die Weltsituation anschauen, dann steigen die CO²-Emissionen international. Sie steigen auch in Österreich. Wir werden sehen, wie jetzt die Wiener Situation im Detail aussieht, und wir haben die ersten Schritte gemacht. Insofern möchte ich auf einiges hinweisen, das ein bisschen in die Zukunft reicht, wo verstärkt etwas passieren müsste, etwas passieren sollte. 

Wo haben wir die größte Schwäche? - Die größte Schwäche haben wir im Bereich des Verkehrs. Wir haben in dem Bereich beängstigende Zunahmen der CO²-Emissionen und da muss ich noch einmal kurz auf die SUP Bezug nehmen. Die von allen oder von vielen favorisierte außenführende Nordost-Umfahrung hat die größten Zuwachsraten an CO². Das zeigt heute schon die SUP. Schauen Sie sich die Details dazu an. Das mag einer der Gründe sein, warum man jetzt von diesem Projekt auch abrückt.

Gerade hier sind Maßnahmen im öffentlichen Verkehr, aber speziell Maßnahmen im Radverkehr, die allzu oft und allzu viel belächelt werden ... (GR Rudolf Klucsarits: Na ja!) Na sagen Sie, was Sie sagen wollen! Sehen Sie, die Reaktion des Kollegen von der ÖVP ist bezeichnend. Ich möchte das jetzt noch eine Spur kontroverser anreichern: Dort, wo mit wenig Geld viel erreicht wird, sagt man: "Ach geh, jetzt fängt er wieder damit an, geh bitte lass mich mit dem in Ruh, man kann ja nicht nur Radl fahren, und so weiter." Wenn es einen Bereich gibt, wo mit wenig Geld viel erreicht werden kann, ist es der Radverkehr in Wien, der in anderen Städten dreimal so groß ist wie in Wien und dort, wo es um die Durchsetzung geht, immer mit Autofahrerinteressen korreliert, weil Parkplätze weggenommen werden müssen. Da ist die Politik gefordert, Prioritäten zu setzen. Das tut sie zu wenig, das tut sie jetzt mehr, da gibt es Konflikte, und gerade darum bleibe ich beim Radverkehr, weil das Gott sei Dank kontrovers ist und Gott sei Dank nur in der Kontroverse und im Streit Öffentlichkeit verursacht wird.

Nirgendwo ist es so billig, wie im Bereich des Radverkehrs. Die 8 Prozent, die drinnen stehen, sind eine Verdoppelung gegenüber dem, was wir bisher hatten. Da wird es mit einem Radring-rund allein nicht abgehen. Da werden wir sehr viel mehr Platz schaffen müssen, ja auch zu Lasten des Autoverkehrs. Vielleicht werden wir das noch viel stärker in den Vordergrund rücken müssen, weil da noch zu wenig passiert. 

Ein anderer Bereich. Was nicht passieren darf, meine Damen und Herren, und ich beziehe mich jetzt nicht auf Details des Klimaschutzprogramms, sondern wo trotz Klimaschutzprogramm Fehler passieren, ist: Es wurde mit viel öffentlichem Geld der Matzleinsdorfer Hof saniert, ein Hochhaus, das allen bekannt ist. Es wurde mit THEWOSAN saniert. Es ist ein sehr großes Haus mit sehr vielen Wohnungen, wo die Fernwärme vor der Tür vorbeigeht. Meine Damen und Herren, was wurde im Zuge der Sanierung mit der Heizung gemacht? Wurde die vorhandene Heizöl-schwer-Heizung auf Fernwärme angeschlossen? - Nein, die Heizöl-schwer-Heizung wurde auf Heizöl leicht umgerüstet. Klimaschutz in Wien in der Praxis! 

Ich kenne ein anderes Projekt im 21. Bezirk in der Autokaderstraße auch von Wiener Wohnen. Es ist immer Wiener Wohnen. Ich gebe auch zu, was ist der Grund? - Der Grund ist ein sehr strenges Mitbestimmungsstatut, wo es nicht gelungen ist, die Mehrheit der Mieterinnen und Mieter zu überzeugen. Aber, meine Damen und Herren, wir diskutieren mehrheitlich auch nicht darüber, ob Toilettenanlagen in einer Wohnung passieren - die werden gemacht - oder ob ein Kanalanschluss passiert. Das wird auch gemacht. Ich halte es für absurd, dass im Zuge einer Sanierung, im Zuge eines Neubaus einer Heizung wieder auf Öl gesetzt wird und das Klimaschutz in der Praxis ist, dort, wo er nicht funktioniert.

Eine Zahl aus dem Bereich der Fernwärme. Wie viele Wohnungen haben die Fernwärme vor der Tür, sind aber nicht Fernwärme versorgt? - 70 000 Wohnungen in Wien haben mit massiven öffentlichen Mitteln geförderte Fernwärme vor der Tür, also Abwärme aus Kraftwerken. Aber nein, sie werden mit fossilen Energieträgern beheizt. (GR Rudolf Klucsarits: Sicher nicht nur mit Fernwärme!) Na, wo kommt die Fernwärme her? - Das ist aus Kraftwerken, das brauche ich hier nicht zu erklären, Herr ... (GR Rudolf Klucsarits: Na aus Müllverbrennungsanlagen!) Ihren persönlichen ... Und aus Müllverbrennungsanlagen, ja! 

Aber das Problem des Rauchfangkehrers mit der Fernwärme verstehe ich: Je mehr Fernwärme desto weniger Geschäft gibt es für den Rauchfangkehrer. Dass es Ihr Interesse ist, Ihr legitimes Interesse, die Rauchfangkehrer wahrzunehmen und jeder Fernwärmeanschluss eine Einschränkung Ihres Gewerbes ist, das verstehe ich. Mir ist aber der Klimaschutz eine Spur wichtiger, als der Zukunftsmarkt der Rauchfangkehrer, Herr Klucsarits! Das möchte ich Ihnen von dieser Stelle auch sagen. (GR Rudolf Klucsarits: Das ist kein Geschäft mehr!)
Nächster großer Bereich Solarenergie: Wenn man alle Solarkollektoren, aber auch Photovoltaikanlagen der neun Bundesländer nebeneinander stellt und sie der Reihenfolge nach auflistet, dann ergibt das eine kontinuierliche Kurve nach unten und dann gibt es ganz am Schluss vor dem neunten Bundesland einen ganz brutalen Abriss und dann steht ein Zumpferl auf der Statistik drauf, und das ist Wien! Jetzt weiß ich schon, dass in Wien manches schwieriger ist. (GR Rudolf Klucsarits: Manches?) Manches, aber das rechtfertigt nicht, dass es ein derart geringer Anteil ist. 

Ich frage mich auch, warum im Nichtfernwärme-Vorranggebiet das nicht (Ordnungspolitik) zumindest in den Sommermonaten - was heißt in den Sommermonaten, in acht Monaten des Jahres, denn so weit ist heute die Solarenergie entwickelt - zum Regelfall werden kann, nicht zuletzt auch aus pädagogischen Gründen. Wer einmal wirklich auf seinem Haus erlebt hat, wie Wärme oder vielleicht auch Strom über die Sonne erzeugt wird, geht vielleicht anders damit um. Da haben wir einen großen Nachholbedarf. Die Frau Stadträtin hat hier angekündigt, eine Offensive zu starten, aber viel ist nicht passiert.

Kurz muss ich mich jetzt aber auch mit der Frau Stadträtin auseinander setzen, wo ich - ich bin heute freundlich gestimmt - fassungslos über sie war. Da ging es um eine von der Stadt Wien hier im Gemeinderat beschlossene Förderung, eine richtige Förderung, die versucht, fossile Energieträger durch biogene zu ersetzen, durch Pellets. Wir haben eine Biomasse-Förderung. Was sagt die Frau Stadträtin dazu? - Nicht die Frau Öl-Stadträtin oder die Frau Esso-Stadträtin oder die Frau BP-Stadträtin oder die Brent-Spar-Stadträtin, nein, die Frau Umweltstadträtin: Ihr ist Öl lieber als Biomasse! Wären wir spontaner, dann würde ich jetzt einen großen Ölkanister nehmen und Ihnen hinstellen. 

Sie haben gar keine Ahnung, was Sie mit dieser Aussage an Ihrem eigenen Image zustande gebracht haben. Ich könnte mich jetzt bedanken und sagen: Super, das ist SPÖ-Umweltpolitik, wir rahmen das ein und wie die "Ewigkeitsgasse" verschicken wir den Artikel "Wiener Umweltstadträtin sagt: Öl ist wichtiger als Biomasse!" an 100 000 Leute. Ich weiß ja gar nicht, ob das stimmt, dass möglicherweise sogar bei einer Pressekonferenz jemand aus der Ölwirtschaft dabei sein wollte und ein kluger Berater von Ihnen hier noch im letzten Moment die Bremse gezogen hat. 

Was haben Sie für ein Verständnis von Klimaschutz, Frau Brent-Spar-Stadträtin? Wissen Sie, was Klimaschutz bedeutet, wo in ganz Europa und Gott sei Dank auch in Wien, Gott sei Dank an Ihnen vorbei, Gott sei Dank in anderen Ressorts etwas beschlossen wurde, eine Förderung - ich glaube, hier herinnen sogar einstimmig -, wo gefördert wird, dass, wenn Häuser von fossil auf erneuerbar, auf heimisch, auf CO²-neutral umsteigen, das von der Gemeinde Wien unterstützt wird? 

Also, mir ist jetzt kein Fall bekannt, wo ein Oppositionspolitiker einen Beschluss einer Fördermaßnahme gegen die eigene Stadträtin verteidigen muss! Zum Glück haben Sie hier keine Kompetenzen. Weit haben Sie es gebracht, Frau Stadträtin! Irgendwie bin ich fassungslos und froh, dass ein derartiger Klimaschutzbericht das imstande war, weil diese Geisteshaltung kann man vielleicht bei der Regierung Bush sehen, die maßgeblich von der Ölindustrie unterstützt wird, aber selbst nach langem Nachdenken wäre ich nicht auf die Idee gekommen, sie auch bei der Wiener Umweltstadträtin zu sehen.

Frau Kollegin, ich sehe Sie jetzt in der Tat mit anderen Augen, aber man kann ja dazulernen. Lesen bildet, haben wir heute gesehen. Diese Lektüre im "Standard" oder in einer anderen Zeitung hat mir wieder eine neue Erkenntnis gebracht, wie Umweltpolitik von der SPÖ - aber da muss ich die SPÖ vor Ihnen in Schutz nehmen, denn die SPÖ hat ja zugestimmt -, also wie die Umweltstadträtin hier agiert. Was das im Wahlkampf auch bewirkt hat, dafür kann ich mich bei Ihnen nur bedanken, denn man sieht jetzt, wer für Umweltmaßnahmen hier einen richtigen Schritt macht.

Biomasseförderung haben wir Gott sei Dank. Wir werden sehen, wie sie funktioniert. Wir werden aber darüber nachdenken müssen - da es sie jetzt nur auf Kleinanlagen gibt -, dass hier vernünftige, auch größere Anlange außerhalb des Fernwärmeversorgungsgebiets eingesetzt werden können. 

Wenn wir wissen, meine Damen und Herren, dass wir im langfristigen Trend weltweit an der Spitze der Ölproduktion angelangt sind - und das sage nicht ich, sondern maßgebliche Vertreter der Ölindustrie sagen, dass durch China und Indien der Zuwachs an Öl weltweit stärker steigt, als das Auffinden neuer Felder -, dann müssen wir uns auf höhere Preise einstellen. Es wird nicht eine Knappheit im Sinne von "das Öl geht aus" geben, aber preislich wird es deutlich nach oben gehen. All jene sind gut beraten, die Möglichkeiten, Visionen und Technologien haben, Strom- und Wärmeerzeugung nicht fossil zu decken. Darum freue ich mich, dass es bis zu den Stadtwerken einen breiten Konsens gibt - demnächst werden wir die abschließende Sitzung dieses Biomassekraftwerk-Arbeitskreises haben - und dass das kommen kann.

Wir warten jetzt auf einen vernünftigen Beschluss eines zukünftigen Wirtschaftsministers, einer zukünftigen Wirtschaftsministerin, die hier Einspeistarife festsetzt, die die Wirtschaftlichkeit dieses Biomassekraftwerks gewährleistet. Dann kommen wir einer Vision einen Schritt näher. 

Ich möchte die Vision noch einmal formulieren, weil sie auf den ersten Blick so radikal klingt, aber so notwendig ist, und zwar: In einem absehbaren Zeitraum von 10, 20, 25 Jahren zumindest bei der Wärme- und Stromversorgung Wiens vollständig auf erneuerbare Energien umsteigen. Das ist möglich, das geht. Wir haben auch bereits mit der Gaswirtschaft gesprochen. Wenn die Gaslieferverträge auslaufen, dann kann man auch die Gasversorgung erneuerbar gewährleisten. In Deutschland boomt mit Zuwachsraten von 40 Prozent und mehr pro Jahr - wie sie die "Internet-Industrie“ nie hatte - Wind und Solar, aber auch Biogas. 

Wenn wir wissen, wie viel Brachflächen es bereits im Weinviertel gibt, dann kann Biogas mit einer relativ geringen Bewirtschaftung dieser Brachflächen mit Gras, Mais, mit anderen Pflanzen und mit heimischen Technologien erzeugt werden, das Erdgas 1 zu 1 ersetzen kann. Dann kann man das in das Gasnetz einspeisen und zum Beispiel das Kraftwerk Donaustadt mit Biogas befeuern. 

Genauso wie viele mich ausgelacht haben, als ich vor Jahren durch Wien gezogen bin und gesagt habe, man könnte ein Großkraftwerk mit Holz heizen, so ist das eine nächste Option, wo die Deutschen dank der rot-grünen Bundesregierung sehr weit sind. Dort haben wir explosionsartige Zunahmen beim Biogas. Ich hoffe auch, dass die Biogasanlage in Wien, die bei der Entsorgung eine neue Schiene aufmacht, Optionen setzt.

Noch einmal: Mittelfristig ein vollständiger Umstieg auf Erneuerbare, auch mit der Option Richtung Osteuropa, hier Technologien zu entwickeln. Da sollten wir mittel- und langfristig denken. Der Firstmover, der hier zuerst eigene Erfahrungen hat, der ist wirtschaftlich stark. Darauf sollten wir setzen. 

Ich freue mich ja, was es da für neue Allianzen gibt. Das hätte man vor 10, 15 Jahren auch nicht geglaubt, dass die GRÜNEN für ein Großkraftwerk kämpfen und das im Bereich der Wiener Stadtwerke auch mit Gewerkschaftsvertretern, die froh sind, dass sie wieder ein Kraftwerk bauen dürfen. Da vermischen sich auch, wenn es um die Nachhaltigkeit geht, die Interessen und die (GR Heinz Hufnagl: Panta rhei!) schwindenden ... Bitte? (GR Heinz Hufnagl: Panta rhei! Alles fließt! Alles fließt!) Alles fließt, ja.

Irgendwie gibt es, damit wir noch streiten können, zumindest die Wiener Umweltstadträtin, die sagt: Nein, Öl ist ihr wichtiger als Biomasse. Aber so lange dieser Widerstand nur derartig - wie sage ich das jetzt höflich - nicht durchsetzungsfähig oder nicht mehrheitsfähig scheint, können wir auch mit diesem Widerstand leben.

Nächstes großes Thema, wo ich froh bin, dass wir einen großen Schritt weitergekommen sind, ist das Passivhaus, ein leider verunglücktes Wort, aber es ist eingefahren und ich bleibe auch noch bei diesem Wort. Wir nehmen das Wort "Passivhaus", weil jeder weiß, was man darunter verstehen kann. Langfristig müssen wir ein besseres Wort finden, weil "Passivhaus" nicht wahnsinnig gut klingt - passiv will keiner sein. Nennen wir es vielleicht "Nullemissions-Haus", ein Haus, Wohnungen auch als Regelfall, das nicht Energie verbraucht, sondern Energie erzeugt, das nahezu ohne jegliche Fremdenergiezufuhr auskommt. 

Wir machen jetzt einen Wettbewerb in Wien. Die erste Jurysitzung war vor rund 14 Tagen, 250 Wohnungen. Herr BV Lehner muss immer irgendwie mit von Chorherr initiierten Projekten leben, mit dem autofreien lebt er ganz gut, glaube ich. Es ist möglich, und auch hier sollten wir zum Regelfall kommen, nicht nur eine, ich nenne sie jetzt einmal Nullemissions-Siedlung, zu machen, sondern Siedlungen ohne Heizung - Siedlungen, Wohnungen ohne Heizung, wo sich viele schrecken: Huch, wie geht das? - als Regelfall umzusetzen. In Österreich ist noch immer ein Drittel der CO²-Emissionen durch Heizzwecke bedingt. Es ist Stand der Technik, wo wir noch schrauben müssen, aber es gibt eine große Anlage in Innsbruck, es gibt im bayrischen Raum einiges, es gibt in Vorarlberg sehr vieles. Das ist aber im großvolumigen Wohnbau mit einem weiteren Nutzen umzusetzen. Der Klimaschutz ist ein Nutzen. Aber es gibt eine ganz wesentliche Komfortfrage. Das sage ich als jemand, der eine Frühjahrsallergie hat, eine managebare. Die sechs Wochen Niesen halte ich schon aus. 

Die Technologie bei diesen Passivhäusern oder Nullenergiehäusern ist einfach eine kontinuierliche Luftzufuhr mit einem Luftfilter, was den Vorteil hat, dass für Allergiker, von denen es wegen der Umweltbelastung immer mehr gibt, im Haus Frischluft ohne Pollen gegeben ist. Also, wir sollten hier diesen Komfortaspekt auch entsprechend vorweg setzen. 

Jetzt ist in Wien die Möglichkeit, sich für Haustechnikbüros zu profilieren, um das in anderen Ländern auch zu errichten. Ersatz - und das ist das gesamte Thema Klimaschutz - von Umweltzerstörung und Klimazerstörung durch Intelligenz und Technologie. Das ist die Lösung. Das ist zäh. Das ist mühsam und das ist ein permanenter Kampf, den wir führen sollten.

Ein letzter Bereich, den ich mir aufspare, um ihn dann möglicherweise lang und ausführlich bei der Dringlichen anzuführen, ist eine wirkliche Offensive im Bereich Contracting. Da verstehe ich die SPÖ nicht, warum da so wenig passiert. Es gibt von Energieverwertungsagenturen, von vielen anderen, reihenweise Gebäude der Stadt Wien vorgeführt, die wirtschaftlich saniert werden könnten. 10, 20, 30, teilweise sogar 50 Prozent Energieeinsparungen heißt Kosteneinsparungen für die öffentliche Hand bei gleichzeitiger Umweltentlastung und auch Beschäftigungsimpulse umzusetzen. Das ist nachgewiesen. Das ist möglich. Wo das Geld da ist, soll man es selber machen und wo das Geld nicht da ist, kann man es über Contracting machen. Warum dauert das so lange? Warum dauert das so lange? Warum? - Das dauert meines Erachtens deswegen so lange, weil der Sickereffekt der Klimaschutzkoordinationsstelle in das Magistrat ein guter, aber ein langsamer ist.

Das ist keine Kritik an der Tätigkeit der Klimaschutzkoordinationsstelle, sondern es ist eine Kritik an der Priorität im gesamten Magistrat. Aber hier glaube ich, dass es schneller vorangehen kann, schneller vorangehen wird. Der Bericht und die Vorhaben, die darin aufgezählt sind, zeigen in die richtige Richtung. Das Tempo ist mir viel zu langsam, aber die Richtung stimmt jedenfalls. Das ist nicht das Schlechteste, was man in diesem Fall sagen kann. 

Deshalb danke ich für die Tätigkeit, hoffe, dass in den Bereichen, die aufgezählt wurden, forciert vorangegangen wird. In uns haben Sie einen permanenten produktiven Kritiker, der hintennach ist, ob ohnehin alles passiert und der sich auch bemüht, die Öffentlichkeit zu informieren. Und wenn das Ganze zu harmonisch wird, dann fallen uns schon Bereiche ein, wo wir ordentlich streiten können. Wenn wir damit der Klimaschutzkoordinationsstelle helfen können, dann streiten wir gerne. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Klucsarits. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Das KliP ist sicherlich eine der großen Errungenschaften der schwarz-roten Koalition, die damit für all diese konzeptiven Ansätze von Stadtregierungen eine sehr hohe Latte gesetzt hat. Daher steht für mich die konzeptive Qualität des KliP nach wie vor außer Frage. 

Die Frage, die sich aber für mich stellt, Frau Stadträtin, ist, ob Sie dieses Ziel mit dieser Stadtregierung erreichen werden. Und gerade Sie waren es, die dieses Ziel in Frage gestellt hat. Sie haben gesagt, wir erreichen das Ziel des Klimaschutzprogramms nicht. Und das ist eine harte Aussage. Sie haben natürlich mit dem Finger wieder einmal auf die Bundesregierung gezeigt und haben gesagt: Diese schlimme Bundesregierung ist daran schuld. Aber bitte, bitte kehren Sie auch hier vor der eigenen Tür! 

Wenn ich hier nur eine kleine Sache vorbringen darf: Frau Stadträtin, wenn Sie sagen, die ÖVP hat keine Ideen, dann frage ich Sie: Was haben Sie verkauft in der letzten Pressekonferenz? Wir haben hier vor kurzem einen schriftlichen Antrag gestellt, der richtigerweise angenommen wurde. Sie haben ihn verkauft als Ihre Idee! Und das ... (Beifall bei der ÖVP.) Und das zeigt nun wiederum einmal: Die ÖVP, egal ob in der Bundesregierung oder hier in Wien, hat die richtigen Ideen, und die richtigen Ideen setzen sich im Land genauso wie im Bund durch! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Volkspartei hat auf allen politischen Ebenen die besseren Ideen und hat daher auch Erfolge aufzuweisen. Gerade die amtierende Bundesregierung kann eine positive Bilanz legen, die sich sehen lassen kann. Vor allem haben wir einen Spitzenkandidaten, der sich nicht durch einen ehemaligen ORF-Mitarbeiter aufmotzen lassen muss. Also, wir haben das nicht notwendig! Bei uns genügt unser Spitzenkandidat dafür. (Beifall bei der ÖVP. - Heiterkeit des GR Godwin Schuster.) 

Jetzt lassen Sie mich, Kollege Schuster, aus meiner Erfahrung als Unternehmer hiezu auch etwas sagen. Jemand, der jahrzehntelang bei mir beschäftigt ist und unvermittelt über einen Tag den Dienst aufsagt, zu dem habe ich kein politisches Vertrauen! Das möchte ich hier auch einmal festlegen! (Beifall bei der ÖVP.)
Das Gleiche ist beim Herrn Petritsch, den wir ja alle hier noch als Beamten kennen. Aber besondere Spuren seiner Rathaustätigkeit finde ich noch immer nicht, wenn ich da so schaue. (Heiterkeit bei der ÖVP.)
Wenn Sie auf Grund der Meinungsumfragen glauben, dass Sie sich derzeit im Aufwind befinden, so möchte ich auch dazu feststellen: Das ist sicherlich nicht Ihr Verdienst, das ist der Verdienst eines Bärentalers, eines Dr Jörg Haider, dem es gelungen ist, sich selbst und die Freiheitlichen aus einer politischen Laune heraus in die Luft zu sprengen. 

Aber wie immer auch die Wahl ausgeht, Sie haben ja noch Ihre grüne Reservetruppe, Kollege Maresch, die sich in Wahlzeiten gerne in eine bürgerliche Verkleidung begibt, um so die Mehrheit für eine rot-grüne Koalition zu sichern. Aber glauben Sie mir, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, der Wähler durchschaut Ihre Faschingsmaskerade. (Beifall bei der ÖVP.) Am 24.11. wird es sich weisen. Sollten Sie wirklich in die Regierung kommen, dann brauchen wir nur nach Deutschland zu schauen, was sich da an Steuererhöhungen tut. Sie haben im Umweltbereich gesagt, ja, super, gut. Steuererhöhungen. Alles, was vor der Wahl gesagt wurde, stimmt auf einmal nicht mehr! (GR Mag Christoph Chorherr: Schwarz-blaue Steuersenkung!) So agieren Sie! (Beifall bei der ÖVP. - Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Kollege Chorherr! (GR Mag Christoph Chorherr: Schwarz-blaue Steuersenkung! - Aufregung bei den GRÜNEN.) Kollege Chorherr! (GR Mag Christoph Chorherr: Schwarz-blaue Steuersenkung! - Große Aufregung bei der SPÖ.) Kollege Chorherr! Kollege Chorherr, ich hätte ein neues Parteiabzeichen für Sie: Die Melone. Außen grün, innen dunkelrot. Ja! Ich glaube, das wäre was ganz Gutes. 

Weil Sie immer so großspurig reden und wenn ich Ihren Professor immer höre, die hohe Latte von 12 Prozent und wie gut die GRÜNEN sind und so weiter: Sollten Sie dieses Wahlziel erreichen, was ich ja nicht glaube, dann sind Sie erst halb so stark wie die ÖVP bei der letzten Wahl war. Das möchte ich hier auch einmal anmerken. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und in Wien? Und in Wien? - GR Mag Christoph Chorherr: Wie ist es in Wien?) 

Da ist ja euer Parteichef Gusenbauer noch vernünftiger, der sich langsam davor zu fürchten beginnt, dass er Zweiter wird und der schon sagt: Wenn ich Zweiter werde, dann gehe ich in Opposition. Ich glaube, der hat hellseherische Fähigkeiten! (GR Godwin Schuster: Im Gegensatz zum Schüssel!) Der hat hellseherische Fähigkeiten, ja! (GR Godwin Schuster: Im Gegensatz zum Schüssel!)
Ein kleines Wort noch zu den rot-grünen Sanktionen und zur Widerstandsfront. Als die jetzige Bundesregierung angetreten ist, haben Sie gesagt, die ÖVP wird und kann den Haider nicht bändigen. Aber heute schauen wir einmal. Heute ist der Haider weder in der Regierung, noch an der Spitze der Freiheitlichen, noch ist er Spitzenkandidat. Und weder Sie von der SPÖ noch Sie von den GRÜNEN haben etwas dazu beigetragen, dass der Herr Haider nichts mehr zum Mitreden hat. Das war ganz alleine die Volkspartei! (Beifall bei der ÖVP. - Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Wenn ich mir so die politische Debatte und das KliP anschaue, dann kommt mir vor, Frau Stadträtin, ich habe alles irgendwann einmal schon gehört. Das ist so wie eine kleine Zeitreise. 

Wenn Sie sagen, wie sehr nicht dieser Ökobusinessplan CO² Sparen hilft - stimmt ja. Und wie sehr nicht Wien-Strom auf umweltfreundliche Energieträger umsteigt - stimmt. Wie sehr nicht der Ausbau der Fernwärmeversorgung die Luftqualität verbessert - auch das stimmt. Und wie positiv sich die Sanierung von Wohnbauten auswirkt. Doch dass es deshalb ein paar Emittenten weniger gibt, ist sicher nicht Ihr Verdienst, Frau Stadträtin. Der Fernwärmeausbauplan stammt aus den Siebzigerjahren, die Umstellung der Kraftwerke aus den Achtzigerjahren. Beim Ökobusinessplan sind die Firmen diejenigen, die den durchführen! Wir freuen uns ja immer gemeinsam, wenn wir dann Firmen auszeichnen, dass die eben diese Ziele erreicht haben. 

Bei der Wohnbausanierung, da glaube ich, täusche ich mich nicht, das macht Ihr Stadtratskollege Faymann. Zumindest lese ich immer wieder in den Zeitungen, was er um Wiener Steuergelder alles macht und was er alles saniert. Ich freue mich jedes Mal, wenn ich am Samstag den "Kurier" oder die "Krone" aufschlage, den StR Faymann mit einem wunderschönen Bild sehe und lese, was er alles für die Umwelt um Steuerkosten macht, was er alles saniert. (GR Heinz Hufnagl: Er ist ein guter Stadtrat, keine Frage!) Ich sage ja nichts. Ich sage, ich freue mich, weil er sich da mit Steuergeldern beweihräuchert. Neben diesen ... (GR Heinz Hufnagl: Also, da ist die jetzige Bundesregierung Weltmeister: Jeden Tag der Schüssel! Jeden Tag! Jeden Tag der Schüssel in der Berichterstattung!) 

Aber neben diesen Standarderfolgen, die ich jetzt aufgezählt habe, die ja wirklich gegeben sind, aber die schon längst vorgegeben waren, bleiben die anderen im KliP festgelegten 230 konkreten Maßnahmen nach wie vor in einem embryonalen Zustand. Ich würde sie gerne erwecken. Ich würde sie gerne zum Leben erwecken, damit sie das Licht der Welt erblicken, Frau Stadträtin! Tun wir doch etwas. 

Was auch Kollege Chorherr in seiner blumigen Art bereits angesprochen hat, Frau Stadträtin: Was war das, dass Sie gegen Pelletheizungen sind? - Pellet, erneuerbare Energie. Nein, ich will Ihnen nicht unterstellen, dass Sie nicht wissen, was Pellets sind. Nein, das unterstelle ich nicht. Eine umweltfreundliche erneuerbare Energie, benutzerfreundlich, ja, die hat nur Vorteile! Und dass wir Ihnen widersprechen bei Ihrer Aussage, ja, das ergibt sich als oppositionelle Politiker. Aber Ihre eigene Umweltsprecherin im Nationalrat, die Ulli Sima, hat gesagt, sie ist für Pelletheizungen und dass Sie hier auf dem falschen Weg sind. Und da ... Jetzt ist er weg, der Chorherr. Einmal gebe ich ihm Recht, ist er nicht da. (Heiterkeit bei der ÖVP.)   

Ich weiß schon, dass Sie immer wieder ohne Wenn und Aber unbedingt an der Fernwärme festhalten und das in Ihrer Umweltpolitik derart starke Formen annimmt, dass nicht einmal die solare Energieerzeugung in den Fernwärme-Vorranggebieten zugelassen wird. Also das heißt, dass sie nicht gefördert wird. Das widerspricht nicht nur dem Gleichheitsgrundsatz, denn Sonnenenergie ist doch mindestens genauso umweltfreundlich wie Fernwärme. Aber es zeigt halt auch ein bisschen, wohin die Umweltpolitik in diesem Haus geht. Vielleicht könnte man das noch einmal überdenken. 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier nicht den Eindruck erwecken, dass die Frau Stadträtin da alleine verantwortlich ist. Im Gegenteil. Gerade die Luftreinhaltung ist ein Bereich, der eindeutig ressortübergreifend zu betrachten ist. Hier hat es in der Luftreinhaltung nicht jene Fortschritte gegeben, die wir gemeinsam eigentlich erwartet haben, vor allem beim Verkehr. Der nimmt weiterhin zu, trotz des Lobgesangs auf den Ausbau der Radwege, den Sie hier auf Druck der GRÜNEN betreiben. Und ich komme wiederum auf den unseligen 2er‑Linien-Radweg zu sprechen. 

Wir haben immer kritisiert, dass die gesamte Verkehrsagenda von der Umwelt in das Verkehrsressort übersiedelt ist. Die ökologische Seite des Verkehrs fällt ganz unter den Tisch. Und diese unsere Bedenken haben sich leider Gottes gerade bei StR Schicker leider, leider bewahrheitet. 

Es genügt nämlich nicht, dass ich von internationalen Korridoren spreche. Wien braucht innovative und detaillierte Verkehrsmaßnahmen, die den Bürgern in den Betrieben und der Umwelt insgesamt eine Entlastung des Verkehrs bringt und wir brauchen keine zusätzlichen Parkspuren auf der Rossauer Lände! (Beifall bei der ÖVP.) 

Also, Herr StR Schicker - er wird sicher irgendwo zuhören -, da sind Sie gefragt! Wer das so vollmundig angekündigt hat - aber nichts ist geschehen, außer dass es noch mehr Staus in Wien gibt und noch mehr CO²-Ausstoß. 

Wenn nicht in der Frage der Ökologisierung des Stadtverkehrs demnächst entscheidende Umsetzungen passieren, dann ist damit zu rechnen, dass Ihre so penibel aufgezählten Schadstoffreduktionen durch die Zunahme beim Autoverkehr wieder ausgeglichen werden. Ohne Reduktion im Verkehr sind die KliP-Ziele nicht erreichbar. 

Gestatten Sie mir noch eine Nebenbemerkung zu StR Schicker. Heute findet von der Agenda 21 um 13 Uhr eine Vorstandssitzung und eine Generalversammlung statt. Soll ich mich teilen? Soll ich dort sein und soll ich da sein? (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist da Ihr Problem?) Na, weil ich nicht hingehen kann! Weil für mich, Kollege Maresch, ist der Gemeinderat sehr wichtig, dass ich da bin. Und das ist eine Missachtung des Gemeinderats, wenn man zur gleichen Zeit beides ansetzt (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Na, dann halten Sie einen virtuellen Gemeinderat ab!), Kollege Maresch, weil Ihr GRÜNEN nehmt's es ja nicht genau mit der Anwesenheitspflicht! (Aufregung bei den GRÜNEN.) Wir nehmen es genau und für mich ist der Gemeinderat so wichtig, dass ich da bin! Und für mich ist auch die Agenda 21 wichtig. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, dann halten Sie doch einen virtuellen Gemeinderat ab!) Ja, ja. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wenn es Ihnen wirklich so wichtig ist, dann halten Sie eben einen virtuellen Gemeinderat ab!) Ja, ja.

Der vorliegende KliP-Bericht ist meiner Meinung nach das Optimum was ein KliP-Koordinator angesichts dieser Stadtregierung herausholen kann. Unser Dank, und ich weiß auch nicht, ob ich ihm da helfe, aber unser Dank gilt dem ganzen KliP-Team, das wirklich mit sehr viel Einsatz dieses Programm betreibt. Man kann diesem Team nur wünschen, dass der Durchbruch bei der Luftreinhaltung in Wien geschaffen wird. 

Und eines hoffe ich auch: Dass die vorexerzierte Politik nicht einmal zur Leitlinie der Bundespolitik wird, sondern dass in der künftigen Bundesregierung weiterhin jene entscheidenden Maßnahmen gesetzt werden, die wir in den letzten Jahren miterleben durften. 

Wir, meine Fraktion, werden dem Bericht 2002 des KliP zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich erteile es ihm. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Den Bericht zum Klimaschutzprogramm kann man ganz einfach in zwei Teile teilen. Der erste Teil ist all das, was die Bundesregierung gemacht hat, unter der Federführung unserer Freiheitlichen Partei. Das ist natürlich ... (GR Johann Driemer: Und wer ist das jetzt? Wer führt sie jetzt? - Heiterkeit des GR Heinz Hufnagl.) Na, die stärkste Fraktion. Sie wissen schon, wer in der Regierung die stärkste Fraktion ist. Ich hoffe, Sie haben es mitbekommen. (GR Heinz Hufnagl: Es ist Mandatsgleichstand im Parlament, falls Sie es noch nicht bemerkt haben!)   

Wir sind die zweitstärkste Partei in Österreich. Falls Sie es nicht glauben, müssen Sie es halt nachlesen, aber das ist ja bei Ihnen, Sie wissen ohnedies ...

Den einzigen Fehler, den diese Bundesregierung gemacht hat, den gestehe ich ein: Sie hat Leute, die des Lesens und Schreibens nur teilweise mächtig sind, sogar zum Professorentitel verholfen. Diesen Fehler gestehen wir ein. Aber Sie wissen ja ganz genau, wen ich damit meine. (GR Heinz Hufnagl: Letztrangige Polemik ist das!) 

Alles, was diese Stadtregierung gemacht hat, ist kontraproduktiv, ist bloße Ankündigungspolitik, kostet den Bürger Milliarden und bedrängt die Ärmsten der Armen. Und was hat diese Bundesregierung, Herr Kollege Hufnagl (GR Heinz Hufnagl: Ich bleibe ohnedies da!), ja, damit Sie es auch verstehen ... (GR Heinz Hufnagl: Mein Leidensdruck ist groß, ich bleibe!) Ja, bleiben Sie nur. Was hat diese Bundesregierung so Hervorragendes gemacht, dass durch einen Nachtrag zu diesem KLiP-Bericht, dieser KLiP-Bericht, der wohlweislich vorbereitet war, korrigiert werden musste. 

Schauen wir uns das an: Sie haben ja alle diesen Nachtrag, und zwar schriftlich, bekommen. Da steht im Nachtrag nachzulesen: "Seit Redaktionsschluss des vorliegenden Berichts im März 2002 sind einige erwähnenswerte Entwicklungen eingetreten." - Wenn da steht einmal erwähnenswert, dann können Sie annehmen, dass das sehr große Entwicklungen waren. Da der Bericht erst im September - wir haben zwar jetzt den 25. Oktober, aber er war für September vorbereitet - im Wiener Gemeinderat diskutiert werden wird, erscheint in einigen zentralen Punkten eine Aktualisierung geboten. So schaut es aus im Vorwort oder besser gesagt, im Nachtrag. Das heißt, es hat sich durch diese Bundesregierung etwas so Entscheidendes geändert, dass dieser Bericht abgeändert werden musste. Ich sage Ihnen das gleich, zu Ihrem Öko-Schmäh, komme ich schon.

Österreich hat mittlerweile gemeinsam mit den übrigen EU-Mitgliedsstaaten das Kyoto-Protokoll ratifiziert. Die Bundesregierung hat es gemacht und das ist ein Pluspunkt für unsere Bundesregierung. 

Seite 20, Abschnitt 6: Mittlerweile hat der Nationalrat eine Novelle zum Elektrizitätswirtschaftsgesetz und Öko-Strom-Gesetz verabschiedet, in der eine österreichweite einheitliche Förderung von erneuerbaren Energien und Energieerzeugung aus KWK-Anlagen sowie eine ebenfalls österreichweit einheitliche Regelung für die Stromkennzeichnung vorgesehen sind. Die beiden, hören Sie zu, Herr Kollege (GR Heinz Hufnagl: Das machte er wenigstens!), hören Sie zu, Herr Kollege, die beiden genannten Wiener Verordnungen sind somit hinfällig. Das heißt, der Bund arbeitet so effizient (GR Heinz Hufnagl: Nachgezogen hat er!), der Bund arbeitet so effizient, dass Wiener Verordnungen einfach hinfällig sind. Das ist hier im Nachtrag festgehalten. Bundesregierung - super.

Abschnitt 8, Seiten 51 bis 52: Die Strategie Österreichs zur Erreichung des Kyoto-Ziels wurde am 18. Juni 2002 vom Ministerrat angenommen und auf der Landesumweltkonferenz am 5. Juli 2002 diskutiert. Die Landesumweltreferenten begrüßen die zuletzt erreichten Fortschritte. Bundesregierung - super.

Sie können reden und dreinreden, wie Sie wollen, da steht, dokumentiert im Nachwort, dass eben diese Bundesregierung unter unserer Federführung Phantastisches geleistet hat.

Und jetzt kommen wir zur Leistung Ihrer Stadtregierung. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Lesen Sie uns einmal Punkt 3 vor!) Ja, Sie werden mir vorgeben, was ich vorlese. Bitte nicht, das können Sie woanders machen. Ja, Sie können sich dann zu Wort melden, dann können Sie vorlesen, was Sie lesen können. 

Jetzt kommen wir zur Stadtregierung, jetzt kommen wir zum Öko-Schmäh des Herrn Kollegen Hufnagl. Die für die Fortführung des Projekts ÖkoKauf erforderlichen Finanzmittel wurden von Frau StRin Kossina mittlerweile zugesagt. Nun, fein. Sie hat es zugesagt und was passiert in Wien wirklich? - Da können Sie es nachlesen, was in Wien wirklich passiert. Im Wiener Rathaus wurde im Hof ein Dach gemacht und natürlich besteht dieses Dach aus PVC. Das ist der Öko-Schmäh. Alle anderen sollen öko einkaufen und die Wiener Stadtregierung kauft das Dach für das Wiener Rathaus, für den Hof des Wiener Rathauses, und das ist aus PVC. Hier lesen Sie es nach. Das ist Ihr Öko-Schmäh. 

Seite 21, SPÖ-Reisepolitik. Das ist ja beschämend. Im Juni 2001 wurde von der Frau StRin ein Arbeitskreis für ein Biomasse-Kraftwerk eingerichtet. Ich kann Ihnen zitieren, wer alles dort war in diesem Arbeitskreis: MA 22, 23, 26, 32, 36, Unternehmungen der Stadt Wien, WIENSTROM, Fernwärme - alle waren dort. Uns haben Sie vergessen. Sie haben nämlich eines gemacht: Da in Österreich noch keine Betriebserfahrungen mit großen Biomasse-Kraftwerken vorliegen, haben Sie im Arbeitskreis beschlossen, eine Fact-finding-mission zu derartigen in Europa betriebenen Anlagen durchzuführen. Im Herbst 2001 fanden drei Besichtigungsreisen zu entsprechenden Anlagen in Dänemark, Schweden, Finnland und Niederlanden und auch nach Italien statt. 

Was haben Sie gemacht? - Das ist doch nicht zu vertreten! Sie haben die zweitstärkste Fraktion, die zweitstärkste Partei, die hier die Bürger Wiens vertritt, einfach nicht informiert und nicht mitgenommen. Die haben nicht die Gelegenheit, sich zu informieren. Das ist Ihr Demokratieverständnis! Da machen wir nicht mit. Wien ist im Würgegriff Ihrer Partei. (Beifall bei der FPÖ.) 

Jetzt kommen wir zur Seite 22: SPÖ-Ankündigungspolitik am Beispiel Fernwärme. Da steht salbungsvoll in diesem KLiP-Bericht drinnen, der ja von leitenden SPÖ-lern befohlen wird, denn das schreiben die ja nicht alles freiwillig da hinein. (GR Heinz Hufnagl: Das ist stark!) "Das voraussichtlich geringer werdende Neubauvolumen und vermutlich steigende Investitionen im Bereich der Althaussanierung in Wien werden im Hinblick auf den Klimaschutz vermehrt die nachträgliche Fernwärmeversorgung bestehender Altbauten erforderlich machen."

Schön steht es drinnen, geduldig ist das Papier. Es ist angeblich laut Bericht auch geplant, 4 000 Altwohnungen an die Fernwärme anzuschließen. Nur bitte, wie schaut denn die Realität aus in Wien? - Wir haben draußen im 14. Bezirk, im Hugo-Breitner-Hof, eine Sockelsanierung. Da werden 1 400 Wohnungen jetzt einer Sockelsanierung unterzogen. Der Flötzersteig ist in Sichtweite, den sieht man vom Hugo-Breitner-Hof. Nun, glauben Sie, dass dort ein Fernwärmeanschluss gemacht wird? - Nein, dort funktioniert natürlich gar nichts. Das ist bloße Ankündigungspolitik, um den Leuten Sand in die Augen zu streuen. Da machen wir nicht mit. 

PVC-Verzicht auf Seite 27: Wortwörtlich kann man lesen: "Deutlicher Rückgang der Verwendung von Kunststoffen, überwiegend PVC-Verzicht." - Ich habe es Ihnen schon gesagt, wie schaut das aus, wie schaut die Wahrheit aus. Laut Kronen-Zeitung-Inserat des Dialogforums Chemie - die werden ja wissen, was sie hineinschreiben in ihren Ankündigungen - wurde das Faltdach im Rathaus aus PVC hergestellt. Das können Sie nachlesen, Herr Kollege Hufnagl. - 10. Juni 2002, Kronen-Zeitung, ein schönes Inserat vom Dialogforum Chemie.

Das heißt, das sind nicht Behauptungen der Freiheitlichen Partei, die Sie so einfach wegwischen können mit Ihrer Parteipropaganda. Alle sollen verzichten in Wien, nur die rote Stadtregierung macht was sie will, trotz Ankündigung.

Seite 37: Ein Anschlag auf die Bürgerbörsen. Da wird eine Gehsteigmindestbreite von 2 Metern gefordert. Wissen Sie, was das heißt in einem gewachsenen Stadtkern von Wien, in gewachsenen Ortszentren? - Das heißt, dass dort … (GR Mag Rüdiger Maresch: Die gewachsenen Parkplätze!) Ja, ich weiß schon, Sie Oberradlfahrer. Wenn wir heute hergehen in Wien, wenn wir heute hergehen in den historischen Teilen von Wien, 2 Meter Gehsteigbreiten einführen, dann kommt dort nicht einmal ein Fahrrad durch. Das ist doch lächerlich. Die Geldleistungen bei den Gehsteigverpflichtungen werden mit Milliardenbeträgen von den Bürgern zu begleichen sein. Das ist die kalte Enteignung der Bürger, da machen wir überhaupt nicht mit.

Und jetzt kommt auf Seite 44 der Bio-Schmäh: Biolebensmittel in städtischen Einrichtungen. Das KLiP-Wien fordert 30 Prozent Bio-Lebensmittel bis 2005 in öffentlichen Einrichtungen der Stadt Wien, wie Kindergärten, Schulen, Krankenhäusern, Pensionistenwohnhäusern, Essen auf Rädern. In der Vereinbarung zwischen SPÖ und GRÜNEN wird sogar ein Anteil von 50 Prozent angestrebt. Das steht in einer Broschüre der Stadt Wien. Da steht wortwörtlich drinnen: "SPÖ und GRÜNE streben einen Anteil von 50 an." - Das ist doch peinliche Parteipolitik, das ist doch peinliche Propaganda für Rot und Grün in dieser Stadt. Genieren Sie sich nicht, dass auf Kosten der Stadt Wien Broschüren gedruckt werden, wo drinnen steht: SPÖ und GRÜNE wollen einen Anteil von 50 Prozent. (GR Mag Christoph Chorherr: Na, ja!)

Ich habe im Ausschuss gesagt, es gibt eine Vereinbarung zwischen ÖVP und den Freiheitlichen. Wir streben bei diesen Biolebensmitteln einen Anteil von 60 Prozent an. Davon steht nichts drinnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und dann hat sich noch eines der roten Ausschussmitglieder herabgelassen und hat gesagt, na wissen Sie was, 60 Prozent könnt ihr nicht fordern, weil so viele Biolebensmittel gibt es nicht. Also, solche Aussagen im Ausschuss, es ist ja wirklich eine Schande, mit welchen Argumenten die Roten ihre Parteipropaganda von SPÖ und GRÜNEN, die sie da abdrucken lassen, durchdrücken wollen. 

Es gibt angeblich zu wenig Biolebensmittel in Österreich oder gar in Wien für die Alten und Kranken. Das glaubt doch nicht einmal der, der es gesagt hat. Das ist Polemik, das ist Parteipolitik, das ist Missbrauch der Steuermittel, was Sie da machen. Auf Seite 50 unter "Notwendige Änderungen" kommt es ganz, ganz knüppeldick jetzt für die Bevölkerung, da steht ganz klar: "Verbot", Verbot - nichts anderes - "Verbot von Kohle, Koks und Briketts." (GR Mag Christoph Chorherr: Super!) Ja was, super, freilich! Abgesehen von Not- und Katastrophenfällen, wo wir auf diese Energieträger zurückgreifen werden müssen, ist diese Behauptung "Verbot" ein Anschlag auf die Alten und Schwachen in dieser Stadt. Jetzt will man unter dem Deckmäntelchen der Luftreinhaltung unseren alten Leuten auch noch ihre Kohleöferln wegnehmen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Bitte, meine Herrschaften, der Verbrauch von Koks und Kohle in dieser Stadt, von Koks, Kohle und Briketts, der geht sowieso auf Grund der Altersstruktur rasant zurück. Belasten Sie diese Bevölkerungsgruppe nicht mit Umbauarbeiten und Kosten. Sie wissen ja gar nicht, Sie haben ja kein soziales Gefühl, was es bedeutet für achtzig- und neunzigjährige Leute, wenn sie jetzt Umbauarbeiten wegen Ihrer Pseudo-Politik in Kauf nehmen müssen! (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Aber Sie wissen das!) Ja, ich weiß es, ich habe dreieinhalb Jahre lang in einem Pflegeheim gearbeitet. 

Vielleicht waren Sie dort, ich kenne alte und kranke Leute und ich weiß, was es heißt, wenn man sagt, so und du musst umbauen. Schauen Sie, dass der Hugo–Breitner-Hof an die Fernwärme angeschlossen wird. Wenn Sie Kunden für Ihren Müllofen brauchen, wenn Sie Kunden für Ihren Müllofen in Simmering brauchen, ist das kein ... (GR Harry Kopietz: Sie gehen an den Problemen der alten Menschen vorbei!) Bitte, Herr Professor, kommen Sie heraus und reden Sie!

Wenn Sie Kunden für Ihren Müllofen brauchen, ist das kein Grund für die Ärmsten, dass Sie diese Leute am Ende ihres Lebens belasten müssen! Diesem Bericht werden wir unsere Zustimmung verweigern! (Beifall bei der FPÖ. - GR Harry Kopietz: Gott sei Dank! - GR Heinz Hufnagl: Der Kohlenklau! - GR Mag Rüdiger Maresch: Der Kohlenkübelvertreiber!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Hufnagl am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren des Wiener Gemeinderats! 

Ich möchte auf die Äußerungen der Vorredner in der Reihenfolge ihres Auftretens hier ganz kurz replizieren. Ich beginne beim Herrn Kollegen Chorherr, mit dem mich einmal grundsätzlich die uneingeschränkte Akzeptanz und Entwicklungsbereitschaft zum KLiP verbindet. Er hat hier einen Punkt herausgegriffen und ich würde meinen, auch wenn Wahlkampf ist, lassen wir die Kirche im Dorf, tun wir uns nicht künstlich erregen, sondern stellen wir klar: Wie soll diese Stadt im Sinne des KLiP beheizt werden? 

Da gibt es eine eindeutige Beschlusslage des Wiener Gemeinderats auf Grund der Empfehlungen und Festlegungen des KLiP und dabei wird es auch bleiben, und da ist auch die Frau Stadträtin hier eine verlässliche Umsetzerin, und das lautet: Die leitungsgebundenen Energien Fernwärme und Erdgas haben Priorität 1. Das ist einmal die Causa prima der weiteren Wunschvorstellungen. Und in der Tat, dann wo Ölheizungen existieren, wird es zwei Wege des Substituierens geben. Der bessere Weg und der häufiger angewendete Weg wird es sein, hier biogene Heizstoffe, also Holz, Hackschnitzel und entsprechende Pellets, einzusetzen. Und wo sich das entweder von den Förderungsrichtlinien her nicht ausgeht oder einfach keine Willentlichkeit eines derzeitigen Nutzers einer Ölheizung besteht, kann man den nicht zwingen, aber man kann ihn zumindest ermutigen, dass es zu einer Modernisierung, zu einem Austausch dieser Ölanlage kommt. Das ist es und alles andere, da ist ein bisserl Wahlkampfmusik dabei.

Was mir auch aufgefallen ist, meine Damen und Herren, weniger als die Hälfte der grünen Fraktion hat es für notwendig gefunden, ihrem Klubobmann bei den Ausführungen zu einem früheren Kernthema der GRÜNEN, nämlich dem Klimaschutz, auch durch Anwesenheit Respekt zu zollen.

Zum Kollegen Klucsarits ein kurzer Satz dahingehend, weil er gemeint hat, einige Großprojekte sind bereits gut auf der Schiene und sind auch wirksam. Das wird von niemand bestritten, aber was ist mit den übrigen von den 241 Programmen? - Nun, da haben wir im Umweltausschuss am 4. Oktober eine Sondersitzung gemacht, um ohne Zeitdruck in aller Ruhe und Sachlichkeit auch die Vertreter der Klimaschutz-Koordinationstelle im Dialog befragen zu können und Frau Mag Dr Fohler-Norek hat klargestellt, mehr als 90 Prozent aller Programme sind schon auf Schiene gekommen und 16 von den 241 sind bereits nach einem Viertel der Laufzeit bis 2010 des gesamten KLiP als erledigt abzuhaken. 

Zum Kollegen Blind komme ich noch - weil er besondere Zuwendung verdient - in den weiteren Details meiner Ausführungen. 

Erlauben Sie mir, jetzt beim eigentlichen Statement der Sozialdemokratie zum vorliegenden ersten Bericht der Klimaschutz-Koordinationsstelle, dass ich ausnahmsweise mit einigen authentischen Zitaten aus einer früheren Rede in diesem Wiener Gemeinderat zum Klimaschutz beginne. 

Ich habe in der ersten Sitzung des Umweltausschusses schon meine Bedenken vorgebracht, indem ich gesagt habe: "Ich glaube, dieses Programm verzettelt sich viel zu sehr in Details und das wird problematisch." Nächstes Zitat: "Diese 251 Seiten des Klimaschutzprogramms, und wie gesagt, auch diese ganzen davor schon herausgegebenen Unterlagen und Papiere, sind ein riesiger Stoß Papier. Beim Durchlesen habe ich mich wiederholt gefragt, wer wird denn das lesen, wer wird denn das verstehen, was da alles gefordert ist, und wer wird es schlussendlich umsetzen." Nächstes Zitat: "Wenn man dann sucht, was ist denn eigentlich der wesentliche Punkt des Klimaschutzprogramms oder was sind die wesentlichen Punkte, findet man nur triviale Sätze, eine Fülle ideologisierter Einzelmaßnahmen. Ich glaube nicht, dass die Bevölkerung dieses Klimaschutzprogramm in der vorliegenden Fassung verstehen wird. Summa summarum ist das KLiP überhaupt ein hochsubventioniertes Minderheitenprogramm. Und ich möchte nicht den gleichen Fehler machen, wie das Klimaschutzprogramm, mich in etlichen Einzelmaßnahmen und Einzelfällen zu versteigen. Wenn wir heute ablehnen, lehnen wir nicht den Klimaschutz ab, sondern dieses Programm, von dem wir überzeugt sind, dass es in der Form nicht umgesetzt werden kann." 

Meine Damen und Herren, das waren alles Zitate aus einer einzigen Rede. Das war die Rede der Kollegin Reinberger, mit der sie in der Gemeideratssitzung am 5.11.1999, der für den KLiP so entscheidenden historischen Sitzung, die grundsätzliche Ablehnung der Freiheitlichen zum KLiP untauglich und nicht wirklich über-zeugend zu argumentieren versuchte. Diese damalige Haltung der Freiheitlichen und die heutigen Ausführungen meines Vorredners, des Kollegen Blind, haben erneut bewiesen: Wie in vielen Bereichen der Politik sind die Freiheitlichen nicht bereit, eine konstruktive Mitarbeit zu leisten, sie isolieren sich selbst, sie grenzen sich selbst aus, sie nehmen eine Haltung zum KLiP ein, die von keiner einzigen Fraktion dieses Gemeinderats, außer den Freiheitlichen, so geteilt werden kann. 

Ein spezifisches Beispiel für die freiheitliche Tiefenschärfe zum KLiP gefällig, meine Damen und Herren? - Weil das KLiP mittelfristig ein Verbot schwefelreicher Kohle, Koks und Briketts vorsieht, entschlüpfte Kollegen Blind in der Umweltausschusssitzung der bedeutungsschwangere Kommentar, und er hat es auch heute wiederholt: "Jetzt müssen die Achtzigjährigen um ihre Koksoferln fürchten." Kollege Blind, ich kann Sie von Ihrem Trauma befreien, so eine Verordnung wäre Stil der derzeitigen Bundesregierung, Marke Speed-kills, und einfach darüber fahren. Wir hingegen werden die Klimapolitik sowie unser gesamtes politisches Selbstverständnis mit Behutsamkeit und mit Augenmaß mit den Menschen und für die Menschen umsetzen. Das ist der Qualitätsunterschied, der Rot von Blau-Schwarz unterscheidet. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und ein anderes Beispiel, das Kollege Blind, sich selbst immer unendlich treubleibend, auch heute zitiert hat. In der Sondersitzung des Umweltausschusses, die ich anberaumt habe, um hier wirklich ohne Zeitdruck und ohne sonstige wahlkämpferische Begleittöne in Ruhe diesen vorliegenden Bericht der Koordinationsstelle ausreichend debattieren zu können, hat Kollege Blind auf den Hugo-Breitner-Hof Bezug genommen und dazu drei Behauptungen aufgestellt. Das ist übrigens der Gemeindebau in seinem eigenen Heimatbezirk. 

Erstens. Dieser wird generalsaniert. 

Zweitens. Die Fernwärme liegt vor der Tür. 

Und drittens. Warum würde dieser Hof dennoch mit Öl beheizt werden? 

Die prompte Antwort von Dipl Ing Dr Robert Friedbacher, dem Stellvertreter der Klimaschutzkoordinatorin, nach Rücksprache mit Wiener Wohnen lautet dazu wie folgt: 

Erstens. Es ist richtig, der Hugo-Breitner-Hof wird im Zuge der Sockelsanierung mit Erdgas wärmeversorgt und zusätzlich werden Solarenergiekollektoren auf den Dächern der neuen Dachgeschosswohnungen installiert. 

Zweitens. Ein Fernwärmeanschluss, den Kollege Blind heute neuerlich begehrt hat, kann mangels vorhandenen Leitungsnetzes bei bestem Willen nicht realisiert werden. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, hätte Kollege Blind seine Recherchen beim Hugo-Breitner-Hof mit jener Akribie bezüglich der Energieversorgung angestellt, wie er seinerzeit die Ausländerzählung vor der Nationalratswahl gemacht hat, wäre ihm diese peinliche Beantwortung erspart geblieben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber wir sollen nicht allzu streng mit Kollegen Blind sein, geht er doch bei seinem Klubobmann und Knittelfeld-Kameraden Kabas in eine eher schlechte Schule. Ich habe die neueste Ausgabe von "wien - at" vor mir, der Stadtzeitung, und zum Thema, "Wie bleibt Wien auch künftig Umweltmusterstadt?", titelt Kabas: "Wien ist keine Umweltmusterstadt", und damit ja kein Leser auf die Idee kommt zu glauben, das ist ein Tippfehler, setzt er dann hurtig fort: "Als Umweltmusterstadt kann man Wien leider nicht bezeichnen." Nun, ja, sehr, sehr streng, der Kollege Kabas. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber Recht hat er!)

Bestes Hochgebirgsquellwasser unter Verfassungsschutz, aber laut Kabas, ist Wien keine Umweltmusterstadt. 

Die halbe Fläche Wiens ist Grün gewidmet und auch als Grünfreiland für jeden Bürger und Besucher erlebbar, aber Wien ist keine Umweltmusterstadt. 

Ein Drittel des Stadtgebiets genießt besonderen Flächenschutz, von kleinen Landschaftsteilen bis zum großen Nationalpark Donauauen, aber Wien ist alles andere als eine Umweltmusterstadt. 

Die drei Müllverbrennungsanlagen und die Wiener Kraftwerke besitzen modernste Filtertechnologie und durch Kraft-Wärme-Kopplungen höchste Energieeffizienz. Aber auch da gilt laut Kabas: "Wien ist keine Umweltmusterstadt." 

Die Müllsammlung, ‑trennung und ‑recyclierung erfolgt bestens, die Fraktionen Altpapier, Altglas, Metall, Plastik und biogene Abfälle werden eingesammelt, recycliert, der Kompost wird an alle Bürger gratis abgegeben. Aber Wien ist alles andere als eine Umweltmusterstadt.

Das Kanalnetz samt allen Entlastungskanälen hat jetzt nahezu einen 100‑prozentigen Versorgungsgrad erreicht, die Hauptkläranlage in Simmering wird großzügig ausgebaut und auf Vollbiologie ertüchtigt. Aber Wien ist, laut Kabas, keine Umweltmusterstadt. 

Die Straßen in dieser Stadt sind mustergültig sauber und unsere Parkanlagen, Alleen und Parks sind das ganze Jahr hervorragend gepflegt und vom Stadtgartenamt mustergültig betreut, aber das passiert ja nicht in einer Umweltmusterstadt. (Heiterkeit bei der FPÖ.)

Mehr als ein Drittel der Haushalte sind schon mit Fernwärme versorgt, Tendenz weiter steigend. Aber Wien ist doch keine Umweltmusterstadt. 

Die thermisch-energetische Wohnhaussanierung hat bereits Zehntausende Wohnungen hier ertüchtigt. Aber das passiert ja nicht in einer Umweltmusterstadt. 

Die laufende qualitative und quantitative Verbesserung des öffentlichen Verkehrs mit den Schwerpunkten Niederflurfahrzeuge und vierte Ausbaustufe des U—Bahn-Programms, auch das ist laut Kabas kein Beweis für eine Umweltmusterstadt.

Ich denke, meine Aufzählung, die ich noch sehr intensiv fortsetzen könnte, beweist eines ganz eindeutig: Nicht die Stadt Wien hat Defizite bei ihrem Charakter als Umweltmusterstadt, sondern vielmehr Kollege Kabas mit seinem Wahrnehmungsvermögen. Sie betreiben Realitätsverweigerung und Ökonihilismus und berauben damit Ihrer Kritik jede reale Grundlage und Glaubwürdigkeit, so schaut es aus. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nach der schweren Wahlniederlage der FPÖ bei den vorjährigen Gemeinderatswahlen hat Kabas und seine Fraktion Besserung und ab sofort eine sachliche Oppositionspolitik versprochen. Stellungnahmen, wie die hier veröffentlichte, aber auch die Wortmeldungen des Kollegen Blind haben wieder erneut bewiesen, dass das Gegenteil der Fall ist. Das Desaster auf der Bundesebene, aber auch das Negieren von wichtigen Zukunftsthemen, wie zum Beispiel den Klimaschutz, werden die Wähler veranlassen, am 24. November die Freiheitlichen furchtbar zu bestrafen, und das ist gut so für Österreich und nur gerecht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber zurück zum positiven Anlass des Tagesordnungspunkts, dem ersten Tätigkeits- und Wahrnehmungsbericht 2002 der im Jahr 2000 etablierten Klimakoordinationsstelle innerhalb des Wiener Magistrats. Bekanntlich hat das KLiP - und ich sage das, weil wir immerhin ein Drittel Abgeordnete in diesem Haus haben, die der damaligen Beschlussphase noch nicht beigewohnt haben -, also das Klimaschutzprogramm hat nach einer langen, mehrjährigen intensiven Beratungs- und Arbeitsphase von magistratinternen und externen Experten, NGOs, Interessenvertretern, Repräsentanten wichtiger Unternehmungen, aber auch der Energieverwertungsagentur und dem interuniversitären Forschungszentrum der Universität Graz, dann, schlussendlich abgerundet und abgeklopft durch die Stadtpolitik, am 5.11. im Gemeinderat einen Beschluss gefunden. 

36 gebündelte Maßnahmenprogramme in den fünf wichtigsten Aufgabenfeldern, nämlich Energieerzeugung der Stadt, Wohnen im umfassendsten Begriff, die Betriebe mit allen ihren Verbesserungsmöglichkeiten, Stadtverwaltung und Entsorgung, sowie Mobilität, sollen und werden die Wiener Antwort auf den radikal gewordenen globalen Klimawandel bringen und tatsächlich nicht nur die vorhandenen, sondern erst recht die prognostizierten CO²‑Emissionen verbessern, soweit dieses Klimaschutzprogramm nicht in Wirksamkeit gekommen wäre.

Darüber hinaus gilt es auch, sechs andere klimarelevante Gase genauso wie das Kohlendioxid zu zügeln und eine Trendwende in der Langzeitperspektive herbeizuführen. Und was haben - und jetzt komme ich noch einmal kurz zum Rudi Klucsarits - diese 241 Einzelmaßnahmen, von denen ich sagte, dass schon 90 Prozent bereits aktiviert und im vollen Wirkungsprozess sind, was haben die konkret für Wien bewiesen, und auch das ist mir bei der Rede des Kollegen Blind, so als wären es Nonvaleurs, komplett abgegangen. 

Es ist in Wien erstmals gelungen, Kollege Blind, meine Damen und Herren, Kohlendioxid massiv einzusparen. Waren es 1987 noch 5,7 Tonnen Kohlendioxid pro Kopf und Jahr, so lag dieser Wert Ende 2000 nur mehr bei 4,3 Tonnen CO². Nach den vorliegenden gesicherten Daten des Bundesumweltamts - und Sie wissen, meine Damen und Herren, eine Bundesdienststelle ist bei dieser Machtausübung, die Schwarz-Blau hier entwickelt hat, über jeden Zweifel erhaben, Wien ein besseres Zeugnis auszustellen, als es den Tatsachen entsprechen würde - konnten in Wien die antropogenen CO²-Emissionen, also die durch Menschen verursachten Luftschädigungen, um 19 Prozent reduziert werden. Im gleichen Zeitraum sind die gesamtösterreichischen Emissionen allerdings um 6 Prozent gestiegen. Auch hier gilt, Wien ist anders. Der Vergleich macht uns sicher. 

Wir haben unsere Hausaufgaben auch beim Klimaschutz mehr als erfüllt, der Bund ist auch in dieser Frage säumig geworden. (Beifall bei der SPÖ.) Die facettenreichen Maßnahmenbündel des KLiP beginnen zu greifen. Wien ist am besten Weg, den Quantensprung von einer unstrittigen Umweltmusterstadt zu einer Klimamusterstadt zu schaffen. 

Meine Damen und Herren, ich überlasse die Einschätzung über die bisherigen Erfolge beim Klimaschutz entweder dem negierenden Szenario der Freiheitlichen oder zahlreichen interessierten Anfragen österreichischer Städte bis hin zu den lobenden Worten des internationalen Klimaexperten Prof Dr Ernst Ulrich von Weizsäcker. 

Hoher Gemeinderat! Erlauben Sie mir abschließend, dass ich zwei Monate vor dem Weihnachtsfest und einen Monat vor den bedeutenden Nationalratswahlen einige wenige Wünsche an die nächste Bundesregierung richte, von der ich annehme, dass sie ein grundsätzlich anderes Gesicht aufweisen wird, als die derzeitige. 

Erstens, es gilt die Umweltbelange aus der Appendixrolle des Landwirtschaftsministeriums zu befreien und wieder ein eigenständiges Ministerium zu positionieren. Ist doch die Landwirtschaft, vor allem im industriellen Bereich, ein Teil der Umweltprobleme und keinesfalls ein Teil der Lösungen. 

Es gilt, die Wasserversorgung bundesweit unter Verfassungsschutz zu stellen. Wien hat es bereits bewiesen, wie das geht. 

Waldverkäufe von Bundesforsten, noch dazu als einmaliger Budgeteffekt, müssen der Vergangenheit angehören. Der Tierschutz braucht gesamtösterreichische Vereinheitlichung. Die rasche Verwirklichung des Road Pricing für Lkw ist überfällig. 

Die Abfallwirtschaft benötigt dringend Förderungen für Mehrweggebinde durch bundeseinheitliche Pfandsysteme und Verteuerung jedweder Einwegflaschen. 

Und schlussendlich ist der Einstieg in eine ökologische Steuerreform zur Entlastung des Faktors Arbeit und zur Reduzierung wertvoller unwiederbringlicher Ressourcen unerlässlich.

Meine Damen und Herren des Gemeinderats, der erste Report der Klimaschutzkoordinationsstelle erfüllt uns als Mehrheitspartei dieses Hauses mit Genugtuung ohne Überheblichkeit. Es liegen noch sehr viel Arbeit und Detailanstrengungen vor uns, bis wir 2010 sämtliche hoch gesteckten Ziele auch asymptotisch erreichen können. Dennoch sage ich, wir sind am richtigen Weg, und wir können sagen, Frau Mag Dr Fohler-Norek, ihr Stellvertreter, der hier uns heute auch die Freude seiner Anwesenheit gibt, Herr Dipl Ing Dr Friedbacher, plus ein ganzes Netzwerk von 41 Experten magistratsweit, intelligent positioniert, haben dafür gesorgt, dass uns die beiden ersten Jahre dieser Koordinationsstelle ein gutes, ein brauchbares Spiegelbild der bisherigen Arbeit, aber auch der Erfordernisse für die Zukunft geliefert haben. Ich darf Ihnen den uneingeschränkten Dank der Sozialdemokratie, ich hoffe aber auch, sämtlicher Fraktionen des Gemeinderats, für diese wertvolle Begleitung eines so wichtigen sektorübergreifenden Großprogramms ausdrücken und Sie bitten, bleiben Sie weiterhin Förderer und Anwalt des Klimaschutzes und bleiben Sie uns Politikern kritisch helfende Partner. 

Die Sozialdemokratische Fraktion nimmt den ersten vorgelegten Bericht zu einer Trendwende zum Guten beim Klimaschutz in Wien mit großer Freude zur Kenntnis. 

Mit einem herzlichen KLiP-KLiP-Hurra danke ich für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Maresch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Jetzt haben wir einiges an Bundespolitik gehört. Kollege Klucsarits hat uns gesagt, die Bundesregierung, und was sie nicht alles gut kann. Da muss man sich einmal anschauen, wie die Zahlen bei den CO²-Altäquivalenten sind, die herauskommen so im Laufe der Zeit und dann muss man sehen, wenn die Bundesregierung, wenn diese Bundesregierung, muss man genau sagen, weiter wirtschaften würde, muss man dazusagen, dann käme heraus - ich weiß schon, ich sage Ihnen dann noch, was alles würdelos ist -, dass Österreich international und nicht nur international, sondern auch in Europa zum Buhmann oder zur Buhfrau würde und dann gibt es Zahlungen, und zwar Pönalezahlungen, zu leisten. Von diesem 13 Prozent Reduktionsziel ist die Bundesregierung, und zwar diese Bundesregierung, so weit weg wie noch nie zuvor. 

Dann gibt es die tolle Klimastrategie, die verabschiedet wurde, da haben wir auch im Parlament zugestimmt. Das Problem bei der Klimastrategie ist, dass gleichzeitig kein Geld budgetiert wurde. Eines der Lippenbekenntnisse dieser Bundesregierung, aber kein Geld dazu.

Das hat uns ja Kollege Blind verheimlicht, denn beim Nachtrag steht nämlich genau etwas drinnen, und zwar ist das der Punkt 3, zumindest für das Protokoll und für den Kollegen Blind, denn da steht nämlich drinnen: "Die Landesumweltreferentenkonferenz bedauert, dass es seit dem akkordierten Expertenentwurf der nationalen Klimastrategie zur Abschwächung bei Maßnahmenvorschlägen gekommen ist. Die in der Klimastrategie ausgewiesenen Reduktionspotenziale bei den Treibhausgasemissionen sind nach Schätzung der Fachexperten der Länder zu optimistisch berechnet und sollten noch einmal bewertet werden, um das Erreichen des nationalen Klimaschutzziels nicht zu gefährden." 

Also, wenn wir schon vorlesen, Kollege Blind - jetzt ist er zwar nicht da, aber er wird es sich vielleicht merken, und wenn er es sich aufschreibt -, dann sollte man schon alles lesen.

Ich meine, es ist schon interessant, wenn eine Partei davon spricht, sie sei die Nummer 2 in Österreich und ihr jetziger Spitzenkandidat davon redet: "Wahlziel ist das Erreichen von 15 Prozent." Nun, wollen wir doch nicht vergessen, es waren 26,9 Prozent, wenn ich mich nicht täusche, und sie war immerhin die Nummer 2.

Aber Kollege Blind, zwischen 26,9 und 15 Prozent, da liegen Welten, erstens.

Zweitens ist es so, dass die GRÜNEN drauf und dran sind, Ihre Partei zu überholen, was ich ganz toll finde und auf diesen Wahlabend freue ich mich und auf Ihre langen Gesichter und vor allem auf Ihre langen Gesichter hier in diesem Haus. Denn, was wird da wohl in der FPÖ stattfinden? 

Jetzt gibt es die Verteilungskämpfe. Wer wird weiterhin am Futtertrog der Macht teilhaben dürfen? - Ich glaube, wir werden einige Gesichter aus dem Parlament bei uns hier im Haus wieder sehen und einige Gesichter, die wir hier lange gesehen haben, vielleicht nicht mehr. Ob das besser oder schlechter ist, das will ich hier nicht bewerten.

Zur VP muss man sagen, die VP ist im Aufwind, aber wenn man sich das anhört, was Kollege Klucsarits, der Umweltsprecher der ÖVP, hier von sich gibt, dann denkt man sich, auch super, Klimaschutzstrategie, kein Geld, und dann kommt er als der wahre Experte auf den Autoverkehr und die Zunahme der CO²-Äquivalente in Wien zu sprechen. Die schlechten Ozonwerte hat er zwar vergessen, das gehört aber dazu. Dann denke ich mir, es ist gerade die ÖVP, die sich dagegen sperrt, Verkehrsmaßnahmen in Wien zu treffen, die tatsächlich auf ein Reduktionspotenzial aus sind. Denn glauben Sie wirklich, dass Ihre Geschichten mit "überall eine Garage" billig kommen? 

Ich habe es mir einmal vor kurzem ausgerechnet und mit VerkehrsexpertInnen abgeglichen: 30 Milliarden S würde das kosten, wenn Sie Ihre Garagenphantasien umsetzen sollten. Aber dann müsste die Stadt Wien wahrscheinlich den Konkurs anmelden. Das wollen wir eigentlich nicht.

Ich als Oberradlfahrer, wie es so schön heißt, liebe auch die großen Gehsteigbreiten und ich war ganz besonders froh, dass das im Klimaschutzbericht drinnen steht, weil Gehsteigbreiten laden zum Gespräch ein, laden zur Öffentlichkeit ein, laden zum Diskurs auf der Straße ein und nicht nur vorm Fernseher, und das ist eine andere Kultur, die wir durchaus wieder brauchen könnten.

Zu den Kohleöferln, also irgendwie hat das geklungen, der Klimaschutz ist im Grunde genommen oder die SPÖ oder gar die GRÜNEN nehmen den alten Mutterln die Kohleöfen und die Koksöfen weg. Jetzt stellen Sie sich einmal vor, meine Mutter ist 77 Jahre, gebrechlich und hat zum Glück keinen Kohle- oder Koksofen, sondern sie hat eine Gasetagenheizung. Jetzt kann man darüber streiten. Dort, wo sie wohnt, gibt es momentan keine Pellets und sie kann es sich auch nicht leisten, aber Förderungen sollen das möglich machen. Nur, der 77‑jährigen Dame kann man irgendwie nicht mehr zumuten, den Koks hinaufzuschleppen und die Briketts überhaupt. Darum bin ich durchaus dafür, dass man da Subventionen verwendet, um genau diese Heizungen auf umweltfreundlich umzustellen. 

Damit komme ich natürlich zu den berühmten Sagern von der Frau Stadträtin. Mein Klubobmann hat das schon irgendwie versucht, mit einer schönen Metapher umzusetzen und hat gesagt, sie wäre eigentlich gut für Esso und BP und Brent-Spaa.

Also, ich möchte da nur zitieren aus dem Standard, was die Ulli Sima zu Kossina gemeint hat: "Nicht SP-Linie. Der Einbau von neuen Ölheizungen ist sicher nicht der richtige Weg. Ich kann die Vorbehalte der Wiener Umweltstadträtin gegen Biomasse-Kleinanlagen überhaupt nicht nachvollziehen." - Dem Satz von Ulli Sima ist nichts hinzuzufügen. Ich glaube, da wäre eine Kurskorrektur bei Ihnen mehr als notwendig. 

Ganz zum Schluss möchte ich noch sagen, tausend Dank für alle, die an diesem Bericht beteiligt waren. Er hat mir sehr gut gefallen. Ein paar Dinge würde ich mir vielleicht noch wünschen und da werden wir sehr dahinter sein, dass bei vielen Maßnahmen, wo jetzt vielleicht noch zögerlich davon geschrieben wird, das soll noch ins Auge gefasst werden oder wird sein oder kann sein, vor allem bei Verkehrsmaßnahmen, aber auch im Bereich der Landwirtschaft und auch der Energie ein bisschen, da werden wir dahinter sein, dass es besser wird. Und die Stadt Wien kann sich zu Frau Fohler-Norek nur gratulieren. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Parzer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Mittagspause ist, viele sind nicht anwesend. Aber wir haben das Klimaschutzprogramm schon längere Zeit abgehandelt. Vorerst einige Aussagen zu meinem Kollegen, Herrn Chorherr, in Bezug auf seine Ausführungen zu Verkehr, Radverkehr und so weiter.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass er, wenn er in der Donaustadt wäre, sehen würde, was sich jeden Tag auf unseren Straßen abspielt, und auch hier ist der CO²-Ausstoß kein kleiner. Und ich glaube, es ist wirklich ein Ding der Notwendigkeit, hier einmal Abhilfe zu schaffen, durch eine Umfahrung unserer Ortskerne, und das möchte ich einmal in den Raum stellen, das muss unbedingt passieren, das darf nicht länger hintangehalten werden.

Das Zweite, das er gesagt hat, ist vollkommen richtig. Solaranlagen, da bin ich ganz auf seiner Seite. Auch ich wohne in einem Gebiet, wo sehr viele Einfamilienhäuser sind. Nur, es ist eine Kostenfrage. Und solange wir nicht Steuermittel bekommen, die uns da mit Bevorzugungen bedenken können, solange wird es nicht sehr viele Solaranlagen geben, weil sie eben sehr teuer sind in der Umstellung. 

Das Dritte, was ich noch sagen will, ist, der Radverkehr in unserem Bezirk ist durchaus okay. Wir haben einen wunderbaren Bezirk zum Rad fahren und auch in die Lobau zu fahren. Auch hier Radwege zu schaffen, bin ich mit ihm einer Meinung. 

Nun, zum Klimaschutz. Unser Bekenntnis zum KLiP fällt nicht nur deshalb so klar aus, weil wir in der vorigen Periode an diesem Konzept federführend mitarbeiten konnten, sondern weil wir auch glauben, dass der beschriebene Weg zu den Emissionsreduktionen, wie er in diesem Konzept festgelegt ist, eine reale Chance zur Erreichung der Klimaschutzziele bringt. Vorausgesetzt, man betreibt alle Maßnahmen auch nachhaltig.

Und ich hoffe vor allem als Donaustädter Mandatar, dass wir bis zu der zur Jahreswende abgeschlossenen SUP-Projekt-SUPer NOW-Darstellung ähnlich detaillierte Anleitungen und konzeptive Vorgaben erwarten können und dass diese dann wirklich als Handlungsgrundlage dienen werden und nicht so wie - ich habe es heute schon einmal kurz erwähnt - beim SUP-Abfallwirtschaftsplan oder dem Bäderkonzept in einer Schublade verschwinden würden. 

Dem KLiP ist es zu danken - da danke ich zugleich auch allen Mitarbeitern, die an diesem KLiP mitgearbeitet haben -, dass es sich so stark für die Umsetzung der Vielzahl von erarbeiteten Maßnahmen einsetzte und damit eine schwierige Aufgabe übernommen hat, die dadurch noch erschwert wird, dass in dieser Stadt für die Luftreinhaltung immer noch viele Ressorts zuständig sind. Ich hoffe, dass auf diesen Zustand bei künftig zu erwartenden Verwaltungsreformen Rücksicht genommen wird. 

Meine Damen und Herren, wir werden den KLiP-Prozess auch weiterhin mit Wohlwollen begleiten und was in unserer Möglichkeit steht zur Förderung dieses auch unternehmen. 

Und meine nun folgenden Erläuterungen sind auch so zu verstehen und können Ihnen vielleicht helfen, die Prioritäten in der Luftreinhaltung noch besser zu nützen und zu setzen.

Ich darf noch einmal mit dem Knackpunkt Verkehr beginnen. Nichts verursacht mehr unnötige Emissionen als Staus. Staus sind nicht nur volkswirtschaftlich eine Belastung - Sie wissen es alle -, man schätzt die Staukosten auf 7,72 Milliarden EUR pro Jahr in Österreich. Staus schaden auch der Umwelt, daher muss der Verkehr in Wien fließen. Nicht nur in meinem Bezirk, sondern generell, und das erfordert auf der einen Seite attraktive Verkehrsmittel, wir wissen es alle, die zum Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel einladen. Das ist leider bei uns noch nicht so der Fall. 

Aber auch den Straßenbau und wie etwa die Nord-Ost-Umfahrung, die Gegenstand der SUPer NOW-Prüfung ist, und damit schließt sich für mich der Kreis zu dem von mir gewählten Einstieg in diese Debatte in Bezug auf Verkehr. 

Also, meine Damen und Herren, Reduktionen bei den Kraftwerken der WIENSTROM sind gut und richtig. Schwieriger, aber sogar noch wichtiger sind Schadstoffreduktionen beim Verkehr. Und ich hoffe, in der nächsten Phase der KLiP-Arbeit mehr auch über den Verkehr zu hören. Das trifft natürlich auch in das Ressort von StR Schicker. 

Meine Damen und Herren, mein Fraktionskollege hat die Bedeutung von Biomasse als Energieträger schon betont und ich darf noch hinzufügen, dass Wien auf Grund seiner geografischen Lage von Biomasse umgeben ist, wenn ich an den Wienerwald denke oder an die vielen Felder des Wald und Wiesengürtels. Da liegt ein energetisches Potenzial wirklich brach, das man im Sinne der Erreichung des ELWOG-Zieles unbedingt nutzen könnte. Biomasse kann man aber auch in Form von Biodiesel im Wiener Fuhrpark einsetzen oder kann auch dazu dienen, eine Biogasanlage zur Stromerzeugung zu betreiben. Das bedarf aber, meine Damen und Herren, eines Ausbaus der Biomüllsammlung in Wien, um die benötigten Jahrestonnen auch wirklich zusammenzubekommen. 

Und ich erwarte mir schon auch von den Fachleuten des KLiP, dass sie in diesen Fragen oder in dieser Frage ihre Meinung einbringen, genauso wie sie es in der etwas unglücklich verlaufenden Diskussion um die Pelletheizungen getan haben, die meiner Meinung nach in manchen Gebieten Wiens mehr als eine sinnvolle Energiealternative darstellen. Bei allen Vorteilen der Fernwärme, man darf keine Dogmen aufstellen und die erneuerbaren Energieträger mit Hilfe der Fernwärmeargumente kaltstellen und vor allem darf man die einzelnen Energieträger nicht gegeneinander ausspielen. 

Wien braucht die Fernwärme. Wien braucht die Fernwärme und Wien braucht auch Heizungen, die mit erneuerbaren Energieträgern beheizt werden. Das muss einfach außer Streit stehen.

Ich ersuche um noch etwas. Wir haben in der Umwelt- und in der Verkehrspolitik in dieser Stadt immer wieder das Problem, dass wir alle miteinander mit Zahlen agieren müssen, die aber nicht immer ganz nachvollziehbar sind. Das war bei der Radverkehrszählung unlängst so, und jetzt haben wir plötzlich etliche Tonnen CO², die plötzlich verschwunden sind. Ich glaube, man sollte hier in nächster Zeit mit den Zahlen von Seiten der Stadtverwaltung ein bisschen objektiver vorgehen.

Meine Damen und Herren, ich darf mit einem Appell an die Stadtverwaltung schließen: Viele der Maßnahmen, die zum Klimaschutz erfolgen, hängen davon ab, ob es zu einem Umdenken in dieser Verwaltung kommt. Lassen Sie dieses Umdenken doch einfach zu und beharren Sie nicht immer auf dem Es-geht-ja-eh-net. Dann wird sich Wien seinem Klimaschutzziel wirklich nähern. - Danke! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Vorweg möchte auch ich mich bedanken für die Arbeit der Klimaschutzkoordinationsstelle und den Experten in den Netzwerken. Sie haben wirklich sehr gute Arbeit geleistet. Sie sind sehr ambitioniert und engagiert daran gegangen, Ziele umzusetzen. Allerdings sage ich, nach Maßgabe des vorgegebenen Rahmens.

Und gerade gemäß diesem Bericht, stellt die nationale Klimastrategie ein Maßnahmenpaket mit folgendem Inhalt dar: 

Ordnungspolitische Maßnahmen, 

öffentliche Förderungen und Investitionen, 

ökonomische Maßnahmen, wie zum Beispiel steuerliche Maßnahmen, 

flexible Projektmechanismen 

und nicht zuletzt Demonstrationsprojekte, 

Informationsaktivitäten und so weiter. 

Und wenn man das jetzt Punkt für Punkt abarbeitet, beispielsweise mit den ordnungspolitischen Maßnahmen beginnt, so sieht man, dass es im Bericht einen Hinweis auf diverse, notwendige Umsetzungen in Wiener Landesvorschriften gibt. Einige von ihnen sind noch offen. Und jetzt frage ich: Jahrzehntelang hat die SPÖ in Wien regiert, hätte die Möglichkeit gehabt, vieles schon aufzubereiten, allein in den letzten eineinhalb Jahren. Also seit dieses Klimaschutzprogramm in Kraft ist und umzusetzen ist, hätte sie mit absoluter Mehrheit die Möglichkeit gehabt, hier Maßnahmen zu setzen, sprich die Gesetze in die Wege zu leiten, Verordnungen zu schaffen, um die Möglichkeiten zur Umsetzung des KLiP optimal auf Landesebene zu ermöglichen. Ich frage Sie, wo sind diese Regelungen? - Eineinhalb Jahre sind vergangen und vieles fehlt.

Die öffentlichen Förderungen und Investitionen sind der nächste Punkt. Die Förderungen von erneuerbarer Energie - und wir haben das heute schon von vielen Vorrednern gehört -, es freut mich, dass auch Sie sich diesmal so stark darum annehmen, es hat sich aber kaum etwas verändert und verbessert in diesem Bereich. Es ist nach wie vor halbherzig, es ist wenig ambitioniert und man kann zu Herrn Kollegen Chorherr sagen, nun ja, es ist halt in Wien so, dass nicht sein kann, was nicht sein soll, sprich was die SPÖ nicht will, das gibt es dann halt ganz einfach nicht. Und dann ist die Kurve, die er aufgezeigt hat, die hinten abbricht Richtung Wien, natürlich logisch und es ist auch nicht verwunderlich, dass Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern so schlecht abschneidet, was Solarthermie oder Photovoltaik anbelangt. 

Die Investitionen gehen in die Fernwärme. Der Fernwärmeausbau ist an und für sich grundsätzlich eine gute Sache und dagegen haben wir uns auch nie ausgesprochen. Erstens einmal, weil die CO²-relevanten Einzelöfen damit stark reduziert werden können und solange es die Müllverbrennung in Wien gibt, und sie wird es vermutlich noch lange geben, dadurch auch der Müllverbrennung irgendwo ein Sinn zukommt, wenn man sie für die Fernwärme nutzt. Aber was nicht nachgedacht wird, was nicht zum Zuge kommt, es gibt auch Alternativen zur Wärmeerzeugung, es gibt eben, wie gesagt, die erneuerbare Energie in diesem Bereich, und es ist wirklich nicht notwendig, den Müllberg für die Fernwärme weiterhin zu pflegen. 

Und mein Kollege Blind hat es schon gesagt, auch bei der Umstellung der Einzelöfen kann es nicht so sein, dass ich ganz einfach Verbote ausspreche, sondern da gehören ganz einfach auch die Rahmenbedingungen richtig gesetzt, es gehören Übergangsbeihilfen geschaffen und so weiter. Es hat nichts damit zu tun, dass ich dann im Sinne des Klimaschutzes oder unter dem Deckmäntelchen des Klimaschutzes einzelne Mitbürger in dieser Stadt verunsichere und damit schrecke, was auf sie zukommen wird.

Zu den Investitionen: Der Bericht lobt das Hochhauskonzept, weil dort Angaben beziehungsweise Aussagen zu Verkehrsanbindungen sein sollen. Und wie sieht nun die Wirklichkeit aus? - Die Bürotürme schießen in ganz Wien aus dem Boden, der Bevölkerung wird eingeredet, da wie dort, die Nutzer würden öffentlich fahren. Also, wer das glaubt, der belügt sich selber. Faktum ist, dass dann die Staus noch ärger werden, allein mit der Begründung, nun ja, die Nutzer, also die Leute, die dort arbeiten, die fahren mit öffentlichen Verkehrsmitteln, daher brauche ich überhaupt keine Maßnahmen setzen. 

Ich möchte nur ein Beispiel bringen: Ich bin gestern durch die Dresdner Straße an einem Neubau eines Bürogebäudes vorbeigegangen, wo unter anderem auch angekündigt wird, dass dort 1 000 Parkplätze, also 1 000 Garagenplätze geschaffen werden. Jetzt ist die Dresdner Straße Parkraum bewirtschaftet, das heißt, Leute, die dort arbeiten, müssen sich überlegen, wie sie zu ihrem Arbeitsplatz kommen. Das geht gar nicht so schlecht, dort ist die Schnellbahn, es gibt die U 6, an und für sich vernünftig. Mit jedem Bürogebäude, mit jedem großen Gebäudekomplex, der Tausende Garagenplätze anbietet, werden die Leute natürlich mit den Autos fahren, denn diese Möglichkeit haben sie. 

Für die Pendler beispielsweise wird wenig gemacht. Der Pendler, der dann bei seinem Arbeitsplatz einen Garagenplatz hat, wird dann natürlich nach Wien mit dem Auto fahren, denn wo sind denn die Alternativen. 

Die Wohnbauten am Stadtrand: Nach wie vor ist es so, dass wir Wohnbauten an den Stadtrand stellen, die U‑Bahnen dann 1, 2 Kilometer davor enden und öffentliche Verkehrsmittel nicht in der Qualität vorhanden sind, dass die Leute auch wirklich aus Überzeugung und - wie soll ich sagen - mit der Überzeugung umsteigen, dass sie da eine attraktive Alternative zu ihrem Pkw haben. 

Im Bereich der ökonomischen Maßnahmen: Ich meine, in Wien ist an sich der Anteil der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel vergleichsweise hoch. Aber was tut man aus Dank dafür, dass die Wiener ohnehin die öffentlichen Verkehrsmittel benutzen, was macht man als Anreiz und als Ansporn, dass sie noch stärker auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen? - Sie erhöhen die Tarife. Als eine der Maßnahmen in einem Belastungspaket der Wiener SPÖ, zu der auch beispielsweise die drastische Erhöhung der Müllgebühr gehört hat, Sie erinnern sich sicher noch alle. 

Ein weiterer Punkt sind die Demonstrationsprojekte und Informationsaktivitäten als ein Teil der Klimastrategie. Also, da haben wir in den letzten Tagen einen tollen PR-Gag erlebt. Da haben doch die Landeshauptleute Pröll und Häupl in allen Medien die tolle Alternative, mit der Badner Bahn von Baden nach Klosterneuburg fahren zu können, vorgestellt. Das war im Fernsehen, das war in allen Zeitungen. Gleichzeitig mit dieser Vorstellung wurde aber auch schon aufgelistet, was alles dagegen spricht. 

Also sämtliche Hindernisse, wie nicht kompatible Schienen, massive Höhenunterschiede bei den Gleisanlagen, dass die Badner Garnituren viel schmäler sind als die U‑Bahn, es daher natürlich bei den Stationen zu einem höheren Unfallrisiko kommt, weil eben der Spalt zwischen Bahnsteig und den Türen wesentlich größer ist, als bei der U‑Bahn. Und abgesehen davon, wenn man das alles beseitigen wollte, so das überhaupt möglich ist, wäre das unheimlich teuer. 

Also, was soll das? - Das war ein PR-Gag. Die Pendlerproblematik hat man überhaupt nicht in Angriff genommen. Weder seitens des Lhptm Häupl noch seitens des Lhptm Pröll. Also, man kommt nur mit PR-Gags und wirklich getan wird nichts. Die Stadtrandbezirke sind nach wie vor überfüllt mit Pkw aus den umliegenden Bezirken in Niederösterreich und die Pendler haben nach wie vor keine akzeptable Alternative, zu ihren Arbeitsplätzen zu kommen. Auch die Information ist wichtig, das stellen wir nicht in Abrede. Es gibt wichtige Informationen zum Energiesparen, zu ökonomischen Einkäufen, zur Müllvermeidung, zur Mülltrennung. 

Aber bitte, Information muss sinnvoll, zielführend, zweckmäßig und sparsam gemacht werden, der Mitteleinsatz ist kein unendlicher, es ist zu fragen, wie hier das Geld ausgegeben wird. Und wir haben heute noch einen Tagesordnungspunkt, so viel ich weiß, der nächste, wo es um einen Werbevertrag für die Müllvermei-dungskampagne geht. Und wenn man dann sieht, dass möglicherweise das gesamte oder ein Großteil des Budgets zur Müllvermeidung lediglich in einen einzigen Werbevertrag fließen soll, dann frage ich mich auch dazu, ob das nicht auch ein Schildbürgerstreich ist. 

Denn der Bericht der Klimaschutzkoordinationsstelle bringt unter anderem auch ein Beispiel für eine Maßnahme, nämlich umwelt- und klimafreundliche Veranstaltungen. Ich stelle mir jetzt vor, wie viele beispielsweise Geschirrmobile man für solche Veranstaltungen aus diesem Müllvermeidungsbudget ankaufen könnte. Das wäre eine sinnvolle Maßnahme, statt alles in eine Werbefirma sozusagen hineinzustopfen, ohne zu wissen, was überhaupt herauskommen soll. Die Beispiele der wenig klimafreundlichen Politik der StRin Kossina wären x-beliebig fortführbar. Und dass sie sich inhaltlich immer wieder von Strategiepapieren verabschiedet, das sieht man ja auch an der SUP-Abfallwirtschaft, wo vorher noch beteuert wurde, das wird alles so kommen und genau das wird gemacht, wie diese Gruppe das vorgeschlagen hat, und jetzt zerfleddert sich dieses Programm Punkt für Punkt. 

Unter diesen Rahmenbedingungen wird es sehr schwer sein, den Klimaschutz wirklich zu erfüllen. Und unter diesen Bedingungen ist es auch zu wünschen, dass das Team der Klimaschutzkoordinationsstelle und die Experten nicht den Mut und die Ambitionen verlieren und ganz einfach resignieren daran, was wahrscheinlich alles nicht erreichbar sein wird. Und dass sie weiterhin trotz alledem engagiert weiterarbeiten und alle Hindernisse auf diesem Weg, die sich ihnen entgegenstellen, auch deutlich und zeitgerecht aufzeigen. 

Und eine Forderung an die SPÖ: Nehmen Sie in Ihren Handlungen den Klimaschutz wirklich ernst. Legen Sie doch die ideologischen Scheuklappen ab. Nehmen Sie sich auch ein Beispiel an dem Kollegen Hufnagl, dem Ausschussvorsitzenden des Umweltausschusses. Nach jahrelangen Forderungen der Freiheitlichen, nach verstärktem Einsatz und verstärkter Förderung der erneuerbaren Energie, insbesondere der Sonnenenergie, hat er sich jetzt immerhin schon erkundigt, was denn der Unterschied zwischen Solarthermie und Photovoltaik ist. 

Also, das ist vielleicht ein erster Schritt in die richtige Richtung, er zeigt Interesse. Vielleicht folgen dann weitere Schritte in diese Richtung, im Sinne einer sonnigen Zeit für den Klimaschutz in Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Valentin am Wort. Ich erteile es ihm. 

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Es ist schon ein großes Problem, das man hat, wenn man einen Bericht vorliegen hat, wie den 1. Bericht zum Klimaschutzprogramm, der sich in Wirklichkeit wie eine Erfolgsstory liest und man hat den Arbeitsauftrag zu argumentieren, warum man vorgefasst da diesen Bericht ablehnen muss. Und wenn man jetzt die letzte Wortmeldung gehört hat, dann sieht man, wie schwierig es doch sein kann, wenn man intellektuell doch einige Vorgaben erfüllen möchte, wie man sich winden muss, dass man doch einige Themen findet, auch wenn sie nichts mit dem Klimaschutz zu tun haben, um das doch vor sich rechtfertigen zu können. 

Ich denke mir, bei Kollegin Reinberger anfangend, vielleicht wäre es durchaus sinnvoll gewesen, hätte sie sich bei ihrer Wortmeldung überlegt, wie sie vor sich selber, wie sie vor ihrem Auftrag als Mandatarin in diesem Hause bewerten kann, dass all jene Punkte, die sie zur Ablehnung des Klimaschutzprogramms im November 1999 vorgebracht hat, wie sie diese Punkte vor sich selber rechtfertigen kann, wenn sie nachlesen kann, dass ein Punkt nach dem anderen hier widerlegt worden ist, wenn nachgewiesener Maßen gerade das, was sie kritisiert hat, in Wirklichkeit das Erfolgsrezept des Klimaschutzprogramms ist. Und vielleicht hört sie mich jetzt noch über den Lautsprecher im Buffet drüben, denn sie hat gerade in dieser für sie angeblich so wichtigen Debatte den Sitzungssaal verlassen. Ich hoffe, es schmeckt ihr das, in diesem Fall unverdiente Mittagessen, recht gut. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Wenn ich mir die Wortmeldung der gespaltenen FPÖ zwischen dem Versuch, eine intellektuelle Schiene zum Klimaschutzprogramm zu legen, von Frau Reinberger und Kollegen Blind, der in einem - sage ich jetzt einmal - intellektuellen Phantomschmerz, einer Formulierung des Programms und Berichts nachfragt, wo die Berichterstatterin gemeint und mitgeteilt hat, dass dieser Punkt schon längst nicht mehr in dem Programm steht, wenn ich sozusagen dieses Auseinanderklaffen der Interpretationen des Programms heranziehe, so habe ich ein Bildnis vor Augen. Ich sehe in Penzing, lieber Kollege Blind, die 80‑jährige Bürgerin, die ohne Lift ausgestattet, an beiden Armen, damit sie nicht einseitig wird, ihren Koks und die Briketts hinaufschleppt und immer wieder vor sich hinseufzt, Gott sei Dank, dass mir der GR Blind meinen kleinen Koksofen erhalten hat und mich vor den Segnungen der Fernwärme bewahrt hat. 

Ich denke mir, solche Leistungen von Mandataren, die Zielvorstellungen gerade für ältere Menschen strapazieren, sollte man gerade auch den Wählerinnen und Wählern Ihres Wahlkreises mitteilen, denn damit können sie doch vielleicht einige Fehler, die sie früher gemacht haben, wieder gutmachen. 

Ein Zweites: Was die Rede des Kollegen Blind umrahmt hat, als ständige Chorleistung würde ich fast sagen, refrainartig, "da werden wir nicht mitmachen". 

Werter Kollege Blind, die letzten Ergebnisse haben es gezeigt und ich bin überzeugt, auch der 24. November wird es klar zeigen, es wird immer weniger notwendig sein, dass Sie bei Aktivitäten und dass Sie bei Beschlussfassungen in gesetzgebenden Körperschaften mitmachen müssen und das ist gut so für die Wählerinnen und Wähler in Wien. 

Das ist aber auch gut für die Bürgerinnen und Bürger unseres Österreichs. (Beifall bei der SPÖ.)
Werte Kollegin! Wenn Sie ein Fremdwort wie "Absolutismus" strapazieren, dann sollten Sie vielleicht nachsehen, wie dieses definiert ist. Wenn Sie sich ansehen, was die Bundesregierung tut und was gerade Ihre Mitglieder in dem Kabinett tun: wie sie demokratiepolitisch agieren, wie sie Fristen für Stellungnahmen zu Gesetzesvorlagen reduzieren, damit nur ja nicht eine Stellungnahme auf den Tisch kommt, mit der sie sich auseinander setzen müssen; wenn Sie sich ansehen, wie Rechte von Mitarbeitern Ihrer Ministerien behandelt werden, wenn Sie sich ansehen, was mit Menschen passiert, die es wagen, gegen die Vertreter Ihrer Bundesregierung Partei zu ergreifen, dann wissen Sie, was eine nicht demokratische Handlungsweise bedeutet. Die ist bei Ihnen und bei niemand anderem zu finden! Ich halte es für sehr verwegen, wenn gerade Sie anderen das vorwerfen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Die FPÖ hat uns bei der Beschlussfassung des Klimaschutzprogramms im November 1999 vorgeworfen, wir würden hier 251 Seiten verhandeln und schlussendlich produzieren, wir würden 251 Seiten als Handlungsprinzip und als Querschnittmaterie für diesen Magistrat, für diese Stadt, für die Menschen in dieser Stadt festlegen, diese 251 Seiten wären von einigen Schöngeistern erdacht, niemand würde sie verstehen, und in der Tat würde sie niemand befolgen können. Dieser Bericht, der uns heute vorliegt und für den der Klimaschutz-Koordinationsstelle massiver Dank gebührt, zeigt ein ganz anderes Bild.

Während Sie uns weismachen wollen, dass andere Bundesländer sinnvolle Maßnahmen getroffen haben, sieht man deutlich, dass in Gesamt-Österreich ein Zuwachs an CO2-Emissionen in Höhe von 6 bis 7 Prozent zu verzeichnen ist. Wir können darüber diskutieren, meine Damen und Herren, ob es 19 Prozent sind, die wir hier in Wien an Reduktion erreicht haben, oder vielleicht nur 12 Prozent. Fest steht jedenfalls, dass Wien als einziges Bundesland nachweislich und massiv CO2-Emissionen reduziert hat und damit einen globalen Beitrag für eine Verbesserung der Luftsituation und der Ozonsituation sowie für eine Reduktion des Treibhauseffektes geleistet hat. Meine Damen und Herren, das ist im Gegensatz zur Politik der Bundesregierung die Politik einer sozialdemokratischen Stadtregierung, eine Politik, über die man mit Fug und Recht behaupten kann, dass wir auf dem besten Wege sind, von der Umwelt-Musterstadt zu einer Klimaschutz-Musterstadt zu werden!

Meine Damen und Herren! Da von grüner Seite immer wieder gesagt wird, es gebe Differenzen in der Schwerpunktsetzung zwischen dem, was die Frau Stadträtin gesagt hat, und dem, was im Klimaschutzprogramm steht: seien Sie gewiss - ähnlich, wie Kollege Hufnagl es gesagt hat -, mit Frau StRin Dipl Ing Kossina haben wir nicht nur eine Sympathisantin des Klimaschutzprogramms und der Maßnahmen, die da drinstehen, sondern in Wirklichkeit eine Anwältin für Natur und Umwelt, eine Verfechterin für dieses Klimaschutzprogramm! Sie ist die Erste - und hat das immer wieder betont -, die diese Maßnahmen einfordern wird.

Meine Damen und Herren! Wir haben von Seiten der ÖVP zwei Redebeiträge gehört (GR Dr Matthias Tschirf: Die waren sehr gut!), wovon der eine wahrscheinlich so zu qualifizieren oder in die Rubrik zu stellen ist, dass sich Kollege Klucsarits im Terminkalender leicht geirrt hat. Er hat, bevor er den Terminkalender dahin gehend verbessert hat, dass er für heute die Gemeinderatssitzung eingetragen hat, offensichtlich eine Wahlveranstaltung in einem seiner Betriebe vorgehabt. Tatsache ist etwas, was symptomatisch ist und was ich mit Freude registrieren kann: So heftig er in seinem Redebeitrag die Kandidatur des Herrn Broukal oder des Herrn Dr Petritsch qualifiziert hat und so heftig er klargelegt hat, für wie unfair und sinnlos er diese Kandidatur hält, so deutlich sehen wir auch, wie richtig offensichtlich gerade diese Kandidatur von zwei hervorragenden Menschen, die in eine neue Bundesregierung hervorragende Qualifikationen einzubringen haben werden, seitens der Sozialdemokratie für diese beiden hervorragenden Österreicher doch war! (GR Rudolf Klucsarits: Kein Applaus!) 

Meine Damen und Herren! Genauso sicher, wie Sie sich sind, dass diese Kandidatur Ihnen offensichtlich Einbußen in der Wählergunst bringen wird, bin ich mir darin, dass gerade diese beiden Männer in einer neuen Bundesregierung vieles von dem werden gutmachen können, was Ihre Minister in dieser Bundesregierung - die Gott sei Dank bald zu Ende gehen wird - für Österreich verbrochen haben. Wie sehr doch die Bürgerinnen und Bürger an den Maßnahmen gerade dieser Bundesregierung zu leiden haben! Ich bin sicher, dass die beiden vieles, für das Sie verantwortlich sind, wieder gutmachen werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es wurde bereits gesagt, dass in 5 Bereichen und 36 Maßnahmen-programmen wesentliche Parameter, wesentliche Handlungsvorgaben für die Querschnittmaterie "Klimaschutz in Wien" geleistet und festgelegt worden sind. Dieses Klimaschutzprogramm legt Ziele und Programme bis zum Jahre 2010 fest, wobei bis zum Jahre 2010 - ich darf es in Erinnerung rufen - beispielsweise minus 14 Prozent an CO2-Emissionen gegenüber dem Wert von 1999 oder 26 Prozent an CO2-Emissionen gegenüber dem prognostizierten Wert für 2010 zu erreichen sind.

Wir haben heute den ersten Bericht dieser Art vorliegen und können feststellen, dass wir weit mehr als ein Fünftel der Leistungen, die für diesen Zeitraum vorgesehen sind, erfüllt haben. Es ist klar erkennbar, dass sich Wien bei dieser Querschnittmaterie auf gutem Kurs befindet, und es ist dem Team der Klimaschutzkoordination in zweifacher Hinsicht zu danken: zum einen dafür, dass es uns heute diese Dokumentation präsentiert hat, und zum Zweiten, weil sie dort mit vielen Fachleuten in vielen Bereichen des Magistrats Mittler sind, damit diese Querschnittmaterie über die Einteilung des Magistrats hinweg in allen Bereichen behandelt wird.

Wenn ich mir ansehe, was allein die Aktivitäten im Magistrat selbst - und die Stadt Wien geht mit gutem Beispiel voran - mit sich gebracht haben, so stelle ich fest, dass Besonderes geschehen ist. Da beispielsweise die Einführung des höheren Prozentsatzes von Bio-Lebensmitteln in vielen Bereichen des Magistrats moniert wurde, muss festgehalten werden, dass wir mit heutigem Tag schon 30 Prozent erreicht haben, in vielen Bereichen bereits bei 85 Prozent zu liegen kommen und beispielsweise bei der Warengruppe für den Ankauf von Geflügel- und Eierprodukten bereits 100 Prozent erreicht haben. 

Wien geht in dieser Frage mit gutem Beispiel voran. Viele private Betriebe folgen diesem Weg und sehen ein, dass Klimaschutz in dem Bereich nicht nur eine Sicherung von Zukunftschancen für die nächsten Generationen darstellt, sondern für den Betrieb, der diese Maßnahmen durchführt, auch in der Frage der Wirtschaftlichkeit erstaunliche Wettbewerbsvorteile bietet.

Meine Damen und Herren! Mit dem Dank für dieses Papier, für diesen Zwischenbericht möchte ich an Sie die Bitte richten, diesem Bericht Ihre Zustimmung zu geben. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Petra Bayr: Ich möchte mich trotz alledem ganz kurz noch beim Kollegen Klucsarits für die Verlesung der ÖVP-Wahlkampfgrundlinien bedanken. Ich habe das für wahltaktisch brillant gefunden. Vielen lieben Dank!

Zum Zweiten möchte ich fachlich zwei Schlussfolgerungen aus der Debatte ziehen. Zum einen ist es ganz offensichtlich so, dass wir in Wien im Klimaschutz ganz hervorragend unterwegs sind. Das liegt einerseits an einem sehr detailreichen Programm, das von allen anderen Bundesländern noch nachgefragt wird, und das liegt zum anderen an der hervorragenden Arbeit der Klimaschutz-Koordinationsstelle. Danke dafür! Danke auch, weil Sie Zig und Hunderte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadtverwaltung in Ihre Tätigkeit mit einbinden und diese so befähigen, auch für zukünftige Generationen Sorge zu tragen!

Die zweite Schlussfolgerung, die ich ziehen möchte, ist die, dass es dann, wenn die Freiheitliche Partei in Wien Verantwortung für den Klimaschutz trüge, keine Klimaschutzpolitik in Wien gäbe und wir maximal irgendwo im Durchschnitt von Österreich herumdümpeln würden. Aber es beruhigt mich, dass die Freiheitlichen in Sachen Klima in Wien nichts zu sagen haben. Sie werden auch auf Bundesebene bald nichts mehr zu sagen haben, und das ist gut so! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. (GR Godwin Schuster: Sechs Freiheitliche! Aber ist eh beachtlich!)
Es gelangt nunmehr Postnummer 39 (04201/2002-GGU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Vertrags über Marketing- und Beratungsdienstleistungen, Öffentlichkeitsarbeitsdienstleistungen und Werbedienstleistungen für die Jahre 2002 bis 2004 zwischen der Firma Strobelgasse 2 Werbeagentur GmbH und der MA 48.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klier, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Helga Klier: Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es handelt sich hier um eine nette Kleinigkeit von 1,5 bis 2,5 Millionen EUR. Wenn man bedenkt, dass wir heute Nachmittag darüber reden werden: Agenda 21 kostet um einiges weniger. Das Ganze soll aus dem Müllvermeidungsbudget bezahlt werden, hat uns die Frau Stadträtin im Umweltausschuss mitgeteilt. Es sind 5 Millionen EUR für Müllvermeidung vorgesehen.

Wenn man sich ansieht, dass bis zu 50 Prozent des Müllvermeidungsbudgets für Werbung draufgehen - und die Werbung dient nicht nur der Müllvermeidung -, so kann man sich einmal anschauen, dass die Müllvermeidung der Stadt Wien ganz wenig wert ist im Vergleich zu den zukünftigen Ausgaben für Müllverbrennungsanlagen. Davon möchte ich jetzt aber nicht reden. Bisher ist also ein Betrag von - wenn man es in Schillingen nimmt - ungefähr 10 Millionen S für Werbung in Printmedien ausgegeben worden. Diese 10 Millionen S werden wahrscheinlich wiederum aus dem Müllvermeidungsbudget oder aus ähnlichen Budgets kommen, und da sind sie wahrscheinlich falsch investiert.

Interessant wäre es, für die Müllvermeidung wenigstens endlich die vollen 5 Millionen EUR auszugeben. Dann könnte man damit etwas bewegen, wie übrigens auch der Abfallwirtschaftskongress gezeigt hat. Solange das nicht wirklich besser wird, können wir solchen Dingen einfach nicht zustimmen. - Das ist das eine.

Das Zweite: Herr OSR Bortenschlager hat bei unserer Kritik im Umweltausschuss zu dieser Strobelgasse 2 gesagt, dass ja Geschmäcker verschieden sein können. Normalerweise heißt das Sprücherl mit den Geschmäckern anders; das möchte ich hier jetzt nicht sagen. Tatsache ist - ich habe mir das berühmte Müllmonster noch einmal angesehen -, das Müllmonster sitzt zwischen zwei Mülltonnen und sagt: "Ich will mehr Mist!"

Jetzt kann man darüber streiten, was Mist ist. Mist ist normalerweise etwas, was man kompostieren kann, und dann wird es von den Bauern ausgebracht oder auch nicht, oder es wird in eine Biogasanlage gebracht, und dort kommt dann Biogas heraus, oder es kommt in die Restmüllanlage und wird in Wien verbrannt. Noch einmal: Dieses Müllmonster möchte gerne Müll haben. Ich denke, man kann darüber streiten: Didaktisch ist das ein bisschen verkehrt, aber es ist der Stadt Wien in Zukunft 1,5 bis 2,5 Millionen EUR des Geldes für die Müllvermeidung wert.

Wir glauben, dass bei einer Evaluierung - diese ist noch nicht abgeschlossen - vielleicht etwas anderes herauskäme, würde die Evaluierung extern gemacht werden. Das geschieht aber nicht. Darum werden wir dagegen stimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner gelangt Herr GR Blind zum Wort. Ich erteile es ihm.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wozu braucht man in der MA 48 1,5 bis 2,5 Millionen EUR - sprich 20 bis 34 Millionen S - jährlich für Marketing und Werbemaßnahmen? - Da hat Herr Kollege Maresch sicher Recht: Das Müllmonster will mehr Mist! Sicherlich braucht man diese 34 Millionen S nicht, um den Wienern zu erklären, dass sie den Müll trennen sollen. Denn sie trennen den Müll schon sehr gut, und ich muss dazusagen: viel zu gut! Die Techniker der MVA Spittelau erklären, es korrodieren dort die Brennroste, weil zu wenig Kunststoff, zu wenig Plastik im Müll enthalten ist. Daher wird sicherlich ... (GR Heinz Hufnagl: Dafür haben wir Glas und Metall herausgebracht! Damit ist der Brennwert viel besser geworden!) Ja, ja. (GR Heinz Hufnagl: So ist es!) Ich glaube Ihnen ja alles, wissen Sie, soweit man eben einem Herrn Hufnagl etwas glauben darf.

Daher wird nun sicherlich ein Konzept erarbeitet, damit die Wiener mehr Plastik, sprich mehr Kunststoff in den Hausmüll werfen sollen. Es ist alles nicht wahr, was derzeit in diesen Publikationen über Müllvermeidung verbreitet wird. Dem Schmäh sollten wir nicht auf den Leim gehen. Es wird jetzt mit diesen 34 Millionen S eine Kampagne gestartet, dass dieses Müllmonster - da hat Kollege Maresch schon Recht - mehr zum Fressen kriegt, sprich mehr Kunststoff in den Hausmüll geworfen wird, und dass die Wiener den Müll vermehren sollen. So wird es im Konzept kommen.

Plastik in den Kunststoff-Containern oder im gelben Sack - den es ja in Wien nicht gibt - ist Rohstoff, Plastik im Hausmüll ist eben mehr Müll. Der Vorteil für die Gemeinde ist, dass der Hausmüll wieder so gut wie vorher brennt. Er brennt dann wieder so gut wie oder vielleicht noch besser als Braunkohle. Die Hausmüllmenge wird mehr und die Gemeinde kassiert mehr Gebühren. Das ist doch in Wirklichkeit der Hintergrund dafür, dass man jetzt 34 Millionen S in die Propaganda werfen wird! Wenn nämlich die Wiener den Kunststoff in den Kunststoff-Container werfen, dann ist er ja für die Bürger kostenfrei.

Drittens wird die Qualität der Kunststoffsammlung - das ist unbestritten - exzellent werden, und die MA 48 wird an diesem wertvollen Rohstoff prächtig verdienen. Die Müllverbrennungsanlage Simmering wird sich rechnen, sie wird sich rentieren, weil Fernwärme für 12 000 Haushalte und Strom für 5 000 Haushalte erzeugt werden wird, und vor allem deshalb, weil die Bürger mehr blechen müssen und weil die Müllgebühren insgesamt steigen. 

Schauen wir uns die Fakten an: Wie sieht es in Wien derzeit wirklich aus, abgesehen von den billigen Propagandatricks in allen Medien, die wir schon kennen? - Man muss sich die Papiere anschauen, die wir offiziell bekommen, darin gibt es keinen Schwindel. In Wien fallen jährlich 500 000 Tonnen Müll an. In der Spittelau werden 240 000 Tonnen verbrannt, am Flötzersteig werden 200 000 Tonnen verbrannt, und im vierten Wirbelschichtofen in Simmering - ab nächstem Jahr in der EBS - werden 70 000 Tonnen Schlamm und auch Hausmüll verbrannt. Da bleibt ja für den neuen Müllofen in Simmering überhaupt nichts mehr übrig! - Daher, wie schon Kollege Maresch erkannt hat: Es braucht das Müllmonster mehr Müll.

Gleichzeitig steht im Rechnungsabschluss für 2001 auf Seite 14, im Wirtschaftsbericht der MA 48 - man kann es nachlesen, wenn man es nicht glaubt -, dass die Müllmengen seit zwei Jahren stagnieren. Sie gehen in Wirklichkeit schon zurück. Alle diese Ankündigungen darüber, was am Sankt Nimmerleinstag passieren wird - das kann alles sein, ist alles nicht wahr. Wir halten uns an den Wirtschaftsbericht der MA 48 für 2001, darin steht ganz deutlich, dass sich die Müllmenge pro Kopf von 305 auf 302 Kilogramm verringert hat.

Wien braucht daher mehr Müll - so unglaublich es auch klingt -, sonst wird die Müllverbrennungsanlage Simmering ein wirtschaftlicher Flop! Wien braucht mehr Kunststoff im Müll, sonst brennt dieser nicht. Und die MA 48 braucht mehr Geld, um die Wiener auf diesen Weg hinzuführen, um sie umzuerziehen.

Zum Beweis - meine sehr geehrten Damen und Herren, da kann man schon lächeln, aber schauen Sie es sich doch im Fernsehen an! - werden auch schon diese neuen Deckel auf den Kunststoffbehältern gezeigt. Diese neuen Deckel haben nur noch zwei Löcher, dort soll man dann die Plastikflaschen hineinwerfen, dort soll man die Gebinde hineinwerfen, die Kosmetika beinhaltet haben, oder auch Ketchup-Flaschen. Diese Produkte sind hochwertige Kunststoffe, und an diesen ist die MA 48 interessiert. Alles andere an Kunststoff und Plastik wird sicherlich nicht mehr der Industrie verkauft werden wollen, jedenfalls nicht in großem Ausmaß. Man sieht es in der Spittelau, derzeit gibt es noch diese Bänder, auf denen die wertvollen Rohstoffe aussortiert werden, und der Rest wird in großen Gebinden für die Industrie vorbereitet. Das ist kein Geschäft, und daher sollen diese neuen Container-Deckel auf die gelben Tonnen, diese sollen nur noch für die Flaschen herhalten.

Genauso wie bei den Glas-Containern will man es auch bei den Plastik-Containern haben. Es ist vorauszusehen, dass Sie es so, wie Sie es bei den Kunststoff-Containern halten, recht bald auch bei den Metall-Containern halten werden. Auch dort sind Sie nur noch am wertvollen Rohstoff Weißblech interessiert (GR Harry Kopietz: Gold!) - Gold, ja, ist schon recht, träumen Sie nur! -, dort sind Sie dann nur noch am Weißblech interessiert, und das andere Altmetall, Entschuldigung, Alteisen wird man nach der Müllverbrennung mit dem Magneten herausfischen. 

So gesehen wird die Müllmenge in Wien tatsächlich steigen, wenn all der Kunststoff und das Eisen bald im Hausmüll landen. Ich kann nur sagen: Müllverbrennung ade, Mülltrennung ade, es lebe der Profit, es lebe das Gift! Denn schlussendlich bleibt bei der Müllverbrennung, die von der Stadt Wien jetzt gepusht wird, ein Restmüll übrig, der so giftig ist, dass er in Österreich nicht gelagert werden kann und ins Ausland exportiert werden muss. Das ist die Methode, auf die Wien setzt.

Natürlich werden wir Freiheitliche mit unserer Meinung in den Medien nicht durchkommen, weil von den 20 bis 34 Millionen S auch die Medien einen großen Happen bekommen werden, wenn sie schreiben, was die Mächtigen dieser Stadt wollen. Sonst gibt es keine Inserate, und wir sehen ja, dass manche Medien nur von diesen Inseraten leben.

Zuletzt zwei Fragen: Wie heißt jene Stadträtin, die in allen Medien verlauten lässt: "Müll vermeiden, Mehrweg statt Einweg verwenden"? Wie heißt diese Stadträtin, die anlässlich der Müllverbrennungsanlage-Diskussion in Simmering - diese fand am 26. September 2002 statt - mit ihrem großen Stab am Podium gesessen ist und genüsslich Wasser getrunken hat, selbstverständlich Wasser aus Einwegflaschen? Mehrwegflaschen predigen, Einwegflaschen verwenden, zum Gelächter des Publikums!

Wie heißt jener Bezirksvorsteher, der sich noch am 17. Mai nicht vorstellen konnte, dass Simmering eine ganze Müllverbrennungsanlage neu bekommt, und jetzt kein Problem dabei hat?

Mein Schlusssatz lautet daher: Die MA 48 wird diese 34 Millionen dafür einsetzen, dass parteipolitische Propaganda betrieben wird zugunsten jener Partei, die Wien politisch im Würgegriff hat. Mit uns nicht! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Polkorab gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Heute haben wir wieder einmal den Dauerbrenner Abfallwirtschaft und Abfallvermeidung auf der Tagesordnung, und Herr Kollege Blind hat wieder einmal nur negative Argumente zum Thema. Übrigens, bei der Diskussion in Simmering über die Müllverbrennungsanlage gab es Glasflaschen. (GR Kurth-Bodo Blind: Nein!) Ich war dort, es gab Glasflaschen. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich habe sie gesehen!) Es gibt aber auch Einweg-Glasflaschen. (GR Kurth-Bodo Blind: Die Frau Stadträtin hat selber gesagt, man soll Einweg nicht verwenden!) Bitte, ich war dort, es waren Glasflaschen! (GR Kurth-Bodo Blind: Schön wäre es gewesen!) Ich will den Namen der Firma jetzt nicht nennen, aber es waren grüne Glasflaschen. (GR Kurth-Bodo Blind: Keine Scherze, bitte! - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das sind Tatsachen, bitte! (GR Kurth-Bodo Blind: Blamieren Sie sich nicht! - Weitere Zwischenrufe.)
Erstens ist das eine Tatsache und zweitens muss ich auch auf die Aussage Ihres Klubobmanns zurückkommen, der meint, Wien ist keine Umwelt-Musterstadt. Das ist wirklich ein starkes Stück! Herr Kabas sollte sich hin und wieder zum Abfallwirtschaftskongress bemühen, vielleicht kann er dort etwas dazulernen, und Sie auch! (GR Kurth-Bodo Blind: Sie können Glas und Plastik nicht unterscheiden! Sie können gar nichts unterscheiden! Beurteilen Sie nicht Kabas, wenn Sie das nicht unterscheiden können!) 

Die GRÜNEN haben außer Müllvermeidung überhaupt keine Ideen, und wenn wir heute Maßnahmen zur Müllvermeidung beschließen, sind die GRÜNEN dagegen. Wie wollen Sie denn den Müll vermeiden, wenn Sie nichts tun, um die Bevölkerung zu motivieren, den Müll richtig zu trennen? - Dazu kann ich nur verständnislos den Kopf schütteln. Wien ist Umwelt-Musterstadt und hat die höchste Lebensqualität in der EU. Das sollte sich eigentlich auch bei Ihnen schon herumgesprochen haben.

Zu den zukünftigen Umweltzielen zählt die Umsetzung des Wiener Abfall-Masterplans. Die Abfallvermeidung steht hier an erster Stelle. Bewusstseinsarbeit bei der Bevölkerung ist eine wichtige Basis für jede Öffentlichkeitsarbeit. Die neue Werbekampagne der MA 48 wird dieser Aufgabe im höchsten Maße gerecht.

Zur Aufklärung, Herr Kollege Maresch: Im Jahre 2003 stehen 5 Millionen EUR für Maßnahmen zur Abfallvermeidung zur Verfügung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja!) Zirka 3 Milliarden EUR werden für Forschung und Umsetzungsprojekte im Rahmen eines Wettbewerbs eingesetzt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Millionen!) 0,5 bis 1 Milliarde EUR sollen für Aktivitäten im Rahmen des Magistrats verwendet werden, 1,5 Milliarden EUR für die gegenständliche, dazugehörige Bewerbung über die Agentur Strobelgasse. (GR Mag Rüdiger Maresch: Millionen!) Gerade in der Materie der Abfallvermeidung ist man besonders auf die Beteiligung der Bevölkerung angewiesen, wie ich vorhin schon sagte.

Mit dem Werbebudget sollen auch die Forschungs- und Umsetzungsprojekte der Bevölkerung optimal näher gebracht werden. In den bisherigen vier Jahren von 1998 bis 2001 setzte die MA 48 zu diesem Zweck im ersten Jahr 2,2 Millionen, im zweiten 1,45 Millionen, im dritten 0,7 Millionen und auch im vierten Jahr 0,7 Millionen EUR ein. Die heute beantragten Mittel liegen somit im langjährigen Durchschnitt.

Die Werbemittel privater Firmen liegen ungleich höher, Elektrohandelsketten setzen das beantragte Werbebudget wohl in einer Woche um. Mit solchen Beträgen kann und will die MA 48 nicht konkurrieren, aber eine effiziente Vermittlung gezielter Inhalte setzt ein gewisses Mindestbudget voraus. Beispielsweise profitieren mehr als 1 000 Wiener Kleinbetriebe - Klein- und Kleinstgewerbe - von den kostenlosen Einträgen in den Reparatur-, Verleih- und Gebrauchtwagenführer der MA 48, die auch über die Werbeschiene der breiten Öffentlichkeit bekannt gemacht werden soll. Die Ablehnung dieser so wichtigen und effektiven Maßnahme der Stadt Wien ist daher nicht nachvollziehbar und kontraproduktiv.

Uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten liegt die umweltbewusste Zukunft Wiens am Herzen, um die hohen Qualitätsstandards im Sinne bestmöglicher Sauberkeit und Hygiene unserer Stadt zu erhalten und weiterzuentwickeln. Daher fordere ich Sie auf, dem vorliegenden Akt zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Helga Klier: Im Prinzip ist eigentlich alles gesagt. Ich kann mich nur darüber wundern, dass ein Mitglied des Umweltausschusses zwischen Müllvermeidung und Müllverwertung nicht unterscheiden kann. Denn Ihr Referat war eindeutig auf die Müllverwertung ausgelegt, Herr Kollege Blind!

Ich denke mir, in einer Zeit wie jetzt, da wir Müllberge haben, die jedes Jahr wachsen, wachsen und wachsen, ist es sehr wohl wichtig, dass man die Bevölkerung für dieses Thema sensibilisiert. 

Daher kann ich nur noch einmal wiederholen: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ und der ÖVP, angenommen. (GR Walter Strobl: Und die GRÜNEN! Die haben auch nicht zugestimmt! - Weitere Zwischenrufe.)
Ich muss mich korrigieren. Man hat mir zugerufen, auch die GRÜNEN haben nicht zugestimmt. Entschuldigen Sie bitte! - Dieser Antrag ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, die Freiheitlichen und die ÖVP, angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 40 (04242/2002-GFW) und 44 (04221/2002-GFW) der Tagesordnung - sie betreffen die Änderung der Verordnung des Gemeinderats über Grundsätze für die Festlegung und über die bezirksweise Aufteilung der durch die Organe der Bezirke verwalteten Haushaltsmittel, in Klammer (Bezirksmittelverordnung), sowie eine finanzielle Zuweisung an die Bezirke für die bauliche Instandhaltung der Kindertagesheime und allgemein bildenden Pflichtschulen für das Jahr 2003 - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Es freut mich, dass hier im Gemeinderat wieder einmal die Gelegenheit geboten wird, über Dezentralisierung in den Bezirken zu sprechen. Denn letztendlich ist das Budget und auch die Bereitstellung von zusätzlichen Mitteln eng verknüpft mit den Aufgaben der Bezirke, wenngleich ich es für sehr bedauerlich halte, dass es nicht, bevor wir über Bezirksbudgets und über Zuweisungen diskutieren, eine inhaltliche Auseinandersetzung dazu gibt, und so der Finanzpunkt dafür herhalten muss.

Ich war selbst, glaube ich, elf Jahre Bezirksrat in der Josefstadt und schon damals im Finanzausschuss. Das Interessanteste dabei war - und ich denke, da geht es den anderen Bezirken nicht anders -, dass es sich bei den Bezirksbudgets über weite Bereiche um so genannte Magistratsbudgets handelt. Denn der mit Abstand größte Teil der finanziellen Mittel, die den Bezirken zur Verfügung gestellt werden, wird in der Regel für tatsächlich Notwendiges durch die jeweiligen Magistratsabteilungen verplant. Vieles, was in den letzten Jahren im Bereich der Dezentralisierung besprochen wurde, ist in Wirklichkeit, wenn man es näher betrachtet, in vielen Bereichen eine Augenauswischerei. Die realen Kompetenzen der Bezirksvertretung sind auf ein Minimum beschränkt. Der Bezirksvorsteher, die Bezirksvorsteherin hat in weiten Bereichen sogar erheblich mehr Kompetenzen als das Gremialorgan. Insofern wäre eine weitere Mittelreduktion - und die Begründung dafür werde ich Ihnen gleich nachliefern - ein weiterer Schritt zu einer noch stärkeren Einengung der Möglichkeiten, die man als Bezirksvertretung unseres Erachtens zumindest haben sollte. 

Denn wir stehen zu einer Dezentralisierung. Wir stehen zu der Übertragung bestimmter Aufgaben an die Bezirke. Wir glauben jedoch, dass es falsch ist, diese Aufgaben nur scheinbar zu übertragen. Das heißt, es geht um Bereiche wie den Bereich Kultur. Es geht selbstverständlich auch um Weiterentwicklungen in wohnortnahen Grünraumanlagen, seien es Parkanlagen, seien es in manchen Bezirken größere Parks, seien es Spielplätze. 

Selbstverständlich soll die Bevölkerung auch im Verkehrsbereich mitsprechen können. Das unterscheidet uns nämlich im Bereich der Dezentralisierung und Demokratisierung innerhalb der Bezirke von den anderen Fraktionen, dass wir, wenn wir von Demokratie sprechen, nicht nur die Mitglieder der Bezirksvertretung meinen, sondern eine enge Miteinbeziehung der Bevölkerung in die Entscheidungsprozesse der direkten Umgebung. Es ist dies in der Regel ein Grätzel, oder es ist der Bezirk, je nach Größe des Bezirks. Man kann wirklich nicht sagen, dass man da alles über einen Kamm scheren kann.

Doch um diese Beteiligung der Bevölkerung zu gewährleisten, bedarf es auch einer finanziellen Ausstattung der Bezirke. Da kann man nicht den Großteil der zur Verfügung stehenden Mittel für notwendige Maßnahmen verwenden müssen - ich sage noch einmal dazu: Magistratsbudgets -, sondern da muss man die Finanzmittel bereitstellen, die Demokratie gewährleisten, und man muss die Finanzmittel bereitstellen, dass man dann in den übertragenen Bereichen tatsächlich etwas machen kann, im Bereich Kultur, im Bereich Information, teilweise im Bereich Bildung, Spielplätze - ich möchte jetzt nicht noch einmal all das aufzählen, wo möglicherweise eine echte Kompetenz für die Bezirke vonnöten wäre. 

Doch was passiert? - Es passiert seit Jahren ein minimaler Anstieg der Bezirksmittel. Seit Jahren kommt es zu explodierenden Kosten vor allem im Bereich der baulichen Instandhaltung der Kindertagesheime und Schulen. Gleichzeitig sollen jetzt sogar die Mittel für das Jahr 2003 gekürzt werden. 

Zunächst haben wir geglaubt, mit der lokalen Agenda 21 zeigt sich auch das Interesse an BürgerInnen-Beteiligung und ‑Mitsprache. Wie soll denn das funktionieren, wenn dafür keine Mittel zur Verfügung gestellt werden können, weil diese Mittel nicht mehr vorhanden sind? - Das ist eine Illusion, und es konterkariert viele Ansätze.

Erst gestern wurde in "Diagonale" in Ö 1 wieder einmal über Möglichkeiten einer partizipativen Budgetge-staltung berichtet, über Möglichkeiten, wie man über dieses Modell Menschen wieder dafür gewinnt, sich an Politik zu beteiligen, Interesse an ihrer direkten Lebensumgebung wahrzunehmen und über diesen Umweg auch bei größeren, entscheidenderen Fragen wieder politischer zu agieren, als dies in der Vergangenheit der Fall war. Mitgestaltung und BürgerInnen-Beteiligung gerade im Bezirk ist auch ein Zeichen gegen Politikverdrossenheit. Daher dürfen insbesondere auf dieser Ebene die Bezirksmittel unseres Erachtens nicht gekürzt werden. (Beifall der GRin Dr Monika Vana.) 
Wir werden daher der Post 40, welche real eine Kürzung um 6,5 Millionen EUR vorsieht - längerfristig kann es natürlich noch erheblich mehr sein, weil die Kennzahlen im Bereich der Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe verändert werden -, nicht zustimmen. Denn gerade solche prozentuelle Kürzungen beinhalten in beiden Seiten das Risiko. Gehen Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe weiter zurück, dann bekommen die Bezirke automatisch noch viel weniger Geld, obwohl ihre Aufgaben nicht kleiner, sondern eigentlich mit jedem Jahr größer werden. Steigen jedoch Kommunalsteuer und Dienstgeberabgabe, verlieren die Bezirke den ihnen jetzt zustehenden Anteil.

Was Sie in die Begründung für die Kürzung mit hineinschreiben, zeigt auf der anderen Seite, dass diese Diskussion zum Teil um ein Jahr verspätet erfolgt. Denn die wirklichen Kürzungen haben schon im Jahr 2002 stattgefunden. Es kam - wie ausführlich dargestellt - nicht von ungefähr, dass es keine Zuweisungen für die bauliche Instandhaltung von Kindertagesheimen und Schulen im Jahr 2002 gegeben hat. Wenn man sich in den Bezirken, bei Bezirksvertretern und Bezirksvertreterinnen und auch bei den Bezirksvorstehern und Bezirksvorsteherinnen umhört, dann klagen nach wie vor viele darüber, dass es einer dramatischen Erhöhung dieser Zuweisungen und der Bezirksmittel bedürfen würde, um endlich einmal unsere Schulen und Kindertagesheime baulich sinnvoll instand zu setzen und anzupassen, anzupassen an Veränderungen im Schulwesen, anzupassen auch an Veränderungen im Bereich der Kindertagesheime, an Fortschritte, die sich entwickelt haben.

Was macht die Wiener Sozialdemokratie? - Sie kürzt diese Beträge, obwohl, wie gesagt, die Fixausgaben der Bezirke nicht weniger, sondern mehr werden! Wir stellen aus diesem Grund zunächst einmal zur Post 44 einen Abänderungsantrag, welcher beinhaltet, dass der Antragstext für die zu gewährende Zuweisung an die Bezirke folgendermaßen lauten soll:

"Für die bauliche Instandhaltung der Kindertagesheime und allgemein bildenden Pflichtschulen wird für das Jahr 2003 im Sinne des Magistratsberichts, ausgenommen der darin festgelegten Höhe der Zuweisung an die Bezirke, eine Zuweisung an die Bezirke in der Höhe von 6 Millionen EUR genehmigt. 

Für die Bedeckung dieses Erfordernisses ist im Voranschlag des Jahres 2003 Vorsorge zu treffen."

Wir glauben, dass dies eine Erstmaßnahme ist, die notwendig ist. Wir werden auch dem Antrag, den die Volkspartei einbringen wird, auf Erstellung eines Generalsanierungsplans mit einer Dotation von 102 Millionen EUR für den Zeitraum 2003 bis 2007 zustimmen, weil wir glauben, dass es keine leeren Worthülsen bleiben dürfen, dass Bildung im umfassenden Begriff - und in der Bezirkskompetenz umfasst dies eben unter anderem die Pflichtschulen und die Kindertagesheime - gefördert werden soll, dass auch die baulichen Voraussetzungen dafür geschaffen werden müssen und dass neben diesen baulichen Voraussetzungen noch genug Spielraum übrig bleibt, um in diesen beiden Bereichen für die Schüler und Schülerinnen, für die Kindergartenkinder tatsächlich Fortschritte sicherzustellen. Das ist unbedingt notwendig, aus diesem Grund bringen wir unseren Abänderungsantrag ein.

Wir werden einem zweiten Antrag, den die Volkspartei einbringen wird, nicht zustimmen, und ich möchte vorweg erläutern, warum wir das nicht tun. Dieser Resolutionsantrag vermischt unseres Erachtens verschiedene Formen. Da ist zum Beispiel zu lesen: Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zu einer bürgernahen Verwaltung und einer damit verbundenen Stärkung der Bezirksautonomie. - Ja, die bürgernahe Verwaltung ist selbstverständlich, ganz klar! Aber was bedeutet "Bezirksautonomie"? Ich denke, das ist eher ein Irrtum, und es sollte "Bezirksdemokratie" dort stehen, oder es sollte "Dezentralisierung" dort stehen, "verstärkte Dezentralisierung". Aber niemand will doch eine Situation wie in Brüssel, wo es 14 autonome Bezirke gibt und die Straßenbahn in Schlangenlinien hin- und herfährt, weil der eine Bezirk sagt: Nein, durch meinen Bezirk fährt keine Straßenbahn! Ich glaube, es geht um die Zusammenarbeit der Bezirke, es geht um Dezentralisierung, und es geht darum, gerade auf Bezirksebene die Möglichkeit der Teilhabe von Bürgern und Bürgerinnen an der Gestaltung ihrer Umwelt ernsthaft zu fördern. Das ist unseres Erachtens der entscheidende Ansatzpunkt im Bereich der Bezirksdemokratie. 

Der dritte Punkt: Die ÖVP fordert und setzt sich dafür ein, den Bezirken im Sinne dieses Bekenntnisses zusätzliche Kompetenzen zu übertragen, "wo es sinnvoll ist". Bitte, was bedeutet denn das? Entweder schreibe ich das hin, von dem ich als Volkspartei glaube, dass es sinnvoll ist, und dann können alle anderen darüber mitdiskutieren. Aber eine Generalkompetenz zu verlangen - zu sagen, wir wollen Kompetenzen übertragen, "wo es sinnvoll ist" - und dann eine sofortige Abstimmung darüber zu verlangen, ist unseres Erachtens absurd. 

Wir sind jederzeit gerne bereit, mit Ihnen über weitere Möglichkeiten der Dezentralisierung zu diskutieren. Wir sind jederzeit gerne bereit, die bisherige Dezentralisierung zu bewerten und zu überlegen, wie wir in puncto Teilhabe und BürgerInnen-Mitgestaltung mehr Möglichkeiten für die Bevölkerung sicherstellen können. Aber bitte nicht mit einem Antrag, der an Oberflächlichkeit und Schwammigkeit nicht zu überbieten ist! - Ich danke Ihnen sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die technokratische und finanztechnische Begründung für die Herabsetzung der Bezirksmittel geht aus dem Akt hinreichend hervor. Daher brauche ich das nicht mehr im Detail zu behandeln, wiewohl Herr Klubobmann Oxonitsch nicht müde wird, mir über die Presse immer wieder auszurichten, dass ich das offensichtlich nicht genau kenne, weil ich die Vorgangsweise schlecht mache, ohne die neuen Rahmenbedingungen wirklich zu kennen. Ich glaube, wirklich sagen zu können, dass hier in diesem Haus oder in diesem Raum niemand ist, der zu den 15 Prozent der Bevölkerung gehört, die nicht lesen können - Gott sei Dank! Wir haben das sehr wohl genau studiert und genau gelesen.

Finanztechnisch kann man das durchaus so sehen, wie Sie es sehen und wie es im Akt dargestellt ist. Politisch ist es falsch, meine sehr geehrten Damen und Herren, und daher werden wir dem selbstverständlich nicht zustimmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist erstens ein ganz schwerer Rückschlag für die eingeschlagene Dezentralisierungspolitik. Ich darf nicht ohne Stolz erwähnen, dass hier in der vorigen Periode, in der Zeit der Koalitionsregierung mit der ÖVP, wesentliche Fortschritte erzielt wurden. Das hätte nicht das Ende gewesen sein sollen, sondern in dieser Art und Weise wurde noch einiges angepeilt, was jetzt offensichtlich nicht nur nicht verwirklicht wird, sondern wo wieder die Gangschaltung nach rückwärts eingelegt wird.

Es besteht kein Zweifel daran, dass durch Dezentralisierungsmaßnahmen in den letzten Jahren die Bezirke auch beweisen konnten, dass es richtig war, die Bezirke mit mehr Bürgernähe und Verwaltungseffizienz zu betreuen. Wenn also die weitere Aufwertung und Stärkung der Bezirke und die Ausweitung ihrer Kompetenz mehrfach angekündigt war, dann ist das natürlich nur als scheinheiliges Lippenbekenntnis oder nicht einmal als das zu bezeichnen, wenn auf der anderen Seite die Budgetmittel dafür überhaupt nicht zur Verfügung gestellt werden!

Wenn Sie mir darauf sagen, dass der Gürtel durchwegs enger geschnallt wird und das Budget sich nicht beliebig erhöhen und erweitern lässt, dann sage ich Ihnen dazu: Es ist sozusagen wieder der Zentralisierungsschritt. Es wäre ja nichts anderes zu verlangen gewesen, als dass die Zentralverwaltung von ihrer Hoheit heruntersteigt und den Bezirken aus dem Gesamtbudget jene Mittel zur Verfügung stellt, die die Bezirke dringend brauchen, um ihre Aufgaben wahrzunehmen.

Zweitens ist grundsätzlich ein Einfrieren von Budgetmitteln, von Budgetsummen bei steigenden Kosten und steigenden Aufgaben ein ganz schwerer Aderlass.

Selbst wenn die begonnene Dezentralisierung nicht weiter fortgesetzt werden soll, kann ich Ihnen durchaus ein paar Beispiele für zunehmende Belastung nennen, die es - selbst wenn man als sozialdemokratische Alleinregierung auf dem Stand treten möchte - durchaus rechtfertigen würde, diese zunehmende Belastung abzufedern. Ich sage zum Beispiel: Es ist schon klar, dass die bauliche Errichtung des weiteren Radwegenetzes wieder ins Zentralbudget zurückgekommen ist. Was aber bei den Bezirken verbleibt, ist die Erhaltung des schon errichteten Radwegenetzes, und dieses ist in den letzten Jahren sehr stark ausgeweitet worden.

Dann gibt es andere Kleinigkeiten. Ich zitiere da aus einem Brief der MA 42 vom August dieses Jahres, worin die MA 42 den Bezirken Folgendes mitteilt: "Für die Verwaltung, Erhaltung und Projektierung an Grünanlagen ist es immer öfter notwendig, auf Daten aus der Mehrzweckkarte zurückzugreifen. Für die Anschaffung der notwendigen Programme und Programmzugriffe ist ein Kostenersatz in der Form einer Ratenzahlung vereinbart. Da viele Zugriffe auf die Programme zur Klärung von Verwaltungsfragen und Projektausarbeitungen im Rahmen der Bezirksbetreuung und Dezentralisierung erfolgen, soll es zu einer Kostenteilung zwischen dem Zentralbudget und dem Bezirksbudget kommen."

Das heißt, die Bezirke werden hier zur Kasse gebeten, selbst mit Hinweis auf die Dezentralisierung, ohne dass sie vorher mit Bezirksmittel entsprechend ausgestattet wurden. Ich will das jetzt nicht weiter aufzählen, ich könnte Ihnen eine Menge von Bezirksprojekten nennen, die zu verwirklichen sind, die sehr dringlich zu verwirklichen sind und für die die Bezirke das Geld - noch dazu wenn ihnen die Mittel gekürzt werden - kaum aufbringen können.

Empörend ist nach meiner Ansicht auch die Vorgangsweise. Es war wie immer im April des laufenden Jahres, dass die Bezirksvorsteher von der MA 5 auf die Budgetmittel und die Termine für die Budgetbesprechungen über das darauf folgende Jahresbudget aufmerksam gemacht wurden. Daraus geht nur verschämt oder eigentlich nicht hervor, dass sich da für die Bezirke etwas schmerzlich ändern wird. Denn es ist da wieder von den einzelnen Töpfen - mit Paragraphen, Topf 1, Topf 2 und so weiter - die Rede, in einem Schachtelsatz mit: "vorbehaltlich etwaiger Anpassungen". Dann steht irgendwo noch ein verschämter Satz darunter: "Sollten sich bei den Bezirksmitteln 2003 noch Änderungen ergeben, werden Sie davon umgehend in Kenntnis gesetzt." - Das heißt, als die eigentliche Budgetankündigung zu den Bezirken kam - wie jedes Jahr zum Termin April des laufenden Jahres -, war nicht erkennbar, was sich dann im Folgenden abspielen wird, außer dass es mit einem kryptischen Satz angesprochen wurde. Dann ist diese andere Gangart eingeschaltet worden.

Nun kommt das Erstaunliche, meine sehr geehrten Damen und Herren: Die SPÖ-Bezirksvorsteher lassen sich das nicht nur gefallen, sondern sie applaudieren auch noch! Namhafte Vertreter dieser SPÖ-Bezirksvorsteher - ich glaube, einer wird heute noch zu uns sprechen - bedanken sich bei einem gemeinsamen Presseauftritt mit Herrn StR Rieder auch noch öffentlich dafür, dass sie weniger an Mitteln zur Verfügung bekommen!

Dass das nicht in eine unendliche Peinlichkeit ausartet, ist nur dadurch möglich, dass es gleichzeitig gelungen ist, diese 3 Millionen EUR, die für die Instandhaltung der Kindertagesheime und der Schulen zur Verfügung gestellt werden, als zusätzliche Mittel zu verkaufen. Das entspricht ja in keiner Weise der Wahrheit! Sie wissen genau, wenn Sie so etwas sagen, dass dieses Programm schon seit vielen Jahren läuft, und haben verschwiegen, dass es voriges Jahr ausgesetzt wurde - was nicht gerade ein Ruhmesblatt ist - und jetzt wieder eine Summe von 3 Millionen EUR eingesetzt wird, die ja nicht annähernd dem entspricht, was die Bezirke in den vorherigen Budgetjahren dafür bekommen haben.

Wie es sich wirklich verhält, geht ganz klar aus der Begründung des Antrags der grünen Fraktion hervor. Ich möchte das jetzt nicht weiter referieren, weil Sie auch das nachlesen können, und ergänze nur noch, dass es schon während der Laufzeit dieser Aktion ein Jahresbudget gegeben hat, wodurch den Bezirken insgesamt Mittel in der Höhe von 100 Millionen S - damals haben wir noch in Schillingen budgetiert - zur Verfügung gestellt wurden. Das war fast das Zweieinhalbfache der Summe, die ihnen jetzt, im Jahr 2003, zugeteilt werden soll.

Meine Damen und Herren! Wir werden daher dem Antrag der grünen Fraktion zustimmen. Wir stimmen aber auch dem Geschäftsstück zu, weil wir der Meinung sind, es ist besser, wenn die Bezirke 3 Millionen EUR zugeteilt bekommen als gar nichts. Nicht zustimmen werden wir natürlich der Bezirksmittelverordnung gemäß Post 40. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr GR Barnet. - Bitte.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Das vorliegende Geschäftsstück mit der Nummer 40 ist wirklich eine in hohem Maße unerfreuliche Vorlage, und das noch dazu quasi am Vor-Nachmittag des Nationalfeiertags, der uns alle eigentlich erfreuen und erheben sollte. Aber es bleibt nichts anderes übrig, man muss dazu Stellung nehmen. Ich sage auch, ich schließe mich meinen Vorrednern ausdrücklich an. Das ist zwar keine neue ideologische Koalition, weil den Kollegen Margulies und mich - ich glaube, zum Glück für beide, um ihm keine Schwierigkeiten in seiner Fraktion zu machen - doch noch mehr trennt, als uns verbindet, aber in der Sachpolitik stimme ich da wirklich zu.

Es geht nämlich nicht nur um die konkrete Frage dieser Vorlage: soll man die Radwege wieder ins Zentralbudget zurückholen, soll man da die Dezentralisierung quasi schleichend rückgängig machen?, sondern es geht wirklich um die Grundsatzfrage, wie wir mit der Fragestellung "Dezentralisierung, Zurück zu den kleinen Einheiten, Subsidiarität" und so weiter umgehen. Da könnte man in der Radwegepolitik geteilter Meinung sein. Da könnte man sagen: Na ja, nicht jeder Bezirk hat das wirklich schlau gemacht; vielleicht endet manch ein Radweg an der Grenze, dort, wo sich der andere Bezirk noch nicht dazu aufraffen konnte, die Mittel aufzuwenden. Aber das ist nur eine Detailfrage. Die grundsätzliche Frage ist: Wie halten wir es mit der Abgabe von Kompetenzen an die Bezirke? Geben wir ihnen dafür die ausreichenden Mittel, um die immer mehr werdenden Aufgaben zu bewältigen?

Das muss man leider mit Nein beantworten. Die Bezirksmittel sind nicht nur rückgängig, sie sind auch bei steigendem Budget unterproportional. Jeder, der sich ein wenig in den Bezirken umhört, weiß, es mangelt überall, und es tut sich jeder Bezirk schwer - mein Kollege RUDOLPH wird noch besonders auf Kindergärten und Schulen eingehen, ich brauche daher nur ganz kurz dabei zu verweilen -, wir tun uns schwer damit, den Bürgern gegenüber zu argumentieren, warum wir das eine oder andere Problem nicht lösen können oder nicht lösen wollen.

Hier macht es sich die Stadtverwaltung ein bisschen zu leicht, denn sie beschreitet den Weg der schleichenden Aushöhlung - da ein wenig mehr Geld, dort eine stille Rücknahme in den Zentralbereich ohne Ausgleich -, statt dass sie die Grundsatzfrage stellt und sagt: Ist die Dezentralisierung eigentlich gelungen, oder ist sie misslungen? Müssten wir sagen: halt, stopp, retour? Setzen wir uns noch einmal zusammen, diskutieren wir noch einmal über die Frage: Wo sind die Kompetenzen abgerundet? Wo sind sie eine Aufgabe der Bezirke und wo nicht? Wo gibt es überschreitende Probleme, die nicht gelöst werden können? - Das wäre die eigentliche Diskussion, aber nicht, immer wieder an Marginalien herumzubessern.

Ich greife einige Beispiele auf, zunächst die Kanalisation. In meinem Bezirk Floridsdorf verspricht die SPÖ-Führung seit zehn Jahren den absoluten Kanalausbau für den ganzen Bezirk. Ich sage Ihnen, bei den bestehenden Budgetmitteln wird es noch Jahrzehnte dauern, und Sie werden es uns noch einmal zehn Jahre lang versprechen. Das ist für die Bürger eigentlich unbefriedigend.

Ein anderes Beispiel für die Dezentralisierung ist die Bäderverwaltung. Die Bezirke bekommen Mittel für Freibäder, Kinderfreibäder, normale Bäder, Tröpferlbäder zugewendet. Jeder weiß, dass man dort Prioritäten setzen könnte, dass man versuchen könnte, das Geld umzuschichten. Aber das ist nicht möglich, weil uns die Dezentralisierung einfach vorschreibt, dass die aufgewandten Mittel für den Bezirk auf alle Bäder zu verteilen sind. Du kannst nicht ein unnotwendiges Tröpferlbad - gebaut in den Zwanzigerjahren, als es im Gemeindebau noch keine Dusche gab, wie sie mittlerweile selbst im miesesten Gemeindebau vorhanden ist - noch weiter als Tröpferlbad aufrechterhalten, nur weil dort ein paar Leute gerne nachmittags in die Sauna gehen. Aber es ist nicht möglich, das Geld für ein Kinderfreibad, oder was immer die Priorität des Bezirks wäre, umzuwidmen. - Ein klassisches Beispiel, dass die Dezentralisierung dort misslungen ist und dass die Finanzzuweisung nicht funktioniert!

Kollege Margulies hat es bereits gesagt - ich bin schon wieder ganz bei ihm und hoffe, dass ihm das nicht allzu sehr Probleme macht -, die Mittelankündigung ist ja eine gewaltige. Wenn wir uns anschauen, dass die Bezirksquote eigentlich seit 1999 sinkend ist - von 1,9 auf mittlerweile 1,6 Prozent des gesamten Wiener Haushalts, Tendenz fallend -, dann klingt das schon ganz anders als diese einfachen Summen. Denn jetzt geht es um Kürzungen von 3 Millionen EUR, 6 Millionen EUR, aber das bei einem Gesamtbudget von 9 Milliarden EUR. Da wird die Quote eindeutig deutlicher.

Ich darf daher nochmals feststellen, dass wir der Vorlage nicht zustimmen werden, sehr wohl aber dem ÖVP-Antrag, der sich mit der Frage der Rückkehr zu den bürgernahen Verwaltungen und der Bezirksautonomie beschäftigt.

Wobei wir etwas verwundert sind, Kollege Tschirf, dass Sie, wenn ich richtig informiert bin, den zweiten Antrag, der doch wohl etwas präziser und deutlicher war und klargestellt hat, worum es eigentlich geht, zurückgezogen haben. Aber manche Auguren behaupten, Sie hätten dann Probleme, bei den einzelnen Bezirksbudgets zuzustimmen, so wie Sie es manchmal in einzelnen Bezirken tun. Vielleicht ist das doch noch die heimliche Koalition, die uns auch noch nach dem 24. November droht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr BV Lacina zum Wort gemeldet. - Bitte, Herr Bezirksvorsteher.

BV Karl Lacina: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geschätzte Damen und Herren!

Einige Schlussworte, die jetzt gefallen sind, waren so genannte Koalitionsspiele, und es wurde auch einige Male von seltsamen Koalitionen, die sich im Zusammenhang mit diesen beiden Geschäftsstücken beziehungsweise mit Anträgen ergeben, gesprochen.

Grundsätzlich entspricht es nicht ganz meiner Art, immer auf das einzugehen, was Vorredner sagen, aber ich muss mir das dennoch erlauben, denn es gibt so viele neue Damen und Herren hier in diesem Haus - was ja etwas Erfreuliches ist -, und ich darf nun schon seit dem Beginn der Dezentralisierung an diesem Prozess teilnehmen; bei den ersten Verhandlungen im Jahr 1986 durfte ich schon dabei sein. Daher darf ich hier - nur zur Aufklärung - diesbezüglich einige Dinge erörtern.

Es ist ein überwiegendes und grundsätzliches Ja, das die Bezirksvertretungen und die Damen und Herren, die diesen Bezirksvertretungen vorstehen, entweder als Vorsitzende oder als Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher, zu dieser Dezentralisierung sagen, sowohl zu dem ersten großen Paket - wenn Sie wollen, war das das zweite, das aber erstmals mit größeren finanziellen Möglichkeiten ausgestattet war - als auch zu dem zweiten Schritt.

Lassen Sie mich, bevor ich auf inhaltliche Aspekte eingehe, eine Anmerkung zu den Ausführungen des Herrn GR Margulies machen. Er sagte, dass er elf Jahre lang Mitglied der Bezirksvertretung Josefstadt war, und hat sozusagen begründet, warum so vieles - Information, Spielplätze, Kultur und anderes mehr - nicht möglich war. Ich habe mir zufällig die Zahlen angesehen: Am 31.12.1999 hatte die Bezirksvertretung Josefstadt 18 Millionen S an Rücklagen. Wahrscheinlich habt ihr es nicht gebraucht, denn am 31.12.2000 hatte die Bezirksvertretung Josefstadt 23 Millionen S an Rücklagen!

Ich muss mich fragen: Waren keine Ideen da? - Das ist möglich. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Und heute?) - Und heute? - Das ist das Gute - es liegt vielleicht daran, dass es einige personelle Veränderungen gegeben hat -: Heute, mit 1.1.2002, gibt es keine Rücklagen! Es liegt möglicherweise an personellen Veränderungen, dass jetzt vielleicht Ideen gekommen sind. - Man soll also die Dinge schon auch ein bisschen eingehender betrachten, bevor man sich hier herstellt und einem Gremium Informationen gibt.

Wir hatten uns in der Bezirksvertretung Brigittenau in jeglicher Hinsicht mit allen politischen Parteien, soweit sich ein Konsens finden ließ, abgestimmt, um hier Informationen mit der Bevölkerung durchführen zu können.

Bei allem Respekt, Frau StRin Rothauer, darf ich Ihnen Folgendes sagen: Sie haben als Beispiel das Radwegenetz angeführt. Ich bin sicherlich nicht jemand, der das Geld in Gruppierungen einteilt, sondern die Dezentralisierung gibt uns ja den Freiraum, das Geld schwerpunktmäßig einzusetzen. Aber wir haben auch die Verpflichtung - heute stand ja auch das Klimaschutzprogramm auf der Tagesordnung -, ausreichende Möglichkeiten dafür zu schaffen, dass das Fahrrad - das ja nicht nur in der Freizeit, sondern sehr oft auch für Berufswege genützt wird - eingesetzt werden kann. Hier darf ich darauf hinweisen, dass zwischen den im Rahmen der Oberverteilung zugeteilten Mitteln und den für Radwege aufgewendeten Mitteln ein Minus von 83 Millionen S liegt, und das ist schon gewaltig. Der dienstälteste Kollege Ihrer Fraktion, der Vis-a-vis-Nachbar auf der anderen Seite des Donaukanals, Adi Tiller, will nun einmal keine Radwege. Das ist eine Realität, die man zur Kenntnis nehmen muss, nur: Die Stadt als Gesamtes hat auch hier ihre Verantwortung wahrzunehmen. Und in diesem Punkt bestand Übereinstimmung zwischen allen Damen und Herren Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorstehern: dass die Radwege wieder in das Zentralbudget übergehen. Immer - nicht nur jetzt - war es klar, dass die Erhaltung der Radwege immer im Bezirksbudget angesiedelt war, aber bereits seit 1988 war der Neubau, das Lückenschlussprogramm im Zentralbudget angesiedelt. - Ich wollte das nur der Ordnung halber sagen, damit man hier nicht Dinge vollkommen verwischt.

Mein anlässlich einer Pressekonferenz ausgesprochenes Danke werde ich auch hier wiederholen, aber bei mir hat ein Danke immer so einen komischen Beigeschmack - nun, "komischen Beigeschmack" kann man nicht wirklich sagen, aber mein Danke beginnt immer mit "Dora" und "Berta", weil das Danke nahtlos in eine Bitte übergeht. Aber ich schäme mich nicht, für etwas Danke zu sagen, das ganz einfach geschehen ist. Das ist das Mindeste, was man sich im Umgang mit anderen Menschen erwarten kann.

Es wurde hier auch beklagt, meine Damen und Herren, dass die Geldmittel zu wenig seien. - Ich habe es am Beispiel des 8. Bezirks dargestellt - ich könnte diesbezüglich auch Freunde aus meiner Fraktion nennen -, aber wenn ich mich auf Sprecher seitens der ÖVP des 18. und 19. Bezirks beziehe, dann muss ich sagen: Eine Rücklage in der Höhe von 3,1 Millionen EUR ist ein Zeichen dafür, dass man doch noch ein bisschen etwas forcieren und tun könnte. (GR Gerhard Pfeiffer: ... die Wirtschaft!) Auch für die Wirtschaft, für Arbeitsplätze und für Ihre Unternehmer, die überwiegend bei Ihnen sind! (GR Gerhard Pfeiffer: ... das Geld dann ausgeben, wenn es notwendig ist!) Das könnten Sie bereits forcieren! Diese Möglichkeit hätten Sie bereits wahrnehmen können. Schauen Sie sich einmal die Unterlagen an! (GR Gerhard Pfeiffer: ... das Geld dann ausgeben, wenn es notwendig ist!) Wenn Sie sich die Unterlagen nicht anschauen, dann versuchen Sie nicht, mit mir in eine Diskussion einzutreten. Glauben Sie mir: Seit vielen Jahren beschäftige ich mich sehr intensiv damit. (GR Gerhard Pfeiffer: Dann kommen Sie nicht mit Stichtagsdaten! Das ist nämlich eine Irreführung!) Ich bin aber jetzt nicht mehr bereit, Ihnen darauf Antwort zu geben. (GR Gerhard Pfeiffer: Das wissen Sie selbst ganz genau!)

Weil Kollege Barnet hier eine neue Form der Koalition angesprochen hat, muss ich ihn fragen: Wieso? Wieso kommen Sie darauf? Haben Sie vergessen, dass diese Koalition im Rahmen des Stabilitätspakts für eine so genannte Nulldefizit-Legende oder -Schimäre in Wahrheit der Stadt 345 Millionen EUR abverlangt? 345 Millionen EUR, die ein sehr großes Opfer sind! (GR Ing Herbert RUDOLPH: Maastricht habt ihr beschlossen!)
Ich bitte Sie auch, nicht von einer neuen Form der Dezentralisierung zu sprechen. Die Dezentralisierung ausschließlich auf der Ebene von Cent und EUR zu sehen, sehr geschätzte Damen und Herren, wäre eigentlich eine falsche Auffassung innerhalb der demokratischen Gremien der Bezirksvertretung. Natürlich kostet alles Geld, aber wohl überlegt eingesetzt hat es auch Sinn.

Auf Bäder mit Mascherl will ich hier gar nicht eingehen; und was Kanalprojekte betrifft, so sollte doch bekannt sein, dass diesbezüglich eine Vereinbarung mit der MA 30 unmittelbar in Vorbereitung oder schon abgeschlossen ist, dass die Bezirke hier Zuschüsse zwischen 80 und 85 Prozent erhalten werden, nämlich beim Kanalausbauprogramm für jene rund 100 Kilometer, die diesbezüglich noch fehlen. - Diese Fakten wollte ich nur einmal aufzeigen, damit sie auch bekannt sind. 

Meine Damen und Herren! Es erwartet sich sicherlich niemand von mir, dass ich bei einer Verringerung von Budgetmitteln in große Euphorie verfalle. Das ist nicht so; aber man soll trotzdem die Fakten sehen.

Tatsächlich, sehr geschätzte Damen und Herren, sind die Bezirksbudgets um die Radwege geringer geworden, und das macht, wenn ich es in EUR sagen darf, 1 980 000 EUR aus.

Meine Damen und Herren! Wir hatten in Bezug auf jene zwischen der Wiener Finanzlandesdirektion und dem Bundesministerium für Finanzen vereinbarte Situation, dass in manchen Aufgaben der Hoheitsverwaltung eine Mehrwertsteuer-Rückverrechnung nicht mehr stattfindet, aber auch dann nicht mehr, wenn ein Auftrag bezahlt wird, die Vereinbarung getroffen, dass wir diese Summe, die damals in etwa 63 Millionen S ausgemacht hat, für das Jahr 2002 noch lukriert hatten - ganz richtig, einmal waren es auch 100 Millionen S -, und zwar anstelle von jenen Mitteln, die wir unter dem bewährten Aufteilungsschlüssel für die Sanierung von Schulen und Kindertagesheimen zusätzlich erhalten haben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wie ist denn dann die Verringerung von 3 Millionen EUR ...?) - Die Verringerung von 3 Millionen EUR? - Da wir sehr viel in Schulen investiert haben, werden Sie das sicherlich ausrechnen können! Wirklich: Lassen Sie sich das ausrechnen! Und bitte auch dann immer mitrechnen, wenn Sie, so wie vorher, etwas über die Josefstadt sagen! Lassen Sie doch auch in diesen Dingen die Kirche im Dorf! (Neuerlicher Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies.)

Meine Damen und Herren! Als wir zum ersten Mal unter den Bedingungen der Dezentralisierung gearbeitet haben, wurde uns natürlich auch erst das Ausmaß dessen bewusst, was an Aufwendungen für die Schulsanierung notwendig ist, aber auch im Zusammenhang mit den neuen Aufgaben, die die Pädagogik für unsere Kinder an den Schulen gebracht hat. Wir sind damals nicht in ein ewiges Lamento verfallen, sondern der damalige Klubobmann der Sozialdemokratie, Karli Svoboda, Bertl Schultz vom 22. Bezirk, der damalige Sprecher der Bezirksvorsteher, mein Freund Robert Pfleger und ich sind zum Finanzstadtrat gegangen - und für das habe ich Danke gesagt, und ich wiederhole das -, und wir haben damals in den Jahren von 1991 bis letztendlich 2002 mit dieser Nettoverrechnung 66 600 000 EUR als Zuschuss erhalten. Das ist eine Summe von mehr als 900 Millionen S und dafür sage ich noch einmal Danke, wenn Sie das so haben wollen! (Beifall bei der SPÖ.)

Und als wir gesehen haben, dass uns auch das nicht ganz hilft, durfte ich damals - und ich sage nicht gerne "ich" - mit dem damaligen Finanzdirektor Scharitzer und dem jetzigen Finanzdirektor Neidinger verhandeln über das, was im Oktober 1998 hier im Wiener Gemeinderat beschlossen wurde, nämlich das Schulsanierungs-Sonderprogramm, bei dem die Bezirke nur 10 Prozent zu bezahlen haben, das aber bis zur Einrichtung geht, meine Damen und Herren! Das sind beträchtliche Dimensionen! Fünf oder sechs Schulen sind es noch, die demnächst drankommen werden; bei den anderen Schulen sind diese Aktivitäten, bei denen die Bezirke 10 Prozent zahlen, bereits im Laufen. Und auch dafür sage ich natürlich ein herzliches Danke - aber im Sinne aller Bezirksbudgets und nicht nur des Brigittenauer Bezirksbudgets, wobei in unserem Bezirk zum Beispiel zwei Schulen, einerseits die wunderschöne Europaschule in der Vorgartenstraße 95-97 und andererseits die Schule in der Pöchlarnstraße 12-14, mit einem Volumen von insgesamt 120 Millionen S generalsaniert werden. Dies ist eine Summe, meine Damen und Herren, die ich zweifach hoch werte: erstens deshalb, weil dadurch Schulen, die Arbeitsplätze für Kinder und für Lehrerinnen und Lehrer darstellen, in einen Zustand versetzt werden, der den heutigen Anforderungen entspricht, und zweitens deshalb, weil dadurch die größtmögliche Anzahl von Gewerken und von Arbeiterinnen und Arbeitern Beschäftigung hat. Der Wirtschaftsimpuls, der davon ausgeht, ist etwas Gewaltiges und Großes! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn beklagt wird, meine Damen und Herren, dass die Miteinbindung der Bevölkerung nicht erfolgt, so muss ich sagen: Ich kann das nicht verstehen! Wir haben in der Brigittenau 13 Spielplätze neu geschaffen, und zwar nach den modernsten Erkenntnissen, mit Wasser, Sand und Steinen, mit allem, was es gibt, und wir haben immer alle Kinder und Eltern aus der Umgebung dazu eingeladen, und wir haben auch hervorragende Mitarbeiter aus dem Bereich der MA 42, des Stadtgartenamts. Dies ist nur ein Beispiel. Ähnlich ist es, wenn wir ein Straßenprojekt machen: So hatten wir zum Beispiel beim Projekt Donaueschingenstraße zwei ganz hervorragende Architektinnen, die unser Projekt begleitet haben. - Also, ein bisschen muss man schon selbst auch etwas tun! Ich würde daher empfehlen: ein bisschen auf die Menschen zugehen, ein bisschen auf die Beamtenschaft zugehen, auch hinter die Dinge sehen und nicht nur einen Akt zur Hand nehmen und sagen: Das ist der Akt und wir dürfen nur ja oder nein sagen! - Nein: Mit diesem Akt auch arbeiten! - Und in den Budgetplanungen würde ich empfehlen, die Planungen so festzusetzen, dass ich auch über drei, vier Jahre die Gewichtung meines Budgets habe. Wer das nicht tut, hat die Dezentralisierung falsch verstanden. 

Es kann nicht darum gehen, in der Dezentralisierung nur Geld zu sehen. - Haben Sie aber keine Sorge: Ich würde natürlich gerne noch Geld für die Brigittenau nehmen, das ist überhaupt keine Frage (GRin Ursula Lettner: Für die Leopoldstadt aber auch!), aber natürlich auch für die Leopoldstadt - damit ich hier jetzt ja keinen Fehler mache! - und für viele andere Freunde! - Aber bitte, meine Damen und Herren, Sie vermengen hier unterschiedliche Dinge!

Erlauben Sie mir, auch zu jenem Antrag, der mir vorliegt, etwas zu sagen. Darin heißt es zum Beispiel: "den Bezirken im Sinne dieses Bekenntnisses zusätzliche Kompetenzen zu übertragen". - Dazu darf ich Folgendes anmerken: Ich durfte damals auch im Verhandlungsausschuss für den zweiten Schritt der Dezentralisierung - oder, wenn Sie so wollen, den dritten Schritt; man vergisst immer den gelaufenen Teil betreffend Donaustadt - drinnen sein, und ich muss sagen, sehr geschätzte Damen und Herren von der Österreichischen Volkspartei, das ist für mich unvorstellbar: Dezentralisierung von Pensionistenwohnhäusern, Dezentralisierung des Verbands Wiener Volksbildung, Dezentralisierung von Bibliotheken - also offenbar nach dem Motto: Sag mir, wo du wohnst, und ich sage dir, welches Buch du in der Bibliothek bekommst! - Ich könnte diese Liste jetzt noch fortsetzen. 

Sie wollten das Wiener Wohnen dezentralisieren, die Wiener Linien dezentralisieren - ich will das Ganze nicht mehr weiter ausbreiten, ich muss damit aufhören, denn das würde dann bedeuten: Radweg - 19. Bezirk: keiner. Aber bei den Wiener Linien wäre es dann gefährlich: Wo fahren sie und wo nicht?! - Entschuldigen Sie, das nehme ich, bitte, jetzt zurück. Ich möchte nicht polemisch werden. 

Das sind Dinge, meine Damen und Herren, die nicht im Sinne einer Dezentralisierung sind. Das ist Zerschlagung von Grundwerten einer sozialdemokratisch geführten Stadt. Für das stehe ich nicht! Sonst bin ich, wenn ich von meinem Klub dazu beauftragt werde, sehr gerne bereit, Verhandlungen über Dezentralisierung in jeder Form wieder aufzunehmen. Man muss den Gedanken dazu nur einen entsprechend großen Spielraum einräumen - vielleicht gibt es etwas! Nur: Da steht auch nichts! Da steht nur: "Im Sinne des ... ", und das ist ein bisschen zu wenig, hier einfach nach dem Motto vorgehen zu wollen: Macht irgendwer etwas, wenn ihr irgendwie wollt!

Zum Thema Radwegenetz habe ich mir bereits erlaubt, Herr Berichterstatter, etwas zu sagen, und ich darf dazu nur noch anmerken, dass der damalige VBgm Dr Görg die Brigittenau als Musterbezirk für Radwege genannt hat. Ich möchte das noch zu meinen Ausführungen hinzufügen. 

Meine Damen und Herren! Aus meiner Sicht liegen die Dinge so, dass man sich sehr genau ansehen muss, ob es Aufgabenübertragungen an die Bezirke gibt, die im ersten oder zweiten Dezentralisierungsschritt eigentlich nicht vorgesehen waren und die Geld kosten! Hier ist sehr sorgsam aufzupassen. Natürlich war dieser Brief von der MA 42 etwas, was mir auch nicht gefallen hat. Das werde ich aber grundsätzlich einmal nur zur Kenntnis nehmen, es begründet für mich noch keinen Handlungsbedarf. Ich werde hiezu, zumindest von meiner Warte aus, sicherlich keine Zustimmung geben können. 

Mir ist es jedoch lieber, wenn ich Informationen schon lange im Voraus bekomme und nicht erst dann, wenn die Dinge unmittelbar bevorstehen. Erst vor einer Woche haben Kollege Karl Homole und ich einen Brief an die Magistratsdirektion geschrieben und ganz einfach auch Protest erhoben über Dinge, die bisher nicht bekannt waren, nämlich die Übernahme von Flugblattkosten. Das ist doch überhaupt keine Frage!

Ich sage nochmals ein grundsätzliches Danke für die Dinge, auch - in der schwierigen finanziellen Position, in der sich die Stadt Wien derzeit befindet - ein Danke für die 3 Millionen EUR. Für mich wird aber grundsätzlich der Verhandlungsspielraum mit dem sehr geschätzten Herrn Finanzstadtrat ab 1. Jänner 2003 beginnen - im Sinne einer gut verwalteten Stadt und im Sinne einer guten Dezentralisierung, die den Bezirken, die verstehen, damit umzugehen, viel gebracht hat. Die Brigittenau kann's und viele andere natürlich auch. - Entschuldigen Sie, dass ich hier sage, die Brigittenau kann's! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. - Bitte. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich spreche jetzt nicht über Dezentralisierung, sondern knüpfe ein bisschen auch an die Aktuelle Stunde an. Da man in der Aktuellen Stunde ja keine Anträge einbringen kann, benütze ich den jetzigen Tagesordnungspunkt, der sich ja auch mit dem Thema Schule befasst, dazu, diese Anträge einzubringen.

Ich habe Ihnen heute in der Früh gesagt, dass ich eine gute und eine schlechte Nachricht für Sie habe. Über die schlechte habe ich schon gesprochen; jetzt sage ich etwas zur guten Nachricht, zu der ich bei meinem Debattenbeitrag am Vormittag - bei einer Redezeit von kargen 5 Minuten - gar nicht mehr gekommen bin. 

Die gute Nachricht lautet: Wir können der Leseunlust und dem Analphabetismus durchaus etwas entgegensetzen. Die Politik kann etwas tun und die Politik muss etwas tun! Um die Zeit nicht über Gebühr in Anspruch zu nehmen, möchte ich gleich zur Sache kommen und Ihnen zwei Vorschläge machen, indem ich zwei Anträge einbringe, wobei ich sehr hoffe, dass diesen Anträgen dann auch alle zustimmen können.

Mein erster, gemeinsam mit Christoph Chorherr und Claudia Sommer-Smolik eingebrachter Antrag lautet: 

"1. Wien macht eine umfassende Lesekampagne, die von Fachleuten erarbeitet und den GemeinderätInnen zur Ansicht vorgelegt werden soll.

2. Die Daten der PISA-Studie werden als Grundlage für Innovationen verwendet. Es wird daher abgeklärt, welche Maßnahmen anderer Länder erfolgreich und nachahmenswert sind. 

3. Die Kampagne soll alle relevanten gesellschaftlichen Bereiche wie Familie, Kindergarten, Schule, Jugendeinrichtungen, Erwachsenenbildung und Volkshochschulen umfassen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Mein zweiter Antrag befasst sich mit der doch sehr betrüblichen Nachricht, dass unter den 15- bis 16‑Jährigen - und es ist unter den Erwachsenen überhaupt nicht anders! - ungefähr - das ist jetzt ein bisschen aufgerundet - 18 bis 20 Prozent der Menschen in Wien beziehungsweise in Österreich entweder nicht oder ganz schlecht lesen können oder aber nicht dazu in der Lage sind, dem Gelesenen die notwendigen und richtigen Informationen zu entnehmen, und schon gar nicht in der Lage sind, das Gelesene auch zu interpretieren. Ich denke, damit kann sich Wien nicht zufrieden geben, und ich denke, alle, die das genau studiert haben oder auch nur am Rand in den Medien verfolgt haben, sehen den Handlungsbedarf, den wir haben. 

Der zweite Antrag lautet daher: 

"1. Wien macht eine Alphabetisierungskampagne, die für die TeilnehmerInnen kostenlos ist.

2. StRin Laska wird gebeten, Fachleute mit der Ausarbeitung eines Konzepts zu beauftragen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Ich möchte, weil es ja in diesem Tagesordnungspunkt um Instandsetzungsmaßnahmen, um bauliche Maßnahmen bei Schulen geht, auf einen Umstand hinweisen: Es gibt in Wien viele sehr alte Schulen, wo Behindertenintegration, allein schon auf Grund der hiezu erforderlichen baulichen Maßnahmen, einfach nicht möglich ist und wo wir auch darauf achten müssen, dass der Umbau etwas rascher vor sich geht, als das in den letzten Jahren der Fall war. Sonst entsteht nämlich für die Eltern von behinderten Kindern und auch für diese Kinder selbst die Situation, dass sie sehr weite An- und Rückreisewege in Kauf nehmen müssen, weil sie eben nicht in die nächstgelegene Schule gehen können. 

Ich füge hinzu - das hat jetzt mit den baulichen Maßnahmen nichts zu tun -, dass diese Integration ein bisschen steckt, dass die Politik, die Wiener Politik auch damit zu tun hat und dass man überhaupt die Integration wieder beschleunigen sollte. Wir brauchen mehr Integrationsklassen, wir brauchen an mehr Schulen Integrationsklassen. Es muss in der Ausbildung der Lehrer etwas geschehen. Ich persönlich - ich weiß, da komme ich jetzt in Bereiche des Bundes hinein - halte diesbezüglich nichts von der Freiwilligkeit für die Lehrer, sondern meine, es sollten alle Lehrerinnen und Lehrer ausgebildet werden und Integrationskinder aufnehmen können.

Mein Antrag bezieht sich aber jetzt nur auf den beschleunigten Umbau alter Schulen und lautet wie folgt: 

"StRin Laska wird gebeten, die Magistratsabteilungen 12 und 56 unter Einbindung kompetenter gemeinnütziger Vereine mit einem Ausbaukonzept zu beauftragen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt." 

Meine Damen und Herren! Abschließend noch folgende Bemerkung: In der Behindertenkommission erlebe ich es immer wieder, dass eigentlich alle Parteien diesbezüglich sehr dahinter sind, dass sie hinter dieser Integration auch tatsächlich stehen. Es geht aber auch darum, dass man Budgetmittel dafür freigibt, denn erst wenn man Budgetmittel dafür freigibt, zeigt man, dass man in Worten und Taten hinter dieser Integration steht! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist - die Rednerliste ist etwas lang und die Reihenfolge der Redner ist teilweise geändert worden - Frau BVin Reichard zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

BVin Susanne Reichard: Grüß Gott, meine Damen und Herren!

Es kommt eigentlich sehr selten vor, dass sich ein Bezirksvorsteher oder eine Bezirksvorsteherin hier zum Wort meldet, aber ich sage mir: Wann, wenn nicht heute? Zu diesem heutigen Punkt sollte sich ein Bezirksvorsteher zum Wort melden!

Das, was hier heute geschieht, die Kürzung der Bezirksbudgets um 6,6 Millionen EUR und die drastische Kürzung der Investitionsrückerstattungen für die Kindergärten und für die Pflichtschulen, sehe ich als ein falsches Signal - ein falsches Signal für die Bezirke, aber auch für all die Bürger und Bürgerinnen von Wien. (Beifall bei der ÖVP.)  

Ich möchte hier aber nicht so wie meine Vorredner technokratisch über die Zahlen der Bezirksbudgets und die Höhe der Rücklagen von Bezirken sprechen, sondern mir geht es darum, hier darzulegen, was ich als Vorsteherin der Wieden empfinde und was meine Wiednerinnen und Wiedner - und wahrscheinlich auch, über den Bezirk hinausgehend, die Bürger und Bürgerinnen von ganz Wien - empfinden angesichts dessen, was heute hier geschieht, indem man die Werte der Bezirke und der Bürgernähe so sehr degradiert. 

Es ist dies meiner Meinung nach ein falsches Signal in Bezug auf Bürgernähe, und es zeigt, dass für die SPÖ und die SPÖ-Regierung hier in Wien das Wort "Bürgernähe" offenbar nicht viel mehr ist, als ein Schlagwort, das man bei Wahlkampfveranstaltungen verwendet, das man verwendet, wenn es um eigentümliche, oft nicht sehr erfolgreiche Bürgerbeteiligungsverfahren geht, dass das Wort für die SPÖ aber letztlich ein ausgehöhltes ist, während es für uns so viel bedeutet, ein Bindeglied vor Ort für die Bürger und Bürgerinnen zu sein, ein Bindeglied zwischen der Rathausverwaltung einerseits und der Basis andererseits - als solches empfinden wir Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen uns eigentlich. (Beifall bei der ÖVP.)  

Mit Einführung der Dezentralisierung wurden eigentlich nur sehr viele Kosten - reine Kosten - übertragen. Die Dezentralisierung und die Erweiterung der Bezirkskompetenzen haben sich eigentlich nur darauf bezogen, dass einige Kostenposten von der Stadt Wien auf die Bezirke der Stadt Wien übertragen wurden, dass reine Sachzwänge überwälzt wurden; denn wenn in einer Schule die Fassade abbröckelt, dann kann man im Bezirk natürlich nichts anderes tun, als diese Fassade zu sanieren. Und dieser Dinge sind mehrere übertragen worden.

Darüber hinausgehend aber ist nichts geschehen, obwohl lange, viele Jahre hindurch darüber geredet wurde. Es wurde meiner Meinung nach die Forderung nach beziehungsweise die Zusage einer Erhöhung der Bezirksbudgets ebenso wie einer Erweiterung der Bezirkskompetenzen und damit der Bezirksautonomie wirklich konsequent verschleppt. Es gibt sehr viele Bereiche, in denen die Bezirke dringend Kompetenzen und damit auch Budgetmittel bräuchten. Im Sozialbereich etwa oder auch im Bereich Sport weiß der Bezirk, wissen die Bezirksvorsteher und die Bezirksräte und ‑rätinnen ganz genau, welche Vereine, welche Maßnahmen vor Ort notwendig sind. Wir befinden uns einfach wirklich an der Basis und wissen, was die Leute wollen und was die Leute brauchen. Der Zugang ist ein ganz anderer als von oben herunter. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Was hier heute passiert, ist meiner Meinung nach ein Rückschritt. Es ist ein Angriff auf die Bürgernähe. Ich muss sagen, dass es sich eigentlich in den letzten Monaten, aber auch Jahren schon sukzessive abgezeichnet hat, dass hier immer mehr zentralisiert wurde. Es wurden die Sozialämter zusammengelegt, es wurden die sozialen Stützpunkte zusammengelegt. Wenn jemand, der im 4. Bezirk wohnt und eine Gemeindewohnung hat, seinen Schlüssel verliert, dann muss er, um den Schlüssel zu bekommen, nach Simmering fahren! (GR Dr Matthias Tschirf: Wahnsinn! Wahnsinn!) Das betrachte ich wirklich nicht als Bürgernähe! - Das, was heute hier geschieht, hat sich meiner Meinung nach in den letzten Jahren schon abgezeichnet, und es ist eigentlich nur eine Folge dessen, was Sie unter Bürgernähe und Bezirksautonomie verstehen und was Sie davon halten.

Wir ÖVP-Bezirksvorsteher setzen uns für eine Erweiterung der Bezirksautonomie ein. Wir wollen eine Erhöhung der Bezirksbudgets, zumindest aber eine Valorisierung dieser Budgets. Für uns sind die Schlagworte "Bürgernähe" und "Bezirk" einfach noch Werte - Werte, die etwas wert sein sollten und uns allen etwas wert sein sollten!

Wir als ÖVP-Bezirksvorsteher werden nicht danke sagen - so wie die SPÖ-Bezirksvorsteher -, dass diese Kürzungen so gering ausgefallen sind. Das werden wir nicht tun. Wir ÖVP-Bezirksvorsteher werden diese Kürzungen so nicht hinnehmen! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Ing RUDOLPH zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zu den vorliegenden Anträgen zwei Anmerkungen: 

Zunächst zur Alphabetisierungskampagne, die Kollegin Jerusalem hier beantragt. Diesem Antrag werden wir gerne zustimmen. Er folgt einer Linie, die wir auch hier im Hause schon mehrfach vertreten haben. Ich wünsche diesem Antrag viel Erfolg. Wir werden ihn im Ausschuss gemeinsam durchfechten und hoffen, dass wir gemeinsam bei der Frau Vizebürgermeisterin ein offenes Ohr dafür finden. 

Das hier geschilderte Problem hat mit parteilichen Grenzen oder mit Ideologie ja nichts zu tun. Wenn einem der Mensch etwas wert ist - und das liest man ja zurzeit auf manchen Plakaten -, dann, so meine ich, sollte es auch der Gemeinde etwas wert sein, dass wir in Bezug auf das Thema Analphabetismus von dort wegkommen, wo wir vor zehn Jahren bereits waren. Ich habe das heute am Vormittag schon einmal kurz ausgeführt.

Der zweite Antrag, der von den GRÜNEN eingebracht wurde, betreffend die Lesekampagne, ist im zweiten Punkt schon sehr offen in Bezug auf das, worum es hier geht. Es geht in der Begründung dieses Antrags ganz einfach darum, dass man hier die Staaten mit Gesamtschulsystemen als diejenigen in den Mittelpunkt rückt, die bei den Leseleistungen vorne liegen, und stellt diesbezüglich einen unmittelbaren Konnex her. - Das tut die PISA-Studie nicht! Die PISA-Studie hat in keinem Fall gesagt, dass überall dort, wo es gesamtschulartige Organisationsformen gibt, bessere Lese- und Schreibkompetenzen zu vermerken wären. Ich würde daher meinen, dass das ein sehr zu hinterfragender Punkt ist. Deshalb werden wir diesem Punkt, so wie er in diesem Antrag steht, unsere Zustimmung nicht geben können. - So viel zu diesen beiden Anträgen.

Nun zum Thema Dezentralisierung. Ich muss gestehen, dass ich zu jenem Zeitpunkt, als die Dezentralisierung wirksam wurde, Bezirksrat in Döbling war und genau miterlebt habe, wie das kam. Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, wie in den Bezirken - und da war mein Heimatbezirk keine Ausnahme, sondern das hat sich in allen 23 Bezirken gleichermaßen ereignet - die Sanierung der Schulen plötzlich im Mittelpunkt stand. Es war auch interessant zu bemerken, dass die Schulleiterinnen und Schulleiter sich erst daran gewöhnen mussten, diesbezüglich auch Forderungen an die Bezirksvertretungen zu erheben. Die waren gar nicht gewohnt, dass die Schulen saniert werden, sondern die haben einfach damit gelebt, dass die Schulen, die - jetzt kann man schon sagen: im vergangenen Jahrtausend - in der liberalen Ära Wiens geschaffen worden sind und die man offensichtlich sehr gut gebaut hat, lange Zeit eben auch gut gehalten haben. Diese Bauten, aus der Kaiserzeit stammend, bilden bis heute das Rückgrat des Wiener Pflichtschulwesens, und es ist kein Wunder, dass diese Bauten im Laufe der Zeit natürlich auch nicht besser werden. Daher gehören sie regelmäßig gepflegt. 

Diese regelmäßige Pflege hat man unterlassen, und die Bezirke haben sich dann ab dem Zeitpunkt, als sie die Möglichkeit dazu bekommen haben, darauf konzentriert, und da ist - in allen Bezirken, Wurscht, ob dort rote oder schwarze Bezirksvorsteher waren - sehr viel weitergegangen. Das war damals auch schon dem Finanzstadtrat Mayr klar, denn unter Finanzstadtrat Mayr hat es bereits die ersten Sonderfinanzierungsprogramme für die Sanierung der Schulen gegeben, weil man mit dem Geld, das man den Bezirken gegeben hat, nicht ausgekommen ist. 

Daran hat sich an sich nichts verändert, und ich glaube auch, dass Geld da ist. Es ist Geld für diese Schulraumsanierung da - man muss es nur auch zweckentsprechend einsetzen!

Es gibt durchaus auch Beispiele für eine Fehlverwendung von Kapital. Ein ganz eklatantes Beispiel für eine Fehlverwendung von Kapital ist es etwa, wenn an den Schulen plötzlich solche Plakate auftauchen (Der Redner hält ein Plakat in die Höhe, auf dem Stadtschulratspräsidentin Dr Susanne Brandsteidl abgebildet ist.), wenn in den Schulen - vorgeblich, um ein Informationsbedürfnis zu befriedigen - eine SPÖ-Kandidatin für die Nationalratswahl plakatiert wird. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Unglaublich! Missbrauch! Missbrauch!) - So etwas hat es wirklich schon lange Zeit nicht gegeben!

Bgm Zilk, der als Landeshauptmann von sich hätte sagen können, dass er auch Landesschulratspräsident ist, hat sein Konterfei aus den Klassenzimmern entfernen lassen. Er hat gesagt: Das habe ich einfach nicht notwendig, dass da, so wie in früheren Zeiten, auch noch der Bürgermeister hängen muss. Er hat gesagt: Das habe ich nicht notwendig!

Und jetzt geht man her, mitten im Wahlkampf, und hängt so etwas aus! Dafür ist Geld da - und gleichzeitig sagt man, man muss bei den Schulsanierungen sparen, man muss bei den Kindergärten sparen, überall dort muss gespart werden! Aber bei der Propaganda hat man das Geld! - Ich habe nicht den Eindruck, dass Sie sich wirklich maßgeblich dafür genieren, wenn hier eine Ihrer Politikerinnen mit zähnefletschender Herzlichkeit von den Wänden lacht - jene, von der Sie ja wissen, dass sie bereits kundgetan hat, über ein sicheres Nationalratsmandat zu verfügen, und die uns über die eine oder andere Postille auch ausrichten lässt, dass sie sicherlich die nächste Unterrichtsministerin sein wird, eine Unterrichtsministerin - und damit möchte ich den Kreis schließen -, deren herausragendstes Produkt bis heute das war, was ich schon am Vormittag beschrieben habe. 

Wenn man will, dann kann man sehr wohl andere finanzpolitische Schwerpunkte setzen, Herr Bezirksvorsteher. Das hat weder mit Maastricht etwas zu tun, noch mit den Stabilitätskriterien und all diesen Dingen, die Sie da plötzlich mit ins Spiel gebracht haben, sondern das hat mit dem politischen Wollen hier in dieser Stadt zu tun: ob man etwas für die Schulen und für die Kindertagesheime macht oder ob man Propaganda macht. 

Sie haben die absolute Mehrheit, Sie können darüber befinden. So, wie Sie es tun, halte ich es für falsch. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Als es 1998 im Koalitionsbereich zu dem Beschluss gekommen ist, in Wien baufällige alte Pflichtschulen bis zum Jahr 2003 zu sanieren - mit einer Summe von damals 1,4 Milliarden S -, gab es dazu auch eine Liste von 34 Schulen, die saniert werden sollten. Ich habe diese Liste, meine Damen und Herren, und ich werde sie heute noch einmal zitieren, weil es interessant ist, wie man aus einer Liste, die schon einmal beschlossen wurde, plötzlich noch einmal Schulen beschließen lässt und dann behauptet, die Stadt mache unheimlich viel für diese Schulen. - Sie hätte dann viel für diese Schulen gemacht, wenn sie diese Schulen zeitgerecht, so wie es am Plan gestanden ist, hätte sanieren lassen! Von diesen Schulen sollten viele schon fertig sein; ich werde Ihnen das dann noch genau vorlegen. 

Das Zweite, was man hier sehen kann, ist die Kürzung der Bezirksbudgets im Bereich der Zuweisung der zusätzlichen Mittel für die Schulsanierungen. Das zeigt sich insofern ganz deutlich, als es 1991/1992 noch 65 Millionen S, also umgerechnet 4,4 Millionen EUR, waren und heuer sage und schreibe nur mehr 3 Millionen EUR sein werden. Aber das gibt offenbar Anlass zu Jubelschreien, die man wirklich nicht nachvollziehen kann, wenn man noch dazu weiß, dass es zuletzt sogar 7,3 Millionen EUR waren, die den Bezirken zur Verfügung gestanden sind. 

Meine Damen und Herren! Ist das das Programm, mit dem Sie der Bevölkerung, den Wienerinnen und Wienern erklären wollen, dass Ihnen Bildung ein großes Anliegen ist: genau jene Mittel zu kürzen, durch die Sie am besten zum Ausdruck bringen könnten, was Ihnen Bildung wert ist, indem Sie nämlich die Schulen in einen Zustand bringen, in dem nicht Klosetts regelmäßig gesperrt werden müssen, Turnsäle gesperrt werden müssen beziehungsweise Räumlichkeiten bestehen, wo sich auf 25 Quadratmetern 27 Schüler befinden?! 

Es liegt ausschließlich im Bereich Ihrer Möglichkeiten, diese Zustände zu verbessern, eine Sanierung herbeizuführen und, wie ich immer wieder auch hier gefordert habe, einen entsprechenden Schulentwicklungsplan vorzulegen, der einerseits die Nutzung der Schulen, andererseits auch die Verwendung der Schulen, im Hinblick auf Situationen, wo sie geschlossen werden müssen, wo Schulen zusammengelegt werden müssen, zum Gegenstand hat, der aber auch ein Raumprogramm mit Normen vorsieht, worin Kubikmeter- oder Quadratmeterzahlen festgelegt sein sollten, die ein Mindestmaß an Qualität sicherstellen, damit sozusagen die Schülerdichte in diesen Räumen einem gewissen Qualitätsstandard unterliegt.

All das tun Sie nicht! Es hat unzählige Anträge in diesem Zusammenhang gegeben; es war Ihnen vorbehalten, seitdem Sie wieder eine absolute Mehrheit haben, dies alles abzulehnen. (GR Dr Matthias Tschirf: Absolut verlottern zu lassen!) So ist es!

Dafür zeigen Sie aber mit nacktem Finger auf den Bund und behaupten, dieser betreibe Bildungsabbau. Nun, wie sieht der "Bildungsabbau" beim Bund aus? - Der Bund hat in den Jahren 1996 bis 2002 fast 4 Milliarden S in den Schulbau investiert: zur Sanierung, zum Ausbau, zur Renovierung. Es wird noch immer zu wenig sein, aber in Relation zu dem, was Sie tun, ist das in Summe, hochgerechnet auf die Jahre, doppelt beziehungsweise dreimal so viel! Dabei sind es nur 80 oder, um ganz genau zu sein, 84 Schulen, die der Bund zu betreuen hat, wogegen Sie doch eine erkleckliche Zahl mehr an Schulen zu betreuen haben und dafür nur 1,4 Milliarden S zur Verfügung stellen, die Sie dann nicht einmal verbrauchen! 

Sie haben nämlich - wer sich die Budgetdaten und den Rechnungsabschluss der letzten Jahre ansieht, wird nachrechnen können - bis jetzt genau 500 Millionen S - das ist noch die Berechnung von 1998, daher sage ich es in Schillingen - von diesen 1,4 Milliarden S ausgegeben. Jetzt gebe ich schon zu: Das heurige Jahr muss erst abgerechnet werden. Das heißt - da wird sicherlich noch ein bisschen etwas dazukommen -, dass der Rechnungsabschluss für 2002 dann zeigen wird, was tatsächlich in diesem Jahr saniert wurde.

Was Sie heute hier tun, ist das Nachschießen von Budgetmitteln - und jetzt bin ich dort, wo es um die Liste geht - für Schulen, die bereits beschlossen sind, wie zum Beispiel die Schule in der Renngasse. Beschlossen 1998: Ausbaubeginn im Jahr 2000. - Wir schreiben das Jahr 2002: Jetzt beginnt man! 

Oder die Schule in der Feuerbachstraße im 2. Bezirk. Ausgeschrieben 1998: Beginn 2001. - Jetzt beginnt man damit! 

Ich könnte Ihnen jetzt noch 13 weitere Schulen vorlesen, für die Sie - und das entbehrt nicht einer gewissen Lächerlichkeit - zuletzt sogar einen eigenen Antrag vorlegen mussten, weil Sie ja den Budgetrahmen sprengen mussten, weil für diese Sanierung viel zu wenig Geld vorgesehen war, weshalb es dann Zuschüsse aus dem Finanzressort gab. Weil Sie für diese Schulen gar kein Geld bereitgestellt hatten, müssen Sie jetzt auf dieses Bravourstück zurückgreifen! 

Es bleibt daher einem BV Lacina vorbehalten, sich für diese Situation zu bedanken, sich zu bedanken dafür, dass 13 Schulen, die jetzt neuerlich im Gemeinderatsausschuss zur Beschlussfassung gelangt sind, obwohl sie 1998 beschlossen wurden und eigentlich schon fertig gestellt sein sollten, jetzt endlich tatsächlich saniert werden. 

Ich bin gespannt, Herr Finanzstadtrat, wie Sie es schaffen werden, bis zum Jahr 2003 diese 1,4 Milliarden S auch tatsächlich zu verbrauchen. Noch müssen Sie 900 Millionen S davon ausgeben. Da bin ich sehr neugierig, wie das funktionieren wird. 

Das ist die Sorge, zu der wir uns auch über einen Beschluss- und Resolutionsantrag artikulieren wollen, in dem wir die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport und den Herrn amtsführenden Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke bitten, im Budget für das Jahr 2003 die erforderlichen Finanzmittel bereitzustellen, damit die bereits vorgesehenen Wiener Pflichtschulen endlich fertig generalsaniert werden können, und für einen dringend notwendigen weiteren Generalsanierungsplan für die Wiener Pflichtschulen außerdem einen Betrag von 102 Millionen EUR über den Zeitraum von 2003 bis 2007 bereitzustellen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie können heute zeigen, dass das, was Sie dem Bund ständig vorwerfen, auf Sie nicht zutrifft. Sie können zeigen: Was ist Ihnen Bildung wert? - Wir werden es bei der Abstimmung sehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr GR Dr Aichinger. - Bitte, Herr Kommerzialrat.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Berichterstatter! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, es hat sich in dieser Debatte bereits gezeigt, dass es im Zusammenhang mit diesem Poststück heute nicht nur um 6,6 Millionen EUR geht, sondern um die Grundsatzfragen: Wie geht man mit den Bezirken um? Wie geht man mit der Dezentralisierung um? Wie geht man mit einer bürgernahen Verwaltung um? 

Es geht darum, dass im Jahre 1996 unter 1 Prozent, zirka 0,8 Prozent des Budgets, den Bezirken zur Verfügung gestellt wurde und dass es auf Drängen meiner Fraktion in den Koalitionsverhandlungen damals zu einer Vereinbarung gekommen ist, dass sich dieser Anteil zirka vervierfachen soll. Dieser Weg ist beschritten worden, meine Damen und Herren, er ist aber leider dann irgendwo in der Mitte stecken geblieben, und wie wir wissen, sind wir derzeit bei ungefähr 1,6 Prozent des Budgets, die den Bezirken zur Verfügung stehen. 

Nun liegt heute ein Poststück vor, das diesbezüglich das Rad sozusagen wieder zurückdreht. Das ist ein Signal, mit dem man, glaube ich, den Tatsachen und Gegebenheiten in der heutigen Zeit ganz einfach nicht gerecht wird. Ich glaube, wir haben von den Vorrednern bereits zur Genüge gehört, wie wichtig es wäre, an der Basis, eben hier bei den Bezirken, die Möglichkeiten zu schaffen, alles bürgernah abwickeln zu können. 

Gestatten Sie mir kurz zwei oder drei Bemerkungen zu einigen Vorrednern. 

Herr Kollege Margulies, ich glaube, es ist eine Wortklauberei, wenn Sie unserem Beschlussantrag, den ich später einbringen werde, nicht zustimmen. Es geht uns um die Aufwertung der Kompetenzen und das ist eben zusammengefasst worden in dem Wort "Bezirksautonomie". Das heißt Kompetenz und zur Kompetenz gehören natürlich auch finanzielle Mittel dazu. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das heißt ganz etwas anderes, es tut mir Leid!) Herr Kollege! Ja, es ist richtig: Das ist eine Wortklauberei! Sie wollen dem eben nicht zustimmen. Trotz alledem: Uns geht es um eine Stärkung der Bezirke, um eine bürgernahe Verwaltung, und dazu braucht man finanzielle Mittel. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich darf aber auch noch einen anderen Grundsatz vorbringen. BV Lacina - er ist noch im Saal - hat uns ja gesagt, worum es geht: Es geht nicht um die Radwege und ähnliche Dinge, Herr Bezirksvorsteher, sondern es geht neben der verbalen Wertschätzung auch um finanzielle Mittel. Sie haben sich sehr, sehr oft bedankt - das ist richtig, man muss sich auch für wenige finanzielle Mittel bedanken -, aber ich glaube, es wäre im Sinne aller, wenn man bedenkt, was laut dem vor 1998 noch vorgestellten Programm alles an die Bezirke übertragen werden sollte, dass hier mehr finanzielle Mittel kommen. 

Ihnen geht es um einen Grundsatz und Sie haben es wortwörtlich gesagt: Dezentralisierung ist die Zerschlagung eines sozialdemokratischen Grundwerts. Sie wollen die Zentralisierung! Sie haben es in Ihrer Rede wortwörtlich gesagt und ich glaube, das ist das Entscheidende. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, darf ich im Namen meines Kollegen Dr Tschirf und im eigenen Namen einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der diesbezüglich in eine andere Richtung gehen soll:

"Der Wiener Gemeinderat 

1. bekennt sich zu einer bürgernahen Verwaltung und einer damit verbundenen Stärkung der Bezirksautonomie, 

2. befürwortet, die Bezirke im Sinne dieses Bekenntnisses finanziell zu stärken und diesen entsprechende zusätzliche Budgetmittel zur Verfügung zu stellen, 

3. setzt sich dafür ein, den Bezirken im Sinne dieses Bekenntnisses zusätzliche Kompetenzen zu übertragen, wo es sinnvoll ist." - Das ist ein wesentlicher Punkt! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wo ist es sinnvoll?)

Es gibt schon einiges - Sie haben es selbst erwähnt! Zum Beispiel bei den Bädern, bei den Parks, in der Kultur, in der Öffentlichkeitsarbeit - es gibt genug Dinge, die wir hier tun können!

In formeller Hinsicht, meine Damen und Herren, bitte ich um die sofortige Abstimmung dieses Antrags. - Danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich darf anmerken: Die Redezeit beträgt 6 Minuten. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es wird sich ausgehen!

Ich beginne mit einer Anmerkung zu den Ausführungen des Kollegen Aichinger, um es klar zu machen: Es ist halt ein Problem, wenn man Wörter synonym verwendet, die ganz unterschiedliche Dinge bezeichnen. "Autonomie" und "Kompetenz", das ist etwas völlig Verschiedenes! Wir wären gerne mitgegangen, wenn Sie beschrieben hätten, in welchen Bereichen Sie mehr Kompetenzen für die Bezirke wollen - Sie haben übrigens nur Bereiche aufgezählt, ganz entgegen Ihrem Antrag, die jetzt schon Bezirkskompetenz sind -, in welchen Bereichen Sie mehr Dezentralisierung wollen, in welchen Bereichen Sie mehr Bürger- und Bürgerinnenbeteiligung wollen, wenn Sie diese Bereiche auch benennen würden und darlegen würden, wie Dinge ablaufen sollen. Dann wären wir gerne bereit, darüber zu diskutieren!

Aber, wie gesagt, ich will nicht - und das sage ich hier ganz dezidiert, denn dafür ist mir die Stadt Wien zu wertvoll - 23 autonome Einheiten in Wien haben, wo jeder entscheidet, was tatsächlich passiert und was nicht. Ich glaube, dass es in einer Stadt gewisse Grundmaßstäbe geben muss, die überall die gleiche Gültigkeit haben. Daher: Treten wir in eine Diskussion darüber ein! Sie werden bei uns diesbezüglich immer ein offenes Ohr finden. 

Jetzt aber zurück zu Herrn BV Lacina: Ich lerne ja gerne etwas dazu - das ist durchaus nicht das Problem -, aber ich lasse mich nicht gerne belehren (Ruf bei der SPÖ: ... selber!) in einer Art und Weise, bei der ich das Gefühl habe: Da belehrt mich anscheinend jemand, der inkompetent ist!

Da wird herumgeworfen mit den Rücklagen der Bezirksvertretung Josefstadt. - Ganz abgesehen davon, dass die GRÜNEN - leider, sage ich dazu - im Jahr 1999 nicht die Mehrheit im Bezirk hatten, ganz abgesehen davon - weil Sie mich persönlich angesprochen haben -, dass ich bis 1997 in der Bezirksvertretung gesessen bin, sagen Sie: Der Bezirk hat Rücklagen und deshalb hat er nichts getan und deshalb hatte er anscheinend genug Geld!

Herr Bezirksvorsteher! Werter Gemeinderat! Ich nenne Ihnen - wertfrei - die Rücklagen der Stadt Wien zum 31. Dezember 2001: 18 624 784 505,42 S beziehungsweise 1,3 Milliarden EUR et cetera. - Ich hoffe, Sie erkennen, dass das nichts darüber aussagt, ob genügend Geld vorhanden ist oder ob zu wenig Geld vorhanden ist. Wenn nämlich dieser Rücklagenstand tatsächlich etwas darüber aussagen würde, in der Art und Weise, wie Sie argumentiert haben, dann müsste ich jetzt sagen: Die Stadt Wien hat überhaupt nichts getan, denn sie hat Rücklagen von 18 Milliarden S! - Ich hoffe, so haben Sie das nicht gemeint: als Kritik an Ihrer eigenen Mehrheitsfraktion, die seit Jahren im Rathaus regiert! 

Daher: In Hinkunft bitte zuerst darüber nachdenken, wie man versucht, Dinge zu argumentieren! Wobei ich überhaupt nicht nachvollziehen kann, wieso man sich als Bezirksvorsteher hier herstellen und sagen kann: Danke dafür, dass ich weniger Geld bekomme! - Es ist ja sogar klar, dass man weniger Geld bekommt, egal, wie man es rechnet, dreht und wendet, denn im Vorjahr wurde noch argumentiert: Es gibt die zusätzliche Finanzierung für Pflichtschulen nicht, weil wir eben bei der Bruttoverrechnung bei den Bezirksmitteln bleiben. 

Wie man aber dann - und jetzt lasse ich die 2 Millionen EUR für die Radwege beiseite - davon sprechen kann, dass es keine Kürzung ist, wenn einerseits die Mehrwertsteuerbeträge 4,5 Millionen EUR betrugen und andererseits die Bezirkszuweisungen, die jetzt zusätzlich gekommen sind, 3 Millionen EUR betragen, das verstehe ich nicht. Das ist einfach um 1,5 Millionen EUR weniger, wobei hier noch überhaupt nicht eingerechnet ist, dass es in den Jahren 2000, 2001 und 2002 eine sehr hohe Inflationsrate - im Jahr 2000 war sie noch am geringsten - gegeben hat und dass das daher eine reale Kürzung der Mittel um 4,8 Prozent darstellt. Das ist alles noch nicht eingerechnet!

Sich hier herzustellen und dann danke dafür zu sagen, das kommt mir wirklich absurd vor! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau BVin Kostal zum Wort gemeldet. - Bitte, Frau Bezirksvorsteherin.

BVin Margit Kostal: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich hatte bis jetzt eigentlich nicht vor zu sprechen, aber ich war auch überrascht, festzustellen, dass ich etwas mit dem ehemaligen Bezirksrat aus der Josefstadt und jetzigen GR Margulies gemeinsam habe. Es war mein Kollege Lacina, der mich zu einer Wortmeldung herausgefordert hat, weil die Josefstadt heute hier im Gemeinderat schon einige Male Thema war. 

Mein Kollege BV Lacina hat die Josefstadt im Zusammenhang mit enormen Rücklagen in der Höhe von 23 Millionen S zitiert. Er hat es in Millionen gesagt; ich will auch bei Millionen bleiben. 

Wer die Josefstadt kennt, weiß, dass die Josefstadt ein Schulbezirk ist. Dass ich als Bezirksvorsteherin die Bildung bei uns im Bezirk fördern möchte, habe ich mit vielen Bezirksräten in meiner Bezirksvertretung gemein, und deswegen haben wir uns auch dazu bereit erklärt, bei den doch ziemlich baufälligen Schulen einiges zu investieren.

Wir haben 13 Millionen in den Dachboden in der Volksschule Lange Gasse investiert. Dieser Ausbau ist bereits fertig. - Wir haben eine weitere Volksschule in der Zeltgasse, wo wir 14 bis 15 Millionen in einen Dachboden investieren werden. 

Für mich ist ein Dachbodenausbau ein zusätzlicher Unterrichtsraum. Ich weiß, dass bei Schulen eine Bedeckung nur dann zentral erfolgt, wenn es einen Neubau gibt. Für mich ist ein Dachboden aber auch ein Neubau auf einem bestehenden Bau. Ich habe es bis jetzt nicht verstanden, dass die Gemeinde Wien den Ausbau von Dachböden nicht übernehmen wollte. Aber wir haben uns bereit erklärt, hier einzuspringen, und das ging nur deshalb, weil wir in der Josefstadt vernünftig haushalten und keine roten Zahlen schreiben, so wie viele andere Bezirke, die in den Minuszahlen stehen. Das ist hier in der Josefstadt nicht der Fall. 

Es steht uns auch noch eine Generalsanierung für Schulen bevor, die auch die Volksschule Zeltgasse betrifft. Diese beläuft sich auf zirka 24 Millionen S, wovon wir heuer ein Drittel und nächstes Jahr zwei Drittel vorschießen müssen. Bei einem Bezirksbudget - wir sind ein kleiner Bezirk - von etwas mehr als 30 Millionen S frage ich mich schon, wie man das bezahlen könnte, würde man nicht gut haushalten! 

Ich sage daher zu meinem Kollegen in aller Deutlichkeit: Wir sitzen nicht auf den Budgetmitteln, sondern wir investieren sie, aber dann, wenn es notwendig ist! (Beifall bei der ÖVP.) 
Nachdem auch das Wort "Radwegbudgets" hier gefallen ist, möchte ich Sie daran erinnern: Wir haben rund 10 Millionen S in einen Radweg auf der Zweierlinie investiert. An und für sich glaube ich, dass es Sinn macht, wenn man Radwege, das Radwegenetz, das Lückenschlussprogramm zentral regelt. Aber auch hier sind wir vorangegangen und der Bezirk hat allein 10 Millionen S in diesen Radweg, der jetzt sicher auch benützt wird, investiert.

Uns ist auch die Jugend- und die Kinderbetreuung ein Anliegen. Wir sind bereit, über 1 Million S in die Parkbetreuung zu investieren. Wir haben - ich weiß nicht, ob wir der einzige Bezirk sind - über den Winter eine Lokalität zur Verfügung gestellt, um auch im Winter Jugend- und Kinderbetreuung durchzuführen. 

Ich verstehe meine Kollegen von der SPÖ nicht, dass man hier quasi "danke" sagt, "es hätte ja noch schlimmer kommen können". Ich verstehe es wirklich nicht. Ich habe immer gedacht, dass auch die SPÖ-Mandatare und -Bezirksvorsteher für Dezentralisierung sind, für die Bürgernähe sind. Aber das kann ich jetzt nicht mehr erkennen. 

Ich erinnere daran: Der SPÖ-Kanzlerkandidat hat gemeint, dass man die Bezirkshauptmannschaften abschaffen sollte. Vorige Woche habe ich in der Zeitung gelesen, dass der ehemalige Finanzminister über die Auflösung von Bezirken nachgedacht hat. Welche Bezirke er auch immer gemeint hat: Ich hoffe, es sind nicht die Wiener Bezirke. 

Ich glaube, zu dieser Tendenz, in diese Richtung zu gehen, dass alles zentralisiert wird, kann man nicht "danke" und auch nicht "bitte" sagen, so wie mein Vorredner und Kollege Lacina, sondern hier muss man wirklich sagen: Bis hierher und nicht weiter, denn die Bürgernähe ist mir sicher mehr am Herzen gelegen als irgendein Zentralismus. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist nochmals Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Die Restredezeit sind 12 Minuten.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ohne Sie quälen zu wollen, habe ich jetzt wieder eine gute und eine schlechte Nachricht für Sie. Diesmal die gute zuerst und die schlechte sicher hinten dran.

Die gute Nachricht lautet: Der Antrag bezüglich Lesekampagne wird eine Mehrheit bekommen und der Antrag bezüglich der Alphabetisierungskampagne auch, weil nunmehr sichergestellt ist, dass die SPÖ zustimmen wird. 

Jetzt kommt die schlechte Nachricht. Die schlechte oder sagen wir der Wermutstropfen bei der Geschichte ist: Die beiden Anträge werden jetzt ein kleines Stück verändert. Das heißt, ich ziehe jetzt ganz offiziell beide zurück und bringe sie neuerlich ein, wobei alles draufsteht, was schon bisher draufgestanden ist. Es bleibt alles so wie es ist, aber es kommt beim Antrag "Alphabetisierungskampagne" ein Punkt 3 dazu. Dieser Punkt 3 lautet:

"Diese Vorhaben sollen nach Überprüfung gegebenenfalls im Budget dotiert werden."

Ich wiederhole den Satz noch einmal: "Diese Vorhaben sollen nach Überprüfung gegebenenfalls im Budget dotiert werden." 

Und jetzt wird es sehr viel einfacher, weil im nächsten Antrag betreffend "Lesekampagne" als Punkt 4 derselbe Satz auch dazukommt. Also, auch hier: "Diese Vorhaben sollen nach Überprüfung gegebenenfalls im Budget dotiert werden."

Wir sind vor zwei Möglichkeiten gestanden. Wir bringen die Anträge ein. Die SPÖ hätte bei den alten Anträgen halt dagegen gestimmt. Ich hätte eine schöne Aussendung gemacht und hätte geschrieben: Tolle Anträge der GRÜNEN, völlig unverständlich, dass die SPÖ dagegen stimmt und so weiter und so fort. 

Diese Möglichkeit haben wir nicht gewählt, sondern ich halte es bei diesen Themenbereichen "Alphabetisierung" und "Lesekampagne" für sehr, sehr wichtig, dass das von einer breiten Mehrheit dieses Hauses getragen wird. Schauen wir uns einmal an, was das kostet, und dann schauen wir weiter. Und dann ist es mir ja unbenommen, für den Fall, dass das nicht so ausschaut, wie es uns gefällt, immer wieder noch einen Antrag einzubringen.

Und jetzt gebe ich diese Anträge auch wieder ab. Ich bitte um die sofortige Abstimmung und hoffe, dass jetzt auch alle alles mitgekriegt haben, was notwendig war, und freue mich, dass die Anträge durchgehen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Oxonitsch. - Bitte.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es war ja tatsächlich nicht anderes zu erwarten, als dass dieser Tagesordnungspunkt angesichts der bevorstehenden Wahl hier zum Anlass genommen wird, eine Kürzungspolitik zu konstruieren, zu konstruieren, dass Bezirke in ihren Rechten beschnitten werden, dass Bezirke in ihren finanziellen Spielräumen beschnitten werden. Es war ja nichts anderes zu erwarten.

Nehmen wir aber der Seriosität der Debatte halber einmal einfach die nackten Zahlen. Wir haben im Budget des Jahres 2002 den Bezirken 152,9 Millionen EUR zur Verfügung gestellt, es werden im Jahr 2003 151,5 Millionen EUR sein. 

Man kann hier natürlich sehr rasch zu dem Schluss kommen und sagen, na ja, das ist weniger, wenn man nicht gleichzeitig, und zu dem haben wir uns hier im Saal alle gemeinsam bekannt, die Bezirke auch von einer Aufgabe entlastet, die in den Bezirken 2 Millionen EUR an Aufwendungen geheißen hat, nämlich die Erhaltung von Radwegen. Man sieht, dass es hier tatsächlich zu keiner Einengung über die finanziellen Spielräume der Bezirke kommt, sondern dass es sich hier um Wahlkampfreden handelt, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich würde mir hier bei einigen Argumenten, die gefallen sind, durchaus leichter tun, wenn ich Ähnliches bei einigen Vorhaben, die die Wienerinnen und Wiener ganz beinhart getroffen haben, auch nur im Ansatz gehört hätte. 

Die Frau Bezirksvorsteherin des 4. Bezirks hat hier angeführt, wie arm nicht ein Gemeindemieter ist, wenn er seinen Schlüssel verliert. - Wenn man einen Schlüssel verliert, ist normalerweise der erste Schritt: Man geht in ein Fundamt. Was ist passiert? - Seitens des Bundes wurde das Fundwesen an die Länder übertragen. Es gab ein funktionierendes System, wo alle Polizeikommis-
sariate, alle Wachzimmer das Anliegen dieser konkreten Wienerin entgegengenommen hätten, die rund um die Uhr geöffnet haben. Es wurde übertragen, ohne dass auf die Anliegen der Länder Rücksicht genommen wurde. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber Vereinfachung heißt ja, dass der Landeshauptmann von Wien zuständig ist!) 

Es hat - das wissen Sie genau, Herr Kollege Tschirf - einen entsprechenden Antrag zumindest unserer Fraktion gegeben, der nicht die Zustimmung gefunden hat, ohne dass auf die Serviceleistungen, die da verloren gehen für die Wienerinnen und Wiener, eingegangen wurde. Dieser Abänderungsantrag seitens unserer Fraktion im Parlament wurde abgelehnt. Also, wo hier tatsächlich eine Einsparung im Service für die Wienerinnen und Wienern vonstatten geht und wer dafür verantwortlich ist, das zeigt sich an diesem Beispiel sehr, sehr deutlich. Hier wurde eine Maßnahme gegen unsere Vorstellungen durchgesetzt. Wir haben hier Verbesserungsvorschläge gemacht, die dieses Service verbessert hätte. Es ist nicht darauf eingegangen worden. Stattdessen wird hier künstlich versucht, ein Thema hochzuziehen.

Oder nehmen wir den Punkt, den Kollege RUDOLPH genannt hat. Es wird hier eine Werbeaktion für eine neue Servicehotline in den Schulen durchgeführt, eine Einrichtung, von der ich überzeugt bin, dass sie von den Eltern, von den Schülern hervorragend angenommen wird, die den Eltern und Schülern auch Hervorragendes bringen wird. 

Schauen wir uns nur an, was in den letzten Tagen über die Österreicherinnen und Österreicher und Wienerinnen und Wiener hereingebrochen ist, wie hier mit Steuergeldern Millionen, und zwar Hunderte Millionen verschwendet werden. 300 000 Broschüren werden an alle Haushalte verschickt, mit dem Konterfei des Herrn Schüssel drinnen, wo er die Regierungsbilanz bejubelt. Ich hätte mich gefreut, wenn ich da etwas von Ihnen gehört hätte. (GR Walter Strobl: In einer Broschüre kann er es tun, aber nicht in einer Schule! Das ist ein Unterschied! In keiner Schule!) 
Ich möchte auch jetzt noch wissen, wie man dann argumentiert, dass in dieser Broschüre, wo angeblich der Bundespressedienst verantwortlich ist, interessanterweise dieselben Fotos drinnen sind wie in der ÖVP-Wahlwerbung. Also, wie man das dann tatsächlich nach außen argumentiert, da bin ich sehr, sehr gespannt. (GR Walter Strobl: In keiner Schule!) Ich bin gespannt, ob das nicht auch noch gröbere Tatbestände verursacht. 

Dieselben Fotos finden Sie in einer offiziellen Publikation des Bundespressedienst, der noch dazu sagt, er hat gar nichts gewusst davon, er ist gar nicht eingebunden gewesen in der Redaktionserstattung. Dieselben Fotos sind in der ÖVP-Wahlwerbebroschüre. (GR Harry Kopietz: Das ist unerhört! Parteipolitik! - GR Heinz Hufnagl: Missbrauch! - GR Harry Kopietz: Machtmissbrauch!)
Wir haben eine Beilage gehabt in der "Kronen-Zeitung" von Herrn Minister Strasser über Sicherheit in Wien, wo er sich noch rühmt, dass es zu Wachzimmerschließungen und Gendarmeriepostenschließungen gekommen ist. Da habe ich kein Wort darüber gehört, wie hier mit Finanzmitteln umgegangen wird. Hier geht es um keine Information, hier geht es um Wahlwerbung, das ist deutlich geworden. (GR Walter Strobl: In keiner Schule!) Ganz im Gegensatz dazu, wenn man die Wienerinnen und Wiener, die Schülerinnen und Schüler auf eine neue Serviceeinrichtung des Stadtschulrats hinweist. Da gibt es einen wesentlichen qualitativen Unterschied, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und weil sich Kollege Strobl ein bisschen Sorgen gemacht hat, dass es uns nicht gelingen wird, das entsprechende Geld für die Schulen aufzubringen. (GR Walter Strobl: Das habe ich nicht!) Wir haben mit einem Beschluss hier im Gemeinderat den Schulen die Mittel für das Generalsanierungsprogramm zur Verfügung gestellt. Fairerweise muss man schon dazusagen: Wir haben diesen Beschluss im Jahr 1998 gefasst. Sie kennen ihn sehr genau. Und da steht sehr deutlich drinnen, dass dieses Programm auf fünf bis sechs Jahre angelegt ist und im Jahr 1999 beginnt. (GR Walter Strobl: 2003!) Im Jahr 1999. Ich habe den Akt da, ich habe ihn mir holen lassen, damit ich das klarlegen kann. Also, machen Sie sich keine Sorgen: Die Schulen sind bei den Wiener Sozialdemokraten in guten Händen. Sie werden saniert und es werden auch die entsprechenden finanziellen Mittel rechtzeitig zur Verfügung gestellt. (GR Walter Strobl: Vorerst nicht! Bemühen Sie sich, dann werden wir sehen!) Sie werden das sehen.

Und wenn man sich jetzt gerade angesichts eines stattgefundenen Schulneubauprogramms und nun laufenden Generalsanierungsprogramms die Schulen ansieht, auch wieder im Gegensatz zu dem, was in den letzten drei Jahren in Wiener Bundesschulen geflossen ist (GR Walter Strobl: Da können Sie sich ein Beispiel nehmen!), schauen Sie sich einmal ganz genau an, wie viel Geld da plötzlich vom Osten Österreichs in den Westen verlagert wurde in die Generalsanierung - ein Schelm, der Schlechtes dabei denkt -, dann sieht man: Die Schulen sind bei uns in guten Händen, Kollege Strobl! (Beifall bei der SPÖ.) 
Und ich glaube, meine Damen und Herren, angesichts - noch einmal - der nackten Zahl, 1,4 Millionen EUR, die allen 23 Bezirken weniger zur Verfügung stehen, und angesichts auch der Information - und das ist nur einer der Bereiche, die wir heute hier in der Fragestunde schon gehört haben -, in welchen Bereichen tatsächlich Wiener Kulturinstitutionen von Kürzungen betroffen sind, hier von einem massiven Eingriff in die Dezentralisierung zu sprechen, ist einfach verfehlt. Wir bekennen uns zu dieser Dezentralisierung, und wir statten die Bezirke daher auch mit den Mitteln aus, die sie für die dezentralisierten Aufgaben notwendig brauchen. Gar keine Frage. Wir haben uns nämlich damals zu einem wichtigen Weg bekannt. Wir dezentralisieren Aufgaben, wo wir der Überzeugung sind, dass sie von den Menschen, von den politisch Verantwortlichen in den Bezirken besser betreut und besser gelöst werden, und dotieren sie dann mit den entsprechenden finanziellen Mitteln. 

Wir haben uns hier dazu bekannt, eine Maßnahme zurückzunehmen, weil man ja auch draufkommen kann - es war ein einstimmiger Beschluss im Haus -, dass hier eine dezentrale Vorgangsweise nicht günstig ist, und nehmen daher natürlich, da wir die Maßnahmen ja weiterhin in der Stadt setzen wollen, auch die Mittel wieder zurück, und ich glaube, das ist richtig und das ist legitim so. 

Einen Punkt möchte ich in diesem Zusammenhang vielleicht schon auch noch anführen. Es gibt natürlich einen Weg, wie man tatsächlich auch über die Bezirksmittelverordnung der Stadt den Bezirken zu wirklich mehr Mitteln verhelfen kann. Es war nur nicht der Weg, der seitens dieser Bundesregierung gegangen wurde: nämlich durch massive Investitionen in Wachstum und Beschäftigung. Dann gibt es auch die entsprechenden Mehreinnahmen für die Stadt, dann gibt es auch die entsprechenden Mehreinnahmen bei der Kommunalsteuer, und wir alle zusammen wissen, das ist ein wesentlicher Parameter für die finanzielle Ausstattung der Bezirke. Hier wurde seitens gerade auch Ihrer Partner in der Bundesregierung ein anderer Weg eingeschlagen. 

Und wenn es hier dann dank gemeinsamer Anstrengungen der sozialdemokratischen Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher trotz alledem zusätzliche Dotierungen, zusätzliche Mittel für die Schulen gibt und wenn es daher zu keinen finanziellen Einschnitten für die Bezirke kommt, so sollte man das hier auch sagen! Weil ich kann es noch einmal erklären: bei einer Steuer, die man halt nicht mehr bezahlt, dann trotzdem zu sagen, aber die Mittel gehören mir, die ich zugeordnet bekomme, das, glaube ich, kann man niemandem weismachen, und ich glaube, das nimmt auch niemand so ernst, sonst wäre ja trotz dieses geballten Aufmarsches seitens der VP hier ein bisschen ein größeres Medieninteresse vorhanden. Dort ist es schon verstanden worden: Man bezahlt die entsprechende Umsatzsteuer und Mehrwertsteuer nicht und bekommt dafür auch die Mittel nicht. Und diese Mittel wurden voriges Jahr den Bezirken noch einmal zur Verfügung gestellt. Da haben die Bezirke durchaus ein gewisses Körberlgeld gehabt, da hätte man sich vielleicht auch das eine oder andere Dankeschön erwarten können. Aber das ist nicht so. Wir wissen, wir sind in Wahlkampfzeiten. 

Die Bezirke sind bei uns in guten Händen, die Dezentralisierung ist bei uns in guten Händen und die Schulen sind bei uns in guten Händen. Das wird auch weiterhin so bleiben, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist noch Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Die Jubelstimmung freut mich, die hier bei meiner Wortmeldung entsteht. 

Wir haben jetzt gehört, warum die Bezirke weniger Geld bekommen: Weil sie nicht laut genug "Danke schön" gesagt haben in der Vergangenheit, wenn ich jetzt die letzte Wortmeldung heranziehe. (GR Harry Kopietz: Weil es diese Regierung gibt!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, um ein paar Dinge doch klarzustellen. Erstens einmal, was die Schulen betrifft. Der Bund gibt so viel für Bildung aus wie noch nie, 7 Milliarden S mehr. (Beifall bei der ÖVP. - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - GR Christian Oxonitsch: Lesen Sie die Regierungsbilanzbroschüre!) Lesen Sie bitte nach.
Zweitens: Der Unterschied dazu ist das, was die Stadt Wien tut. Die Stadt Wien nimmt einfach Bezirksmittel weg. Es ist einfach weniger. Das ist die Situation. Und daher war es auch ganz wichtig, dass die BezirksvorsteherInnen gezeigt haben, dass es ihnen tatsächlich um die Anliegen der Bezirke geht, um die Anliegen, die einfach in der kleinen Einheit weit besser erledigt werden können, als in der großen. Die ÖVP hat sich wieder einmal als die Partei erwiesen, die die Partei der Bezirke und der Bezirksvorsteher ist. Darauf können wir stolz sein und darauf sind wir auch stolz. (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Aber es werden immer weniger! Die schwarzen Bezirksvorsteher werden immer weniger!)
Bei einer Aussage vom Klubobmann Oxonitsch hätte ich mir eigentlich den Aufschrei vom Vorsitzenden der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten erwartet, und zwar hat er gesagt: Wenn eine Aufgabe nunmehr nicht von Bundesdienststellen, sondern von Gemeindedienststellen wahrgenommen wird, wird sie weit weniger bürgernah wahrgenommen. (GR Christian Oxonitsch: Das habe ich nicht gesagt! Das ist ein Hörfehler! Ich habe gesagt: Es war ein funktionierendes System!) Das hat er anhand des Funds so dargestellt, und das sollte Ihnen eigentlich zu denken geben, denn ich gehe nicht davon aus, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien, es gibt hervorragende Mitarbeiter der Stadt Wien, das nicht in genau der gleichen Weise erfüllen können, sondern offensichtlich ist der Grad der Organisation ein schlechterer, sind die Leute schlechter motiviert und Ähnliches. (GR Christian Oxonitsch: Ein funktionierendes System habt ihr zerschlagen!) Nehmen Sie sich ein Beispiel am Bund. Nehmen Sie sich zum Beispiel am Minister Strasser ein Beispiel, wie der das neu organisiert. (GR Godwin Schuster: Wünschen Sie sich nicht, dass wir so werden wie der Strasser!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dann werden Sie auch für die Bürgerinnen und Bürger erfolgreich sein und dann werden Sie das tun, was eigentlich der Auftrag ist, den der Wähler Ihnen gegeben hat, nämlich für die Wienerinnen und Wiener tätig zu sein, und sich nicht kleinliches Parteigeld hier holen zu wollen. Das können Sie im Container erzählen, bitte, woanders wird man Ihnen das nicht glauben. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Wo bleiben die qualitätsvollen Äußerungen vom Parteiobmann? - GR Heinz Hufnagl: Partei ohne Obmann! - GR Christian Oxonitsch: Eine kopflose Partei!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter: Bitte ein kleines Schlusswort. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich will jetzt Polemik vermeiden und nicht darauf eingehen, dass gesagt wurde, dass der Bund sehr viel investiert. Ich sage, ich will Polemik vermeiden. Ich verweise nur auf Aussagen mancher Industriekapitäne in Österreich, die das nicht so sehen, wie es hier gerade dargestellt wurde, denn sie sehen massive Einbrüche in der Auftragssituation der heimischen Wirtschaft. 

Aber vielleicht zwei Bemerkungen noch zur Dezentralisierung und Bürgernähe, wie es heute mehrfach dargestellt wurde. Es ist auch von den GRÜNEN so vorgeschlagen worden oder sozusagen die Kritik der Zusammenarbeit der Bezirke bei übergeordneten Projekten herausgestrichen worden. Ich habe mir da die Straßenbahn aufgeschrieben. Ich weiß schon, dass die Bezirke nicht über die Straßenbahn bestimmen. Aber gleichzeitig wird natürlich mehr Dezentralisierung gefordert. 

Ein Beispiel haben wir gesehen, und daher ist es durchaus sinnvoll, dass die Radwege wieder zentral verwaltet und gestaltet werden, weil eben in manchen Bezirken nichts weitergegangen ist. Ich will jetzt gar nicht eingehen auf den Bezirk, von wo ich herkomme. Es steht mir jetzt hier als Berichterstatter nicht zu. Aber es ist ja jetzt auch im Bezirk eine Initiative beschlossen worden. Es ist durchaus sinnvoll, dass eben die unterschiedlichen Entwicklungen praktisch von der Stadt wahrgenommen werden.

Ich will Ihnen noch etwas sagen, weil man immer so von Dezentralisierung und Bürgernähe spricht. Gestatten Sie mir wieder einen Vergleich mit der Wirtschaft. Die Wirtschaft geht ja auch gewisse Zyklen durch, und insbesondere die große Wirtschaft, die Industrie, hat vor Jahren begonnen, zu dezentralisieren. Das heißt, sie ist vom Zentralismus weggegangen zu kleineren, mobileren Einheiten. Nur, siehe da, bitte, genauso, wie wir es, nur als Beispiel genannt, bei den Radwegen gesehen haben, kommt auch die große Industrie bereits wieder darauf, dass es durchaus sinnvoller ist, dass vieles zentral verwaltet und auch gestaltet wird. 

In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Ich lasse als erstes die Postnummer 40 abstimmen und darf diejenigen, die der Postnummer 40 ihre Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Dies ist mit den Stimmen der SPÖ so angenommen. Alle anderen Parteien haben nicht zugestimmt. 

Zur Postnummer 40 liegt seitens der ÖVP ein Beschluss- und Resolutionsantrag vor. Er betrifft Bezirksautonomie, bürgernahe Verwaltung und eine weitere Stärkung der Bezirke. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur von den Stimmen der ÖVP und Freiheitlichen unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen zur Postnummer 44. Hier liegt ein Abänderungsantrag der GRÜNEN betreffend Zuweisung an die Bezirke für die bauliche Instandhaltung der Kindertagesheime und der allgemein bildenden Pflichtschulen vor. 

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur mit den Stimmen der Oppositionsparteien unterstützt und somit abgelehnt. (GR Walter Strobl: Nicht "nur"! Das "nur" kann man weglassen! - GR Heinz Hufnagl: Im Sinne der Gewichtung ist es "nur"!)

Wir kommen nun zur Postnummer 44 in der vorliegenden Fassung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Zur Postnummer 44 liegen einige Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Nachdem Frau Jerusalem ihre Anträge zurückgezogen und noch einmal eingebracht hat, haben sie andere Nummern bekommen. 

Als Erstes lasse ich den Antrag der GRÜNEN betreffend ein Konzept für den beschleunigten Umbau alter Schulen zwecks Behindertenintegration abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der ÖVP, von der FPÖ und von den GRÜNEN unterstützt und somit abgelehnt, weil es nicht die erforderliche Mehrheit ist. 

Ich lasse den Antrag der ÖVP betreffend Generalsanierung von Wiener Pflichtschulen abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist das gleiche Stimmenverhältnis und somit abgelehnt. 

Ich lasse den Antrag der GRÜNEN betreffend Lesekampagne mit den Korrekturen, die vorgelesen worden sind, abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN so angenommen. Die Freiheitlichen waren dagegen. (GR Mag Christoph Chorherr: Nix lesen, nix verstehen!)

Ich lasse nun den Antrag der GRÜNEN betreffend Alphabetisierungskampagne, ebenfalls mit der Korrektur, abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Somit sind die beiden Geschäftsstücke erledigt. 

Wir kommen zur Postnummer 41 (04130/2002-GSV). Sie betrifft die Cross Border Leasing Transaktion für das Rechenzentrum der Wiener Stadtverwaltung. 

Der Berichterstatter ist Herr GR Ekkamp.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Die Debatte ist eröffnet. Als Debattenredner ist Herr GR Dipl Ing Margulies gemeldet. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich hoffe, dass es jetzt nicht Regelmäßigkeit wird, dass wir in jeder Sitzung über einen Cross Border Leasing-Vertrag abstimmen müssen. Gegenwärtig wird der Gesundheitsbereich geprüft. 

Mein Gott, was soll's. Verleasen wir ganz Wien und leasen wir es uns dann wieder zurück. 

Gleichzeitig lese ich im letzten "Kommunal", dass die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, insbesondere ihr Vorsitzender Hundstorfer, ganz massiv den Stopp vom GATS fordert, weil nicht die Frage nach dem Eigentümer oder der Art der Kapitalgesellschaft garantiert Erfolg, sondern eine effiziente Optimierung der Organisation und die Motivation der MitarbeiterInnen. Und dies, statt Ausverkauf, garantiert den Erfolg. 

Gut, wir stehen noch nicht vorm Ausverkauf, zumindest noch nicht im Bildungsbereich, noch nicht im Kanalbereich, noch nicht im Gesundheitsbereich, denn noch ist das GATS-Abkommen nicht in Kraft. Aber wir erbringen alle Vorleistungen diesbezüglich. Wir holen uns, beziehungsweise die Sozialdemokratie in trauter Eintracht mit Blau-Schwarz, Sie holen amerikanische Investoren, die im Sinne der "Pickle-Lease"-Verträge, selbstverständlich in den USA, das steuerliche und wirtschaftliche Eigentum an dem geleasten Unternehmensgegenstand geltend machen können, das steuerliche und wirtschaftliche Eigentum geltend machen können, weil sonst könnten Sie ja nichts vorzeitig abschreiben, und glauben damit tatsächlich, dass dies keine Auswirkungen darauf haben wird, wie die USA im Bereich der GATS-Verhandlungen, gerade im Bereich der Daseinsvorsorge agieren werden. Na selbstverständlich wird das als Faustpfand benutzt werden, um zu sagen, wir machen das jetzt schon die ganze Zeit, es ist kein Problem bei einer etwaigen Liberalisierung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist der erste Grund, warum wir auch dieses Cross Border Leasing ablehnen. 

Der zweite Grund ist - ich habe das letztes Mal nur kurz ausgeführt, ich werde es auch heute nicht sehr viel länger machen -, dass es sich in Wirklichkeit bei Cross Border Leasing-Verträgen um Scheingeschäfte handelt, um Scheingeschäfte, die in vielen anderen Bereichen kritisiert werden, wo in vielen anderen Bereichen gesagt wird, es ist Steuerbetrug, Scheingeschäft zu begehen, wo immer wieder darauf hingewiesen wird, dass es sowohl innerhalb der EU als auch weltweit einer koordinierten Vorgehensweise gegen Steuerdumping bedarf.

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, mit welcher Berechtigung wollen Sie denn dagegen vorgehen, wenn Sie selbst mit dieser Vorgehensweise, alles und jedes zu verleasen, die Grenze zwischen Ausnutzung eines Steuervorteils und Steuerbetrug immer mehr verwischen? Wie wollen Sie da eine moralische Legitimation heranziehen, um zu sagen, das wollen wir nicht, das geht, und das geht schon? 

Ich glaube, dass, wenn man in diesem Fall einen Schritt nach dem anderen setzt, das heißt, ein Leasing nach dem anderen macht, letztendlich jede Glaubwürdigkeit dabei verloren geht und dass wirtschaftspolitisch, langfristig betrachtet, der Schaden, der durch diese Cross Border Leasing-Verträge entsteht, um ein beträchtliches Maß größer sein wird, als der Nettobarwertvorteil, der sich kurzfristig realisieren lässt. (GR Heinz Hufnagl: Den Schaden, einen maximalen, hat der amerikanische Steuerzahler und der amerikanische Staat und nicht die Stadt Wien!) Herr Hufnagl, Sie wollen einfach die Argumentationskette nicht verstehen. Sie wollen nicht verstehen, dass es in einer sich immer mehr globalisierenden Welt sehr wohl auch darauf ankommt, wer wo wann und zu welchem Zeitpunkt seine Finger irgendwo drin hat. Gerade in den jetzt umstrittenen Bereichen im Zuge der GATS-Verhandlungen, wo es geht um Bildung, wo es geht um Gesundheit, wo es geht um Abwasser, Ihr Bereich, wenn ich mich recht entsinne, wo wir alle wissen, was herauskommen kann, wenn, längerfristig betrachtet, das Kanalnetz immer schleißiger wird. Schauen Sie sich nur die Städte an, die traurigerweise noch nicht über ein funktionierendes Kanalnetz verfügen. (GR Heinz Hufnagl: Deswegen machen wir es ja schneller, um das Kanalnetz zu komplettieren!)
Und daher noch einmal: Es sind Einschätzungen. Es sind Einschätzungen, wie sich die Geschichte entwickeln kann. 

Und eigentlich wollte ich das heute nicht bringen, aber Sie haben mich jetzt wirklich auf eine gute Idee gebracht. Wie Recht wir mit unserer Einschätzung gehabt haben, zeigt sich etwa am Beispiel der AVZ. Wir haben hier im Gemeinderatssaal davor gewarnt. Wir haben Sie gebeten: Bitte machen Sie nicht eine Privatstiftung zur AVZ, sondern verkaufen wir die Anteile. Wir haben Sie gewarnt, wir haben Sie gebeten. Dann haben wir gesagt: Machen wir doch bitte keinen spekulativen Fonds. Alles, was mit Aktien dotiert ist, ist ein spekulativer Fonds. 

Was haben wir gestern gehört? - Es gibt aller Voraussicht nach keine Dividende der HypoVereinsbank. Es gibt einen Wertverlust in der Größenordnung von 17,7 Milliarden S und niemand ist bereit, Verantwortung dafür zu übernehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Sozialdemokratie! Dafür sind Sie verantwortlich! 17,7 Milliarden S Wertverlust innerhalb eines Jahres! Und alles geht seinen normalen Gang. 

Genug über die AVZ. Wir werden uns in anderer Zeit damit auseinander setzen.

Wir ersuchen Sie jetzt: Nehmen Sie jetzt die Bedenken zum Cross Border Leasing zur Kenntnis. Versuchen Sie nicht, einfach drüberzuwischen. Das erste Spiel mit der AVZ haben wir verloren, und die Frage ist, ob nicht weite Teile der Gesellschaft, das wird nicht die Stadt Wien allein betreffen, Verlierer sind, wenn das Cross Border Leasing, das ja europaweit immer mehr in Mode kommt, mit dazu beiträgt, dass sich genau der neoliberale Teil der Globalisierung immer stärker durchsetzt. Denn dann sind wir höchstwahrscheinlich alle Verlierer. Und das wäre ausgesprochen schade. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Wortmeldung des Kollegen Margulies ähnelt der letzten Wortmeldung zum Thema Cross Border, wie es um das Kanalnetz gegangen ist. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Es ist immer dasselbe!) Wenn Herr Kollege Margulies, weil er von Risken spricht, das Geschäftsstück im Punkt 2.5. gelesen hätte, dann hätte er dort sehr detailliert gefunden, welche Risken so ein Cross Border Leasing, im speziellen Fall in diesem Bereich, birgt. 

Sie haben auch das Thema Einschätzungen angeführt. Ich denke, Einschätzungen, aus Erfahrung, haben meist so die Eigenschaft, dass sie nicht stimmen in den meisten Fällen. Das glaubt man halt so. (GR Günter Kenesei: Bei der AVZ hat die Einschätzung leider gestimmt!) Na, es gibt sehr viele Beispiele. Ich denke nur, wenn ich die Einschätzung auf Bundesebene habe zum Nulldefizit, schauen wir heuer nach und schauen wir nächstes Jahr nach. Oder viele andere Bereiche könnte ich auch noch anführen. (GR Günter Kenesei: Das war ein Superschaden!)

Aber mehrfache Moralankündigungen können meines Erachtens auch zur Scheinheiligkeit werden. Und ich denke, jeder vernünftige Mensch, jeder vernünftige Anleger wird schauen, wenn er etwas anlegt, dass er die beste oder effizienteste Rendite bekommt. 

Im Wirtschaftsleben ändert sich immer viel, meine sehr verehrten Damen und Herren, und was vor 50 Jahren noch Gültigkeit hatte, hat halt vor 10 Jahren, vor 20 Jahren oder vor 5 Jahren keine Gültigkeit mehr. Das müssen wir ganz einfach zur Kenntnis nehmen. Und warum sollte sich eine kommunale Verwaltung einem neuen finanztechnischen Weg verschließen oder warum soll sie so einen Weg des Leasing-Verfahrens nicht nützen?

Ich denke, Wien hat eben die Aufgabe, effizient zu verwalten, aber nicht nur gewisse Gegenstände oder Abläufe, sondern auch das so genannte Geld oder auch die Finanzen. Und Wien hat erfolgreich bewiesen, wie es geht. Und es ist schon angesprochen worden: In anderen Beiträgen und auch in Beschlüssen haben wir das gezeigt, in Form des Pickle Leasing, und das letzte Mal im heurigen Jahr war es im Bereich des Kanals. Und es war nicht zum Nachteil der Menschen in dieser Stadt.

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Es gibt keinen Abänderungsantrag. Ich lasse daher gleich abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 42 (04247/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie beinhaltet den Abschluss eines Vertrags betreffend die Planung, die Implementierung und den Betrieb sowie die Benutzerbetreuung eines elektronischen Systems für die Parkraumbewirtschaftung im Bereich der Stadt Wien.

Ich bitte den Berichterstatter - er ist am Pult -, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Pfeiffer. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist sicherlich sinnvoll und zweckmäßig, wenn sich im Rahmen der Wiener Stadtverwaltung moderne Technologien Platz schaffen und wenn sie dort Platz gewinnen und wenn Verwaltungsvorgänge für die Bürger einfacher und für die Stadt kostengünstiger werden. 

Es ist sicherlich sinnvoll und zweckmäßig, wenn ein Pilotversuch dazu gemacht wird, um zu sehen, ob diese modernen Technologien in allen Bereichen der Praxis dann auch standhalten. 

Es ist aber auch noch vieles zu klären. Wie schaut es aus mit der minutengenauen Abrechnung? Oder gibt es auch weiterhin die angebrochene Viertelstunde als Bonus sozusagen? Wie wird die Kennzeichnung der elektronischen Verrechnung im Kraftfahrzeug selbst vorgenommen werden, sodass das Kontrollorgan erkennen kann, dass hier eine elektronische Verrechnung stattfindet? Viele dieser Regelungen müssen noch getroffen werden, durch eine Verordnung der Wiener Stadtregierung, und ohne dass man diese genau kennt, ist es auch etwas schwer, alles positiv zu finden und zu sehen. 

Insbesondere: Wie wird in diesem System das Dauerparken via Handycall unterbunden werden? - Denn diese Möglichkeit bleibt jetzt natürlich offen. Der Ortswechsel, der ja eine implementierte Idee dieses Systems des Kurzparkens ist, damit nicht einer ständig am gleichen Platz stehen bleibt, der wird in Zukunft nicht mehr kontrolliert werden können, weil man ja sozusagen vom Büro aus oder von der Wohnung aus immer, wenn 10 Minuten vor Ablauf der Parkzeit das servicefreundliche Erinnerungsläuten des Handys ist, dann erneut wieder eingeben kann und auf diese Art und Weise natürlich viel günstiger parkt, als hätte man in der daneben befindlichen Parkgarage dieses Fahrzeug abgestellt.

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, aber dennoch stimmen wir grundsätzlich zu. Das ist eben sinnvoll und zweckmäßig. 

Aber - und jetzt kommt mein Aber dazu - wiederum wurde auf die 10‑Minuten-Kurzparker vergessen. Und natürlich, nachdem ich mich nun schon einmal zum Anwalt dieser Menschen gemacht habe, muss ich darauf hinweisen: Es war in der Pressekonferenz nichts davon zu hören und es wurde auch sonst in keinerlei Weise verlautet, dass dieses gebührenfreie, kostenlose, kurze, dieses 10‑Minuten-Abstellen von zweispurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen auch mit diesem neuen System abgehandelt werden kann. Die Fahrer müssen sich weiterhin die Scheine besorgen, müssen sie weiterhin ausfüllen, müssen diese Scheine, auch wenn sie nur halbwegs ordentliche Bürger sind, wieder entsorgen. Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, rund 800 000 Mal im Jahr. Das ist doch wirklich nicht notwendig. Bisher hat dieses System, das ja der Stadt keine Einnahmen bringt, rund 1 Million EUR gekostet. Das ist eigentlich verrückt. 

Seit 1995 kämpfen wir dafür, dass anstelle dieser Parkscheine eine Parkscheibe eingeführt wird. Wir haben dazu in Summe bisher sechs Anträge eingebracht und vier Anfragen, und ich habe mich dann doch im Jänner dieses Jahres durch den Herrn Stadtrat überzeugen lassen: Jetzt kommt ein neues, ein elektronisches System. Und was ist? - Nun ist erst wieder dieser unsäglich sinnlose Parkschein die einzige Alternative für dieses 10‑Minuten-kostenfreie-Parken. Die Bürger müssen sich weiterhin die Mühe machen, die Stadt wird weiterhin Kosten haben. 

Warum lassen Sie die Menschen nicht entscheiden, ob sie die 12 Cent, die dieser Anruf kostet, entrichten wollen oder ob sie einen Parkschein ausfüllen wollen? Ich bin sicher, nachdem 5 000 Unterschriften ohne große Mühe zusammengekommen sind, dass die Abstimmung - via Handy in diesem Fall - ganz klar und entscheidend zugunsten dieser Lösung ausgehen würde. Warum lassen wir nicht diese technisch einfachere Lösung - Sie braucht ja keine Verrechnungen im Hintergrund zu haben - gleich mitlaufen? - 15,54 Millionen EUR wird diese neue Applikation kosten. Sie wird zehn Jahre lang laufen, und wenn ich mir vorstelle, dass ich jetzt zehn Jahre weiterhin für eine Parkscheibe rennen muss, nur weil es nicht möglich sein wird, ohne zusätzliche Kosten das gleich mit einzuführen beim Beginn dieser Applikation, dann steigen mir die Grausbirnen auf.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das macht keinen Sinn. Gleich mit einführen. Und daher stellen wir auch diesen Antrag: 

"Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten soll die Überwachung für das gebührenfreie Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen ebenfalls durch die per 1. Jänner 2003 geplante Computerapplikation und mittels Handyeingaben ermöglicht werden." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Josef Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der heutige Beschluss über die Einführung von SMS-Meldungen zum Parkpickerl ist ein weiterer Schritt sozialistischer Politik, die in die Taschen der Bürger greift. 

Ich verstehe daher auch nicht ganz, warum die ÖVP diesem Beschlussantrag auf den Leim geht, das hier positiv darstellt und sich noch dazu von ihrem immer bekämpften 10‑Minuten-Gratisparkschein verabschiedet, weil das ist bitte die Verabschiedung von Ihrer bisherigen Idee, 10 Minuten gratis parken. Wenn man für 10 Minuten so genanntes Gratisparken 12 Cent zahlen muss, dann parkt man nicht mehr gratis. Wenn man für 40 Cent 30 Minuten stehen darf, dann werden Sie erkennen, dass das überhaupt keinen Vorteil mehr bringt. 

Und, sehr geehrter Herr Finanzstadtrat, Sie haben schon in den vergangenen Jahren den Wienerinnen und Wienern, den Haushalten, 1,1 Milliarden S Geld aus den Taschen genommen. Sie haben damit beigetragen, dass die Wiener Haushalte ärmer werden, dass sie weniger Geld für ihren persönlichen Gebrauch, für ihre persönlichen Lebensbedürfnisse ausgeben können. 80 Millionen EUR kassieren Sie jährlich von den Autofahrern für etwas, wofür Sie keine Gegenleistung erbringen. Es gibt keinen einzigen Parkplatz mehr, seitdem das Parkpickerl eingeführt wurde. Es gibt nur ein paar verdrängte Pendler und es gibt verunsicherte Unternehmer und gefährdete Arbeitsplätze. Das haben Sie mit Ihrer unsozialen Politik erwirkt. Aber sonst gar nichts. 

Und daher glaube ich, dass Sie jetzt mit dem Werbegag, etwas bürgerfreundlicher und bürgernäher zu machen, indem man statt einen Parkschein auszufüllen, ein SMS wohin schickt, dafür auch noch zahlt, also zu den 1,1 Milliarden S, zu den 80 Millionen EUR dann auch noch ein paar 100 000 EUR SMS-Gebühren, was daran bürgerfreundlich sein soll, verstehe ich nicht. Aber das ist Ihre sozialistische Politik, mit der Sie die Autofahrer bekämpfen wollen, mit Hilfe der GRÜNEN, mit der Sie Betriebe weiter an den Stadtrand und hinaus vertreiben aus Wien, wo Sie darunter leiden, dass Sie weniger Finanzeinnahmen haben. Aber es ist keine lenkungspolitische Maßnahme. Und daher können wir dem Antrag in dieser Form überhaupt nicht zustimmen.

Wir können auch nicht dem Antrag der ÖVP zustimmen, das Gratisparkpickerl abzuschaffen, das Gratisparkpickerl für 10 Minuten. (GR Gerhard Pfeiffer: Das stimmt ja nicht!) Na, es wird de facto abgeschafft. Wenn es 12 Cent kostet, ist es abgeschafft. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie haben nicht zugehört!) Aber, Herr Pfeiffer, ich höre Ihnen ganz genau zu. (GR Gerhard Pfeiffer: Eben nicht!) Nur, glaube ich, verstehen Sie die Konsequenzen aus Ihrer Forderung und aus Ihrem Antrag nicht. Das ist das Problem, das Sie haben. Aber ich will es Ihnen gar nicht erklären, weil es bringt ja nichts. Sie haben den Antrag gestellt, Sie werden dem Antrag zustimmen. Es werden wahrscheinlich auch die SPÖ und die GRÜNEN dafür stimmen, weil sie ja immer auf der Seite derer standen, wenn es darum ging, Belastungen für die Bürger herbeizuführen. Daher habe ich kein Problem, dass Sie diesen Antrag stellen, dass Sie meinen, Sie tun was Gutes. Aber Ihre Wählerinnen und Wähler werden Ihnen schon in der Zukunft auch beweisen, dass Sie nichts Gutes damit tun.

Und, Herr Stadtrat, wenn Sie statt Parkplätze zu schaffen, weiterhin Parkplätze vernichten, nicht nur, indem Ihr Kollege Verkehrsstadtrat weiterhin schöne Ohrwaschln baut und Gehsteige so verbreitert, dass Autofahrer nicht mehr parken können, aber auch Fußgänger und Radfahrer nichts davon haben, wo es ja zahlreiche Bespiele gibt, dann kann es Ihnen nur um die Einnahmen gehen. Aber ich verstehe schon: Sie sind ja für die Einnahmen der Stadt Wien zuständig. Ihr Ziel ist es, möglichst viele Einnahmen zu erreichen. Ob das sozial ist, ist Ihnen dabei völlig egal. 

Wir lehnen jedenfalls diese heutige Beschlussfassung ab, mit einem SMS für etwas zu zahlen, was man nicht findet, womöglich schickt man ein SMS weg und dann sucht man solange, dass die Parkdauer schon wieder abgelaufen ist. Wir stimmen dem nicht zu. Wir bleiben weiter bei unserer Linie, wo wir meinen, ein Anrainerpickerl, ein kostenloses, wäre die vernünftigste und gerechtere Lösung. Ihre Politik ist damit unsozial. (GR Christian Oxonitsch: Da gibt es nicht einmal einen Applaus der FPÖ! GR Wolfram hat vergessen zu applaudieren! - GRin Marianne Klicka: Traurig! Nicht einmal die eigene Fraktion applaudiert!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Rede ist beendet. Kein Applaus. - Herr GR Friedrich Strobl hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Applaus für meinen Vorredner war wirklich berauschend. Aber es war eben seinem Redebeitrag gemäß.

Ganz kurz nur in einigen Sätzen zu dem, was Herr Kollege Wagner hier gesagt hat. Ich möchte mich wirklich nicht näher damit befassen, sonst würden wir hier eine längere Diskussion führen. Wenn Sie zum Beispiel über Betriebe reden, über Unternehmen reden, über Autofahrer und über die Wirtschaft reden, dann würde mir schon einiges einfallen, wer denn dafür verantwortlich ist, dass es den Unternehmen, vor allem den Klein- und Mittelbetrieben, heute so geht, wie es ihnen geht, nämlich nicht besonders gut. Aber diese Diskussion werden wir vielleicht ein anderes Mal führen und an anderer Stelle möglicherweise.

Ganz kurz zum Herrn Kollegen Pfeiffer, der ja schon gesagt hat, dass diese Einführung durchaus sinnvoll und zweckmäßig ist, der auch darauf hingewiesen hat, dass noch einiges zu klären ist. Deswegen gibt es ja jetzt einen Pilotversuch vorerst, dann wird man sich das anschauen, wird evaluieren, und dann schaut man, was kann man verändern, wo hat es eventuell Schwächen gegeben, auf was muss man noch besonders Rücksicht nehmen.

Und unter anderem kann ich mir vorstellen, und es ist auch geplant, dass man nach diesem Pilotversuch durchaus auch die 10‑Minuten-Regelung mit aufnehmen kann, und dann haben wir vielleicht in Zukunft ein paar Anfragen und Anträge weniger zu behandeln. Dann ist auch dieses Problem dementsprechend erledigt. Ob die Autofahrer davon Gebrauch machen werden, ist wieder eine andere Frage, denn bisher ist es ja kostenlos, diese 10‑Minuten-Regelung, und wenn Sie das dann mit SMS schicken, sind es immerhin 12 Cent. Aber - und das auch als Antwort an Herrn Kollegen Wagner - es ist wahlweise. Der Autofahrer kann das jeweils selbst entscheiden, ob er einen Schein ausfüllt oder ob er eben das SMS benützt und somit seine Parkzeit bestimmt.

In diesem Sinne ersuche ich Sie noch einmal um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Es gibt auch keinen Abänderungsantrag. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Post 42 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mehrstimmig, gegen drei Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Ich bringe nun den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP zur Abstimmung. Er betrifft die Verwendung von Handys zur Kontrolle des 10‑Minuten-gebührenfreien-Abstellens von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 3 (04083/2002-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein White Ribbon Österreich. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Martina LUDWIG, die schon am Rednerpult ist, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vana. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann es sehr kurz machen. Die White-Ribbon-Kampagne, über deren Unterstützung wir heute befinden, ist eine sehr gute, wichtige und richtige Sache, vor allem wenn wir uns anschauen, dass der Kampf gegen die Männergewalt ja sehr, sehr dringlich ist. Jeder 3. bis 6. Polizeieinsatz in Wien erfolgt schon auf Grund von Männergewalt gegen Frauen und Kinder. In einer jüngst erschienenen Studie der Polizei ist die Dunkelziffer der Gewaltfälle von Männern an Frauen sehr, sehr hoch, nämlich mindestens zweimal so hoch wie die offizielle Statistik. 

Wir freuen uns daher und begrüßen diese Initiative der White-Ribbon-Kampagne und freuen uns auch, dass die Stadt Wien sie unterstützen wird und will. 

Was uns allerdings befremdet, ist, dass die Subvention aus den Mitteln der MA 57 erfolgen soll, die eigentlich für Frauenförderung und für Frauenangelegenheiten und für die Subventionierung von Frauenprojekten zuständig ist. Wir finden, dass der Kampf gegen Männergewalt kein alleiniges Frauenanliegen ist, auch nicht sein darf, wir auch nicht dieses Signal setzen sollten. Die White-Ribbon-Kampagne ist nach eigener Selbstbeschreibung eine Botschaft von Männern an Männer, ein so genanntes klassisches Männerprojekt, und wir finden es schade, dass die eh sehr bescheidenen Mittel der MA 57 jetzt auch für Männerprojekte verwendet werden.

Wir stellen daher folgenden Antrag: 

"Die Subvention für das Jahr 2002 an den Verein White Ribbon Österreich in der Höhe von 22 450 EUR wird genehmigt. Die Bedeckung soll im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/0610/757, Sonstige Subventionen, erfolgen." - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Kurzer Hinweis nur auf die Sache mit den bescheidenen Mitteln. Tatsache ist, dass die Stadt Wien fast doppelt so viele Budgetmittel zur Förderung von Frauenprojekten einsetzt, als das der Bund für ganz Österreich macht. Das nur zu diesem Argument von Ihnen.

Ansonsten gebe ich Ihnen Recht. Es sind schon viele gute und wichtige Sachen, wie Sie gemeint haben, wie diese Kampagne auch, als Impuls vom Frauenbüro ausgegangen. Am Anfang hat das Frauenbüro hier auch gefördert. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass auch ich meine, dass es ein gutes Projekt ist, dass es letztes Jahr gefördert wurde, dass es auch heuer wieder gefördert wird, dass wir es auch heuer aus Mitteln der MA 57 fördern wollen, schon allein deshalb, weil ich möchte, dass dieses Projekt auch stattfindet. Wir haben das aber schon in unserem Arbeitskreis besprochen, dass deshalb auch die Mittel zur Verfügung gestellt werden, nur so, und heute ist das möglich. 

Ich meine aber, dass es Ziel sein muss im Sinne des Gender-Aspekts, dass wir es zukünftig und in den nächsten Jahren schaffen, in allen Bereichen der Stadt Wien die Dinge dort hinzugeben, wo sie hingehören. Ich bitte aber für diesmal noch um Zustimmung zu dieser Postnummer und um Ablehnung des Antrags. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Abänderungsantrag der GRÜNEN, betreffend Subvention an den Verein White Ribbon Österreich. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Ich bitte jetzt jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 14 (04274/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention für die Vorbereitungsarbeiten für das Mozartjahr 2006 und die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opern- und Festivalhaus.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Ich möchte nur darauf hinweisen, dass um 16 Uhr unterbrochen wird wegen der dringlichen Anfrage an den Herrn Bürgermeister. 

Bitte schön.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Dr Salcher hat das Wort. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Wir haben im Ausschuss ausführlich darüber debattiert, dass das eine wichtige Fragestellung ist, und so gerne ich jetzt unterbrochen werden würde, möchte ich es trotzdem versuchen, dass nicht ich der bin, der unterbrochen wird, und möchte zwei Anträge einbringen in diesem Zusammenhang, die nicht im unmittelbaren Zu-sammenhang mit dem Mozartjahr stehen. 

Beim ersten Antrag geht es um das Internationale Akkordeonfestival, das sehr erfolgreich stattgefunden hat, eine Auslastung von 94 Prozent hat und wo im letzten Jahr ein kleines Defizit, ein finanzieller Fehlbetrag von 25 400 EUR entstanden ist. Das Kulturamt der Stadt Wien hat entschieden, diesen Abgang zu übernehmen, was wir völlig richtig finden, will das aber abziehen von der Aktivität und von der Förderung für das nächste Jahr, was dann natürlich eine weitere Abhaltung dieses Festivals nicht ermöglichen würde. Daher stelle ich folgenden Beschlussantrag: 

"Der Gemeinderat möge beschließen, dass für den Trägerverein des Internationalen Akkordeonfestivals neben der Entschuldung für das Jahr 2002 eine ausreichende Finanzierung für das Festival 2003 sichergestellt wird." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den GRA für Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Zur Zuweisung möchte ich sagen: Es wissen alle, dass uns das inhaltlich wirklich ein großes Anliegen ist, und ich würde wünschen, dass man das positiv beantwortet. 

Beim zweiten Antrag geht es um das Kindertheater MOKI. Ich brauche ja für die Mitglieder des Kulturausschusses, die das kennen - es ist ein mobiles Kindertheater mit 50 000 Zusehern jährlich -, auch nicht ins Detail zu gehen. Wir glauben, dass gerade das Kindertheater ein wichtiger Bestandteil der Wiener Theaterszene ist, und sind daher der Meinung, dass man es auch diesem Kindertheater mit einem Dreijahresvertrag ermöglichen sollte, langfristig und kontinuierlich zu planen.

Ich stelle daher gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Johannes Hahn den Antrag: 

"Der Gemeinderat möge beschließen, dass das Mobile Kindertheater MOKI, Blechturmgasse 14, 1040 Wien, für die Jahre 2003 bis 2005 eine Dreijahresvereinbarung erhält."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den GRA für Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Ich ersuche die sehr geehrten Damen und Herren um Zustimmung zu diesen beiden Anträgen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Es wären noch 2 Minuten. Wir werden dann unterbrechen. Wollen Sie beginnen? - Sie verzichten. 

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRe Dr Matthias Tschirf und Georg Fuchs eingebrachte an den Herrn Bürgermeister gerichtete dringliche Anfrage (PGL/04656/2002/0001-KVP/MDGF) betreffend Versäumnisse der sozialistischen - ich nehme an, sozialdemokratischen soll das heißen - Stadtregierung hinsichtlich konjunkturbelebender Maßnahmen vom Fragesteller mündlich begründet wird und eine Debatte über den Gegenstand stattfindet. 

Gemäß § 37 Abs. 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen - und das wurde so auch verlangt - die Verlesung der dringlichen Anfrage zu erfolgen, und ich bitte daher den Herrn Schriftführer, diese drei bis vier Seiten zu verlesen. 

Schriftführer GR Rudolf Klucsarits: "Dringliche Anfrage der GRe Dr Matthias Tschirf und Georg Fuchs an den Herrn Bürgermeister, betreffend Versäumnisse der sozialistischen Stadtregierung hinsichtlich konjunkturbelebender Maßnahmen, eingebracht in der Sitzung des Gemeinderats der Stadt Wien am 25.10.2002. 

Die Situation am Wiener Arbeitsmarkt ist dramatisch. Ende September betrug die Arbeitslosenquote in Wien 8,4 Prozent, während bundesweit nur 5,9 Prozent arbeitslos gemeldet waren. Leider entwickelt sich die Beschäftigungssituation vor allem im Wiener Baugewerbe entgegen den Trends in den anderen Bundesländern negativ, was nicht zuletzt durch die Versäumnisse der Wiener Stadtregierung und die Untätigkeit und Ideenlosigkeit der zuständigen Ressortverantwortlichen verursacht wurde. Die Zahlen sprechen in diesem Zusammenhang eine eindeutige Sprache. Leidtragende dieser bedenklichen Entwicklung sind die zahlreichen im Baugewerbe tätigen Wienerinnen und Wiener sowie deren Familien. 

Während die gesamtösterreichische Produktion im Bauwesen in den ersten fünf Monaten dieses Jahres in etwa dem Vorjahresniveau entsprach, sank sie in Wien um 6,8 Prozent. Die Krise in der Wiener Bauwirtschaft wirkt sich natürlich auf den Beschäftigungsstand im Bauwesen negativ aus. Trotz Rekordbeschäftigung in Österreich ist es in der Baubranche in Wien zu einem Rückgang der Beschäftigten um 6,5 Prozent gekommen. 

Die Stadt Wien ist nunmehr dringend gefordert, durch aktives Handeln die Situation am Arbeitsmarkt, insbesondere in der Baubranche, zu verbessern. Insbesondere sollte der von der Volkspartei am 19.11.2001 gestellte Beschlussantrag betreffend Sofortmaßnahmen zur Stärkung der Wohnbauwirtschaft, der von der SPÖ und den GRÜNEN damals abgelehnt wurde, raschest zum aktiven Handeln anregen.

Neben dem Vorziehen von Infrastrukturinvestitionen der Stadt Wien scheinen insbesondere Maßnahmen im Wohnbau beziehungsweise in der Wohnhaussanierung dringend geboten. Nachdem bereits seit geraumer Zeit wieder eine angespannte Situation am Wohnungsmarkt festzustellen ist, ist es sinnvoll, die Anzahl der geförderten Neubauwohnungen wieder zu erhöhen, wobei insbesondere "Vorzieheffekte" anzustreben sind. Darüber hinaus sollen zusätzliche Anreize im beschäftigungsintensiven Bereich der Althaussanierung sowie bei der Förderung von ökologischen Maßnahmen (zum Beispiel Passivhaus, Wärmepumpen, Nachhaltigkeit durch BioBaustoffe) gesetzt werden.

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemäß §§ 36 und 37 der Geschäftsordnung des Gemeinderats der Stadt Wien an den Herrn Bürgermeister folgende dringliche Anfrage:

1. Ende September betrug die Arbeitslosenquote in Wien 8,4 Prozent, während bundesweit nur 5,9 Prozent arbeitslos gemeldet waren. Was haben Sie bis jetzt unternommen beziehungsweise welche Maßnahmen haben Sie gesetzt, um die dramatische Situation am Wiener Arbeitsmarkt zu verbessern?

2. Werden Sie entsprechende Veranlassungen treffen, um ein Vorziehen von Investitionen, insbesondere Infrastrukturinvestitionen, der Stadt Wien zu ermöglichen?

3. Warum haben Sie die rechtzeitigen Warnungen des Präsidenten der Wirtschaftskammer im Vorjahr betreffend Arbeitslosigkeit im Bau- und Baunebengewerbe nicht ernst genommen?

4. Warum haben Sie im Vorjahr die budgetierten Fördermittel für Wohnbau und Sanierung zur Arbeitsplatzsicherung nicht voll ausgeschöpft?

5. Warum wurden trotz vorhandener Budgetmittel Investitionsprojekte (zur Verhinderung der Arbeitslosigkeit) nicht vorgezogen?

6. Welche zusätzlichen konjunkturbelebenden Maßnahmen haben Sie im Jahr 2000 bisher ergriffen? In welcher Höhe beliefen sich diese, aufgeschlüsselt nach den Punkten a bis d?

a) Welche im Sanierungsbereich?

b) Welche im Neubaubereich?

c) Welche im Altstadterhaltungsbereich?

d) Welche bei Baudenkmälern?

7. Hat es auf Grund der schlechten Konjunktursituation ein zusätzliches Impulsprogramm gegeben für:

a) den nachträglichen Einbau von Aufzügen,

b) Dachbodenausbauten,

c) Garageneinbauten,

d) Brandschutzeinrichtungen?

8. Warum wurde zur Verbesserung der Althaussubstanz und Beseitigung der in Wien vorhandenen Zehntausenden Substandardwohnungen in konjunkturschlechten Zeiten kein entsprechendes Schwerpunktprogramm in den Bezirken vollzogen?

9. Die thermische Gebäudesanierung trägt nicht nur zur Erreichung der Klimaschutzziele der Stadt Wien bei, sondern hat auch erhebliche Wirtschaftsbelebungs-, Beschäftigungs- und Steuereinnahmeneffekte für Wien. Warum haben Sie in einer Zeit schwacher Konjunktur nicht zusätzliche Anreize für die thermische Sanierung geschaffen?

10. Einzelsanierungen werden nur dann gefördert, wenn ein Kredit aufgenommen wird (Bankenförderung). Sind Sie der Meinung, dass jemand, der mit 100 Prozent privatem Kapital die Sanierung durchführt, auch in Zukunft keine Förderung bekommen soll?

11. Werden Sie die Mobilisierung des privaten Kapitals für den Sanierungsbereich durch Herabsenkung der 15‑jährigen ertragslosen Zeit auf 10 Jahre befürworten?

12. Wie viel wurde dieses Jahr für den Austausch von Bleirohren aufgewendet beziehungsweise investiert?

13. Eine kontinuierliche Auftragsvergabe ist für die Planung jedes Unternehmens besonders wichtig. Halten Sie es für sinnvoll, dass große Teile der jährlichen Förderungszusicherungen bis Ende des Jahres zurückgehalten werden?

14. Verfügen Sie über Instrumente zur präzisen Abschätzung der Beschäftigungseffekte am Bau unter Berücksichtigung des Investitionsstandorts, Produktionsstandorts und Wohnorts? Wenn ja, welche sind diese Instrumente? Wenn nein, warum nicht?

15. Wurden seitens der Stadt Wien Forschungsaufträge über die Wirkung der baurelevanten Maßnahmen vergeben? Wenn ja, warum wurden diese nicht dem zuständigen Ausschuss vorgelegt? Wenn nein, warum nicht?

16. Um Anreize für eine solche Wirtschaftsbelebung, insbesondere am Bausektor, zu schaffen, laufen in anderen europäischen Ländern entsprechende Impulsprogramme und es wird laufend Öffentlichkeitsarbeit bei der Bevölkerung und bei Eigentümern betrieben. Warum beschränkt sich die Öffentlichkeitsarbeit für diesen Bereich bisher nur auf zwei Einzelveranstaltungen?

17. Ein wichtiger Beitrag zur Förderung von Arbeitsplätzen ist der Abbau der Bürokratie. Warum müssen sanierungswillige Hausbesitzer noch immer mindestens zwei bis drei Jahre auf eine Förderungszusicherung warten?

18. Sind Sie der Meinung, dass diese Wartezeit für investitionswillige Antragsteller angemessen beziehungsweise bürgerfreundlich ist?

19. Werden Sie sich in Zukunft für eine raschere Abwicklung verwenden?

20. Für das Wohnen im Grünen gibt es bei den Wohnbauträgern Tausende Vormerkungen und genügend Grundstücke im Besitz des WBSF. Werden Sie sich in Zukunft dafür verwenden, dass dem Bedarf an Reihenhäusern Rechnung getragen wird und dass für eine entsprechend raschere Umwidmung gesorgt wird?

21. Tausende Wienerinnen und Wiener sind für wenige Pilotprojekte "Wohnen im Grünen" bereits vorgemerkt. Treten Sie dafür ein, dass für solche beziehungsweise ähnliche Projekte forciert geeignete Grundstücke durch die Stadt beziehungsweise den WBSF bereitgestellt werden?

22. Warum wurde das EU-Programm "EQUAL" (gegen die Ausgrenzung am Arbeitsmarkt) erst vor drei Wochen präsentiert, obwohl es dieses Projekt bereits seit 1999 gibt und seit dem Jahr 2000 umgesetzt hätte werden können?

23. Werden Sie in Zukunft für die Umsetzung von Maßnahmen der Bau-Biologie und der Nachhaltigkeit durch Biobaustoffe sowie für Alternativenergiesysteme im Bereich des Förder- und Vergabewesens eintreten?"

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Laut § 37 bin ich, meine Damen und Herren, dem Wunsch des ÖVP-Klubs nachgekommen, die Verlesung durchführen zu lassen.

Für die Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung eine Redezeit von 20 Minuten vor, und zur Begründung dieser dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn GR Fuchs das Wort.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderats!

Es ist natürlich schon bemerkenswert, wenn wichtige Fragen gestellt werden an den Herrn Bürgermeister und man sich unterhält und gar nicht zuhört, was gefragt wird. (GR Harry Kopietz: Im Gegensatz zu euch können wir lesen!) Ich habe gerade mit einem Kollegen von Ihnen gesprochen, der es nicht gelesen hat. (GR Godwin Schuster: Nein!) Sehen Sie, und genauso gehen Sie damit um, und das zeigt, welche Stellung Sie wichtigen Fragen in dieser Stadt beimessen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Die Situation am Arbeitsmarkt ist dramatisch. (GR Godwin Schuster: Ja, ja, ja! - GR Harry Kopietz: Durch die blau-schwarze Chaosregierung!) Ursache, Herr Kollege Driemer, ist, weil die Stadt Wien Versäumnisse getätigt hat, weil sie Investitionsvolumen reduziert hat - ich werde es Ihnen beweisen -, weil sie Investitionen nicht vorgezogen hat und weil sie keine legistischen Verbesserungen durchgeführt hat. Das sind die Dinge, die drei Säulen, warum es in unserer Stadt die Arbeitslosigkeit vermehrt gibt, als in Österreich gesamt. (Beifall bei der ÖVP.)
Lassen Sie mich vergleichen den Jahresdurchschnitt der Beschäftigten der Vorjahre, 2001 zum Beispiel mit den zehn Jahren davor. Lassen Sie mich das nur vergleichen, so ergibt sich gesamtösterreichweit ein Zuwachs von 82 000 Arbeitsplätzen, in Wien - Herr Kollege Driemer, Sie müssten es genau wissen - ein Minus von 10 100. - Das war 2001. Meine Damen und Herren! Vergleicht man diesen Zehnjahresschnitt der Beschäftigten mit 2002, so ergibt sich gesamtösterreichweit auf Grund der guten Politik unserer Bundesregierung (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) ein Plus von 164 000 - rechnen Sie das bitte nach, dann werden Sie diese Zahlen bestätigen -, aber in Wien - und jetzt, Herr Kollege Driemer, wird es ganz dramatisch - ein Minus von 11 997, also innerhalb eines Jahres eine gigantische Steigerung. Hätte Wien nur diese Position gehalten, hätte ganz Österreich 177 000 Beschäftigte mehr. Aber Wien hat die Position nicht gehalten und ich werde Ihnen auch beweisen, warum die Position nicht gehalten worden ist. (GR Heinz Hufnagl: Weil Bundesdienststellen abgesiedelt wurden!) 

Ende September, Herr Kollege, hatte Wien 8,4 Prozent mehr Arbeitslose, bundesweit waren es 5,9. Wenn Sie es nicht glauben wollen, dann lesen Sie bitte die Statistik vom AMS. Trotz dieser Rekordbeschäftigung in Österreich ist es der Stadt Wien gelungen, das Wiener Bau- und das Baunebengewerbe zu einem Rückgang von 6,5 Prozent zu bewegen. Meine Damen und Herren! 6,5 Prozent Arbeitslose: Wissen Sie, was das für Schicksale sind? - Ich behaupte - und jetzt hören Sie genau zu -, dass Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ-Alleinregierung in dieser Stadt, aus parteitaktischen Gründen die Wohnbauförderungsmittel zurückgehalten haben. Das ist ein Skandal! (Beifall bei der ÖVP.)
Und wenn Sie glauben, das ist nur eine Aussage von mir, dann hören Sie sich bei Ihren Mitarbeitern, bei den Kolleginnen und Kollegen des AMS in den verschiedenen Bezirken um. Die lächeln Sie an, wenn Sie fragen, warum weniger Aufträge fließen von der Stadt an das Baugewerbe: Weil Sie Druck erzeugen wollen. Und das ist der große Skandal! (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Sie erhalten vom Bund 472 Millionen EUR - Euro, nicht Schillinge - an Bundesmitteln aus dem Finanzausgleich. Und wie war Ihre Gräuelpropaganda damals? - Ich erinnere Sie nur, bei Antritt der Bundesregierung sind Sie hier gestanden und haben Sie gesagt: Es wird keine Förderungsmittel geben! Katastrophal, diese schwarz-blaue Regierung. - Die Bundesregierung hat dafür gesorgt, dass diese Förderungsmittel an das Land Wien fließen. Wir wissen, dass die Menschen sie brauchen. - Sie haben schwarzgemalt, wir haben richtig gearbeitet. 

Zusätzlich zu diesen 472 Millionen EUR haben Sie weitere Einnahmen von 145 Millionen EUR aus Darlehensrückflüssen oder Zurückkäufen gehabt. Herr Finanzstadtrat, Sie wissen das. Und zusätzlich haben Sie weitere 436 Millionen EUR an Rücklagen gehabt oder 6 Milliarden S für den, der das genau wissen möchte. Sehen Sie, und ausgegeben haben Sie im Vorjahr laut Ihrem Budget - und die Zahlen werden ja stimmen - 453 Millionen EUR!

Würden Sie, meine Damen und Herren, hier stehen und würden wir da drinnen sitzen an Ihrer Stelle, würden Sie sagen: Das ist der Skandal! 

Sie haben 2001Geld zurückbehalten, obwohl Sie gewusst haben, dass es eine Weltwirtschaftsflaute gibt, obwohl Sie gewusst haben, dass Sie gegensteuern müssen. Dennoch haben Sie weniger investiert. Sie haben wider besserem Wissen gehandelt. Statt in konjunkturschwachen Zeiten zu investieren, haben Sie weniger ausgegeben. Und ich werde es Ihnen beweisen.

Für den Wohnungsneubau haben Sie im Jahr 2000 478 Millionen EUR ausgegeben, 2001 nur mehr 249 Millionen EUR. Und für 2002 gilt das Gleiche. Bis zum heutigen Tage haben Sie erst etwas mehr als 50 beziehungsweise 60 Prozent an Förderungen zugesichert. Bei der Wohnhaussanierung ist es dasselbe, da geht es genauso weiter. 

Wissen Sie denn nicht, dass Sie mit diesen 264 Millionen EUR, die Sie zu wenig ausgegeben haben, viele, viele Arbeitsplätze hätten retten können, mit diesen Investitionen? Denn mit 70 Millionen EUR können Sie 2 000 Arbeitsplätze sichern. Und das ist ja etwas. Da hätten Sie vieles wettmachen können. Damit haben Sie von der SPÖ die politische und die soziale Verantwortung endgültig abgelegt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich stelle fest: Die Sozialdemokraten haben trotz vorhandener Geldmittel keine zusätzlichen Maßnahmen im Neubau, in der Sanierung und in der Infrastruktur am Bau unternommen. Die Auswirkungen, die Sie jetzt haben, sehen Sie: 29 Prozent mehr Arbeitssuche in der Bauwirtschaft als im Jahr 2000, wenn man nur diese zwei Jahre vergleicht. 

Wenn Sie, Herr Kollege Driemer, in Ihren Aussendungen, die Sie vor ein paar Tagen gemacht haben, behaupten, die Arbeitslosenrate in Wien ist gleich geblieben, so können Sie entweder nicht Statistik lesen oder der Schreiber der Aussendung kann einfach nicht rechnen. 

Im Juni dieses Jahres wurde der Planungsstadtrat gefragt, ob er Instrumente zur präzisen Abschätzung der Beschäftigung im Bau hat - Herr Planungsstadtrat, Sie werden sich ja erinnern -, dass man abschätzen kann, wie viele Arbeitsplätze mit Investitionen im Bau geschaffen werden können. Sie haben damals in der Fragestunde gesagt: Das wissen wir eh alles, wir brauchen das nicht, kein Bedarf. Bitte nachlesen. Statt sofort einen Forschungsauftrag zu geben, über die Wirkung der baurelevanten Maßnahmen, meine Damen und Herren, hat der Finanzstadtrat - und da spreche ich Sie an - bis heute dazu nichts unternommen. Denn so eine Studie gibt es noch nicht. Obwohl es Gesellschaften gibt, die solche ausarbeiten, obwohl es Bundesländer gibt, die das tun. 

Und weil ich schon bei Ihnen bin, Herr Finanzstadtrat. Haben Sie gewusst, meine Damen und Herren, dass der Herr Finanzstadtrat seit 1999 ein EU- Programm in der Tasche hatte gegen die Ausgrenzung am Arbeitsmarkt? Dieses Programm hat er erst vor vier Wochen vorgestellt. Seit 1999 ist er im Besitz dieses Programms, seit 2000 hätte er es schon längst umsetzen können. Die Bundesregierung hat mit diesem EU-Programm 77 Projekte umgesetzt. Der Finanzstadtrat fängt erst im Jahre 2002 an, darüber nachzudenken, weil er es erst dann dem AMS vorstellt. Das ist doch fahrlässig, bitte, Herr Finanzstadtrat! (Beifall bei der ÖVP. - Bgm Dr Michael Häupl: Vorsichtig sein!)

Sehen Sie, das sind die Vorwürfe. Sie tun nichts. Das Programm hat immerhin Gültigkeit bis 2005. Sie können sich noch anstrengen. 101 Millionen EUR stehen für Sie zur Verfügung, um abzurufen, wenn Sie Projekte bieten. Jetzt haben Sie endlich Gott sei Dank begonnen.

Es geht weiter: Zehntausende Vormerkungen für Reihenhäuser gibt es bei den Wohnbaugenossenschaften, bei den gemeinnützigen Bauträgern. Alle die wollen diese Reihenhäuser, Siedlungshäuser. Keine Umwidmungen gibt es, Herr Planungsstadtrat. Da hält man ja etwas zurück. Geld ist aber vorhanden. Ja, warum tun Sie das nicht, was die Menschen wollen, warum investieren Sie dort nicht, wo eine Nachfrage ist? Wollen Sie dort wieder investieren, wie am Leberberg, wo keine Nachfrage ist, an schlechten Orten, wo die Wohnungen dann leer stehen? Jetzt hätten Sie es richtig tun können. Herr Planungsstadtrat, Sie sind in Verzug. Obwohl wir die Grundstücke haben bei den Bauträgern, fast 2 Millionen Quadratmeter.

Und von den Forschungsaufträgen habe ich schon gesprochen. Ich glaube einfach, dass im Sanierungsbereich viel mehr unternommen hätte werden sollen, viel mehr, denn jeder Euro Förderung in die Sanierung ist mit 2,5 bauwirksam.

Wissen Sie, dass 41 Prozent aller eröffneten Insolvenzen das Baugewerbe in Wien betreffen? Das muss Ihnen doch zu denken geben. Warum haben Sie denn bitte nicht die Warnungen des Herrn Präsidenten Nettig vor einem Jahr wahrgenommen, wie er in den Zeitungen darüber geschrieben hat? Warum haben Sie das nicht getan, für das Kleingewerbe, für die vielen Leute, die sich mühevoll in ihren Unternehmen abrackern? Das wurde in keiner Weise getätigt. 

Die Wahrheit bei diesen Förderungen der Sanierung ist folgende, und da nehme ich jetzt nur die thermische Sanierung her. Schauen Sie sich die thermische Sanierung an. Frau StRin Kossina ist leider nicht da, Wohnbaustadtrat Faymann ist auch nicht da. (Bgm Dr Michael Häupl: Der kennt Ihre Rede vermutlich!) Komischerweise ist es ihm gar nicht wichtig, als Wohnbaustadtrat, wenn es um Wohnbau geht, da zu sein. Wahrscheinlich sind ihm die Menschen dieser Stadt egal. Ich stelle fest, dass das nicht in Ordnung ist. (Bgm Dr Michael Häupl: Schaut auf eure eigene Fraktion!)

Ich darf hier darauf hinweisen, dass Sie, Herr Kollege Driemer, zum Beispiel gesagt haben, Sie wollen bei der thermischen Sanierung 5 000 Wohnungen einbeziehen. Wissen Sie, wie die Wahrheit ausschaut bei der thermischen Sanierung? 2001 58 Projekte, 7 846 Wohnungen. Statistik 2001. 21 Millionen S Förderungsmittel. 2002, bis vor ungefähr einer Woche, gibt es 43 Projekte. Sie sind sogar heruntergefallen, obwohl das nichts ist, was Sie 2001 an thermischer Sanierung gemacht haben. Sie sind von 58 auf 43 heruntergefallen, von 7 846 Wohnungen auf 2 000 Wohnungen. 

Was hilft es denn den Menschen, den Unternehmen, wenn Sie im Dezember in die Landesregierung einen Schwung Förderungen hineingeben? Dann werden die doch nicht wirksam in diesem Jahr. Die brauchen bitte kontinuierliche Auftragsvergaben, und das sind jene Dinge, die wir Ihnen vorwerfen. 

Sehen Sie, da rede ich gar nicht den Klimaschutz an bei der thermischen Sanierung und die Aussage der StRin Kossina, dass Öllicht wichtiger ist, als die Pellets-Heizung. Das ist überhaupt ein starkes Stück. 

Meine Damen und Herren! Sie haben die Herausforderungen der Zukunft nicht erkannt, weder im Energieeinsparen bei den Nullenergiehäusern, Niedrigenergiehäusern, noch bei der Erdwärme. Hier gibt es keine Förderung, auch wenn Fördermittel da wären. Hier würde es sich entwickeln von einer Nische zu einer riesigen Sparte, würden die Unternehmen entsprechende Umsätze machen, wenn Sie dafür sorgen würden, dass auch Fördermittel gegeben werden, so wie in den anderen Bundesländern.

Meine Damen und Herren! Bisher gibt es die Aussage - und die ist, glaube ich, ja noch gültig, Herr Bürgermeister - des Spitzenkandidaten Gusenbauer: Sparen, wo es sinnvoll ist. - Das Sparen im Baubereich, bei den Förderungsmitteln, bei den Menschen, bei den arbeitenden, da ist es nicht sinnvoll. 

Wenn Herr Gusenbauer schreibt, "Wir haben in den letzten Jahren viel lernen müssen, aber jetzt haben wir es", dann würde ich sagen: Seine Freunde in der Stadt Wien müssen noch viel lernen, was aggressives Investieren bedeutet. Und Gusenbauer hätte Ihnen sicherlich den Ratschlag geben können, hätte er schon etwas gelernt, dass Sie mehr investieren sollen. 

In dem Sinne, glaube ich, ist die dringliche Anfrage für die Menschen, die keine Arbeit haben in dieser Stadt, gerechtfertigt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Der Herr Klubobmann der Österreichischen Volkspartei hat heute am Vormittag schon mit einem Seufzer festgestellt, es ist Wahlkampf, und ich kann den Seufzer nunmehr auch nachvollziehen. Abgesehen davon weiß ich endlich, was der Herr Bundeskanzler gemeint hat, als er sich - in ähnlicher Form übrigens wie ich - vor kurzem über Wahlkampfzeiten geäußert hat. 

Und so gesehen erstaunt mich Ihre Anfrage auch nicht, aber der Zeitpunkt jedenfalls dieser Anfrage sehr wohl. Wäre sie vor etwa einem Jahr gekommen, so wie jene Anfrage der SPÖ im Nationalrat zum selben Thema, hätte mich das weniger verwundert, denn schon damals, also zu einem Zeitpunkt, als Herr Bundesminister Dr Bartenstein im Nationalrat erklärte, dass er nichts von kurzfristigen Konjunkturprogrammen halte - Sie können dies im Protokoll der 81. Sitzung des Nationalrats vom 24. Oktober 2001 nachlesen -, hat die Wiener Stadtregierung bereits intensive Analysen vorgenommen und über treffsichere Maßnahmen beraten.

Während Herr Bundeskanzler Schüssel noch am 12.12.2001 in seiner Erklärung "Erfolgsmodell Österreich - Standortverbesserung und Konjunkturbelebung" im Nationalrat sagte - ich zitiere - : "Es ist völlig verfehlt zu glauben, als kleine Volkswirtschaft die Konjunktur mit Milliardenausgaben allein bewegen zu können", hat die Wiener Stadtregierung dies zumindest versucht, und ich denke, meine Damen und Herren, dass es kein Versuch geblieben ist. 

Am 14. Februar 2002 hat die Stadtregierung in ihrer Klausurtagung ein Sonderinvestitionsprogramm für die Wiener Wirtschaft im Ausmaß von 1 Milliarde S oder rund 72 Millionen EUR beschlossen. Alleine der Wiener Krankenanstaltenverbund trägt dazu mit einem Bruttowert von Investitionen und Instandhaltungsaufwendungen in der Höhe von zirka 40 Millionen EUR für wirtschaftsbelebende Maßnahmen bei - eine Maßnahme, die übrigens hier in diesem Haus in der Sitzung des Gemeinderats am 27. Juni 2002 in Form einer Änderung des Wirtschaftsplans 2002 für den Wiener Krankenanstaltenverbund einstimmig beschlossen wurde. Ein Großteil dieser Beauftragungen, voraussichtlich im Ausmaß von mehr als 30 Millionen EUR, wird dabei noch im Jahr 2002 zur Abrechnung gelangen. 

Auch der restliche Magistrat, allen voran die Wiener Schulverwaltung, der Bereich Umwelt und andere mehr, setzt mit zusätzlichen Detailprojekten im Ausmaß von ebenfalls über 30 Millionen EUR alle Hebel in Bewegung, um trotz einseitiger Rahmenbedingungen von Bundesseite wieder einmal die "Quadratur des Kreises" zu ermöglichen. 

Letztendlich ist es durch eine Summe geeigneter Maßnahmen gerade in einer Zeit der wirtschaftlichen Stagnation gelungen, den Investitionsmitteleinsatz der Stadt Wien entgegen den gegenläufigen Effekten bei Bundesinvestitionen deutlich zu steigern und auf einen absoluten Spitzenwert zu bringen. So wird nach derzeitiger Prognoserechnung die so genannte Investitionsquote per Ultimo 2002 einen Wert von über 1 370 Millionen EUR, knapp 19 Milliarden S, erreichen. Dazu kommen investive Ausgaben des Wiener Stadtwerkekonzerns von rund 580 Millionen EUR sowie der Unternehmung Wiener Wohnen von rund 130 Millionen EUR, in Summe mehr als 2 Milliarden EUR oder rund 29 Milliarden S. 

Das bedeutet zusammengefasst eine Steigerung um sensationelle 11,7 Prozent. Dabei sind weitere von der Stadt initiierte und geförderte Projekte und Vorhaben, wie zum Beispiel St. Marx, Wiener Messe und so weiter, noch nicht berücksichtigt. 

Die Steigerung der Investitionsquote um 11,7 Prozent, meine Damen und Herren, ich denke, das spricht für sich und das soll uns erst einmal jemand nachmachen. 

So viel zu Ihrem Vorwurf der wirtschaftlichen Ignoranz und Passivität.

Wenden wir uns nun der Arbeitslosigkeit am Bau zu. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob ich Sie in der Tat beruhigen soll, aber die Arbeitslosenzahlen für Wien sind seit dem letzten Sommer im Vergleich zum Vorjahr nicht angestiegen, wie Sie wiederholt behaupten, sondern gesunken. Im Detail heißt dies, dass im August dieses Jahres einer Steigerung der Arbeitslosigkeit auf Bundesebene von plus 8,9 Prozent eine Reduktion der Arbeitslosigkeit auf Wiener Ebene von 1,1 Prozent gegenüberstand und im September einer Erhöhung der Arbeitslosigkeit auf Bundesebene um plus 7,6 Prozent eine Reduktion auf Wiener Ebene von immerhin noch 0,1 Prozent. 

Diese Fakten und Zahlen legen Beweis dafür ab, dass die Wiener Strategie Erfolg hat. 

Die Wiener Wirtschaft und der Wiener Arbeitsmarkt zeigen Anzeichen einer beginnenden Erholung, und ich kann Ihnen versichern, meine Damen und Herren, wir werden alles daransetzen, um diese sich anbahnende Entwicklung noch zu verstärken.

Aber ich muss Ihnen eines auch sagen: Die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung oder eigentlich die Nichtwirtschaftspolitik, die Nichtkonjunkturpolitik der Bundesregierung, machen unsere Bemühungen nicht leicht. Selbst dort, wo man uns nicht schaden kann, versucht man unsere sichtbaren Erfolge wegzureden, ganz gleichgültig, ob die sachliche Grundlage dafür fehlt oder nicht.

Unsere klare Antwort auf alle Ihre Fragen lautet daher: Die Wiener Stadtregierung hat bereits vor langer Zeit die Gewitterwolken am Konjunkturhimmel aufziehen gesehen und sofort entschieden gehandelt. Sie wird an dieser Linie unerschütterlich festhalten, sie wird mit der Wiener Wirtschaft, mit den Wiener Arbeitnehmern und mit der Wiener Bevölkerung an einem Strang ziehen, ganz gleichgültig, ob gemeinsam mit einer neuen Bundesregierung oder gegen eine neue Bundesregierung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Erlauben Sie mir nun, zu den Detailfragen Folgendes auszuführen:

Zu 1 und 2: Insgesamt sind in Wien im Rahmen des so genannten Territorialen Beschäftigungspaktes für das Jahr 2002 knapp 190 Millionen S für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen budgetiert. Diese setzen sich aus Maßnahmenkosten und Individualförderungen des AMS, des WAFF sowie des BSB zusammen. Im Rahmen dieser Beratungs-, Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen werden bis Jahresende knapp 84 000 TeilnehmerInnen erreicht werden. Dazu kommen noch 48 000 Personen im Rahmen der Weiterbildung durch den WAFF. 

Zusätzlich zu den im Rahmen des TBP vorgesehenen Mitteln setzt der WAFF im laufenden Jahr noch rund 8,9 Millionen EUR für Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit ein.

Auf die schwierige Situation für Jugendliche wurde von Seiten des WAFF mit einem Maßnahmenpaket reagiert, für das insgesamt rund 5,2 Millionen EUR bereitstehen und mit dem 2 347 Jugendliche erfasst werden. Das AMS Wien hat im Rahmen seines Sonderprogramms Mittel in der Höhe von 43 Millionen EUR schwerpunktmäßig für Jugendliche bereitgestellt. 

Im Rahmen des am 14. Oktober 2002 beschlossenen Arbeitsprogramms 2003 des WAFF wird die spezifische Situation am Wiener Arbeitsmarkt durch besondere Schwerpunktsetzung im Bereich Jugendliche, Frauen und Qualifizierung adäquat berücksichtigt. Für diese arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sind mehr als 26 Millionen EUR budgetiert.

Was das Vorziehen von Investitionen betrifft, so weise ich auf meine einleitenden Worte und die dort zahlreich angeführten und rechtzeitig gesetzten investitionsforcierenden Maßnahmen hin.

Weiters wurden und werden längerfristige Projekte, wie beispielsweise die Altlastenabsicherung Breitenlee, Lobau und Siebenhirten, mit einem Auftragsvolumen von zirka 73 Millionen EUR forciert. Als zukunftsorientierte Stadt werden darüber hinaus zur Verbesserung der Situation am Winterbau im Budget 2003 geplante Vorhaben bereits vorbereitet. 

Zu 3, was die Warnungen des Herrn Präsidenten Nettig der Wiener Wirtschaftskammer betrifft. Ich habe auf die Hinweise des Präsidenten der Wiener Wirtschaftskammer, meines Freundes KommR Walter Nettig, sehr gut gehört, ebenso wie ich auf die Analysen und Vorschläge meines Finanz- und Wirtschaftsstadtrats Sepp Rieder gehört habe. Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, würde ich auch Ihnen empfehlen, nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass Sie es sicherlich auch dieser Freundschaft zu verdanken haben, dass ich Ihnen keine Zitate aus der gestrigen Wirtschaftsveranstaltung "20 Jahre Wirtschaftsförderungsfonds" hier und heute darlege.

Es ist auch eine Strategie, mit einem Konjunkturgipfel so lange zu warten, bis der Nationalrat nichts mehr beschließen kann, weil er sich bereits im Auflösungsstadium befindet. Das ist aber sicherlich keine verantwortungsvolle wirtschaftspolitische Vorgangsweise. Verantwortungsvolles Handeln heißt schnelles, entschlossenes Handeln. Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit darf keinesfalls, wie es die Bundesregierung derzeit auch vorführt, zu einem Nebenschauplatz und Nebenthema der Wirtschaftspolitik degradiert werden. Das zu verhindern, dafür wählen uns die Menschen, dafür sind wir da und ich kann Ihnen versichern, wir werden unsere Verantwortung in Wien wahrnehmen.

Erfolgreiche Maßnahmen auf diesem Gebiet sind zum Beispiel die von der EU-Kommission ausdrücklich gelobten regionalen Beschäftigungspakte. Dazu zählt etwa der bereits erwähnte Territoriale Beschäftigungspakt Wien 2002, der jüngst von der Wiener Landesregierung beschlossen wurde. 

Dafür stellt die Stadt Wien rund 14 Millionen EUR zur Verfügung, die aus Mitteln des AMS nochmals verdoppelt werden. Dieses Paket umfasst unter anderem direkte Fördermaßnahmen für 4 050 Jugendliche, eine Frauenquote von mehr als 50 Prozent sowie erstmals eine Einbeziehung von 600 behinderten Menschen. Im Rahmen des Territorialen Beschäftigungspaktes werden Kooperationen mit 1 700 Wiener Unternehmen eingegangen. 

Von der Europäischen Union ebenfalls gelobt werden Zeitarbeitsmodelle, wie sie Wien als erstes Bundesland im Rahmen der WAFF-Initiative "Flexwork" verwirklichte.

Wien beweist somit, dass mit aktiver Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik Probleme am Arbeitsmarkt effizient bekämpft werden können. So waren die Zuwachsraten an Arbeitslosen noch zu Beginn dieses Jahres die höchsten Österreichs. Mittlerweile befinden sich die Zuwachsraten im unteren Drittel, die Zunahme der Jugendarbeitslosigkeit ist deutlich unter dem Bundesschnitt. So ist die Jugendarbeitslosigkeit im August in Wien im Vergleich zum Vorjahr um 11,4 Prozent gesunken, während sie österreichweit um 6,1 Prozent anstieg. Am Bau konnte Wien im August als einziges Bundesland überhaupt eine Abnahme der Arbeitslosigkeit um 1,1 Prozent erreichen.

Zu 4 und 5: In Wien befinden sich, trotz der Notwendigkeiten, die sich aus dem Stabilitätspakt und der Maastrichtkonformität ergeben, der geförderte Wohnungsneubau und die geförderte Wohnhaussanierung nach wie vor auf einem sehr hohen Niveau. Gerade der für den Beschäftigungseffekt besonders wichtige Sanierungsbereich ist auf Rekordniveau. Die aktuell in Bau befindlichen Projekte umfassen ein Bauvolumen von 489,4 Millionen EUR, das sind 6,8 Milliarden S. Das ist um 4 Prozent mehr als Anfang 2001 und 27 Prozent mehr als Anfang 2000. Inklusive der schon in Bauvorbereitung befindlichen Objekte wird ein Bauvolumen von 706,4 Millionen EUR, also um 12 Prozent mehr als Anfang 2001 und 45 Prozent mehr als 2000, erreicht.

Im gesamten Bereich des Hochbaus, der Sanierung und des Neubaus sichert die Stadt Wien durch ihre Investitionen und Förderungen in Höhe von 1,3 Milliarden EUR im heurigen Jahr die Beschäftigung von etwa 40 000 Arbeitnehmern im Bau- und Baunebengewerbe. Allein die Investitionen der Stadt Wien im Hochbaubereich sind höher als sämtliche Infrastruktur-Investitionen des Bundes, die von 2,4 Milliarden EUR im Jahr 1996 auf 1,2 Milliarden EUR im Jahr 2002 gesunken sind.

Nach dem Aufholbedarf an Neubauwohnungen Mitte der Neunzigerjahre stabilisiert sich seit 2000 die Quantität des geförderten Wohnungsneubaus in Wien. Mit dem aktuellen Ausmaß an geförderten Neubauprojekten liegt Wien nicht nur im internationalen Vergleich sehr hoch. Im Regierungsprogramm sind 25 000 geförderte Neubauwohnungen in dieser Legislaturperiode vorgesehen, um eine Knappheit am Wohnungsmarkt zu vermeiden.

Der Fördermitteleinsatz im Neubau wird im nächsten Jahr um 30 Millionen EUR gegenüber dem Jahr 2002 aufgestockt werden. In der Sanierung kann mit 178 Millionen EUR das in Wien seit Jahren gleich bleibend benötigte Förderungsvolumen trotz geringer werdender Mittel gehalten werden.

Ein Vorziehen von Neubau-Projekten aus arbeitsmarktpolitischen Gründen wäre nur sinnvoll, wenn ein entsprechend erhöhter Bedarf beziehungsweise eine stärkere Nachfrage bestünde. Sowohl auf Grund der derzeit vorliegenden Daten als auch der Beurteilung durch die am geförderten Wohnungsmarkt agierenden Bauträger, die auch das wirtschaftliche Risiko für die errichteten Wohnungen tragen, ist eine entsprechend vermehrte Nachfrage nicht erkennbar. 

Abschließend will ich mir es nicht nehmen lassen, gerade Ihre Fraktion darauf hinzuweisen, dass im Rahmen der Verhandlungen zum Finanzausgleich 2001 vereinbart wurde, die Zweckwidmung der Rückflüsse aus gewährten Wohnbauförderungsdarlehen aufzuheben, um diese für Infrastrukturmaßnahmen verwenden zu können. 

In Wien werden diese Rückflussmittel zweckentsprechend für Infrastrukturmaßnahmen verwendet, während andere Bundesländer ihre Forderungen aus gewährten Wohnbauförderungsdarlehen veräußert haben, und in weiterer Folge diese Mittel nicht zum Wohle der Wirtschaft und der Arbeitssuchenden investieren, sondern in diversen Bankinstituten einmotten, um mit den Zinseinnahmen ihre schwachen Haushaltsstrukturen zu kaschieren.

Zu 6 bis 9: Sowohl im Inland als auch bei ausländischen Delegationen gelten die Wiener Förderungsinstrumente als vorbildlich. Ein zusätzlicher Förderungsanreiz ist daher, sieht man von der beabsichtigten Aufstockung der Förderungsmittel für die Lückenverbauungen ab, nach Ansicht von Experten nicht erforderlich. Die in den letzten Jahren zusätzlich geschaffenen Anreize bestehen beispielsweise mit der neuen Förderungsschiene THEWOSAN, mit dem einfacheren Zugang zu Aufzugsförderungen sowie der besseren Förderung von Dachgeschossausbauten in erneuerungsdringlichen Gebieten. 

Die Rahmenbedingungen auf Bundesebene sind jedoch dafür verantwortlich, dass trotz des hohen Einsatzes von Förderungsmitteln eine zusätzliche Konjunkturbelebung derzeit ausbleibt. Es fehlen die gesetzlichen Voraussetzungen für weitere finanzielle Anreize im Sanierungsbereich, und dies betrifft vor allem die thermische Sanierung und den nachträglichen Aufzugseinbau. 

Ein weiteres Impulsprogramm für den nachträglichen Einbau von Aufzügen, Garageneinbauten und Brandschutzeinrichtungen wäre auf Grund der bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen derzeit wohl nur möglich, wenn die öffentliche Hand bis zu zwei Drittel der Investitionskosten finanzieren würde. Derzeit werden jedenfalls im Rahmen von Einzelanträgen so viele Aufzüge gefördert wie in den Jahren 1995, 1996 und 1997 zusammen. 

Was die Verbesserung der Althaussubstanz betrifft, so wurden durch die Durchführung von Blocksanierungen, die Einrichtung weiterer Gebietsbetreuungen, bessere Förderung von Objekten in erneuerungsdringlichen Gebieten, Förderung von Geschäftslokalen im Zuge der Haussanierung und so weiter Anreize für Sanierungen in dicht verbauten Gebieten geschaffen. Der Substandardbeseitigung sind jedoch Grenzen gesetzt, da diese weder gegen den Willen des Hauseigentümers noch des Mieters durchgeführt werden kann. Dennoch konnte der Bestand dieser Wohnungen seit 1996 um 25 Prozent reduziert werden. 

Die Nachfrage nach Förderungsmitteln für die thermische Wohnhaussanierung - diese Sanierungsschiene wurde erst im Jahr 2000 geschaffen - ist weiterhin hoch. Dazu haben auch Informationsveranstaltungen des WBSF für Bauträger beigetragen. 

Engpässe bestehen im Bereich der Projektvorbereitung durch Bauträger beziehungsweise Hauseigentümer. Für das Jahr 2003 ist eine weitere Aufstockung der Mittel für die THEWOSAN-Förderung um 2,7 auf 30 Millionen EUR vorgesehen. Insbesondere im Bereich der Städtischen Wohnhäuser ist bereits ein sehr hohes Volumen an thermischer Sanierung in Bau beziehungsweise in Vorbereitung. Darüber hinaus wird ein umfassendes Programm zur Instandsetzung und Verbesserung von freiwerdenden Kategorie C‑Wohnungen in Angriff genommen. 

Zu 10: Die Wohnungsverbesserungsförderung für die Standardanhebung, den Heizungseinbau und den Fensterbau soll bedürftigen Wohnungsinhabern die Möglichkeit bieten, sich eine Wohnungs- und damit Lebensqualitätsverbesserung finanzieren zu können. Derjenige, der über genügend Eigenkapital verfügt, sollte am Wohnungsmarkt jederzeit in der Lage sein, sich eine lebenswerte Wohnung zu leisten. Die Wiener Wohnungspolitik ist vor allem von sozialen Gesichtspunkten geleitet. Eine Umverteilung hin zur wohlhabenden Bevölkerungsschicht ist nicht das Ziel dieser Politik.

Zu 11: Die Herabsetzung der 15‑jährigen Frist, die im Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz im Rahmen der Sockelsanierung vorgesehen ist, würde in erster Linie nur denjenigen Hauseigentümern dienen, die den Wert ihrer Häuser unter Einsatz beträchtlicher öffentlicher Mittel steigern wollen, um dann so rasch wie möglich sanierte Wohnungen Gewinn bringend zu verkaufen. Eine derartige Maßnahme wäre den Steuerzahlern gegenüber wohl nur sehr schwer zu verantworten. Ziel der "Sanften Wiener Stadterneuerung" ist die sozial verträgliche, die Mieter schützende Erhaltung und Verbesserung des Wohnungsbestands. 

Zu 12: Im Zuge der Förderungsschienen Sockel- beziehungsweise Totalsanierungen und Erhaltungsarbeiten werden die Trinkwassersteig- und ‑verteilungsleitungen getauscht, sofern dies nicht ohnehin bereits erfolgt ist. Wie hoch der Anteil der Kosten für den Austausch der Bleirohre in einem Sanierungsprojekt ist, ist schwer feststellbar, da diese Kosten nicht separat ausgewiesen werden. 

Für die Auswechslung von Bleianschlussleitungen - das sind die Leitungen vom Rohrstrang im Straßenraum bis zur Wasserzählanlage, die nun in der Tat in der Verantwortung der Stadt Wien und der Wiener Wasserwerke stehen - werden im Jahre 2002 3,4 Millionen EUR investiert. Wesentliche Investitionen werden auch für die Erneuerung des alten Rohrnetzes und die Sanierung der teilweise schon 130 Jahre alten Wasserbehälter vorgenommen. Im Jahre 2002 werden dafür 8,7 Millionen EUR aufgewendet.

Zu 13: Es ist unrichtig, dass Teile der jährlichen Förderungszusicherungen zurückgehalten werden. Gemeint ist offensichtlich, dass das budgetierte Förderungsvolumen erst gegen Ende des Jahres durch Anträge der Förderungswerber genutzt wird. Hier liegt es an der von den Bauträgern zu verantwortenden Planungsphase, dass Förderungsanträge samt notwendiger Unterlagen teilweise erst am Jahresende eingereicht werden. In der Folge ist es oft nur durch eine entsprechend rasche Bearbeitung durch die zuständige Magistratsabteilung möglich, die Förderungszusicherungen noch bis zum Jahresende auszustellen. Seitens der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung werden die Bauträger auch immer wieder auf diesen Umstand hingewiesen und animiert, Förderungsanträge zeitgerecht und möglichst verteilt auf das Jahr einzureichen. 

Zu 14: Der WAFF verfügt im Rahmen der integrierten arbeitsmarktpolitischen Prognosen über spezielle Daten zu den Entwicklungstendenzen des Wirtschaftsraums Wiens. Dabei werden regelmäßig Analysen zu allen relevanten arbeitsmarktpolitischen Bereichen, natürlich auch zu Branchen beziehungsweise Wirtschaftsklassen und entsprechende Prognosewerte geliefert. Allerdings kann im Zusammenhang mit Prognosen naturgemäß nicht von präzisen Daten, sondern eben nur von Entwicklungstendenzen gesprochen werden. 

Zu 15: Die Stadt Wien vergibt im Rahmen der Wohnbauforschung regelmäßig Aufträge an geeignete Forschungseinrichtungen, die sich auch mit den Zusammenhängen zwischen Wohnbau, Wirtschaft und Arbeitsmarkt beschäftigen. Dazu gehören Studien wie "Wohnen und Arbeiten in Wien" - Synthesis, 2001 - oder die Evaluierung laufender Programme, wie etwa im EU-Ziel‑2-Gebiet. Die Vorlage der Forschungsaufträge an den zuständigen Gemeinderatsausschuss erfolgt selbstverständlich immer dann, wenn die Zuständigkeitsgrenzen der Wiener Stadtverfassung dies verlangen. 

Zu 16: Ich kann nicht nachvollziehen, warum sich die Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien nur auf zwei Einzelveranstaltungen beschränkt haben soll. Richtig ist hingegen, dass die Wohnservice Wien GmbH, die im Auftrag der Stadt Wien Öffentlichkeitsarbeit für den geförderten Wohnbau betreibt, seit ihrer Gründung im Jahr 2000 zahlreiche Informationsveranstaltungen durchgeführt hat. Dabei wurden zigtausend Wienerinnen und Wiener, aber auch die Medien über die Impulsprojekte informiert. 

Im Rahmen von Enqueten, Tagungen und Fachveranstaltungen wurden wichtige Themenkomplexe unter Beteiligung höchstrangiger Experten aus dem In- und Ausland diskutiert und bearbeitet und anschließend in Wettbewerbsausschreibungen eingearbeitet. 

Durch die Kooperation mit Print- und elektronischen Medien wird laufend über aktuelle Entwicklungen im geförderten Wohnbau berichtet. 

Schließlich trägt die Wohnbörse des Wohnservice Wien im Internet entscheidend zur raschen Information einer breiten Öffentlichkeit, insbesondere der Wohnungssuchenden, über die Leistungen der Stadt Wien im geförderten Wohnbau bei. 

Außerdem erfolgt durch die Gebietsbetreuungen eine intensive Beratung von Hauseigentümern mit dem Ziel, die Zahl der Wohnhaussanierungen zu steigern. 

Auch vom Wiener Bodenbereitstellungs- und Stadterneuerungsfonds werden regelmäßig Informationsveranstaltungen zu verschiedenen Sanierungsfragen zielgruppenorientiert abgehalten, wie etwa die schon erwähnten Veranstaltungen für Bauträger zur thermischen Sanierung.

Zu 17 bis 19: Es ist vollkommen unrichtig, dass Hausbesitzer mindestens zwei bis drei Jahre auf eine Förderungszusicherung warten müssen. Von den im ersten Halbjahr 2002 beantragten 177 aufrechten Sanierungsanträgen liegen bereits jetzt bei 37 Objekten die Zusicherung beziehungsweise der Prüfbericht des WBSF vor. Dabei wird auch bei Sanierungsanträgen, bei denen ein Verfahren gemäß § 18 Mietrechtsgesetz erforderlich ist, die Förderungszusicherung vor der Schlichtungsstellenentscheidung erteilt. 

Gerade im Sanierungsbereich wurden in den letzten zwei Jahren durch eine Reihe von Maßnahmen wesentliche Beschleunigungen erreicht. Selbstverständlich werden laufend weitere Verbesserungen auch durchgeführt. 

Zu 20 und 21: Seitens des WBSF wurden bereits in den Jahren 2001 und 2002 Grundflächen im Ausmaß von zirka 224 000 Quadratmetern für das Schwerpunktthema "Wohnen im Grünen" vorbereitet. Die Vorbereitungen für Flächenwidmung, Baureifgestaltung und Infrastrukturversorgung laufen ebenfalls seit Beginn 2001. Wenngleich die Projekte hinsichtlich der Vorbereitungen unterschiedlich weit gediegen sind, kann ein Großteil im Jahr 2003 in die Realisierungsphase eintreten. In Summe sind über 1 000 Wohneinheiten im Rahmen dieses Schwerpunkts in Umsetzung. 

Zu 22, das ist das EU-Programm "EQUAL". Die Gemeinschaftsinitiative "EQUAL" ist ein europaweites Förderungsprogramm, das in der EU-Strukturfondsperiode 2000 bis 2006 abgewickelt wird. 

Für die Umsetzung des sehr anspruchsvollen Programms stellt die EU aus dem Europäischen Sozialfonds rund 101,7 Millionen EUR zur Verfügung, welche durch österreichische Mittel in der selben Höhe kofinanziert werden. Die Kofinanzierung erfolgt aus Bundesmitteln. 

In Österreich wird diese Gemeinschaftsinitiative daher auch federführend vom Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft in Kooperation mit dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur sowie dem Bundesministerium für Soziale Sicherheit und Generationen durchgeführt. 

Die genannten Bundesstellen vereinbaren somit auch die Vorgaben und Bedingungen für die Programmteilnahme, bestimmen den Zeitplan und geben die Rahmen und Richtlinien an die Organisationen, die ein gefördertes Projekt durchführen möchten, weiter. 

Der von den Bundesministerien vorgegebene Zeitplan sieht eine Einreichung von Planungs- und Zusammenarbeitsdokumenten bis zum 1. Mai 2002 vor. 

In Wien wurden unter finanzieller Verantwortung des WAFF neun Arbeitsprogramme, so genannte Entwicklungspartnerschaften, zur Förderung eingereicht. Der zuständige Begleitausschuss hat diese Anträge geprüft und, so wie 49 andere bundesweit, grundsätzlich zur Förderung empfohlen. Die Förderungszusagen der zuständigen Bundesministerien stehen aber bis dato noch aus. Fördermittel sind daher bislang vertraglich weder zugesagt und noch viel weniger ausbezahlt worden, obwohl das Programm "EQUAL" alle teilnehmenden Organisationen zu einem Projektbeginn spätestens ab 16.9.2002 verpflichtet hat. 

Die zuständigen Ministerien haben alle an "EQUAL" beteiligten Organisationen und Interessierte für den 14.11.2002 zu einer Informationsveranstaltung ins Hilton Vienna Hotel eingeladen - das abgesehen davon zurzeit zu ist. 

Vor diesem Hintergrund war es niemandem technisch möglich, die "EQUAL"-Projekte bereits seit dem Jahr 2000 umzusetzen. 

Zu 23: Im Bereich Alternativenergie und ressourcenschonendes Bauen wurde bereits seit April 1995 durch die Wettbewerbsjury beziehungsweise den Grundstücksbeirat sichergestellt, dass Projekte, die nicht ausreichende Qualitäten in den Bereichen Baustoffe und Energie aufweisen, nicht zur Förderung empfohlen werden. Hingegen wurden seither mehr als 77 Projekte zur Förderung empfohlen, die Alternativenergiesysteme, Fotovoltaik, Solaranlagen und so weiter, und besonders umweltschonende Baustoffe vorsehen. 

Aktuell läuft ein Bauträgerwettbewerb betreffend die österreichweit erste Großwohnanlage in Passivhausbauweise im 21. Bezirk, Kammelweg, mit zirka 200 Wohneinheiten, und darüber hinaus wurde im August 2002 eine neue Förderungsaktion für Biomasse-Heizungsanlagen geschaffen.

Zu guter Letzt sieht das Vergaberecht generell vor, dass der öffentliche Auftraggeber bei der Beschaffung von Leistungen auf deren Umweltgerechtheit zu achten hat. Das bedeutet, dass sich der Auftraggeber bei der Formulierung der zu beschaffenden Leistungen über deren Auswirkungen auf die Umwelt im Klaren sein muss und gegebenenfalls umweltfreundlichere Leistungen oder Produkte wählen sollte. Zur Unterstützung der ausschreibenden Dienststellen wurde 1998 die Projektgruppe für umweltgerechte Leistungen, später ÖkoKauf Wien, ins Leben gerufen. Hauptaufgabe von ÖkoKauf Wien ist die Erarbeitung und anwenderfreundliche Aufbereitung von ökologischen Kriterien, die den vergaberechtlichen Rahmenbedingungen entsprechen und durch deren Anwendung bei Ausschreibungen der Stadt Wien, insbesondere im Bereich der Bauleistungen, ökologisch und ökonomisch sinnvolle Impulse für die Umwelt gegeben werden. 

Ich danke jenen, die noch die Aufmerksamkeit bewahrt haben. Ich danke Ihnen schön. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke dem Herrn Bürgermeister für die Beantwortung der dringlichen Anfrage und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich Herr GR Dr Tschirf als Erster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten beschränkt ist. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben uns zwar jetzt einiges angehört, was rhetorisch gut geklungen hat, viele Daten, viele Fakten. (GR Heinz Hufnagl: Die Wahrheit!) Die Wahrheit, die Sie hier einfordern, ist die, dass wir es in Wien mit einer Arbeitslosigkeit von 8,4 Prozent zu tun haben und dass diese deutlich höher liegt, als es in anderen Bundesländern der Fall ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Österreichische Volkspartei in diesem Haus hat bereits am 23. Jänner dieses Jahres auf die dramatische Situation des Arbeitsmarkts und der Wirtschaftssituation hingewiesen. Es ist seither leider viel zu wenig geschehen, viel, viel zu wenig als notwendig wäre, gerade in dieser konjunkturellen Situation, in der wir uns derzeit befinden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, was wir feststellen können, ist aber Passivität, eine Passivität, die sich zeigt, wenn man durch diese Stadt geht. Da gibt es Projekte, die in der Zeit unserer Koalitionsbeteiligung ausgearbeitet worden sind und brachliegen. 

Der damalige VBgm Görg hat beispielsweise ein Projekt hinsichtlich der Aspang-Gründe vorgelegt, gemeinsam mit dem damaligen Wirtschaftsminister Farnleitner. Warum tun Sie nichts, dass das größte Brachland innerhalb des Gürtels einer entsprechenden Verbauung, einer Nutzung aus Arbeitsplätzen, Gewerbe, Wohnungen zugeführt wird? Warum tun Sie nichts? - Hier haben Sie ein Versäumnis, hier sollten Sie zeigen, dass Sie tat-sächlich etwas für die Wirtschaft und die Arbeitsmarktsituation in dieser Stadt tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mein Kollege Gerhard Pfeiffer wird noch eingehen auf ein anderes Projekt: BioTechnologie. 

Ich sage aber auch Erdberger Mais. Auch dort gibt es ein Projekt, das Sie vorgefunden haben. Was hat sich hier getan seit dem 27. April letzten Jahres? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Einzige, was wir immer wieder hören, ist nur "der böse Bund". "Der böse Bund" ist an allem schuld. 

Und da habe ich mir herausgesucht aus dem Juni 2000, dass der Wohnbaustadtrat - und ich bedaure es auch, er ist sehr massiv von dieser Frage betroffen, dass er hier an dieser Diskussion nicht teilnimmt - damals davon gesprochen hat, dass es zu einer Kürzung der Budgetmittel im Bereich des Wohnbaus, jener Zweckzuschüsse der Wohnbauförderung, die vom Bund an Wien gehen, von 6,5 auf 2,25 Milliarden S kommen wird. Das hat er hier in diesem Haus am 24. Juni 2000 gesagt. Und als mein Kollege Georg Fuchs ihn gefragt hat, was denn zu erwarten ist vom Bund hinsichtlich der Wohnbaufördermittel, hat er gesagt: Das Schrecklichste. 

Geschehen ist, und wir haben das vorhin schon gehört, dass tatsächlich Zweckzuschüsse für die Wohnbauförderung im Ausmaß von 6 477,8 Millionen S, also über 6 Milliarden S an Wien fließen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das heißt, der Bund gibt um nichts weniger als vorher und trotzdem werden diese Beträge einbehalten. 600 Millionen S verschwinden einfach so im Budget, werden nicht weitergegeben, obwohl es genug Projekte im Bereich des Wohnneubaus, der Assanierung gäbe. Hier geschieht nichts. Und das in einer Zeit der Rezession, in einer Zeit, in der Vorzieheffekte dringend notwendig wären.

Ich wiederhole das, was meine Fraktion bereits im Jänner gesagt hat: Handeln Sie im Interesse der Arbeitslosen, der Familien der Arbeitslosen. Das wäre soziale Kompetenz, weil nichts ist unsozialer, als den Menschen Arbeit vorzuenthalten. Das geschieht in dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wäre notwendig, die entsprechenden Investitionen vorzunehmen, die Volumina sind, Fördermittel. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei, orientieren Sie sich hier an dem, was hier auf Bundesebene geschieht. Orientieren Sie sich etwa daran, wie hier ein Konjunkturbelebungsprogramm vor kurzem verabschiedet worden ist. Bitte schauen Sie aber nicht nach Deutschland. Ich weiß, dort ist die Arbeitslosigkeit doppelt so hoch wie bei uns. Möglicherweise haben Sie schon für Ihr rot-grünes Programm all die Grauslichkeiten vorgenommen, die in Deutschland derzeit umgesetzt werden - von den verschiedensten Gebührenerhöhungen, Steuererhöhungen bis zu einer weiteren Zerstörung des Wirtschaftsstandorts Deutschland, was übrigens eines der Probleme für die europäische Wirtschaft ist, dass der einstige Motor der europäischen Wirtschaft mittlerweile der Bremser geworden ist. Wir sehen also was rot-grüne Regierung bedeutet, was hier geschieht und welchen Schaden das für die Arbeitnehmer, für die Wirtschaft bedeutet. 

Notwendig wäre aber anderes. Notwendig wäre, dass endlich in dieser Stadt all jene Schritte gesetzt werden, die möglich wären. Das ist eben im Wohnbau der Fall, das ist in der Frage der Umsetzung längst vorliegender Projekte in der Stadtplanung der Fall und in der Frage der Investition in die Zukunft dieser Stadt, in die Bildung, soweit das von Seiten der Stadt Wien auch der Fall wäre, weil auch hier könnte man sich am Bund ein Beispiel nehmen, der noch nie so viel für Bildung ausgegeben hat, wie das diese Bundesregierung tut. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Stimmt doch nicht! Das ist ja nicht wahr!) 

Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache. Was wir brauchen, ist eine Stadtregierung, die nicht schläft, eine Stadtregierung, die sich nicht auf das Polemisieren beschränkt, sondern eine Stadtregierung, die handelt. Wir haben das bereits im Jänner eingefordert. Wenn schon damals von dieser Stadtregierung begonnen worden wäre zu handeln, dann hätten viele heute wieder Arbeit, wäre die Wirtschaftssituation dieser Stadt eine andere (GR Christian Oxonitsch: Angesichts dieses Debakels ist das gewagt!) und das wäre für uns alle eine ganz andere Situation. Eine Situation, wo wir auf unser Wien stolz sein könnten. 

Ich lade Sie ein, nutzen Sie endlich die Möglichkeiten, die gegeben sind und tun Sie was für Wien, für die Arbeitnehmer in Wien, für die Wiener Wirtschaft! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Chorherr gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Wir haben heute schon mit der Wahl unserer Aktuellen Stunde ein Ritual gebrochen. Ich tue das noch einmal. 

In einem hat Herr Tschirf völlig Recht. Er hat gesagt: Ich wiederhole jetzt das, was ich bereits im Jänner gesagt habe. Die gesamte Debatte ist ein einziges, lähmendes Wiederholen von dem, was auf unterschiedlichen Ebenen andere schon gesagt haben. Ich meine, mir sind die Arbeitsplätze wichtig, ich glaube nur, dass uns diese Debatte der Lösung oder der Aufklärung nicht einen einzigen Millimeter näher bringt. (Aufregung bei GR Dr Matthias Tschirf. - GR Johann Driemer: Es ist beschämend!) Wir stehlen uns nur die Zeit. Wir ruinieren ein vernünftiges Instrument, nämlich die dringliche Anfrage. 

Auch der Herr Bürgermeister hat mit der Verlesung, glaube ich, zur wirklichen Erhellung auch nicht beigetragen. Es war eine Art Retourkutsche, so nach dem Motto "Wie man in den Gemeinderat hineinruft, so schallt es auch zurück". 

Ich möchte dieser quälenden Zeit keine Minute hinzufügen und hoffe, dass wir in Zukunft interessantere dringliche Anfragen haben. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr StR DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (GR Johannes Prochaska: Er traut sich nicht anzulegen! - GR Mag Christoph Chorherr: Alles ausgepackelt! Alles schon ausgepackelt! Wir sagen es aber nicht! - GR Günter Kenesei: Wir machen das wie ihr! - GR Mag Christoph Chorherr: Ja, ja, alles schon ausgepackelt! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Es hat der Herr Bürgermeister in seiner Anfragebeantwortung alle Maßnahmen aufgezählt, die die Stadt gesetzt hat und auch heuer beschlossen hat, um die Lage am Wiener Arbeitsmarkt zu verbessern. Er hat all jene Investitionen aufgezählt, die die Stadt tätigt und er hat festgehalten, dass das Wiener Budget Tausende Arbeitsplätze in dieser Stadt dadurch sichert. 

Herr Bürgermeister, ich wünsche mir, dass Ihre Einschätzung tatsächlich Realität wird. Ich wünsche mir, dass Sie mit dieser optischen Sicht auch wirklich Recht behalten.

Es wäre diese Sicherung von Tausenden Arbeitsplätzen ja auch eine echte Trendumkehr in der Amtsperiode unseres Herrn Bürgermeisters. Denn zieht man Bilanz über diese acht Jahre, dann sieht man, und das haben auch die Vorredner der ÖVP herausgestrichen, dass Wien in diesen acht Jahren seit 1994 etwa 30 000 Arbeitsplätze verloren hat, also 30 000 Arbeitsplätze weniger. Ganz sicher macht uns der Vergleich mit den anderen Bundesländern. In dieser Zeit sind im übrigen Österreich 100 000 neue Arbeitsplätze entstanden. 

Es wird am 24. November ja auch über die Bilanz dieser Regierung abgestimmt. Aber nicht nur über die Bilanz dieser Regierung, auch über das Gegenmodell, das vorhanden ist, etwa über das sozialistische Gegenmodell des Herrn Gusenbauer und über dieses Gegenmodell, das bei uns in Wien seit der letzten Wahl schon Realität geworden ist. Ich bin daher eigentlich ganz zuversichtlich, dass die Wähler in Österreich dieser Wenderegierung eine neue Chance geben werden. (Beifall bei der FPÖ. - GR Franz Ekkamp: Zuversichtlich wie bei der Wiener Wahl!) 

Die Regierung hat ja durch ihre Budgetsanierung, durch das Nulldefizit, erstmals wieder einen Spielraum für konjunkturbelebende Maßnahmen geschaffen. Der Herr Bürgermeister hat ja heute in der Anfragebeantwortung gerade auch erst wieder einen Konjunkturgipfel der Bundesregierung eingemahnt. 

Ich darf hier schon dem Gedächtnis etwas auf die Sprünge helfen: Ein Konjunkturgipfel auf Bundesebene hat ja bereits vor einem Jahr stattgefunden, im Dezember 2001 nämlich. Dieses erste Konjunkturpaket der Regierung ist ja auch bereits heuer zu Jahresbeginn im Parlament beschlossen worden. Es ist in diesem ersten Konjunkturpaket eine vorzeitige Abschreibung für die Bauwirtschaft, für bauliche Objekte geschaffen worden.

Es gibt jetzt im zweiten Konjunkturpaket der Regierung, das ja auch hier abgeleugnet wurde, zusätzliche Maßnahmen, nämlich eine Investitionsprämie nicht nur für bauliche Objekte, sondern auch für bewegliche Wirtschaftsgüter. Diese neue Prämie ist ja erst im Parlament vor einem Monat beschlossen worden. Es ist eine Investitionszuwachsprämie, wo die zusätzlichen Investitionen einer Firma steuerlich prämiert werden.

Wenn man den Vergleich mit der Politik hier in Wien zieht, wenn man den Vergleich mit dem anstellt, was hier in dieser Stadt wirtschaftspolitisch passiert ist, dann, meine Damen und Herren, finde ich, ist das Ergebnis ganz eindeutig. Eindeutig, wenn man sich etwa ansieht, dass die Stadt - und auch das haben wir diskutiert - per 1. Jänner die Mittel für ihre Wirtschaftsförderung halbiert hat. Herr Bürgermeister, es ist genau die falsche Politik, wenn die Stadt hier am Tiefpunkt der Konjunktur, also mitten in der Rezession in Wien, eigentlich die Wirtschaftsförderung halbiert hat. 

Es können neue Arbeitsplätze ja natürlich auch nur in neuen Unternehmen entstehen. Es hat daher auch die Regierung im ersten Konjunkturpaket, aber auch jetzt wieder im zweiten Konjunkturpaket vor wenigen Wochen im Parlament eine Unternehmungsgründungsoffensive beschlossen, durch steuerliche Erleichterungen für Betriebsnachfolger und durch einen Risikokapitalfonds. 

Was tut die Mehrheit hier in diesem Haus? - Diese absolute Mehrheit hat in dieser sensiblen Konjunktursituation die Gründungsförderung in Wien abgeschafft! In Zukunft werden neue Unternehmen in Wien nur noch von der Bundesregierung gefördert. 

Herr Bürgermeister, es ist auch das die falsche Politik! Es ist die falsche Politik, mitten in der Rezession gerade die Wiener Unternehmensgründungsaktion abzuschaffen. 

Die Konjunkturpakete der Regierung haben auch Maßnahmen für den Forschungsstandort, für den Technologiestandort gesetzt. Der Forschungsfreibetrag wird erhöht, der Bildungsfreibetrag wird angehoben und für Betriebe, die in der Konjunkturflaute jetzt Verluste schreiben, gibt es eine eigene Forschungsprämie und auch eine Bildungsprämie. 

Was hat die absolute Mehrheit hier in diesem Haus gemacht? - Ebenfalls zu Jahresbeginn hat diese neue Mehrheit am konjunkturellen Tiefpunkt die Innovationsförderung der Stadt abgeschafft. Sie hat die Telematik- und C‑tech-Aktion abgeschafft. Die Stadt hat auch die Wiener Strukturverbesserungsaktion gekürzt. 

Es ist genau das die falsche Politik. Es ist das falsche Signal, genau am Tiefpunkt der Konjunktur die Forschungs- und Technologieförderung zu kürzen. Es ist das falsche Signal, mitten in der Rezession überhaupt die Innovationsförderung abzuschaffen. 

Diese beiden Konjunkturpakete auf Bundesebene haben es auch ermöglicht, zusätzliche Hochbaumittel zu schaffen, zusätzliche Mittel der Bundesimmobiliengesellschaft. 

Verglichen mit 1999, also dem letzten Jahr, wo noch ein sozialistischer Bundeskanzler amtiert hat, gibt es auf Bundesebene um 700 Millionen S mehr für Investitionen. Es gibt auch mehr Mittel für die Arbeitsmarktpolitik und es gibt jetzt ein zweites Konjunkturpaket der Regierung, etwa ein Sonderprogramm für 5 000 jugendliche Arbeitslose und ein Jugendausbildungsprogramm für 1 000 zusätzliche Lehrlinge. Es werden neue Lehrstellen durch die Entlastung bei den Lohnnebenkosten geschaffen und es gibt einen neuen Lehrlingsscheck in der Höhe von 1 000 EUR pro Jahr. 

Was tut die Mehrheit in diesem Haus? - Diese absolute Mehrheit hat - und das hat ja die ÖVP auch in Ihrer Dringlichen herausgestellt - im heurigen Budget die Wohnbauförderung um 90 Millionen EUR zurückgenommen. Es ist die falsche Politik, diese Mittel ins allgemeine Budget umzuleiten und es ist die falsche Politik in Wien, auch die Investitionen der Stadt zu kürzen und diese Mittel nicht für Investitionen zu verwenden. 

Zieht man hier etwa auch in Wien jetzt eine 4‑Jahres-Bilanz, 1999 bis heuer, dann sieht man, dass auch in dieser Bilanz die Investitionen der Stadt um über 100 Millionen EUR zurückgegangen sind. Wir haben die Auswirkungen dieser Politik gesehen. Wir haben gesehen, dass Wien Arbeitsplätze verliert. Im letzten Jahr waren es 10 000 Arbeitsplätze, während in ganz Österreich zusätzliche Arbeitsplätze entstehen. 

Auf Bundesebene gibt es jetzt auch als Erfolg der Budgetsanierung mehr Mittel für Investitionen. Gegenüber 1999 gibt es jetzt 700 Millionen S mehr für Investitionen. 700 Millionen S mehr verglichen mit dem letzten Jahr, wo noch ein sozialistischer Kanzler in Österreich dafür verantwortlich war. Im Wiener Budget wurden im gleichen Zeitraum die Investitionen zurückgenommen, und zwar um 100 Millionen EUR. 

Herr Bürgermeister, es wurde in der Anfragebeantwortung heute auch wieder die Behauptung aufgestellt, die wir von anderen Rednern auch gehört haben, dass die Bundesinvestitionen niedriger seien, als die Investitionen in Wien. Ich will da gar nicht an der Seriosität der Mitarbeiter im Präsidialbüro zweifeln, die diese Textpassage ausgearbeitet haben, die diese Antwort vorbereitet haben. Aber es sind halt doch nicht jene Mitarbeiter, die Spezialkenntnisse etwa für das europäische System haben, für das neue System nämlich der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Da ist es halt so, dass in Europa heute durch diese neuen Maastricht-Kriterien ein großer Teil der Investitionen der Staaten über eigene Rechtsträger, über aufgegliederte Rechtsträger abgewickelt wird: Etwa der Straßenbau über die ASFINAG, der Eisenbahnbau, der Schienenbau über die Schieneninfrastrukturgesellschaft, und der Bundeshochbau über die Bundesimmobiliengesellschaft. 

Zieht man jetzt diese Bilanz der Investitionen auf Bundesebene insgesamt, dann sieht man zweierlei. Man sieht erstens, dass die Bundesinvestitionen natürlich viel höher sind, als die Investitionen bei uns in Wien, und zwar etwa doppelt so hoch. Und man sieht noch etwas anderes: Man sieht zweitens, dass die Bundesinvestitionen seit 1999 angestiegen sind.

Wenn man diese Investitionen in Summe sieht, also ASFINAG, Bundeshochbau, Schieneninfrastruktur, dann sind die Investitionen auf Bundesebene von 2,1 Milliarden EUR 1999 auf 2,8 Milliarden EUR im heurigen Jahr angestiegen, also ein Plus von 700 Millionen EUR in diesen letzten vier Jahren, verglichen mit 1999, als eben noch ein sozialistischer Bundeskanzler in diesem Land verantwortlich war. 

Im Wiener Budget ist in diesem Zeitraum ein Minus bei den Investitionen zu verzeichnen. Auch der Herr Bürgermeister hat heute wieder von einer Rekordinvestitionsquote gesprochen. Ich möchte hier auch gar nicht die Seriosität der Mitarbeiter im Präsidialbüro bezweifeln, die aus guter und voller Überzeugung diese Textpassagen für den Herrn Bürgermeister vorbereitet haben. Aber sie dürften halt auch hier nicht die Spezialisten sein, die wirklich bis in die letzten Verästelungen der Finanztechnik bewandert sind. Wir haben ja hier diese Diskussion auch schon einmal geführt. 

Aus Gründen, die vielleicht kameralistisch gerechtfertigt sind, werden seit der Ausgliederung der Spitäler, seit der Ausgliederung des Krankenanstaltenverbunds, die Investitionen dieser Spitäler doppelt verbucht. Es ist dies ein Investitionskostenzuschuss von immerhin 120 Millionen EUR, also ein Betrag von jetzt einmal geschätzt 1,6, 1,7 Milliarden S, der heuer in unserem Budget doppelt verbucht wird, nämlich zuerst einmal als ein Zuschuss der Finanzverwaltung von Rieder an Pittermann, an die Gesundheitsverwaltung, und die Gesundheitsstadträtin überweist diese 1,8 Milliarden oder 1,6 Milliarden S dann ein zweites Mal an die Spitäler. Das steckt daher, und zwar erst seit heuer, doppelt in diesem Budget drinnen! Es ist das vielleicht kameralistisch eine Sache, die in Ordnung ist, aber man sollte sich nicht hier herausstellen und in Anbetracht dieser Doppelverbuchung von einer Rekordinvestitionsquote in diesem Wiener Budget sprechen! (Beifall bei der FPÖ.)
Der Kanzlerkandidat Herr Gusenbauer, der jetzt Bundeskanzler werden möchte, plakatiert jetzt überall die sicheren Arbeitsplätze. Die SPÖ verspricht das jetzt vor der Wahl. Aber ich glaube, die Menschen sehen, dass die SPÖ hier in Wien nicht imstande war, neue Arbeitsplätze zu schaffen. Die Menschen spüren diese 30 000 Arbeitsplätze, die Wien über Jahre hin verloren hat. 

Herr Bürgermeister, es wurde hier in Wien die falsche Politik gemacht. Sie haben ganz einfach immer die Schuld auf die Regierung geschoben, aber Sie haben hier in Ihrem ureigensten Bereich die falsche Politik gemacht! (Beifall bei der FPÖ.)
Es wird an diesem 24. November ja auch über die Steuerreform, über die Glaubwürdigkeit einer Steuerreform abgestimmt, und da wird auch darüber abgestimmt, ob die Steuersenkungspläne der SPÖ wirklich glaubwürdig sind. Gerade der Herr Gusenbauer verspricht den Menschen jetzt das Blaue vom Himmel. Er will 2 Milliarden EUR für die Arbeitnehmer und 1 Milliarde EUR für die Unternehmer.

Aber es sind auch diese Wahlversprechen nicht glaubwürdig, denn die Menschen hier in Wien spüren ja, dass die Sozialisten in dieser Stadt tatsächlich eine ganz andere Politik gemacht haben. Sie spüren diese andere Politik mit der Einführung einer Wiener Stromsteuer per 1. November 2001, mit der Einführung einer neuen Wiener Müllsteuer heuer per 1. Juli, aber auch mit der kräftigen Erhöhung der Fahrscheintarife heuer per 1. Juni. Die Menschen spüren diese tatsächliche Politik der Sozialisten auch etwa durch die Erhöhung der Kindergartengebühren, die die Familien mit Kindern trifft, auf bis zu 200 EUR im Monat, durch die Erhöhung der Bädertarife, die Verteuerung der städtischen Sportanlagen und die Erhöhung der Autoabschleppgebühren. Sie spüren den Rekord bei der Parkometersteuer und bei den Strafmandaten und sie spüren vor allem auch die generelle Mietenerhöhung im Neubaubereich durch die Kürzung der Wiener Wohnbauförderung um durchschnittlich 40 EUR pro Monat. Um durchschnittlich 40 EUR pro Monat werden dadurch die Mieten in Wien teurer. 

Herr Bürgermeister, die sozialistische Mehrheit in diesem Haus hat daher auch in diesem Bereich die falsche Politik gemacht. Sie hat die falsche Politik gemacht durch eine Belastungslawine, die alle Wahlversprechen jetzt eigentlich unglaubwürdig macht. 

Es finden sich daher noch ganz andere Ideen im Netzwerk Innovation der SPÖ, etwa die Idee, die Sozialversicherungsbeiträge zu erhöhen, die Idee, die Einheitswerte, die Grundsteuer auf Kosten der Häuslbauer und der Mieter zu erhöhen und auch die alte Idee der SPÖ, das Weihnachtsgeld und das Urlaubsgeld zu besteuern. 

Es gibt ja auch diese "Politik real" bereits in unserem Nachbarland, in Deutschland, wo eine rot-grüne Regierung gleich nach der Wahl alle Wahlversprechen gebrochen hat. In Deutschland kommen jetzt Steuererhöhungen, die dem Wirtschaftsstandort weiter schaden werden. Es droht Deutschland jetzt sogar der blaue Brief aus Brüssel. Unter Rot-Grün ist unser Nachbarland, das einmal die Wirtschafslokomotive Europas war, eigentlich zum Schlusslicht geworden.

Es war auch Österreich vor vier Jahren in der Finanzpolitik noch das Schlusslicht. Wir haben vor drei Jahren Verantwortung übernommen und wir haben jetzt immerhin bereits Deutschland in der Wettbewerbsfähigkeit, aber auch beim Bonitätsranking überholt. Ich bin daher zuversichtlich, dass die Wähler diese sozialistischen Versprechen vor der Wahl jetzt richtig einschätzen können. Ich bin zuversichtlich, dass die Wähler am 24. November dieser Wenderegierung daher auch eine neue Chance geben werden. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Driemer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Johann Driemer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte einleitend auf ein paar Ausführungen meiner Vorredner eingehen, weil ich das für so wichtig halte. 

Wenn Kollege Schock hier sehr deutlich kundgetan hat, dass wir in den letzten zehn Jahren in Wien 30 000 Arbeitsplätze verloren haben, dann gebe ich ihm Recht. Er hat nur eines vergessen: Dass in der Stadt Wien 50 000 neue geschaffen worden sind! Wenn Sie hier diese Relation herstellen, dann schaut Ihre Ausführung völlig anders aus! Die Stadt Wien hat sich bemüht und Sie wissen, dass Strukturveränderungen in der Wirtschaft permanent erfolgen und es ist dann eine Auswirkung von strukturellen Veränderungen da, über die auch die Stadt Wien nicht hinwegkommt. 

Herr Kollege Schock, wenn Sie von diesen beiden Konjunkturpaketen sprechen: Haben Sie sich diese beiden Konjunkturpakete einmal im Detail durchgesehen? - Ich hatte das Glück gehabt, am 5. Dezember bei diesem Konjunkturgipfel, der in Saus und Braus aufgebaut war - Wirtschaft, Wissenschaft, Sozialpartner, Universitätsprofessoren, die gesamte Bundesregierung -, dabei gewesen zu sein. Was ist in diesem Papier an tatsächlichen Konjunkturförderungsmaßnahmen für die Bauwirtschaft gewesen? Ich frage Sie! - Es waren drinnen Kulturbauten, die Votivkirche, in Ordnung. Wissen Sie, wie viele Beschäftigte dort bei der Votivkirche sind? - Drei Jahre lang wird dort schon durch Steinmetze restauriert - zwei Beschäftigte! 

Ich möchte nur festhalten: Wenn man dort in dieses Konjunkturpapier Dinge aufnimmt, die schon gang und gebe sind und wenn man dort die vorzeitige Abschreibung von 3 Prozent um 7 Prozent auf 10 Prozent erhöht hat, dann frage ich Sie, Herr Kollege Schock: Wo sind denn da die tatsächlich tief greifenden Wirkungen für die Bauwirtschaft? - In diesem Papier war überhaupt nichts für die Bauwirtschaft drinnen! Für die Bauwirtschaft war dort überhaupt nichts drinnen! 

Wenn Sie dann da so hochtrabend das zweite Konjunkturpaket ansprechen, so habe ich mir die Mühe gemacht, das auch mit Experten durchzuschauen und endlich einmal etwas zu finden. Ich meine, vielleicht waren die beiden Konjunkturpakete so intelligent, dass man die Wirkung nicht erkennt. Ich meine aber das Gegenteil. 

Also, ich sage noch einmal: Stützen Sie sich nicht auf diese Konjunkturpakete! Das sind Placebos ohne Wirkung. Das ist natürlich auch eine Auswirkung, die sich von der Bundesseite her selbstverständlich für die Wiener Beschäftigungs- und Wirtschaftspolitik ergibt. 

Ich sage noch einmal: Sie sprechen an, dass der Bund mehr Mittel in die Arbeitsmarktverwaltung gibt. Ich glaube, da muss man einmal ganz deutlich sagen: Diese Bundesregierung hat Überschüsse aus der Arbeitslosenversicherung in das Budget übergeführt. Damit hat sie das Nulldefizit erreichen können. Es sind Milliardenbeträge abgeschöpft worden. 

Ich gehe da noch einmal zurück. Sie haben im Jänner gesagt, die Baugewerkschaft hat bereits Mitte des Jahres 2000 und speziell im Jänner 2001 die Bundesregierung, die Öffentlichkeit, darauf hingewiesen: Wenn diese Investitionspolitik des Bundes in vielen Fragen infrastrukturell in baulichen Maßnahmen nicht so fortgesetzt wird und die Nulldefizitpolitik weitergeführt wird, wird es zur Katastrophe führen. Ich muss das der Ordnung halber auch hier festhalten, weil immer wieder die Sozialdemokraten in der Wiener Stadtregierung angegriffen werden, die sich wirklich bemühen, mit den vorhandenen Mitteln die bestmöglichste Effizienz auch hier in der Arbeitsmarktpolitik und Wirtschaftspolitik vorzusehen. 

Wenn hier Kollege Schock auch noch einmal sagt, es gibt jetzt einen Lehrlingsscheck - na, meine Damen und Herren, wir begrüßen ja den Lehrlingsscheck, und da komme ich gleich darauf zurück. Wenn gerade auch in einer Pressekonferenz vom Kollegen Tschirf angesprochen worden ist, so ungefähr: Na ja, es wird ja auch hier im Konjunkturpaket mehr für die Lehrlinge getan, dann analysieren wir einmal diesen Lehrlingsscheck: Was heißt das? - Man gibt jetzt dem Unternehmen 1 000 EUR, die 1 000 EUR sind aber auch rückwirkend für das 2001. Jetzt sage ich: In Ordnung, aber sagen Sie mir, welche beschäftigungspolitischen Effekte das bei der Jugendbeschäftigung und bei den Lehrlingen hat? - Keine. Vielleicht in Zukunft. Aber könnte man das Geld nicht für zusätzliche Lehrlinge einsetzen, wenn man schon solche Maßnahmen setzt? - Also, bitte das auch zu bedenken. (GR Dr Matthias Tschirf: Warum haben wir viel weniger Lehrlingsplätze in Wien als in anderen Bundesländern? In Relation!) 

Geschätzte Kollegen von den Oppositionsparteien da auf meiner linken Seite: Der Herr Bürgermeister hat Ihnen in seiner Beantwortung diese 23 Fragen inhaltlich wirklich beantwortet und mit Fakten und Zahlen untermauert, die unwiderlegbar sind. (Aufregung bei GR Dr Matthias Tschirf.) Uns dann sozusagen vorzuwerfen, hier eine fahrlässige Handlung gesetzt zu haben, also da muss ich sagen, das ist stark, meine Damen und Herren! Das weise ich aufs Schärfste zurück. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Und wo ist Ihre soziale Kompetenz? - GR Georg Fuchs: Keine soziale Kompetenz! Wirklich keine soziale Kompetenz!)    

Also, Sie brauchen uns da nichts vorzuwerfen! Die Sozialdemokraten haben zum Unterschied zu Ihren Handlungen und vor allem auch zu den Handlungen der Bundesregierung sehr wohl soziale Kompetenz! Das traue ich mich zu behaupten. Und wenn Sie das Gegenteil sagen, so ist das wirklich auch abenteuerlich, ja! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist aber leider so! - GR Georg Fuchs: Sogar das AMS sagt das!) 

Meine Damen und Herren ... (GR Dr Matthias Tschirf: Aber es ist so! - GR Georg Fuchs: Wenn das AMS das sogar sagt! Glauben Sie ihnen das doch!) 

Lieber Kollege Fuchs und lieber Kollege Tschirf! Machen Sie sich doch nicht zum Märtyrer für die verfehlte Politik dieser Bundesregierung. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Diesen vorliegenden Scherbenhaufen können Sie nicht wegreden, der ist vorhanden! Diese Bundesregierung hat auf allen Ebenen einen Scherbenhaufen hinterlassen und es ist wirklich Zeit, dass diese Bundesregierung abgelöst wird, weil verabschiedet hat sie sich eh schon. Das brauche ich Ihnen nicht noch (GR Dr Matthias Tschirf: Die Finanzen müssen einmal saniert werden!) einmal zu sagen! Gut, meine Damen und Herren ... (GR Georg Fuchs: Der Gusenbauer hat viel gelernt!) Oder haben Sie vielleicht einen gestörten Bezug zur Realität? - Das könnte schon sein, aber das unterstelle ich Ihnen nicht. (GR Georg Fuchs: Ja klar, natürlich! - GR Dr Matthias Tschirf: Die Finanzen müssen einmal saniert werden!)
Also beide Konjunkturpakete, meine Damen und Herren, haben überhaupt keine Wirkung gehabt. Ich möchte auch dazu noch einmal festhalten, auch entgegen dem Kollegen Chorherr, der meint, man soll das nicht wiederholen: Die Budgetpolitik der Bundesregierung hat zu dramatischen Auswirkungen und Situationen geführt! (GR Georg Fuchs: Die Wiener Politik!) 

Ich brauche nicht zu wiederholen: 200 000 Arbeitslose, 30 000 Arbeitslose im Bau- und Holzbereich, 320 000 Arbeitslose werden von den Wirtschafts- und Arbeitsmarktexperten für den Winter prognostiziert. (GR Dr Matthias Tschirf: In Wien ist die Arbeitslosigkeit höher als im übrigen Bundesgebiet!) Der Bund investiert um 600 Millionen EUR weniger! Das können Sie uns doch nicht einreden, denn die fehlen ja, diese 600 Millionen EUR! In diesen drei Budgetjahren hat diese Bundesregierung um 8 Milliarden mehr Schulden gemacht! 

Interessant, der Herr Finanzminister gibt jetzt über Internet - das kann man sich herunterladen - so schöne Grafiken heraus. Da gibt er erstmals zu, dass er im Jahr 2003 wahrscheinlich über 2 Milliarden EUR Abgang haben wird! Da gibt er es erstmals zu! (GR Georg Fuchs: Na sowieso! Hochwasserkatastrophe!) Es ist gut so, dass endlich auch der Herr Finanzminister begreift, dass es eine falsche Finanz- und Wirtschaftspolitik ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Die Hochwasserkatastrophe!)
Meine Damen und Herren! Wenn der Rechnungshofpräsident (GR Dr Matthias Tschirf: Der Gusenbauer ist auf Korsika auf Urlaub gefahren! - Aufregung bei der ÖVP.) die Budgetpolitik dieser Bundesregierung kritisiert und berechtigt kritisiert, dann können Sie darüber nicht hinwegschauen. (GR Georg Fuchs: Die Hochwasserkatastrophe! - VBgm Dr Sepp Rieder: Wie viel haben Sie denn schon für das Hochwasser ausbezahlt?)
Sie können auch darüber nicht hinwegschauen, dass die Kommission der Europäischen Union Österreich auch gerügt hat, und zwar wegen der Auswirkungen bei der Arbeitsmarktpolitik. Das wissen Sie genau, Herr Kollege Fuchs! Eine Rüge ist eingegangen, weil der Bund nämlich überhaupt keine Maßnahmen gesetzt hat. Er hat zwar ein nationales Beschäftigungspaket vereinbart, hat sich aber nicht an dieses Beschäftigungspaket gehalten! Also, uns brauchen Sie nicht vorzuwerfen, dass wir wem etwas versprechen und nicht halten. Sagen Sie es Ihren Kollegen in der Bundesregierung! Dort liegt das! (GR Georg Fuchs: Wir haben in Wien mehr Arbeitslose als in den anderen Bundesländern!)
Wir haben ein Wirtschaftswachstum, das wahrscheinlich nicht nur unter 1 Prozent liegen wird, sondern weit darunter liegen wird. Das hat ja alles Wirkungen auf das Gesamtbudget, aber auch auf den Finanzausgleich der Zukunft, was die Bundesländer dann an Geld zur Verfügung haben werden. (GR Georg Fuchs: Ihre verfolgte Politik hat mehr Arbeitslose gebracht!)
Ich brauche auch nicht zu sagen: Wir haben die höchste Steuer- und Abgabenquote. Auch das gibt jetzt endlich einmal der Finanzminister zu und versucht, in Zukunft diese Staatsquote etwas gedämpfter darzustellen.

Meine Damen und Herren, und ich möchte nur daran erinnern, wenn ich die Kaufkraft ständig durch soziale Belastungspakete vermindere - 30 an der Zahl -, dann kann ich nicht erwarten, dass die Konsumkraft wirtschaftsstimulierend ist! (GR Dr Matthias Tschirf: Die Gebührenerhöhungen in Wien!) Das ist doch ganz logisch! Ich meine, so viel Volkswirtschaft verstehen Sie wahrscheinlich auch (GR Dr Matthias Tschirf: Die Stromsteuer!), dass das nicht gut gehen kann!

Wieso tut diese Bundesregierung zum Beispiel nichts, wenn sie so für die Beschäftigung ist? (GR Dr Matthias Tschirf: Die Stromsteuer! - GR Georg Fuchs: Das ist ja das Tragische!) Warum tut diese Bundesregierung nichts gegen das Schwarzunternehmertum? Warum tut sie nichts gegen Sozial- und Steuerbetrug? Warum setzt sie die EU-Richtlinien im Baubereich nicht um? - Das sind alles Fragen, die für die Beschäftigung der Bauwirtschaft von höchster Priorität sind! Das müsst ihr einmal auch euren Kollegen in der Bundesregierung sagen! (GR Dr Matthias Tschirf: Aber schauen Sie einmal, was hier geschieht!) Das ist der eigentliche Kern! Das ist der Kern!

Meine Damen und Herren! Sie müssen zur Kenntnis nehmen, alle Ihre Ablenkungsmanöver hier in Wien, die Sie in der Wahlzeit natürlich versuchen - ich glaube, Sie haben immer Wahlzeit, habe ich so das Gefühl, Sie kommen nicht zum konkreten Arbeiten, weil Sie sich immer im Wahlkampf befinden (GR Dr Matthias Tschirf: Nein, wir sind bereit, uns mit den Themen zu allen Zeiten auseinander zu setzen!) -, gehen eindeutig ins Leere. Fakten liegen am Tisch, dass hier die sozialdemokratische Stadtregierung in Wien mit allen Maßnahmen, die möglich sind, versucht, die Arbeitslosigkeit zurückzudrängen, für Beschäftigung zu sorgen und für Jugendbeschäftigung und für die Ausbildung Geld auszugeben. 

All das haben Sie (Aufregung bei den GRe Georg Fuchs und Dr Matthias Tschirf.) vom Herrn Bürgermeister ausführlichst beantwortet bekommen. Ich weiß nicht, warum Sie das nicht zur Kenntnis nehmen wollen, aber ich verstehe, dass Sie heute hier wahltaktisch punkten wollen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja das Geld vom Bund!)
Es wurde gesagt, wenn jetzt erstmals im vergangenen Jahr die Stadt Wien wesentlich mehr Geld für Investitionen ausgibt als es der Bund tut (GR Dr Matthias Tschirf: Sie verteilen das Geld vom Bund!), dann können Sie uns nicht einreden, Herr Kollege Schock, dass der Bund jetzt viel, viel mehr Geld ausgibt! (GR Dr Matthias Tschirf: Was ist mit den 600 Millionen vom Bund?) Das gibt es ja nicht, meine Damen und Herren! Also, ich glaube ... (GR Dr Matthias Tschirf: Sie verteilen ja nur das Geld vom Bund! Was ist mit den 600 Millionen vom Bund? - Aufregung bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, hören Sie einmal zu! Selbst der Bürgermeister war aus freundschaftlicher Beziehung zum Präsidenten Nettig so fair, Dinge da nicht zu sagen! Reden Sie einmal mit Ihrem Präsidenten! (GR Georg Fuchs: Der Präsident hat ja gewarnt!) Der ist doch sozusagen ... (GR Georg Fuchs: Er hat gesagt: Tun Sie was in Wien!) Präsident Nettig sagt ja ganz deutlich: Wien ist ein Magnet internationaler Investitionen. 57 Prozent aller Direktinvestitionen in Österreich fallen auf die Bundeshauptstadt. Der Präsident zeigt sich auch überzeugt davon, dass sich die Standortqualität Wiens in den letzten Jahren wesentlich verbessert hat! (GR Dr Matthias Tschirf: Aus der Sicht der Wirtschaft ist das völlig richtig!) Das sind doch Fakten, die Sie nicht vom Tisch wischen können oder, Herr Klubobmann, wer hat jetzt Recht? Ihr Wirtschaftskammerpräsident oder haben Sie Recht? (GR Dr Matthias Tschirf: Aus der Sicht der Wirtschaft ist das völlig richtig!) Ich glaube, dass der Wirtschaftskammerpräsident das realistischer sieht. 

Es liegt auf der Hand, meine Damen und Herren, diese Bundesregierung hat eine falsche Budget- und Wirtschaftspolitik und damit Arbeitsmarktpolitik gemacht. Sie hat eine Situation herbeigeführt, deren Auswirkungen jetzt die gesamte Bevölkerung in Österreich zu tragen hat. (Aufregung bei der ÖVP.) Lassen Sie endlich einmal die ständigen Vorwürfe gegen die Stadt Wien, die alles tut, um Arbeitslosigkeit zu verhindern, Beschäftigung zu fördern und die Wirtschaft zu fördern, weil heute gesagt wurde, wir haben die Wirtschaftsförderung zurückgenommen.

Meine Damen und Herren! Wenn man über den Arbeitsmarkt redet, dann schauen Sie sich doch einmal das Nachbarbundesland Niederösterreich an! Schauen Sie sich das einmal an: 33 000 Arbeitslose per Ende September, das sind um 15 Prozent mehr Arbeitslose in Niederösterreich im Vergleich zum September im Vorjahr. Jetzt können Sie aber nicht sagen, dort haben die Sozialdemokraten die Verantwortung zu tragen! Warum schauen Sie nicht ein bisserl auch dorthin?

Ich halte fest, meine Damen und Herren, und genau in die Richtung der Opposition: Diese dramatische Arbeitsmarktlage, die wir in Österreich und auch in Wien haben - ich verkenne sie nicht - ist größtenteils bundeshaushaltsgemacht. Bundeshaushaltsgemacht! Ich sage das noch einmal, genauso wie auch die Bauwirtschaft, wenn sie ein politisches Instrument dieser Bundesregierung wird, nämlich hire and fire, und die Bauwirtschaft Stopp und Go zu fahren. (GR Dr Matthias Tschirf: Lenken Sie nicht ab!) Die Bauwirtschaft ist wieder ein politisches Instrument der Bundesregierung geworden! Darum geht's der Bauwirtschaft so schlecht! (GR Georg Fuchs: Kollege Driemer, das ist ja nicht wahr! - GR Dr Matthias Tschirf: Schauen Sie sich die Arbeitslosenzahlen in Wien an!)
Aber Kollegen schauen Sie sich doch einmal die Auftragsstatistik Mitte des Jahres 2002 an. Da müssen Sie erkennen, dass die Bauproblematik nicht ein Wiener Problem ist, sondern der Auftragsstand im Bundesgebiet um 4,8 Prozent zurückgegangen ist, in Wien aber nur um 3,8 Prozent! (GR Dr Matthias Tschirf: Über 8 Prozent Arbeitslose!) Nur um 3,8 Prozent! Da sehen Sie, dass ... (GR Dr Matthias Tschirf: Schauen Sie sich doch die Arbeitslosenzahlen in Wien an! Das ist die Aufgabe des Gewerkschafters!) Noch einmal: In Kärnten um 29 und etliche Zehntel Prozent, in der Steiermark um 13 Prozent, in Vorarlberg um 11 Prozent. (GR Dr Matthias Tschirf: Über 8 Prozent Arbeitslose!) Ich muss Ihnen das sagen! Ich muss Ihnen eine kleine Lehrstunde geben, weil Sie so von der Bauwirtschaft reden und sich mit den Dingen eigentlich nicht beschäftigen. (Aufregung bei den GRe Georg Fuchs und Dr Matthias Tschirf.)
Meine Damen und Herren! Absurd ist es, ich sage es noch einmal, absurd ist es, diese Bundesregierung macht Folgendes: Statt dass sie Investitionen setzt, Qualifizierungsmaßnahmen setzt, holt sie mehr Saisoniers nach Österreich! (GR Franz Ekkamp: Hört, hört!) Sie holt zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit mehr Saisoniers nach Österreich! 

Und jetzt kommt es aber, etwas ganz Neues, jetzt wird Folgendes gemacht: Man verschiebt das Problem von der Österreichischen Bundesbahn in Richtung der Bauwirtschaft. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie verschieben das Problem der Arbeitslosigkeit in Wien woanders hin!) Nein, nein. Es wird versucht, bei der Bundesbahn Kosten herunterzunehmen und vergibt nur mehr Bahnaufträge, wo auftragsbezogen bereits beinhaltet ist, dass Leasingpersonal von der Bundesbahn zur Bauwirtschaft verlagert wird. 

Wenn das die intelligenten Lösungen zur Lösung der Probleme am Arbeitsmarkt und in der Wirtschaft sind, dann muss ich Ihnen sagen: Hoffentlich ist der 24. November bald, weil das sonst noch viel zu lange dauert, denn verabschiedet hat sich diese Bundesregierung sowieso. (GR Georg Fuchs: Warum schöpfen Sie die Wohnbauförderungsmittel nicht aus?)
Meine Damen und Herren (GR Georg Fuchs: Warum schöpfen Sie die Wohnbauförderungsmittel nicht aus?), es ist nachgewiesen, weil das heute angesprochen worden ist, dass in Wien Wohnbauförderungsmittel ausgegeben werden, um das noch einmal zu sagen. (GR Georg Fuchs: Warum schöpfen Sie sie nicht aus? Aber die anderen sind schuld!) 

Wien setzt Maßstäbe bei der Jugendbeschäftigung und in der Ausbildung. Heuer stehen hier 25 Millionen EUR zur Verfügung, um Jugendliche, aber auch um Langzeitarbeitslose und ältere Arbeitnehmer einzustellen.

Ich sage noch einmal: Wenn auch hier die Stadt Wien von der EU-Kommission ausdrückliches Lob bekommen hat (GR Georg Fuchs: Ein Dilemma für sie!), was den Territorialen Beschäftigungspakt in Wien betrifft, dann können Sie das doch nicht vom Tisch wischen! (GR Dr Matthias Tschirf: Bei uns sind die Arbeitslosenzahlen zu hoch!) Das ist unobjektiv! Sie haben nur populistische Gedanken und gehen nicht auf die Fakten ein! (GR Georg Fuchs: Warum investieren Sie nicht die Rücklagen?) Nein, Sie gehen nicht auf die Fakten ein! 

Ich sage es noch einmal, meine Damen und Herren. (GR Georg Fuchs: Warum investieren Sie nicht die Rücklagen? Warum investieren Sie nicht?) Schauen Sie, noch einmal: Denken Sie einmal an die Budgetsituation des Bundes und dann denken Sie einmal an die Budgetsituation der Stadt Wien. Der beste Vergleich, dass hier in Wien ordentliche Budgetpolitik betrieben wird ... (GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat denn auf Bundesebene das Desaster gemacht?) Schauen Sie sich das an, bitte. Schauen Sie sich das an! Es ist Wien bereits gelungen, 2001 ein ausgeglichenes Budget zu haben. (GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat auf Bundesebene das Desaster gemacht? Der Edlinger! Der Edlinger!) Die Verschuldung Wiens ist um 13‑mal niedriger als die des Bundes. Und ich möchte gar nicht auf die Pro-Kopf-Verschuldung eingehen, weil da Niederösterreich unter ÖVP-Führung am schlechtesten abschneidet! 

Eines möchte ich Ihnen auch noch mitgeben: Wenn Sie den Arbeitsmarkt beurteilen, und ich habe das hier auch schon einige Male gesagt, dann müssen Sie auch dazusagen, dass es in Wien 800 000 unselbständig Beschäftigte und 60 000 Selbständige gibt. Diese Zahl messen Sie einmal an der Zahl der Arbeitslosen, von denen wir leider jetzt eine zu hohe Anzahl haben. (GR Georg Fuchs: Jeder Arbeitslose ist zu viel!) Eine richtige Analyse kann nur so hergestellt werden. Nehmen Sie die 60 000 zu den Gesamtbeschäftigten. Wenn Sie sich das in den Bundesländern anschauen, dann werden Sie sehen, dass wir gut liegen. (GR Georg Fuchs: Jeder Arbeitslose ist zu viel! Merken Sie sich das!) 

Ich sage es noch einmal: Die Initiativen dieser Stadtregierung der Sozialdemokratie haben dazu geführt, dass es endlich einen Trendbruch bei den Arbeitslosen im Baubereich gibt. Schauen Sie sich die Statistik an, dann werden Sie das auch sehen und dem Rechnung tragen! (GR Georg Fuchs: Jeder Arbeitslose ist zu viel! Merken Sie sich das! Jeder ist zu viel!) 

Noch einmal: Was macht Wien? Was macht der Bund in der Frage der Infrastruktur, Kollegen? Was macht er? (Aufregung bei der ÖVP.) Jetzt haben wir drei Minister gehabt, eine Frau Minister. Dreimal haben Sie jetzt ein so genanntes Infrastrukturpaket oder einen Generalverkehrsplan gemacht. Was haben wir denn aus diesen Bereichen umgesetzt? Da wurde aufgelistet, welche Projekte es gibt, wie sie finanziert werden könnten und, und, und. De facto ist nichts geschehen. 

Für Wien kann ich sagen, dass wir uns bemühen, jetzt schon planerisch vorauszuschauen und auch mit der Bundesregierung Gespräche zu führen, ob es nicht eine raschere Durchführung dieser Infrastrukturprojekte geben kann. (GR Georg Fuchs: Und sonst nichts? Sonst nichts?) Es werden auch neue Finanzierungsschienen mit überlegt. (GR Josef Wagner: Wahlkampf! Aber nicht für die Wirtschaft!) 

Also, Sie können uns nicht vorwerfen, dass hier nichts geschieht. Ich denke, dass wir uns um den Zentralbahnhof bemühen. Wir bemühen uns um den S‑Bahn-Ring, Verbindungen Wien - Bratislava (Aufregung bei der ÖVP.), Lückenschluss im hochrangigen Straßennetz und wie gesagt darum, neue Finanzierungsmöglichkeiten vorzunehmen. (GR Dr Herbert Madejski: Schönes Beispiel!)
Ich möchte nur noch einmal darauf verweisen, dass die Stadt Wien unter sozialdemokratischer Führung ausgezeichnete Wirtschaftspolitik und Budgetpolitik macht. Sie wird es auch in Zukunft tun. (GR Dr Matthias Tschirf: 8 Prozent Arbeitslose! Ja, 8 Prozent Arbeitslose!) Auf uns ist Verlass. Auf uns ist in Wien Verlass. Ich hoffe nur, dass diese Bundesregierung am 24. eine richtige Abfuhr bekommt. Ich habe schon ausgeführt, dass sie ja bereits abgetreten ist.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass wir bei objektiver Betrachtung in Wien mit unseren Initiativen in Richtung Wirtschaft und mehr Beschäftigung punkten können. Das können wir auch unseren Wienern und Wienerinnen sagen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Es darf dafür der Kollege Driemer so viel reinrufen wie früher der Kollege Fuchs. Ich meine, ich habe das Gefühl gehabt, das hat Sie nicht so sehr gestört. Ich habe immer geschaut, ob ich da vielleicht ordnend eingreifen muss, aber es hatte eher den Eindruck erweckt, dass es Sie nicht so sehr gestört hat. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Bitte, Herr Kollege Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Kollege Chorherr hat uns wieder einmal moralinsauer erklärt, was eine politisch korrekte dringliche Anfrage ist und was nicht. 

Ich sage Ihnen, jeder redet halt über das, was ihm wichtig ist. Sie haben uns schon zigmal mit Ihren Radwegen angeödet. Wir reden über Arbeitsplätze für die Menschen, die mehr brauchen als Ihre Freizeit- und Funpolitik und Ihr zeitgeistiges Linkslinkentum. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Driemer hat uns deutsche und österreichische Verhältnisse im Vergleich vorgehalten. Ja, das wissen ... (GR Johann Driemer: Waren Sie da, Herr Kollege?) Ja, ich bin die ganze Zeit da gesessen. (GR Johann Driemer: Und das haben Sie gehört?) Ja, ja. 

Wenn Sie Deutschland uns als etwas hingestellt haben, was auch nur irgendwie und in irgendwelcher Art Vorbild sein kann, dann gibt es da viele, viele Punkte, aber sicher nicht die Beschäftigungspolitik Deutschlands, denn die ist wirklich nicht gut. (GR Johann Driemer: Wer hat davon geredet?) Das wissen Sie ganz genau! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn unsere österreichische Bundesregierung so agiert hätte, wie die rot-grüne Koalition in Deutschland, dann hätten wir statt 200 000 jetzt 400 000 Arbeitslose. Das wissen Sie ganz genau! Und dann hätten wir statt unseres Wirtschaftswachstums die Hälfte davon. So schaut es aus, wenn Rote und Grüne an der Arbeit sind. 

Ich sage Ihnen, in vier Jahren ist es dieser rot-grünen Koalition in Deutschland gelungen, aus dem Motor der Europäischen Union mehr oder weniger das Schlusslicht und Armenhaus in der Wirtschaftspolitik zu machen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Rot-Grün, meine Damen und Herren, steht für Schulden und Willkür und die Volkspartei für Zukunft und Sicherheit! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das ganze Maßnahmenbrimborium, das uns der Herr Bürgermeister hier in Beantwortung unserer dringlichen Anfrage vorgetragen hat, kann über die realen Arbeitslosenzahlen eben nicht hinwegtäuschen und kann diese auch nicht vernebeln. Wenn er noch so viele "Wir haben uns bemüht" und "Wir haben da zugesehen" und "Wien hat gemacht" und so weiter und "Wir wollen und wir werden" sagt, wahr ist, dass wir halt leider Gottes 8,4 Prozent Arbeitslose haben und dass nach der Statistik des AMS 70 000 Wiener ohne Arbeit sind. Das sind 35 Prozent der Arbeitslosen in Österreich, wobei wir nur 20 Prozent der Einwohner haben. Das ist die Wahrheit! (Beifall bei der ÖVP.) Da hilft das ganze Bemühen nichts. Gut gemeint, meine Damen und Herren, ist das Gegenteil von gut gemacht. So war es immer schon. Da kann man darüber noch so viel schwätzen, wie man will. 

Arbeitslose vermeiden heißt klar und deutlich, Rahmenbedingungen zu schaffen, damit Arbeitsplätze gesichert oder gefördert werden und bestehende Betriebe sicher ihre Tätigkeit durchführen können und neue Betriebe gefördert werden.

Wie sieht das in Wien aus, so frage ich Sie? - Überbordende Kommunalbürokratie! Ich sage Ihnen einige Beispiele. 

Die meisten von Ihnen waren Bezirksräte. Viele von Ihnen werden daher auch bei Betriebsanlagenüberprüfungen gewesen sein. Wenn Sie da sehen, wie 15 oder 20 Beamte einen einzigen Wirtschaftstreibenden tribulieren und mit irgendwelchen Vorschriften konfrontieren, die alle drei Monate geändert werden - die TA Luft oder die TA Kessel oder wie sie alle heißen mögen, diesmal war die Tür links anzuschlagen, jetzt ist sie rechts anzuschlagen und alle diese Blödheiten mehr, die das Unternehmen und den Betrieb belasten -, dann werden Sie einmal einen Grund kennen, warum in Wien die Betriebe immer weniger geworden sind. Das ist einmal der erste Grund dafür. 

Ich sage Ihnen ein ganz lustiges Beispiel, damit Sie sehen, wie sehr Sie sogar die modernsten Möglichkeiten, die jetzt für die Betriebe geschaffen werden, verkennen: Wenn ein Betrieb ein Flugblatt verteilen will, so kann es das jetzt schon per Internet anmelden. Also nicht genug, dass es da für das Verteilen eines Flugblatts ein riesiges Anmeldeformular gibt, steht als i‑Punkt für das Ganze dann am Schluss hinten drauf: "Und dieser elektronischen Anmeldung ist ein Flugblatt beizufügen." Wie das gehen soll, soll mir einmal wer zeigen! Sie sehen, welche Dummheiten da zum Teil passieren. 

Ich sage Ihnen aber auch noch einen zweiten Grund. Die Rückläufigkeit der Investitionsquote dieser Stadt wurde ja bei allen Rechnungsabschlussdiskussionen schon hervorgehoben. 

Im Rechnungsabschluss 2000 21,8 Milliarden, im Rechnungsabschluss 2001 - da konnte man noch nicht sehen, dass schön langsam aber sicher im Jahr 2001 die Konjunktur schlechter wird, das war nicht zu erkennen, nein, nein, nein! - haben wir für Investitionen 17,9 Milliarden umgesetzt. Das heißt, minus 18,2 Prozent gegenüber dem Vorjahr 2000. Und beim Rechnungsabschluss 2002 hat der Bürgermeister heute die Hoffnung zum Ausdruck gebracht, dass es 19 Millionen sein werden. Das ist eine gewaltige Steigerung, hat er gesagt, von 11 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Ja, das stimmt schon, aber es sind noch immer um 10 Prozent weniger gegenüber dem Jahr 2000. So schaut das aus! 

Die Investitionsquote ist tatsächlich rückläufig und dann wundern Sie sich, wenn die Betriebe keine Arbeitsplätze zur Verfügung stellen können.

Oder ich komme zur Stadtplanung und zum Verkehr. Wie schaut es denn dort aus? - Da liegt es besonders im Argen. Mit einigen wenigen Ausnahmen während der Zeit, wo VBgm Görg hier versucht hat, neue Impulse zu setzen, geht es seit 20 Jahren für die Betriebe auf einer schiefen Ebene immer bergab. 

Denken Sie alleine daran, wir haben jetzt gerade eine Untersuchungskommission zur Praxis der Wiener Flächenwidmung. Kein Mensch hat irgendwo in einem Programm hier politisch beschlossen, dass die Hinterhöfe entkernt werden! Was ist geschehen? - In der Zeit, wo ich mich als Vorsitzender genau über diese Dinge informieren konnte, wurde ein Hinterhof nach dem anderen entkernt. Was ist denn die Folge dieser Maßnahmen? - Dass die schlechten Betriebe, die da hinten ihre Schupfen haben, weiterhin die Schupfen stehen haben, denn die können sie ja so lange stehen lassen, so lange sie nicht zusammenfallen oder vom Blitzschlag getroffen werden oder sonst irgendetwas. Aber die guten Betriebe, die expandieren wollten, die haben dort auf einmal gärtnerisch zu gestalten gehabt, die konnten weder einen Abstellplatz für ihren neuen Lkw hinstellen, noch eine Werkstätte vergrößern oder erweitern, die konnten kein Magazin bauen, nichts. Alles der Wiener Stadtplanung zufolge, die ein politisches Programm vollzieht, das nirgends hier beschlossen wurde! Das ist nur ein Beispiel, um es zu nennen. 

Oder ich sage Ihnen ein Zweites: Die Umwidmung von Betriebsbaugebiet in gemischtes Baugebiet. Das bringt für die Betriebe in Bezug auf die Emissionen unendlich schwierige Auflagen. Das wird so unter der Hand gemacht, weil eh keiner darauf achtet. Es ist ein Unterschied für den Betrieb, ob seine Emissionen nicht gesundheitsgefährdend sein dürfen oder ob sie dem Wohnzweck nicht widersprechen dürfen. Das ist was 100 zu 1. So hat man Hunderte Betriebe aus dieser Stadt hinausgetrieben. Das sind die fehlenden Arbeitsplätze, die wir heute brauchen könnten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Oder denken Sie an die Parkraumbewirtschaftungen. Hier werden die Betriebe schikaniert. Hier ist es einfach so, dass man einen Wettlauf mit der Zeit und mit allem machen muss, um zu diesen komischen langfristigen Ausnahmegenehmigungen zu kommen. Auch das geht nicht. 

Letztlich sage ich Ihnen, und es wurde schon angeführt: Das von VBgm Görg gestartete Programm "Wohnen im Grünen" hat noch immer keine Realisierung erfahren. Das dämmert dahin. Da wird jetzt gesagt: Wir haben schon das Widmungsverfahren und da wird schon geplant und die Infrastruktur! Das alles hat der Herr Bürgermeister heute beantwortet. Wie viele Jahre brauchen Sie denn dazu? - Das ist die Frage! Da könnte schon genug gebaut werden! Tausende Anmeldungen gibt es dafür. Nichts wird gemacht. Das müssen Sie sich vorhalten lassen. Das sind die Dinge, die die Arbeitslosenrate in die Höhe treiben! 

Im gleichen ... (Beifall bei der ÖVP.)
Im gleichen Zeitraum hat die Bundesregierung jene Bestandteile der Wirtschaftspolitik umgesetzt, die Arbeit schaffen. Ich sage Ihnen einige Beispiele. Nehmen Sie die Abfertigung neu. Die hat dazu beigetragen, dass ab diesem Zeitpunkt die Mobilität der Arbeitskräfte erhöht wird. Man kann sich jetzt seinen Anspruch mitnehmen. Man ist nicht mehr an einen Arbeitsplatz in diesem Ausmaß gebunden. (GR Johann Driemer: Wo schaffen Sie mit der Abfertigung neu einen zusätzlichen Arbeitsplatz?) Bitte? (GR Johann Driemer: Wo schaffen Sie mit der Abfertigung neu einen zusätzlichen Arbeitsplatz?) Die Mobilität schafft mehr Arbeitsplatzmöglichkeiten, natürlich, weil wenn Sie verschiedene ... (GR Johann Driemer: Wo schaffen Sie das?) Wenn sie mobiler sein können, dann werden auch Arbeitsplätze dadurch wieder frei, weil irgendwo anders, in Wien natürlich nicht, aber woanders neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Das wäre natürlich die Möglichkeit gewesen. 

Kinderbetreuungsgeld. Das ist auch so furchtbar von Ihnen verteufelt worden. Ja, aber es gibt den Müttern die wirkliche Möglichkeit, ihre berufliche Laufbahn weiterzuführen (GR Godwin Schuster: Wo schaffen Sie damit einen Arbeitsplatz? - Aufregung bei GRin Mag Sonja Wehsely.) und das Mehrfache zu verdienen von dem, was früher in der Karenz möglich war! Sie können sogar zeitweise beim eigenen - wie Sie genau wissen - Arbeitgeber weiter beschäftigt sein. Das sichert ihnen den Arbeitsplatz. Das sind dann die, die nachher nicht arbeitslos sind, wenn Ihnen das noch nicht aufgefallen sein sollte. 

Oder das Beschäftigungs- und Ausbildungsprogramm für 15 000 Jugendliche, das der Bund begonnen und investiert hat. (GR Godwin Schuster: Wann hat er begonnen? Wann? Wann hat er begonnen?) 

Oder die Angleichung der Rechtsstellung von Arbeitern und Angestellten. Das sichert zum Beispiel die Durchgängigkeit der Karriere. Das gibt den Arbeitern die Möglichkeit, im angestellten Bereich in der rechtlichen Gleichstellung genauso weiter tätig zu sein. Das sind alles ... (Aufregung bei der SPÖ.) Ich weiß, das verstehen Sie nicht, weil Sie vom Wirtschaften nichts verstehen! Das ist aber genau der Unterschied, den wir Ihnen immer wieder vor Augen führen. 

Oder die Erhöhung des Weiterbildungsentgelts. Auch jetzt, wo Sie gefragt haben, wo das in irgendeiner Form zum Tragen kommt. Ja, jetzt können auch interne Schulungsprogramme gefördert werden, nicht nur mehr die von externen. Das haben Sie eh gewusst, ja, nur nicht erwähnt. Gut. 

Und das gesamte Konjunkturpaket, das noch am letzten Arbeitstag des Nationalrats mit 600 Millionen EUR beschlossen wurde. Wenn ich Ihnen ... (GR Heinz Hufnagl: Ein gutes Jahr zu spät!) Ich kann Ihnen, wenn Sie wirklich Interesse haben, die einzelnen Punkte und wie viel das in Millionen EUR ausmacht, vorlesen. Sie werden es aber sicher kennen. (GR Godwin Schuster: Das ist kein Paket!) Also, wenn Sie es kennen, dann verstehe ich nicht, wieso Sie dagegen ... (GR Christian Oxonitsch: Was ist da Investition? - Aufregung bei der SPÖ.) Ja, und? Wenn Sie es kennen ... (GR Godwin Schuster: Kein einziger Arbeitsplatz mehr!) Immerhin, wir haben es gemacht. Sie haben noch viele Tage einer Alleinregierung vor sich, aber Sie werden kein so ein Paket zusammenbringen. Das ist mir ganz klar! (GR Godwin Schuster: Kein einziger Arbeitsplatz mehr! Kein einziger! - Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.) 

Im gleichen Zeitraum hat der Wiener Wirtschaftsstadtrat mit einem Rahmen von 45 Millionen EUR mit Hilfe des WWFF ein sozialistisch dominiertes Firmenimperium aufgezogen. Im Rahmen des ZIT, des so genannten Zentrums für Innovation und Technologie, werden laufend Töchter gegründet, Enkelfirmen aufgemacht, alles mit Steuermillionen errichtet, also beamtete Wirtschaftsfunktionäre in dynamischen Wirtschaftszweigen der modernen Technologie! 

Schauen Sie sich einmal das Firmengeflecht an! Ich kann es Ihnen hier zeigen. (Der Redner zeigt eine Aufstellung.) Sie wissen es eh auch gut, aber es ist immer schön, wenn man einen optischen Eindruck davon gewinnt. Das alleine hat das ZIT im Jahr 2001 erreicht. So viele Töchterfirmen wurden gegründet und überall sitzen die gleichen Prokuristen drinnen, unter anderem natürlich typische Funktionäre sozialistischer Provenienz, zum Beispiel eine Dame, die im Vorzimmer der Frau Ederer gesessen ist als sie Zentralsekretärin war, und so weiter. Ich könnte Ihnen ja dazu die Namen nennen. Sie wissen es ja selber eh ganz genau. 

Jetzt mache ich da niemandem einen Vorwurf. Jemand, der auf diese Art und Weise in Betrieben Geschäftsführer wird, der hat einfach die Verantwortung über die Verwendung der Mittel - das ist ein typisches Beamtendenken -, während hingegen ein Manager eines Privatbetriebs die Verantwortung zum Erreichen eines Gewinns hat. Und genau das ist der Unterschied! Genau das macht die Dynamik aus! Da investieren Sie 45 Millionen EUR in eine Beamtenstruktur, die unsere moderne Technologie in ein dynamisches Zeitalter hineinbringen soll. Die Moderatorenrolle müsste durchaus ausreichend sein, Sie müssen sie nicht überall noch mit Kapitalmehrheit ausstatten. Wenn Kapital hineingepumpt wird, dann zumindest nur jenes, das die Sperrminorität sichert, aber nicht dass da 70 Prozent und 90 Prozent und so weiter an diesen Tochterfirmen Kapital des Steuerzahlers Anteil sein muss. Mobilisieren Sie Privatkapital, aber das wollen Sie ja nicht! Sie wollen ja überall die Hand drauf haben, überall den Daumen hineindrücken. Das ist es, warum die Wirtschaft in Wien solche Probleme hat! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier ist die Stadt und hier ist der Finanz- oder Wirtschaftsstadtrat säumig. Da hat er dann Ausreden aller möglicher Art. 

Darüber muss noch gesprochen werden, hin und zurück und so weiter. Nein, da muss man beginnen: Was hat zum Beispiel die Volkspartei getan? - Ich nenne Ihnen dazu nur ein Beispiel. Wir hatten die Idee für den Bio-Cluster in Heiligenstadt. Herr VBgm Görg hat das Geld für eine Feasibility Study hergegeben, damit einmal geprüft wird, ob das Ganze auch möglich ist. Das alles ist geschehen, als wir noch an der Stadtregierung beteiligt waren. Aber dann - jetzt steht die Partie! Eindreiviertel Jahre lang hat sich nichts getan. Wieso?, frage ich Sie. - Hier könnten Sie tätig werden!

Jetzt sage ich Ihnen etwas: Wir werden erreichen, dass dieser Bio-Cluster Heiligenstadt 4 000 zusätzliche Arbeitsplätze schafft. Ich sage Ihnen das und ich garantiere Ihnen das, wie ich heute hier stehe, obwohl ich nicht die Möglichkeiten und nicht die finanziellen Mittel habe, die Sie zur Verfügung haben, um daraus etwas zu machen. Das ist eine Idee, die sich selbst durchsetzt, die braucht niemanden. Ich kann nur sagen, wir waren es immerhin, die sie aufgebracht haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Darum werden 4 000 neue Arbeitsplätze in Heiligenstadt und in Döbling geschaffen werden. Jetzt ist es wieder an der Zeit, darüber zu reden, denn soeben wird die Flächenwidmung durchgeführt. Es dauert ohnedies unendlich lange, muss man sagen, eineinhalb Jahre für dieses Gebiet. Aber gut, es ist ein Architektenwettbewerb gewesen, das ist wichtig, das gehört dazu. Die Widmung soll angeblich bis Jahresende fertig sein, ich hoffe, dass das tatsächlich geschieht.

Die Planung zur Realisierung muss jetzt gestartet werden - und was geschieht? - Der Herr Stadtrat sitzt da und sagt, es ist noch mit den ÖBB zu verhandeln und dann muss man noch mit dem Bildungsministerium verhandeln. - Das ist alles Wurscht! Es gibt eine ganze Reihe privater Interessenten, die nur darauf warten, dass sie investieren können. Baxter-Immuno hat dem Herrn Bürgermeister und Herrn Präsidenten Nettig eine Zusage gemacht: 500 Arbeitsplätze, haben sie gesagt, werden sie in Heiligenstadt aufbauen. Allein das müsste uns doch schon "roglert" machen: 500 von den 75 000 Arbeitsplätzen, die wir brauchen würden, wären schon wieder auf der Welt!

Aber warum geschieht nichts? - Immer wieder und immer öfter werde ich hier darauf pochen, dass endlich eine solche Errichtungs- und Betreiberfirma eingerichtet wird, doch nicht wieder von beamteten Wirtschaftsfunktionären, sondern mit Privatkapital. Die Initialzündung allerdings muss natürlich von dem kommen, der einerseits das Interesse daran hat und der andererseits auch die Möglichkeiten und die Hoheit darüber hat, dass etwas geschieht.

Ich sage Ihnen, wenn Sie weiter so wirtschaften wie bisher, werden wir noch oft über Arbeitsplätze diskutieren müssen. Da brauchen Sie nicht an die Bundesregierung zu denken, sondern werden sich ausschließlich an die eigene Brust klopfen dürfen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Beantwortung der dringlichen Anfrage liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist somit geschlossen. (Beifall des GR Mag Christoph Chorherr.)
Wir gelangen zurück zur Postnummer 14 (04274/2002-GKU) der Tagesordnung.

Hier hat nun Frau Mag Unterreiner wiederum das Wort. Sie hat noch eine Redezeit von 15 Minuten. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner - auf dem Weg zum Rednerpult -: Ich habe noch gar nicht begonnen!)
Haben Sie noch gar nicht begonnen? - Entschuldigung! Sie haben 20 Minuten. Pardon, es war ein Missverständnis von mir, nicht von Ihnen.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Danke schön, ich habe gar nicht begonnen. Es waren nur 2 Minuten übrig, daher habe ich verzichtet.

Ich erinnere die Damen und Herren daran, dass es um die Vorbereitungsarbeiten für das Mozartjahr 2006 und um die Umwandlung des Theaters an der Wien in eine Opernbühne und in ein Festivalhaus geht. Die meisten von Ihnen kennen ja das Theater an der Wien. Viele von Ihnen haben dort wahrscheinlich schon Opernaufführungen gehört und wissen, wie unglaublich fein die Akustik und wie angenehm die Atmosphäre dort ist. Daher hat jeder Opernliebhaber immer schon gesagt: Wie schade, dass gerade so ein kleines, intimes Theater für Musicals verwendet wird! Nicht, weil diejenigen gegen Musicals waren, sondern weil die Musicals auch woanders gespielt werden können. Es setzen ja alle jetzigen Musicals Tonverstärker als Stilmittel ein, daher muss man nicht unbedingt ein Haus verwenden, das eine so hervorragende Akustik hat.

Wir haben das seit vielen, vielen Jahren gefordert und freuen uns natürlich sehr, dass man auf diesen Wunsch eingegangen ist. Wir stehen selbstverständlich hinter diesem Vorhaben. Trotz allem würden wir bei dieser Umwandlung gerne mitreden, mitgestalten, mitdenken, weil es ja auch eine unserer ganz großen kulturpolitischen Forderungen war.

Jetzt ist es so, dass Herr Dr Landesmann nicht nur mit der Vorbereitung des Mozartjahrs betraut wurde, sondern auch damit, ein Rohkonzept zu erarbeiten, worin der Spielplanentwurf für das Mozartjahr vorliegt, womit aber auch ein Konzept erarbeitet wird, wie diese neu zu gründende Gesellschaft aussehen soll. Ich halte es für sehr wichtig, dass wir auch im Ausschuss darüber diskutieren und dass alle Fraktionen daran teilhaben können. Wir haben einen Antrag betreffend dieses Konzept gestellt, das im Frühjahr 2003 vorgelegt werden soll. Darin geht es um den Spielplanentwurf für das Mozartjahr, aber auch um das Konzept für die rechtliche, organisatorische, inhaltliche und betriebswirtschaftliche Umwandlung des Theaters. Da möchten wir, dass wir mitdiskutieren können und dass das im Ausschuss vorgetragen wird.

Weiters haben wir immer wieder gefordert, dass bei dieser Umwandlung Mozart Rechnung getragen wird, sodass man sich nicht nur für das Mozartjahr 2006 Gedanken macht, sondern dass man das als feste Einrichtung sieht. Wir haben einen Antrag gestellt, dass man Mozartfestivals als feste kulturelle Einrichtung, also jährliche Mozartfestivals einrichten möge. Auch hier haben wir gemeinsam mit - nein, diesen Antrag haben wir allein gestellt. Ich muss mich korrigieren: Den ersten Antrag haben wir gemeinsam mit der ÖVP gestellt. Diesen habe ich nun mit meinen Kollegen gestellt, und er lautet, dass man Wiener Mozart-Festwochen als feste kulturelle Einrichtung schaffen möge.

Es geht aber bei dieser Umwandlung nicht nur um die Umwandlung in eine Opernbühne und in ein Festivalhaus, es wird auch sehr interessant sein, wie in Zukunft die zwei verbliebenen Bühnen, die beiden Musicalbühnen, geführt werden sollen. Auch hierzu haben wir jahrelang immer wieder Überlegungen angestellt, ob es nicht sinnvoll wäre, dass man da den privatwirtschaftlichen Gedanken einführen möge. Denn alle diese großen Kommerz-Musicals haben an vielen Stätten der Welt Geld eingebracht.

Es war wirklich schade, dass hier Jahr für Jahr für Musicals Millionen ausgegeben wurden, die man vielleicht für andere Dinge hätte besser ausgeben können. Wir sind deswegen der Meinung, dass es auch gut wäre, die "Privatisierung" - wir haben das absichtlich unter Anführungszeichen gesetzt - zum Beispiel mit Hereinnahme eines privaten Partners zumindest einmal zu diskutieren oder anzudenken. Wir glauben, dass das auch große Zukunft hat. Ich möchte diesen Antrag gemeinsam mit Andreas Salcher und mit meinem Kollegen Gerald Ebinger einbringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Theater an der Wien hat ja, wie wir alle wissen, schon wirklich große Glanzzeiten erlebt. Es hat auch schwierige Zeiten gehabt, vor allem solche finanzieller Art. In jüngster Zeit hat es aber noch einen Tiefpunkt gegeben. Wir haben das heute Vormittag in der Fragestunde schon angesprochen, es geht dabei um die Verleihung des Nestroy-Preises.

Der Stadtrat hat gesagt, es stört ihn nicht, wenn man eine Preisverleihung, einen Galaabend dazu missbraucht, Parteipolitik zu betreiben. Was André Heller anbelangt, muss ich ihm fast Recht geben. Man hat ja voraussehen können, was er sagen wird, wenn man sich darauf einigt, Peymann eine Lebensehrung zu gewähren und dieser sich Heller wünscht. Man kennt deren "Erwerbsgemeinschaft" seit Jahrzehnten. Es wurde auch so von einigen ... (StR Dr Peter Marboe: Sie waren nicht dort!) Ich weiß schon, Herr StR Marboe, ich war nicht dort, aber ich habe mir das Ganze im Fernsehen angeschaut. (StR Dr Peter Marboe: Sehen Sie!) Ich habe gesehen, dass auch Sie ganz begeistert geklatscht haben und davon angetan waren, zumindest sehr amüsiert waren, deswegen darf ich Sie auch ein bisschen anschauen. - Hans Haider hat das als "Erwerbsgemeinschaft" bezeichnet. Davon muss man auch ausgehen, wenn man jetzt sieht, wie ein André Heller mit dieser Sache umgeht.

Aber, Herr Stadtrat, auf eine Sache haben Sie nicht geantwortet, und zwar darauf, was die Moderatorin Andrea Eckert gemacht hat. Ein echter Wahlaufruf auf einer Bühne, ich muss schon sagen, das ist ein starkes Stück, nämlich ein Wahlaufruf: Gehen Sie bitte am 24. November zur Wahl und achten Sie darauf, dass diese Schmierenkomödie keine Fortsetzung findet!

Ich meine, das ist schon zu diskutieren, weil es sicherlich der ganzen Sache geschadet hat. Man mag auch hier der Meinung sein, dass alles erlaubt ist. Aber die Stimmung und die Bedenken, die anschließend entstanden sind, haben einer guten Sache ganz sicher geschadet. Wir dürfen nicht vergessen, dass auch private Investoren dabei sind. Es könnte durchaus sein, dass sich der eine oder andere private Investor in Zukunft überlegt, ob er Gelder hergibt, wenn man so eine Sache für parteipolitische Aufrufe missbraucht. Es ist aber auch so, dass sich viele Künstler distanziert haben. Einige Künstler, die mit dem vorhergehenden Preis ausgezeichnet wurden - das waren die Kainz-Medaille und der Nestroy-Ring - und die jetzt mitentscheiden können, haben sich zurückgezogen und protestiert. Ich glaube, es hätte nicht geschadet, Herr StR Mailath-Pokorny, wenn Sie sich da zumindest zu Wort gemeldet hätten.

Wir werden diese Sache in Zukunft weiter beobachten. Wir haben ja damals, als der Theaterpreis unter Ihrer Ägide eingeführt wurde, Herr StR Marboe, nicht mitgestimmt - wenn Sie sich erinnern können (StR Dr Peter Marboe: Sie haben meine Aussendungen dazu gelesen?) -, weil wir gesagt haben: Wozu hat man eigentlich eine so gute Tradition wie die Kainz-Medaille und den Nestroy-Ring abgeschafft? Wir waren sehr misstrauisch, und ich muss sagen, dieses Misstrauen war berechtigt. Ich hoffe, dass so etwas in Zukunft nicht mehr vorkommen wird. Sonst kann ich mir vorstellen, dass sich viele Leute von dieser Art von Gala, von dieser Art von Preisverleihung wirklich abwenden werden, weil es der Stadt Wien und der Kulturlandschaft Wiens wirklich nicht gut tut. 

Ich komme jetzt zu einem weiteren Antrag. Bei diesem Tagesordnungspunkt geht es ja um eine Umwandlung der gesamten Theaterlandschaft, und im Zusammenhang damit sind noch einige Probleme zu lösen. Unter anderem geht es um die Situation des Theaters beim Auersperg. Dieser Antrag lautet, dass der Herr Kulturstadtrat hier eine konstruktive Lösung suchen möge - das habe ich hier ziemlich detailliert ausgeführt -, und zwar in Form eines Zwangsausgleichs, weil das - ich habe mich da beraten lassen - wirklich sehr viele Vorteile hätte. Ich werde das jetzt nicht mehr detailliert vortragen - diejenigen, die hier mitentscheiden, haben das sicherlich ganz genau studiert - und möchte diesen Antrag gemeinsam mit Gerald Ebinger und Dr Andreas Salcher einbringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir stimmen dem Antrag der Berichterstatterin zu. Wir finden, es ist eine gute Sache. Ich bin neugierig, was Sie vor allem betreffend die privatwirtschaftliche Einbindung oder die privatwirtschaftlichen Gedanken, was die Musicals anbelangt, zu unternehmen gedenken, Herr StR Mailath-Pokorny. Ich weiß, das ist eine Herausforderung, aber wenn Ihnen das gelingen würde, dann wäre das, muss ich sagen, eine gute Sache. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Klicka zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, es sind sehr viele Anträge zu diesem Vorhaben eingebracht worden. Es freut mich ganz besonders, dass es uns Sozialdemokraten gelungen ist, nach vielen Vorüberlegungen und Vorarbeiten das Theater an der Wien in Zukunft in ein Opern- und Festivalhaus überzuführen. Für diese Vorarbeiten werden auch diese Subventionen beantragt. Ich denke, dass es wirklich eine Weichenstellung ist, die mit dem Mozartjahr 2006 ihren Beginn nehmen wird.

Wir werden dem Antrag der freiheitlichen Gemeinderäte in Bezug auf ein Gesamtkonzept für das Theater an der Wien im Sinne von Mozart-Festwochen insofern zustimmen, als wir das gerne im Gemeinderatsausschuss behandeln werden. Auch dem Antrag, ein Rohkonzept, das derzeit erarbeitet wird, und einen Spielplanentwurf zu diskutieren, werden wir sehr gerne zustimmen, Frau Kollegin Unterreiner. Wir werden das zum gegebenen Zeitpunkt dem Kulturausschuss auch vorstellen und es dort besprechen können. 

Zu dem Antrag auf Privatisierung der Musicalbühnen: Frau Kollegin Unterreiner war gerade so interessiert daran, wie wir uns dazu verhalten werden. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner bespricht sich mit GR Mag Helmut Kowarik.) Es tut mir Leid, dass Sie mir nicht zuhören wollen. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Tut mir Leid, ich wurde abgelenkt!) - Zu dem Antrag auf Privatisierung der Musicalbühnen: Wir haben ein Beispiel in Deutschland erlebt, das uns gezeigt hat, dass diese Privatisierung nicht von Erfolg gekrönt war. Die Stella GesmbH hat mit ihrem Haus Schiffbruch erlitten und ebenso ergeht es dem Musicalhaus in Hamburg, das unter sehr geringen Besucherzahlen leidet. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Was heißt: nur diskutieren, andenken?)
Für uns Sozialdemokraten ist es ganz einfach wichtig, dass Kultur und auch Unterhaltungskultur als gesellschaftspolitische Aufgabe gesehen wird. Wir wollen die Vielfalt der Angebote möglich machen, was wir aber im Bereich einer Privatisierung, bei der wir weder die Möglichkeit haben, mitzusprechen, noch die Möglichkeit besteht, den Kulturgenuss allen zugänglich zu machen, nicht tun können. Im Bereich der Privatisierung stehen die wirtschaftlichen Überlegungen genauso wie eine Gewinnmaximierung im Vordergrund. Uns aber ist es wichtig, den Wienerinnen und Wienern über die Musicalbühnen auch kulturelle Experimente, Neuerungen und hohe Qualität anbieten zu können. 

Weiters möchte ich auf den Antrag bezüglich der Erhaltung des Theaters beim Auersperg eingehen. Es ist uns aus rechtlichen Gründen nicht möglich, unseren Stadtrat aufzufordern, einen Zwangsausgleich durchführen zu lassen oder herbeizuführen, weil dies nicht in die Zuständigkeit des Stadtrats fällt. Es ist der Masseverwalter, der zu dieser Maßnahme greifen könnte. Wie gesagt, wir haben keine Möglichkeit, hier einzugreifen.

Es wurden auch von der ÖVP zwei Anträge gestellt, zu denen ich Stellung nehmen möchte. Bezüglich des Trägervereins des Internationalen Akkordeonfestivals ist es so, dass, wie gesagt, der Abgang für das Vorjahr gedeckt wurde und dieser Betrag jetzt auch in erster Linie für die nächstjährige Subvention mit eingerechnet wurde. Ich habe das Akkordeonfestival selbst besucht und weiß, welche hervorragenden Leistungen geboten wurden. Man kann heute noch nicht vorhersehen, wie viele Teilnehmer sich für das nächste Jahr anmelden werden und wie mit diesem Haushaltsbudget umgegangen werden wird. Daher kann man nicht von vornherein schon ständig und jährlich die Subventionen für das nächste Jahr erhöhen. 

Was das Kindertheater MOKI betrifft, das ich auch sehr gut kenne und das als Kindertheater vorbildliche Arbeit leistet, weil es auch in den öffentlichen Raum, in die Schulen hinauskommt und vielen Kindern die Möglichkeit einer ersten Kontaktnahme zum Theater und zu Theatervorstellungen eröffnet, ist es doch so, dass wir, wenn wir jetzt allen Vereinen, allen Theatern und Bühnen, die an uns herantreten, einen Dreijahresvertrag geben, uns budgetär in einer Form binden, dass wir keine anderen Möglichkeiten mehr haben, neue Initiativen zu unterstützen, die sich auch im Bereich des Kindertheaters entwickeln. - Soweit zu den Anträgen.

Ich glaube, wir sind uns alle einig und freuen uns schon auf das Mozartjahr 2006 sowie darauf, dass im Theater an der Wien hervorragende Neuinszenierungen geboten werden. Wir werden auch all die Konzepte, die jetzt entstehen, im Ausschuss diskutieren.

Ich ersuche um Zustimmung. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Post 14 in der vorliegenden Fassung ist, gebe jetzt ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Ich lasse nun über die vorliegenden Beschlussanträge abstimmen.

Der Erste von der ÖVP betrifft die Dreijahresvereinbarung für den Trägerverein des Internationalen Akkordeonfestivals.

Wer dafür stimmt, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Dies ist abgelehnt, weil die Stimmen der SPÖ fehlen. Alle anderen Parteien haben dafür gestimmt.

Ebenfalls von der ÖVP eingebracht wurde der Antrag auf Dreijahresvereinbarung für das Mobile Kindertheater "Moki".

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Von Frau GRin Unterreiner, Herrn GR Ebinger und Herrn GR Salcher stammt der Antrag betreffend Umwandlung des Theaters an der Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. (GR Marie Ringler: Welcher war das?) Es geht um den Antrag betreffend Umwandlung des Theaters an der Wien, einen gemeinsamen Antrag von FPÖ und ÖVP.

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Die Chance zur Einstimmigkeit sollten wir uns noch geben.

Jetzt lasse ich abstimmen über den von den Freiheitlichen Unterreiner, Ebinger, STEFAN eingebrachten Antrag betreffend das zukünftige Gesamtkonzept des Theaters an der Wien, in Klammer (Mozart-Festwochen). Hier wird die Zuweisung verlangt.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Jetzt kommt wieder ein gemeinsamer Antrag von Freiheitlichen und ÖVP betreffend Privatisierung der Musicalbühnen zur Abstimmung. Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt.

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist nicht die erforderlich Mehrheit. Der Antrag ist nur unterstützt von ÖVP und Freiheitlichen und ist somit abgelehnt. 

Jetzt lasse ich abstimmen über den gemeinsamen Antrag von Freiheitlichen und ÖVP betreffend Erhaltung des Theaters beim Auersperg. Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Dies findet nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag ist somit abgelehnt. Es haben nur die drei Oppositionsparteien dafür gestimmt.

Es kommt nun die Postnummer 16 (04277/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Journal.

Hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 17 (04282/2002-GKU). Diese betrifft eine Subvention an das Internationale Institut für den Frieden.

Ich ersuche die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Herr Gemeinderat, Sie haben das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde mich bemühen, meine Rede einigermaßen so flott abzuhandeln, wie dieser Akt abgehandelt wurde. Der Herr Bürgermeister hat das heute schon gesagt: Offensichtlich beschwingt durch den Wahlkampf sind bestimmte Genehmigungsverfahren, aber auch bestimmte Akten mit einem ungeheuren Tempo behandelt worden. Das war eigentlich der Grund, warum uns dieser Akt überhaupt aufgefallen ist. Ein Internationales Institut für den Frieden ist ja an sich etwas Positives. Dieser Akt wurde am 18. September geschrieben, ist am 23. September bei Herrn StR Mailath-Pokorny eingelangt, am 26. September an die MA 7 weitergegeben worden und am 27. September, einen Tag später, ist der Akt wieder bei Herrn StR Mailath-Pokorny, von ihm überprüft und unterschrieben.

Für alle, die ein bisschen im Kulturausschuss tätig sind, muss man sagen: Das ist nicht ganz die Standard-"Procedure", vor allem bei einem Stadtrat, bei dem wichtige Künstler dieser Stadt teilweise drei bis sechs Monate auf einen Termin warten müssen beziehungsweise überhaupt keinen bekommen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wer?) Liste wird gerne nachgereicht, die können Sie ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das müssen Sie ja wissen! Wenn Sie das sagen, müssen Sie es wissen!) Zum Beispiel Meret Barz versucht schon lange, bei Ihnen einen Termin zu bekommen, und auch Herr Desy, bei dem es wirklich um sein Überleben geht. Ich könnte Ihnen da viel erzählen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Hat schon längst einen Termin!) Ja, wann kriegt er ihn? - Den kriegt er Ende November, soweit ich weiß. Ich kann Ihnen noch viele andere nennen und bin gerne bereit, Ihnen zur Verfügung zu stellen, wer bei Ihnen gerne einen Termin haben möchte, falls das aus Ihrem Vorzimmer nicht zu Ihnen gedrungen sein sollte.

Wie gesagt, insofern ist mir der Akt aufgefallen. Das sagt aber noch nichts. Jetzt habe ich mir diesen Akt einmal ein bisschen genauer angeschaut. Der Präsident dieses Instituts für den Frieden ist der uns allseits bekannte Fast-Bürgermeister dieser Stadt, Erwin Lanc. Er dürfte auf Grund seiner Bundeserfahrung nicht gewusst haben, dass in dieser Stadt leider auch der Opposition alle Anträge zu Handen kommen, weil da sehr freundschaftlich formuliert steht: Wie mit deiner Mitarbeiterin - und so weiter - besprochen, übermittle ich dir das Subventionsansuchen. - Nachstehend geht es um folgenden Ablauf: Um 9 Uhr Begrüßung durch IPP, also durch Herrn Erwin Lanc, das ist okay, er ist der Präsident dieses Vereins; Begrüßung der Stadt Wien, Bgm Dr Häupl angefragt, auch kein Problem; dann steht aber in Klammer interessanterweise dabei: Dr Gusenbauer anwesend. - Als einziger Politiker!

Jetzt stellt sich die Frage, warum das da drinsteht beziehungsweise wofür Dr Gusenbauer der große Experte ist. Mir ist er derzeit nur bekannt - und im Augenblick ist er etwas bekannter, weil man ihn ja an mancher Straßenkreuzung sieht - als Kanzlerkandidat, daher weiß ich ehrlich gesagt nicht, was er dort verloren hat. Er ist mir bekannt als Parteivorsitzender der SPÖ und als Klubobmann des SPÖ-Parlamentsklubs. Nun könnte man sagen: Na gut, ist auch legitim. Dann stellt sich nur die Frage: Wenn das ein unabhängiges Institut ist, wo sind dann die anderen Klubobmänner der Parlamentsparteien eingeladen? - Ich kann dazu sagen, jener der Österreichischen Volkspartei auf parlamentarischer Ebene wurde nicht eingeladen. Ich habe mir erlaubt, mich bei den Kollegen von den Freiheitlichen zu erkundigen; ihrer ist auch nicht eingeladen.

Nun muss ich korrekterweise sagen: Nachdem wir das an die Öffentlichkeit gebracht haben, ist jetzt unser Klubobmann Dr Matthias Tschirf eingeladen worden, und zwar, würde ich sagen, auf eine nicht ganz den protokollarischen Gegebenheiten entsprechende Art und Weise, nämlich via eines Leserbriefs, den Herr Lanc an den "Kurier" geschrieben hat. Neben vielem anderen sagt er am Schluss: Zur Eröffnung war und ist Dr Gusenbauer ebenso eingeladen wie andere Experten, die wie bisher Gusenbauer am Symposium unseres Instituts teilgenommen haben. - Das ist übrigens ein Symposium, in dem es um internationale Rechtsfragen geht. Nun, Dr Gusenbauer mag ein Experte für viele Fragen sein, aber dass er ein internationaler Rechtsexperte ist, ist mir neu.

Dann schließt er folgendermaßen: Das Symposium ist keine allgemein zugängliche Veranstaltung - okay -, es werden aber interessierte Akademiker und Intellektuelle als Zuhörer eingeladen. Auch Herr GR Tschirf ist eingeladen. Erwin Lanc, Bundesminister a. D. - Daraus entnehme ich, dass er kein Akademiker ist, aber offensichtlich ein Intellektueller, denn sonst wäre er ja dort nicht eingeladen.

Irgendetwas stimmt also mit diesem Akt nicht. Mir wurde schon im Ausschuss gesagt, dass ich ungeheure detektivische Fähigkeiten wie der "Columbo" habe, indem ich das herausgefunden habe. Nur muss ich dazusagen, da tut man dem "Columbo" Unrecht, weil das alles so offensichtlich ist. Ich glaube, da reicht der Kommissar Kottan, um herauszufinden, dass in diesem Akt doch das eine oder andere so nicht ganz stimmt. 

Jetzt gehe ich noch einmal davon aus und sage, das ist ein unabhängiges Institut, das zufälligerweise knapp drei Wochen vor der Wahl dem Herrn Gusenbauer die Möglichkeit gibt, vor sehr reputierten Universitätsprofessoren aufzutreten. Dann wäre aber doch das Mindeste, was man macht: wenn man schon nicht die anderen Parlamentsparteien einlädt, dann sollte man zumindest die Außenministerin oder das Außenministerium einladen. Wir haben auch dort nachgefragt. Die Frau Außenministerin wurde ebenfalls nicht zu dieser Veranstaltung eingeladen. (GR Ernst Woller: Die wird ja nicht einmal vom Schüssel eingeladen!)
Sehr geehrte Damen und Herren! Das Einzige, was dieser Akt mit "Columbo" vielleicht gemeinsam hat, ist, dass auch bei "Columbo" der Täter immer schon am Anfang feststeht. Aber es bedarf meistens eines etwas aufwendigeren Prozesses - ich glaube, ein durchschnittlicher "Columbo" dauert 45 oder 50 Minuten. (GRin Marie Ringler: Nein!) Oder eine Stunde. (GRin Marie Ringler: Eine Stunde dreißig!) Hier haben wir die echten "Columbo"-Fans: eine Stunde dreißig! Die werde ich jetzt nicht in Anspruch nehmen, dazu liegt die Latte einfach zu niedrig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für mich ist eindeutig, dass dieser Akt kein überparteiliches Institut betrifft, sondern dass das der Versuch ist, dem Herrn Dr Gusenbauer wenige Tage vor der Wahl ein internationales Forum zu verschaffen. Das ist ein Missbrauch von Steuergeldern, daher werden wir das ablehnen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Ebinger zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Im Prinzip hat Dr Salcher schon vieles von dem gesagt, was ich auch sagen wollte, was zum Beispiel den bemerkenswerten Aktenlauf bei diesem Antrag betrifft, da man ja einen Antrag prüfen und einen Akt erstellen muss. Wenn man davon ausgeht, dass das alles mehr oder weniger an einem einzigen Tag geschieht, dann gibt es noch ungeahnte Einsparungspotenziale im Bereich der Gemeinde Wien, die man nützen könnte, wenn das generell so gehandhabt werden würde. (GR Dr Matthias Tschirf: Fast so schnell wie ...!)
Es geht immerhin um 95 000 EUR, was ja kein geringer Betrag ist. Dabei wäre dieses Rechtssymposium an sich eine Veranstaltung, für die man irgendwelche Formulierungen gar nicht brauchen würde. Da sind international anerkannte Juristen vertreten. Ich sage das, weil nach mir Herr Dr LUDWIG sprechen wird, und er wird mir dann sicher wieder sagen, also sage ich es auch gleich: international anerkannte Juristen, zum Beispiel vom International Law Research Center der Harvard University. Das wissen wir alles, kein Mensch würde etwas gegen diese Leute vorbringen. Sie sprechen über interessante Themen wie Sicherheit und neue Bedrohungen, über Wirtschaft und soziale Gerechtigkeit, über die Globalisierung und das Recht - lauter interessante Sachen! Es wäre auf Grund dieser Besetzung und dieser Diskussionsrunden für mich eine völlig klare Sache, und es hätte zur Bewahrung der Seriosität dieses Instituts für den Frieden beigetragen, wenn Sie wirklich überparteilich agiert hätten.

Aber wenn ich mir diesen Antrag anschaue, dann muss ich wiederholen, was da steht: "Lieber Freund!" - Okay, "lieber Freund" kann man schreiben, allerdings würde ich es bevorzugen, wenn in öffentlichen Schreiben zwischen Subventionsantragsteller und einem Subventionsnehmer eine gewisse Distanz in der Wortwahl spürbar wäre oder nicht indiziert wäre, dass es hier um etwas Besonderes geht, etwas, was besonders leicht über die Bühne geht und sich auch in der Schnelligkeit des Verfahrens äußert. Also gut, "lieber Freund" - lassen wir das.

Auf der letzten Seite steht ein interessanter Absatz, den Herr Dr Salcher noch nicht erwähnt hat: Offen ist auch, ob die Stadt Wien ein Dinner am 5. November bezahlt, eventuell im Ziehrer-Stüberl des Rathauskellers oder in einem Lokal eurer Wahl für 30 bis 40 Personen, oder ob das aus dem Symposiumsbudget bestritten werden soll. Darunter steht dann: Das Budget bleibt aber ziffernmäßig gleich. - Irgendwie macht es offenbar keinen Unterschied für die Budgetbeantragung, ob ein Dinner für 40 Leute organisiert wird oder nicht. Das ist meines Erachtens auch nicht korrekt. Außerdem kann es schon sein, dass die Gemeinde Wien, die Stadt Wien ein Essen für ein internationales Symposium zahlt - soll sein, man muss es aber nicht gleichzeitig in den Antrag auf Subvention hineinnehmen.

Was mich auch wirklich gestört hat, ist diese eine Anmerkung betreffend Herrn Dr Gusenbauer. Dass der Bürgermeister der Stadt eine Eröffnungsrede hält - ich habe jetzt mit Stand 21. Oktober gelesen, vom durchaus zuständigen StR Mailath-Pokorny werden um 14 Uhr Grußworte gesprochen, offenbar hat Dr Häupl keine Zeit.

Aber dann lese ich: Dr Gusenbauer anwesend. Jetzt muss ich mich als Jurist auch fragen: Ist es subventionsrelevant, dass das da drinsteht? Was will man uns damit mitteilen? Diskutiert dort vielleicht der Dr Gusenbauer? - Das macht er Gott sei Dank nicht, er ist nur anwesend. Aber dient dann die Veranstaltung vielleicht doch dazu - wenn man es schon extra hineinschreibt -, ihm das von Herrn Dr Salcher erwähnte internationale Podium zu geben, um ihn sozusagen als intellektuell herzeigbaren Politiker zu präsentieren? - Dann wäre es doch wieder eine Wahlkampfveranstaltung, umso mehr, als dieses Institut in den letzten Jahren nicht gerade viele Aktivitäten gesetzt hat und das jetzt mehr oder weniger ruck, zuck abwickeln will.

Aber vielleicht war es auch bloß eine Drohung, quasi so: Dr Gusenbauer ist anwesend, Herr Mailath-Pokorny, entweder gibt es eine Subvention, oder den Minister kann er sich gleich aus dem Kopf schlagen. Das kann ja auch sein, ich weiß es nicht; wie dem auch immer sei, dann ist nichts mit dem "Kabinett des Lichts", zumindest nicht für Sie. Aber Spaß beiseite, der Hinweis ist höchst entbehrlich. Es hat ganz und gar nichts mit dem Inhalt der Veranstaltung zu tun, dass Dr Gusenbauer anwesend ist, und entlarvt dieses Symposium unserer Meinung nach als eine Parteiveranstaltung. Dazu kommt, wie schon erwähnt wurde, dass jetzt Dr Tschirf eingeladen worden ist. Sonst wurden keine anderen Parteien eingeladen, nicht einmal die Außenministerin, deswegen können wir uns diesem ... (GR DDr Bernhard Görg: Der einzige Intellektuelle ...! - Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Ja, das macht dich dann aber auch verdächtig, ehrlich gesagt. 

Deswegen können wir diesem Aktenstück nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr GR Dr LUDWIG.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege Ebinger!

Ich werde dich vielleicht enttäuschen müssen, aber bei der Veranstaltung des Internationalen Instituts für den Frieden am 4. November wird Herr Dr Gusenbauer nicht anwesend sein können, weil er an diesem Tag gleichzeitig bei einer Parteiveranstaltung - einer Wahlveranstaltung, was uns nicht wundert - in Wörgl in Tirol ist. Es hängt natürlich damit zusammen, dass die Veranstaltung zu einem Zeitpunkt geplant wurde, als von einem Wahltermin noch überhaupt keine Rede war. Damals waren wir zwar der Überzeugung, dass diese Bundesregierung nicht mehr lange halten wird, aber der offizielle Wahltermin war noch nicht bekannt. Dass diese Bundesregierung an ihren inneren Widersprüchen scheitern wird, haben viele Österreicherinnen und Österreicher bemerkt. Aber die Planung für diese Veranstaltung hat lange vorher begonnen. 

Da jetzt von meinen beiden Vorrednern der flotte Aktenlauf angesprochen worden ist, möchte ich unseren lieben Freund "Columbo" Andi Salcher ersuchen, den Akt doch etwas genauer zu recherchieren und auch zu schauen, wann die Diskussion über diese Veranstaltung tatsächlich begonnen hat. Der erste Brief von Präsidenten Erwin Lanc wurde am 26. September 2001 an das Kulturamt, an den Kulturstadtrat gerichtet, allerdings noch mit der Überlegung, dass diese Veranstaltung hier im Rathaus stattfinden soll. Weil das aber aus terminlichen und sonstigen organisatorischen Gründen nicht möglich war, haben sich Präsident Lanc und das Institut um andere Räumlichkeiten gekümmert, die dann in der Diplomatischen Akademie gefunden wurden. Das war ein Grund, dass man hier dann, weil der Zeitpunkt 4./5. November immer näher gekommen ist, einen schnellen Aktenlauf vorgesehen hat. Ich sage es nur deshalb, weil der erste Brief - ich habe mich danach beim Präsidenten Lanc erkundigt - vom 26. September 2001 stammt. 

Ich muss sagen, es spricht natürlich für unseren Kulturstadtrat, aber auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kulturamts, dass es dann möglich ist, einen Akt, der schon über ein Jahr in Diskussion steht, auch zu finalisieren. Das spricht eigentlich für unsere Kolleginnen und Kollegen im Kulturamt. Ich möchte in diesem Zusammenhang sagen, dass wir alle sehr froh sind, dass wir euch haben. 

Vielleicht noch eine Anmerkung zur Frage des Buffets, das angesprochen worden ist: Prinzipiell glaube ich ja, dass das eine so wichtige Frage ist, dass man nicht in solche Details gehen sollte, aber es ist angesprochen worden. Richtig ist, dass es keine Zusage des Kulturamts für ein Buffet in irgendeiner Form gibt. Weil da ein bisschen hineingeheimnist worden ist, ob nicht der Gesamtbetrag zu hoch ist: Lieber Kollege Ebinger, du wirst wissen, dass es eine sehr genaue Abrechnung für das Kulturamt geben muss und dass Mittel, die nicht widmungsgemäß verwendet werden, auch zurückerstattet werden müssen. Von da her weiß ich auch, dass das sehr genau kontrolliert wird und dass es keine Möglichkeit einer Verwendung gibt, die nicht im Antrag vorgesehen ist.

Mich wundert ja, dass jetzt die FPÖ hier nicht mitstimmt. Denn in der Tat gebe ich meinem Vorredner darin Recht: Die Liste der Referentinnen und Referenten liest sich in der Tat wie ein Who's who der wichtigsten Völkerrechtler und Referenten im internationalen Recht. Es ist eigentlich eine großartige Leistung von Präsidenten Lanc, dass er es geschafft hat, Wien wieder zu einem Mittelpunkt einer derartigen Veranstaltung zu machen. Das kann nur eine Werbung zusätzlich zu dem sein, was die Stadt Wien in diesem Bereich ohnehin macht.

Vielleicht noch eine Anmerkung zu der Frage, warum man solche Veranstaltungen bei uns in Wien durchführen sollte - zu einem relativ geringen Betrag, muss man ja sagen -: Wien ist Austragungsort vieler internationaler Veranstaltungen. Ich denke jetzt nur an die zuletzt abgehaltene internationale Irak-Konferenz. Das hat meines Erachtens zwei Hauptgründe. Das eine ist, dass wir eingebettet in der Europäischen Gemeinschaft ein neutrales Land sind. Wir bekennen uns auch zu dieser Neutralität. Zum Zweiten geht es aber auch darum, dass wir der einzige UNO-Sitz sind, der sich in der Europäischen Union befindet, und dass wir auch stolz darauf sind, ein Sitz der Vereinten Nationen zu sein. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann mich noch genau daran erinnern, wie der sehr weitsichtige Bundeskanzler Dr Bruno Kreisky es durchgesetzt hat, dass die UNO ihren dritten Sitz in Wien einrichtet, und mit welcher Vehemenz vor allem die ÖVP damals dagegen gewettert hat, auch gegen den Umstand, dass es ein Konferenzzentrum geben soll, einen Standort der UNO in unserer Stadt und vieles mehr. (GR Dr Matthias Tschirf: ... für den Standort, aber gegen das Konferenzzentrum!) Diese Haltung sollte man vielleicht auch überdenken, und man sollte sagen, dass es Sinn macht, zum Thema internationales Recht zu konferieren, zu der Frage, wie es weltweit weitergehen soll mit Fragen der Globalisierung, mit Fragen der Auseinandersetzung zwischen den Staaten, mit Fragen der Friedenssicherung. Dass wir uns hier auch als Stadt positionieren, halte ich für gut und richtig. Das halte ich auch für angemessen für eine Stadt, die UNO-Sitz ist, und wir bekennen uns als Stadt dazu. (Beifall bei der SPÖ.) 
Abschließend noch eine Anmerkung zu der Frage, inwieweit Wahlkampf mit Steuergeldern betrieben wird: Unser Klubobmann GR Oxonitsch hat das vor einigen Minuten schon sehr treffend ausgeführt. Ich möchte zur Erinnerung an diese Ausführungen nur auf die sehr umfassende und sehr teure Broschüre hinweisen, die immerhin in einer Auflage von 300 000 Stück erschienen ist und an Haushalte verschickt wird. Da wissen wir alle, dass die Bilder darin identisch mit jenen Fotos sind, die sich beispielsweise auch im ÖVP-Pressedienst finden. Hier also herauszukommen, Kollege Salcher, in Bezug auf eine internationale Veranstaltung, in der ein Kandidat nicht einmal anwesend ist, von einer Unterstützung im Wahlkampf zu reden und gleichzeitig hier keine Worte zu finden, das halte ich doch für etwas doppelbödig. (GR Harry Kopietz: Da ist er sprachlos!) Ich würde meine, es gibt noch viele Gründe, darauf hinzuweisen und die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler auf diese Art der Verwendung von Steuergeldern aufmerksam zu machen: darauf, wie von der ÖVP Steuermittel im Wahlkampf eingesetzt werden. Ich glaube, das wird sicher noch viel, viel öfter Gegenstand von Diskussionen sein. (Beifall bei der SPÖ. - GR Harry Kopietz - in Richtung GR Dr Andreas Salcher -: "Columbo", ich würde sagen, eine blöde G'schicht!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Wer für die Postnummer 17 in der vorliegenden Fassung ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist mehrheitlich, ohne ÖVP und FPÖ, angenommen. 

Wir kommen nun zu den Geschäftsstücken 22 (03993/2002-GKU) und 23 (03994/2002-GKU). Sie betreffen Rahmenbeträge und eine Subvention für die Förderung diverser Projekte.

Es liegt dazu keine Wortmeldung vor, und ich komme gleich zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 22 in der vorliegenden Fassung ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Wer der Postnummer 23 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 25. Sie betrifft die Umsatzsteuernachzahlung für den Wiener Drogenbeauftragten.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Neck-Schaukowitsch ... (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: 24 zuerst!) Pardon, ich war zu rasch! Zuerst werden wir geimpft, dann zahlen wir die Umsatzsteuer.

Wir gelangen also zunächst zur Postnummer 24 (04052/2002-GGS).

Ich bitte Frau GRin Neck-Schaukowitsch als Berichterstatterin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Impfdebatte ist eröffnet. Herr GR Dr Hahn, bitte die erste Injektion.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin!

Ich glaube, es wird nicht wehtun, die Schmerzen sind bekannt.

Es ist eine jahrzehntelange Forderung der Volkspartei gewesen, dass es bei Impfkampagnen der Stadt entsprechend den Angeboten im Magistratischen Bezirksgesundheitsamt zu einer gleichberechtigten Vorgehensweise in der Finanzierung und im Anbieten für den niedergelassenen Bereich kommt, und zwar einfach deshalb, weil nur auf diese Art und Weise sichergestellt werden kann, dass es zu entsprechenden Durchimpfungsraten kommt. Diese brauchen wir, wenn wir bestimmte Impfkampagnen fahren wollen, weil nur so derartige Durchimpfungsraten gewährleistet sind, aber sicher nicht dann, wenn die Impfkampagne ausschließlich im Wege der Magistratischen Bezirksgesundheitsämter stattfindet.

Die heute zu beschließenden Impfungen sind welche, die wir von der Sache her sehr begrüßen. Wir hätten uns nur gewünscht, wie gesagt, dass etwas möglich gewesen wäre wie in der Phase der Koalitionsregierung in der vorigen Periode hier im Haus, als es tatsächlich schon Impfkampagnen gegeben hat, die gleichermaßen auch im niedergelassenen Bereich angeboten wurden. Dies sollte auch nunmehr wieder der Fall sein, aber das ist es nicht. Aus diesem Grund können wir diesem Akt unsere Zustimmung nicht geben.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch anregen - darauf wurde ich von einem Kollegen aufmerksam gemacht -, dass die Gemeinderäte, wie in der Vergangenheit um diese Jahreszeit durchaus üblich, wieder die Möglichkeit haben, hier im Haus während der Sitzung Grippeschutzimpfungen zu bekommen, allerdings gegen entsprechenden Kostenersatz. Frau Stadträtin, vielleicht kann man das in Hinkunft wieder anbieten. - Danke. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Kowarik zum Wort gemeldet.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben wieder einmal einen Impfakt vorliegen. Wie schon mein Vorredner möchte auch ich darauf hinweisen, dass es äußerst bedauerlich ist, dass diese beiden durchaus wichtigen Schutzimpfungen nicht zu denselben Bedingungen auch beim niedergelassenen Arzt zu bekommen sind, sondern lediglich bei der Impfstelle der Stadt Wien. Das ist etwas, das wir schon seit Jahren bekritteln, und wir bedauern, dass das Impfkonzept, dessen Ausbau damals begonnen wurde und wodurch es möglich war, dass man zum Beispiel Impfaktionen für Kinder bis zum 15. Lebensjahr so gestaltet, dass alle Impfmöglichkeiten zu bekommen sind, eben auch beim niedergelassenen Arzt, hier bei diesen anderen Schutzimpfungen nicht der Fall ist.

Ich möchte in diesem speziellen Fall noch auf etwas anderes hinweisen und eine weitere Anmerkung machen. Es handelt sich dabei ja nicht um eine Schutzimpfung im Sinne einer Impfaktion, im Sinne einer Vorsorgeaktion wie zum Beispiel einer Grippeimpfung oder etwas Ähnlichem, sondern um eine Schutzimpfung für Fernreisende. Da müsste man doch noch einmal überdenken, ob es sinnvoll ist, dass die Stadt Wien Fernreisenden die Möglichkeit gibt, mit Steuermitteln unterstützte, günstige Impfaktionen zu bekommen. Ich bin der Meinung, dass es jemandem, der sich eine Fernreise leistet, durchaus möglich sein sollte, die entsprechenden Impfungen selbst zu bezahlen, ohne dass er sozusagen an die Solidarität appelliert und man seine Vorsorge mit Steuermitteln mitfinanziert. Denn man könnte dann genauso gut verlangen, dass man, wenn jemand heute nach Kärnten an den Wörthersee fährt, mithilft ... (GR Harry Kopietz: Braucht man eine Schutzimpfung!)
Nein, nicht eine Schutzimpfung, sondern dass man ihm zum Beispiel ein Sonnenschutzmittel bezahlt oder dass man ihm, wenn er an die Alte Donau fährt, entsprechende Insektenschutzmittel bezahlt, weil auch da Erkrankungen, denen man vorbeugen soll, durchaus möglich sind. Ich meine, es ist vielleicht doch notwendig, das Impfkonzept insgesamt ebenso wie die Angebote der Stadt Wien für Fernreisende zu überprüfen und auch in diesem Fall die Möglichkeit zu schaffen, dass dies zu gleichen Bedingungen auch im niedergelassenen Bereich erworben werden kann.

Wir werden diesem Aktenstück nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auf Grund der Beobachtungen in der Impfstelle für Auslandsreisende wurde vorgeschlagen, dass auch diese beiden Impfungen, nämlich sowohl die Impfung gegen Diphtherie/Tetanus/Keuchhusten kombiniert für Erwachsene als auch die Impfung gegen Tollwut, von der MA 15 und in den Bezirksgesundheitsämtern durchgeführt werden.

Man muss dazu noch sagen, dass eine Keuchhusten-Immunisierung bei allen Schutzimpfungen, die im Kindesalter bis zum 15. Lebensjahr durchgeführt werden, enthalten ist, sowohl in der Dreier- als auch in der Viererkombination, dass es aber bisher noch immer keinen Einzelimpfstoff gegen Keuchhusten für Erwachsene gibt. Auch im Erwachsenenalter ist es sehr wichtig, dass Diphtherie/Tetanus zumindest alle zehn Jahre aufgefrischt wird, und somit wird in der Kombination mit Keuchhusten auch eine weitere Immunisierung für Erwachsene ermöglicht. Weil sich Auslandsreisende häufiger auch mit Tollwut infizieren, da es in manchen Ländern in Asien und Afrika viele streunende Tiere gibt, bietet man für jene kleine Zielgruppe die Tollwutimpfung an, weil Tollwut nach der Infektion meistens tödlich verläuft.

Für uns ist es wichtig, über die MA 15 auch in diesen Spezialbereichen ein niederschwelliges Angebot anzubieten. Ich ersuche daher um Zustimmung zu dem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Es liegt auch kein Abänderungsantrag vor.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mit Mehrheit, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Volkspartei, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 25 (04243/2002-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Umsatzsteuernachzahlung für den Wiener Drogenbeauftragten.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Neck-Schaukowitsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich ersuche auch bei diesem Poststück um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Dr Pilz. - Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Meine geschätzten Damen und Herren!

Ich möchte bei diesem Geschäftsstück nicht zu viele Worte machen, aber erlauben Sie mir doch, auf zwei Dinge hinzuweisen.

Das eine ist eine grundsätzliche Verwirrung und Fragestellung, die wir uns rund um das Institut des Beauftragten, der Beauftragten im Gesundheitsbereich zu stellen hatten, weil in der letzten Zeit einige Verwirrung über diese Funktionen geherrscht hat - nicht etwa bei uns GRÜNEN, sondern im Büro der Frau Stadträtin selbst. Das möchte ich Ihnen nicht vorenthalten.

Weil wir widersprüchliche Informationen darüber hatten, ob es einen Psychiatriebeauftragten der Gemeinde Wien gibt und wer nun dieser Beauftragte wäre, hat meine Mitarbeiterin bei der Frau Stadträtin im Büro angerufen. Dort hat die Sekretärin gemeint: Ja, es gibt einen Psychiatriebeauftragten und sein Name wäre Chefarzt Dr Rudas. Auf eine weitere, detailliertere Frage hin konnte sie keine Auskunft geben und hat Rückruf vom Herrn Büroleiter versprochen. Diesen Rückruf haben wir im Grünen Klub erhalten, und - o höre und staune! - der Herr Büroleiter der Frau Stadträtin hat gemeint, Frau StR Pittermann hätte in ihrem eigenen Geschäftsbereich überhaupt keine Beauftragten.

Das ist nun doch eine sehr interessante Auskunft, da uns gerade heute auch ein Geschäftsstück vorliegt, das sich mit der Honorarsituation des Drogenbeauftragten beschäftigt, der nun tatsächlich als Person bekannt und ernannt ist. Wir wissen ja beispielsweise auch, dass Frau Prof Wimmer-Puchinger Frauengesundheitsbeauftragte ist.

Wie steht es nun mit den anderen Beauftragten? - Darüber herrscht Verwirrung und Unklarheit. Ich habe daher schriftlich eine Anfrage an die Frau Stadträtin gestellt, um Aufklärung darüber zu bekommen, wer in welcher Funktion mit einem offiziellen Mandat ausgestattet ist, wer bezahlt wird, warum jemand bezahlt wird, warum andere nicht bezahlt werden und so weiter. Dazu möchte ich sagen, ich halte diese Funktion für eine wichtige, für eine gute, für eine durchaus unterstützenswerte, es soll nur Klarheit herrschen. Es sollen diejenigen, die beauftragt sind, wissen, dass sie beauftragt sind, und diejenigen, die nicht beauftragt sind, sollen wissen, dass sie nicht beauftragt sind. Es soll Klarheit darüber geben, wer ein Honorar bezieht und warum jemand ein Honorar bezieht, und dieses soll auch angemessen und adäquat sein.

Wir haben in den letzten Tagen, konkret gestern und vor einigen Tagen, in der interfraktionellen Sitzung zu Gesundheitsfragen auch über die Umstrukturierungen gesprochen, die in Bezug auf die Frauengesundheitsbeauftragte Prof Wimmer-Puchinger anstehen und von denen noch vor einigen Tagen im Gesundheitsausschuss rundweg in Abrede gestellt wurde, dass es dazu schon Konkretisierungen gibt. Zehn Tage später hat es sie gegeben, nämlich Frau Frauengesundheitsbeauftragte Prof Wimmer-Puchinger wird künftig in den Fonds Soziales Wien eingegliedert werden. Die organisatorische und finanzielle Gebarung wird über den Fonds abgewickelt werden.

Da tut sich bei einer weiblichen Gemeinderätin wie mir durchaus eine skeptische Alarmglocke auf. Denn es ist die Frage zu stellen, ob es sich da möglicherweise um eine Machtübernahme handeln könnte, um ein Über- und Unterordnungsverhältnis seitens des Fonds gegenüber der Frauengesundheitsbeauftragten. Diese Frage ist zu stellen, und sie wurde auch in der gestrigen Sitzung erörtert. Es wurde uns gesagt - vor allem von Frau Prof Wimmer-Puchinger -, sie freut sich auf diese Zusammenarbeit, sie findet es spannend, sie sieht kein Über- und Unterordnungsverhältnis. Wir hoffen, dass dem so ist. Denn wir glauben, es ist wichtig, dass es hier eine starke, nicht anderen Institutionen untergeordnete Frauengesundheitsbeauftragte gibt, deren Verantwortlichkeit gegenüber der zuständigen Politikerin bestehen soll.

Nach diesen Bemerkungen zu den Unklarheiten über die verschiedenen Funktionen der Beauftragten und ihrer Eingliederung in die Magistratsstruktur möchte ich zum konkreten Anlassfall kommen, nämlich dem Geschäftsstück, über das wir heute sprechen: die Umsatzsteuernachzahlung des Herrn Dr DAVID als Drogenbeauftragter. Wir haben über seine Honorarerhöhung schon vor einigen Monaten diskutiert, und es hat uns GRÜNEN nicht gefallen, dass es hier viele Funktionen gibt, die in einer Person versammelt sind. Wir haben das auch schon entsprechend kritisiert.

Ich stehe aber nicht an zu sagen, dass Herr Dr DAVID jemand ist, der unsere volle Anerkennung hat, was seine fachliche Qualifikation betrifft. Und was die positive Erledigung seiner Aufgabe betrifft, hat er unsere volle Unterstützung. Was wir allerdings nicht verstehen, da wir hier schon wieder mit seinen Honorarfragen befasst werden, ist, dass es da eine Situation gibt, die offensichtlich auf ein Chaos in der Abwicklung der finanziellen Dotation dieses Honorars verweist.

Eigentlich zahlt man Umsatzsteuer jährlich, man zahlt sie selbst, und man verrechnet sie seinem Auftraggeber weiter. Es war zwischen den Jahren 1992 und 1997 der Fall - so wurde uns gesagt -, dass der Magistrat die Umsatzsteuer überwiesen hat und die Umsatzsteuer auch abgeliefert wurde. Von 1998 bis 2002 war man im Magistrat der Ansicht, dass es sich bei dieser Tätigkeit um eine ärztliche Tätigkeit und nicht etwa um eine Beratungstätigkeit handeln würde, sodass nur der verminderte Steuersatz von 3,4 Prozent und nicht jener von 20 Prozent Umsatzsteuer abzuführen wäre. (Zwischenruf des GR Dr Wilfried Serles.) So steht es vielleicht im Akt. Gut, ich entnehme das dem Akt, vielleicht kann Sie da jemand anderer aufklären.

Der Umstand, dass die Gemeinde Wien hier offensichtlich eine andere Auffassung als das Finanzamt hatte, hat dazu geführt, dass Herrn Dr DAVID die Umsatzsteuer verrechnet wurde. Sein Steuerberater hat sie auch abgeführt, hat aber offensichtlich vergessen - so wurden wir informiert -, Herrn Dr DAVID davon in Kenntnis zu setzen, dass er Umsatzsteuer zahlt, die ihrerseits dem Magistrat nicht in Rechnung gestellt wurde. Faktum ist, von seinem Nettobetrag wurde sie abgeführt, und Faktum ist weiter, dass Herr Dr DAVID in all den Jahren nicht draufgekommen ist, dass er Umsatzsteuer bezahlt hat. Das ist nicht etwa eine kleine Summe, sondern es ist die Erklecklichkeit von umgerechnet 800 EUR im Monat. Davon leben andere - dem Herrn Dr DAVID ist nicht aufgefallen, dass dieser Betrag sozusagen nicht in seiner Abrechnung enthalten war. Er hat einfach so lange gebraucht, festzustellen, dass er in all diesen Jahren die Umsatzsteuer, die er legitimerweise von der Gemeinde hätte einfordern können, laut Finanzamtsbescheid nicht bezogen hat, aber er hat sie eben bezahlt.

Die Gemeinde Wien möchte jetzt diesen Missstand sanieren, und zwar auf eine Weise, die für uns nicht akzeptabel ist. Denn ich würde nun einmal annehmen, dass ein Umsatzsteuerpflichtiger als Erstes eine Klärung bei seinem Steuerberater herstellt, ob er Steuern, die veranschlagt werden und die er selbst einnehmen kann, auch wirklich bezieht. Wenn sein Steuerberater dazu nicht die richtige Auskunft gibt, dann ist auch der Steuerberater zur Verantwortung zu ziehen. Wenn es nicht so ist - und ich erinnere mich an meinen eigenen Steuerberater, der mir alles zur Unterschrift vorlegt und mir jede Position genau erklärt -, dann unterschreibt man, was man auch tatsächlich an Steuerleistung erbringt, und weiß, dass man seine Steuer und auch seine Umsatzsteuer zu zahlen hat.

Faktum ist, dieser Missstand wurde nicht behoben. Über all diese Jahre hat es Uneinigkeit zwischen dem Finanzamt und der Gemeinde Wien darüber gegeben, welche Steuer nun anzuwenden ist, und jetzt soll der Steuerzahler eine erkleckliche Summe von 48 000 EUR nachzahlen, weil die Dinge nicht rechtzeitig saniert wurden.

Wir sehen hier Handlungsbedarf. Einerseits soll Herr Dr DAVID prüfen, wie weit sein Steuerberater für diese Misere verantwortlich ist, und er soll das rechtlich bilateral mit ihm regeln, bevor er zur Gemeinde Wien kommt. Zweitens würde ich doch meinen, dass Herr Dr DAVID in der Fülle der Einkünfte, die er hat, so weit Überblick gewinnen sollte, dass er sieht, ob ein Betrag von immerhin 800 EUR im Monat eingegangen ist oder nicht, oder ob dieser Betrag fälschlich abgebucht wurde. Drittens meinen wir, dass die Gemeinde Wien erschöpfend und abschließend klären müsste, ob die Tätigkeit des Drogenbeauftragten eine ärztliche Tätigkeit ist oder ob es eine Beratungstätigkeit ist, für die diese Umsatzsteuer zu begleichen ist. Sie soll das mit dem Finanzamt klären.

Da wir meinen, dass diese Dinge zur Klärung anstehen, sind wir der Ansicht, dass die Nachzahlung von 48 000 EUR zurückgestellt werden soll. Ich beantrage daher entsprechend § 22b die Vertagung der Verhandlung über dieses Geschäftsstück zur Erledigung dieser Punkte. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. (GR Günter Kenesei: Jetzt müssen wir zuerst über Vertagung abstimmen!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (den Vorsitz übernehmend): Ist eine Vertagung beantragt worden? (Zwischenrufe.)
Es wird über den Antrag auf Vertagung abgestimmt.

Wer für die Vertagung ist, möge aufzeigen. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Nunmehr hat die Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde nicht so lange reden wie Frau Kollegin Pilz. Vielleicht eine erste Vorbemerkung zu den Beauftragten: Die Beauftragten, ob das nun Psychiatrie-, Frauen- oder Drogenbeauftragte sind, sind nicht die persönlichen Beauftragten der Frau Stadträtin, sondern Beauftragte der Stadt Wien. Sie werden auch so bestellt.

Als seinerzeit die Frauengesundheitsbeauftragte eingesetzt wurde - und da gab es damals einhellige Übereinstimmung -, hat der damalige StR Dr Rieder diese Einrichtung in der Ersterstellung für so prominent und wichtig angesehen, dass er sie auch mit den Budgetmitteln im Stadtratbüro angesiedelt hat. Das ist sicherlich ein Unikum innerhalb der Stadt Wien und hat es natürlich auch in Bezug auf das Handling nicht einfach gemacht, sage ich einmal.

Nachdem nun der Bereich Frauengesundheit sowohl mit dem Expertinnenbeirat als auch mit den vielen Projekten, man kann heute sagen, eigentlich aus dem Projektstadium, aus den Kinderschuhen herausgewachsen ist und eine anerkannte Einrichtung innerhalb der Stadt Wien geworden ist, war es sicherlich sinnvoll, zu überlegen, wo man dies ansiedelt.

Da gibt es die Möglichkeit, sie in einer Magistratsabteilung anzusiedeln, aber es gibt auch die Möglichkeit - deren sich die Stadt Wien ja bei vielen Einrichtungen, gerade im Sozial- und Gesundheitsbereich, bedient -, sie auszulagern, was natürlich auch den Vorteil hat, dass wir damit nicht der Kameralistik unterliegen, wodurch zum Beispiel nicht für Projekte ausgegebene Budgetmittel als Rückstellungen in das Folgejahr übernommen werden können. In der Kameralistik ist das, wie wir alle wissen, nicht möglich. 

In diesem Sinne wurde versucht, eine Einrichtung zu finden, wo dieser Bereich sehr gut hinpasst, weil es, glaube ich, nicht sehr sinnvoll wäre, dafür wieder einen eigenen Rechtskörper zu schaffen. 

Nun haben wir den mittlerweile sehr gut eingerichteten Fonds "Soziales Wien", der nicht nur für den Bereich Drogen, für Vorsorge und Prävention im Zusammenhang mit Drogen in Wien zuständig ist und zuständig sein wird, sondern, wie auch schon der Name sagt, ein wesentlich weitere Bereiche übergreifendes Leitbild und Selbstbild hat. Ich denke daher, dass gerade auch die Frauengesundheit dort sehr gut aufgehoben ist, wie sich das mittlerweile auch gezeigt hat. Frau Prof Wimmer-Puchinger hat das im ExpertInnenbeirat ja auch selbst bestätigt, und sie ist in ihrer inhaltlichen Arbeit selbstverständlich nur der Stadt gegenüber verantwortlich und nicht zum Beispiel Herrn Peter Hacker. - So viel dazu.

Nun zum Akt selbst. - Ich möchte in diesem Zusammenhang vielleicht noch eines richtig stellen, und zwar, was die von Ihnen angesprochenen 3,4 Prozent Steuer betrifft - hiezu gab es irgendeinen Zwischenruf -: Völlig richtig, es gibt keine Umsatzsteuer von 3,4 Prozent, sondern das ist die Ausgleichszulage, die an die Ärztekammer abzuführen ist. 

Frau Kollegin, es gibt vielleicht nur eines, was man Dr David vorwerfen kann - denn die Anerkennung für seine Arbeit ist ja, glaube ich, hier unbestritten -: Man kann Dr David vielleicht vorwerfen, dass er PatientInnenrechten und ‑interessen, dass er seinen Aufgaben in der Beratung für die Stadt Wien und in seiner Arbeit für den Fonds "Soziales Wien", aber auch für die anderen Einrichtungen, in denen er in hervorragender Weise tätig ist, mehr Augenmerk schenkt als seinen Steuerfragen. Und ich denke, das wäre das Letzte, was einen Grund darstellen sollte, jemanden zu bestrafen. 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 25 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Mehrheit, ohne die Stimmen der anwesenden Oppositionsparteien.

Ich darf weiters bekannt geben, dass ich auf Grund der Geschwindigkeit des Vorsitzwechsels den § 22b der Geschäftsordnung nicht genau im Kopf hatte. Die Frau Berichterstatterin hätte noch das Schlusswort gehabt. (Zwischenruf bei den GRÜNEN.) - Wir haben gemeinsam gelernt. (GR Mag Christoph Chorherr: Der Herr Vorsitzende hat geirrt!)
Lieber Herr Klubobmann Chorherr! Erstens einmal muss der "große Vorsitzende" auch nicht alle Paragraphen auswendig im Kopf haben. 

Und zweitens: Nach deiner Reaktion, wie sie an deinem Gesicht abzulesen war, hast du es auch nicht gewusst, sondern hast du es auch erst gelernt! (Heiterkeit. - GR Mag Christoph Chorherr: Ich habe geblufft!)
Wir gelangen zur Postnummer 7 (04162/2002-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein wienXtra. 

Es liegt keine Wortmeldung dazu vor. 

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen.

Wir gelangen damit zur Postnummer 26 (04292/2002-GSV) der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7495 im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen.

Als Nächstes kommen wir zur Postnummer 27 (04261/2002-GSV) der Tagesordnung, die das Plandokument Nr 7121E, ebenfalls im 23. Bezirk, KatG Mauer, betrifft. 

Der Berichterstatter hiezu ist Herr GR Deutsch. Ich bitte ihn, die Verhandlung zu eröffnen.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Mag Maresch will noch eine Kurz-Unterrichtsstunde. - Bitte schön.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr verehrter Herr "großer Vorsitzender"! Sehr verehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

An und für sich wäre diese Sache ja eine Kleinigkeit oder sie hat wie eine Kleinigkeit ausgesehen. In Liesing haben ja fast alle im Bauausschuss zugestimmt. Das Problem war nur, dass Herr Saurer, der Besitzer der Firma GABAU, eigentlich dann gleich zu bauen begonnen hat. Er hat in einem Parkschutzgebiet eine Grube ausgehoben - nicht er selbst, sondern seine Firma -, und bevor er die Grube ausgehoben hat, hat er ein paar Bäume umschneiden lassen. Und dann ist es losgegangen mit dem Bau, und zwar einer Tiefgarage in einem Parkschutzgebiet. 

Das Ganze hat einen kleinen Haken gehabt: Die Umwidmung im Gemeinderat hat noch nicht stattgefunden, sondern sie wird jetzt nach meiner Rede stattfinden - denn ich nehme einmal an, Sie werden die Sache bereinigen, indem Sie für ihn nachträglich eine Widmungsänderung vornehmen; dann darf er zu Recht bauen und die Bäume dürfen auch zu Recht gefällt worden sein. 

Die Bäume wurden Ende August gefällt; der Bescheid kam am 1. Oktober. Also insgesamt fünf Wochen später hat die MA 42 festgestellt: Die Bäume sind zu fällen. - Es war keiner dort, denn die Bäume waren schon gar nicht mehr da. - Nun gut. 

Zweiter Punkt: Ich war dort, habe Herrn Saurer getroffen, habe mir das Ganze zeigen lassen. Auf meine Frage: Was passiert, wenn das Ganze nicht durch den Gemeinderat durchgeht?, hat er geantwortet: Nun ja, dann schütte ich die Grube eben wieder zu! 

Nicht schlecht. - Das Ganze wurde auch von einigen Pressemeldungen begleitet und das macht mich ein bisschen stutzig. In der "Presse" vom 19.9.2002 ist Folgendes zu lesen - und das ist irgendwie schon eigenartig -: "Dass er keine Bewilligung hat, gibt Bauführer Michael Saurer zu." - Nun, immerhin hat er eine Baugrube ausheben lassen und dort zu bauen begonnen! - "'Der Bezirk ist dafür', so Saurer ... 'Im Februar haben wir das Projekt ins Rathaus gebracht. Auch dort waren alle dafür.'" - Die Frage ist immer: Wer sind "alle"?

Nächste Sache: Es gibt eine Zeitung, die die Leib- und Leben-Zeitung des Herrn BV Wurm aus Liesing ist, nämlich die "Maurer Zeitung", und darin steht: "Wieder sind alle dafür." - Eine Kleinigkeit, eine kleine Formalität, und dann wird der Gemeinderat sowieso wieder alles ins Richtige gebracht haben. Und dabei wünsche ich dann in Zukunft viel Spaß!

Ein paar Kleinigkeiten noch aus dem Bauausschuss in Liesing: Nicht einmal der Plan hat gestimmt! Es gab nämlich zwei Nachträge, die am 10. Oktober eingereicht wurden - am 10. Oktober war der Bauausschuss -, und zwar: Das Dach war um 30 Zentimeter zu hoch, der Zubau hinten bei der Küche zu groß, der Zubau beim Bierlokal vorne auch zu groß. - Alles wurde mit SPÖ-Mehrheit genehmigt. 

Viel Spaß beim Nachbessern! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter um das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Im gegenständlichen Plangebiet geht es - mein Vorredner hat es bereits angesprochen - um die Revitalisierung eines denkmalgeschützten Gebäudes, eine Revitalisierung, die dringend erforderlich ist und auch dem Wunsch des Bezirks entspricht. Es ist aber auch eines der Ziele der Überarbeitung dieses Flächenwidmungs- und Bebauungsplans gewesen, nicht nur den alten Ortskern und die alten Gebäudeensembles zu erhalten, sondern auch Flächen für den ruhenden Verkehr zu schaffen. In diesem Zusammenhang soll eben im Zuge der Sanierung des Maurer Parkcafés eine eingeschossige Tiefgarage im Bereich südlich des Parkcafés mit 51 Stellplätzen errichtet werden. 

In Wirklichkeit geht es Ihnen ja darum - und das haben Sie mit der Verteilung dieses Flugblattes in Mauer auch zum Ausdruck gebracht -, dass keine Tiefgarage errichtet werden soll. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... Widmungsänderung! - GR Franz Ekkamp: Der Maresch will eine Tiefgarage!)

Das eine ist die Durchführung eines Flächenwidmungsverfahrens, und das andere - und darauf brauche ich, glaube ich, nicht extra hinzuweisen - ist, dass bestehende Gesetze selbstverständlich einzuhalten sind. Das muss nicht extra betont werden. Aus diesem Grund hat auch die MA 37 am 13.9.2002 eine Baueinstellung verfügt, die bis dato auch eingehalten wurde. Es ist daher nicht so, wie Sie in diesem Flugblatt schreiben, dass letztendlich niemand gehandelt hätte und alle tatenlos zugesehen hätten. Bereits eine Woche vor Ihrer Pressekonferenz, Herr Maresch, wurde diese Baueinstellung verfügt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das habe ich aber nicht gesehen!)
Es handelt sich bei der Errichtung dieser Tiefgarage darum, dass erforderliche Kfz-Stellplätze, nämlich Pflichtstellplätze, errichtet werden. Ferner sollen durch diese Tiefgarage der Maurer Bevölkerung auch noch weitere Parkplätze zur Verfügung gestellt werden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie wissen schon, warum 51? Weil er die Förderung kriegt dafür!)
Wer die Situation vor Ort kennt - und ich nehme an, Sie haben sich die Situation angesehen -, weiß, dass sowohl für Anrainer als auch für Kunden der Geschäftsleute in der Geßlgasse ein Bedarf an Stellplätzen im Zentrum von Mauer vorhanden ist. (GR Günter Kenesei: Die kommt gleich nach der Mariahilfer Straße!)
Ich kann allerdings auch Kollegen Maresch noch einmal sagen, dass sich der Herr Bezirksvorsteher natürlich im Interesse des Bezirks und auch im Interesse der Bevölkerung für dieses Projekt einsetzt. Das versteht sich von selbst. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... im Nachhinein gewidmet!)

Das alles hat aber mit der Erstellung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans nichts zu tun. Ich konnte bereits darauf hinweisen, dass die Baupolizei die Baueinstellung verfügt hat. Was den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan selbst betrifft, so kann ich feststellen, dass die Transparenz des Planungsprozesses wie auch die Nachvollziehbarkeit der Planungsschritte gegeben ist. 

In diesem Sinne ersuche ich nochmals um Zustimmung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wenn auf der Mariahilfer Straße ...!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit angenommen, ohne die Stimmen der GRÜNEN. 

Es gelangt nun die Postnummer 30 (04161/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft die Erhöhung des Sachkredits für das Vorhaben 1., 3. und 4. Bezirk, Schwarzenbergplatz - Neugestaltung der Oberfläche bei gleichzeitiger Neuorganisation der Verkehrsführung.

Hiezu liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig, nur mit den Stimmen von ÖVP und SPÖ, angenommen; die anderen Parteien sind dagegen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 31 (04101/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7529 im 16. und 17. Bezirk, KatG Ottakring und KatG Dornbach.

Hiezu liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Wir gelangen zur Postnummer 32 (03767/2002-GSV). Sie betrifft das Vorhaben Erweiterung und Modernisierung des zentralen Verkehrsfernsehbeobachtungssystems.

Hiezu liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Als Nächstes gelangt Postnummer 33 (04268/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7380 im 9. Bezirk.

Hiezu liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Postnummer 34 (03916/2002-GSV) betrifft das Plandokument Nr 7369 im 11. Bezirk.

Es liegt dazu keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Postnummer 35 (04111/2002-GSV) betrifft das Plandokument Nr 7520 im 22. Bezirk, KatG Aspern.

Es liegt dazu ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Somit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung beendet.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRe Ing RUDOLPH und Mag Unterreiner eingebrachte und an den Herrn Bürgermeister gerichtete dringliche Anfrage (PGL/04659/2002/0001-KFP/MDGF) betreffend Container-Wahlkampfzentrale der SPÖ neben dem Burgtheater vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Wir haben uns darauf geeinigt, dass wir die dringliche Anfrage nicht verlesen. (Rufe: Geh! Schade! - GR Mag Christoph Chorherr: Wir können laut schreien, damit der Bürgermeister kommt!) 

Der Herr Bürgermeister ist schon im Anmarsch, das ist nicht das Problem. Ich höre des Herrn Bürgermeisters Schritte schon aus weiter Ferne. (Bgm Dr Michael Häupl betritt den Sitzungssaal. - Allgemeine Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr - in Richtung des Bgm Dr Michael Häupl -: Was dein Vorsitzender verspricht ...! - GR Harry Kopietz: Er ist ja auch der "große Vorsitzende"! - GR Mag Christoph Chorherr: Der mit den großen Ohren!)
Für die Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs. 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor.

Ich darf Herrn GR Ing RUDOLPH ersuchen, die Begründung vorzunehmen. 

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Berichterstatter! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

"Jetzt ist die alte Ordnung wiederhergestellt." - Dieser Ausspruch des Wiener Ex-Bürgermeisters Leopold Gratz am Abend der Gemeinderatswahl hat wahrscheinlich sehr gut Ihre Stimmungslage zum Ausdruck gebracht. Ich glaube, dieser Ausspruch war grundehrlich, ehrlicher jedenfalls als das, was wir an jenem Abend vom Wiener Bürgermeister gehört haben, der damals die Demut einforderte und, wie es schien, fast schon zum Programm erhob.

Demut kann ich allerdings bei dem jetzt zur Diskussion stehenden Vorgang nicht erkennen, denn genau nach dem Motto "Jetzt ist die alte Ordnung wiederhergestellt" ist man bei der Aufstellung dieser Container natürlich auch verfahren. Man ging da ganz im Geiste des Leopold Gratz vor. Das wissen Sie, meine Damen und Herren, ganz genau. 

Ludwig XIV. wird der Ausspruch zugeschrieben: "Der Staat bin ich!" - Nun will ich den Herrn Bürgermeister bewusst nicht mit Ludwig XIV. vergleichen (Bgm Dr Michael Häupl: Wenigstens was! - GR Mag Hilmar Kabas: Es gibt schlechtere Vergleiche! - Bgm Dr Michael Häupl: Viele nicht!) - aus einer Fülle von Gründen -, muss aber feststellen, dass für die SPÖ das Motto gilt: "Die Stadt gehört uns!"

Und so sind Sie auch verfahren, denn niemand sonst hätte in dieser Stadt so schnell, eine Fülle von Rechtsvorschriften kühn überspringend, eine amtliche Bewilligung erhalten für das, was Sie hier getan haben. Sie haben hier im September den Platz vor dem Café Landtmann mit Ihrer Wahlkampfzentrale verschandelt. Sie haben hier 70 Container übereinander gestellt. (GR Heinz Hufnagl: Mehr nebeneinander! 70 wären sich nach oben nicht ausgegangen!) Was Sie sich dabei gedacht haben, hier demonstrativ Menschen in Containern arbeiten zu lassen, das werden wir vielleicht auch noch hören. 

Meine Damen und Herren! Diese Wahlkampffestung der SPÖ im Ausmaß von 33 mal 19 Metern hat zur Folge, dass in diesem Bereich zumindest eine Fülle von Parkplätzen verloren gegangen ist. Damit befinden wir uns auch schon mitten in der Straßenverkehrsordnung. Die Straßenverkehrsordnung normiert nämlich in den §§ 82 und 90, dass für Tätigkeiten, die geeignet sind, Menschenansammlungen auf der Straße herbeizuführen oder die Aufmerksamkeit der Lenker von Fahrzeugen zu beeinträchtigen, eine Bewilligung einzuholen ist. 

Also, wo ist diese Bewilligung? - Ich glaube, sie liegt nicht vor, und ich glaube, dass Sie diese Bewilligung brauchen. Jeder andere würde sie brauchen; in dem gegenständlichen Fall liegt sie nicht vor. 

Oder: Landesrecht - Gebrauchsabgabe. Die Gebrauchserlaubnis ist nach dem Gebrauchsabgabegesetz zu versagen, wenn dem Gebrauch öffentliche Rücksichten, wie Gründe der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs, der Parkraumbedarf, städtebauliche Interessen, Gesichtspunkte des Stadt- und Grünlandbildes oder Umstände des Natur-, Denkmal- oder Bodenschutzes, entgegenstehen. 

Meine Damen und Herren! Dort, wo Sie dieses Blechdorf hingestellt haben, sind natürlich all diese Beeinträchtigungen massiv gegeben, was nach dem Gebrauchsabgabegesetz nur einen einzigen Schluss zulässt, nämlich dass der Gebrauch dieses öffentlichen Grundstücks zu versagen gewesen wäre. - Sie haben es handstreichartig bekommen. 

Noch eine dritte Rechtsvorschrift darf ich hier auszugsweise anführen: Die Wiener Bauordnung verlangt in § 85 von einer baulichen Anlage, wie eben diese Containerburg ihrer Beschaffenheit nach eine darstellt, noch zusätzlich, dass die einheitliche Gestaltung des örtlichen Stadtbildes nicht gestört wird. Ich meine, dass diese Container, insbesondere neben dem Burgtheater und neben dem Café Landtmann, doch eine sehr massive Störung des Stadtbildes bewirken. Auch in Bezug auf die Bauordnung müsste es eigentlich rechtens zugegangen sein und damit dürfte es dieses Containerdorf nicht geben. 

Aber wie kann es denn in Wien auch anders sein, wenn der Obmann der Wiener SPÖ, Dr Häupl, beim Wiener Magistrat, der dem Bgm Dr Häupl wei-sungsgebunden untersteht, einen Antrag stellt - natürlich nicht Sie persönlich, Herr Bürgermeister, aber Ihr Sekretär, Herr Prof Kopietz, hat das gemacht. Wir können uns das gut vorstellen, wie Herr Prof Kopietz mit nahezu schon unterwürfiger Untertänigkeit beim Magistratischen Bezirksamt vorstellig geworden ist, nachgefragt hat und schlussendlich, um etliche Ortsverhandlungen später und um viele Auflagen reicher, einen umfangreichen Bescheid erhalten hat. - Genau so wird es gewesen sein. Ein Schelm, der anderes dabei denkt!

Aber wie ich schon gesagt habe: Nur weil die SPÖ ein Faible für Menschen im Container hat, muss man, so glaube ich, diese Container noch nicht dort in der Stadt hinstellen. Ich glaube auch, dass sich der Magistrat nicht zum willigen Erfüllungsgehilfen machen darf; aber es sieht in diesem Fall ganz danach aus, dass das der Fall ist. 

Es ist schon erstaunlich, welch eine Beziehung Sie zu Containern haben: Sie hatten zum Beispiel überhaupt kein Problem damit, jahrelang Kinder in Containern zu unterrichten. Diese Schulcontainer haben uns hier oft beschäftigt, und es hat einige Zeit gedauert, bis Sie sich diesbezüglich doch eines anderen besonnen haben, sodass mittlerweile Kinder nicht mehr in Containerklassen unterrichtet werden müssen. 

Oder erinnern wir uns etwa an den Großcontainer, den es lange Zeit vis-a-vis der Sezession gab; von den Wienern wurde er behübschend "Schuhschachtel" genannt. Die Sezession gibt es immer noch; die "Schuhschachtel", dieser Großcontainer, steht nicht mehr.

Oder der Schlingensief-Container neben der Oper: Die Oper ist geblieben; wer aber spricht heute noch von dem Herrn aus Deutschland, dem Sie hier jubelnd die Tore Österreichs zur Österreichbeschimpfung geöffnet haben?

Oder das Containerdorf von "Taxi Orange": Eine Magenta findet sich nur mehr auf den Internet-Seiten der SPÖ. Anders als bei "Taxi Orange" wird aber, glaube ich, wohl kaum jemand in Jubel ausbrechen, wenn er den SPÖ-Container verlässt.

Meine Damen und Herren! Dieser Container steht für Kurzlebigkeit, für Substanzlosigkeit, die auch auf Ihren Wahlplakaten zum Ausdruck kommt, und vor allem für Ihre Art und Weise, hier in dieser Stadt mit der Macht umzugehen. Und weil Sie hier schon den ganzen Tag lang so siegestrunken sind: Ihr Obmann Gusenbauer - ich glaube ja, dass dem Herrn Bürgermeister die Wahl auch ein bisschen zu schnell gekommen ist, dass er da SPÖ-intern durchaus auch andere Überlegungen gehabt hat; aber es mag schon sein, dass das hier nichts verloren hat - hat aber schon eine gute Perspektive für den Wahltag und für die Zeit danach eröffnet: den Verbleib in der Opposition. Ich glaube, das ist eine gute Perspektive, eine Perspektive, für die es sich zu arbeiten lohnt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Obwohl es bezüglich dieser Container massive Bedenken auch seitens des 1. Bezirks gegeben hat, die auch bei den ersten Augenscheinverhandlungen zum Ausdruck kamen, und keine Einigung zustande kam - das ist ja an sich auch eher seltsam -, ist man einfach über den 1. Bezirk drübergefahren und hat den Sanktus dazu erteilt. 

Auch was die finanzielle Regelung betrifft, die Sie sich hier ausgehandelt haben - wobei das ganz erstaunlich ist, dass man sich das aushandeln kann -, so hat man nicht den Eindruck, dass die SPÖ da tief in die Tasche greifen muss, sondern, ganz im Gegenteil, dass der Einnahmenverlust, der für die Gemeinde Wien durch den Verlust an Parkgebühren entsteht, bei weitem das überwiegt, was von der SPÖ einbezahlt wird: Die 2,9 EUR pro Quadratmeter und Monat, das ist doch wirklich ein Bettel! Ich glaube, man muss wirklich sehr gute Beziehungen zur Stadt Wien haben, damit man zu solchen Konditionen kommt! Aber ich glaube, dass Herr Prof Kopietz über diese guten Beziehungen verfügt; diesbezüglich mache ich mir überhaupt keine Sorgen. 

Weil vor dem Recht ja alle gleich sein sollten, frage ich mich: Wem sonst wäre das gelungen, so schnell eine derartige Bewilligung zu bekommen, noch dazu in Wahlkampfzeiten? Das hätte ich mir gerne angeschaut, wie man da reagiert hätte, wenn irgendeine andere politische Organisation gekommen wäre und gesagt hätte: Jetzt möchten wir da vor der Löwelstraße neben dem Burgtheater so ein Containerdorf aufstellen! - Das hätte ich mir wirklich gerne angeschaut, welche andere Partei hier, vor den Räumlichkeiten der SPÖ, ein derartiges Containerdorf bewilligt bekommen hätte! Ich kann es Ihnen sagen: Keine andere Partei hätte das bekommen! Das ist schon ein Platz, den nur die SPÖ für sich in Beschlag nimmt. Früher war es ein Zelt. Da haben Sie wenigstens noch prominenten Besuch bekommen von Erhard Busek, der in voller Sangesfreude dann auch noch mit Ihnen mitgesungen hat. Aber bei diesen Blechcontainern ist es ja so, dass dieser Bereich dort abgesperrt ist! Da kann er ja nicht einmal kommen und mit Ihnen seiner Sangeslust frönen! Ich glaube, dass ihm mittlerweile auch die Lust dazu vergangen ist, denn eines sage ich Ihnen schon: Feiern ist schon lustig und fein; wenn man allerdings weiß, wie das Ganze zustande gekommen ist, dass dem Ganzen schon in massivem Ausmaß eine, jetzt sage ich einmal, sehr rechtsfreundliche Interpretation der Rechtsvorschriften der Gemeinde Wien zugrunde liegt, damit man hier überhaupt zu einer Bewilligung kommen kann, dann vergeht einem schon die Freude daran.

Es wird interessant sein, vom Herrn Bürgermeister zu erfahren, weshalb trotz der zahlreichen Bedenken, die es im Zuge des Bewilligungsverfahrens gab, diese Bewilligung erteilt wurde. Der Herr Bürgermeister hat es ja leicht: Er kann uns das aus beiden Seelen in seiner Brust erklären. Er kann es uns einerseits als SPÖ-Vorsitzender erklären und gleichzeitig auch als Bürgermeister dieser Stadt - nach dem Motto: Ich oder ich? Wer ist stärker? Wer setzt sich durch? - Das wird interessant zu beobachten sein. 

Es wird auch interessant sein, von Ihnen, Herr Bürgermeister, zu hören, weswegen man hier die Mitwirkungsrechte des 1. Bezirks massiv beeinträchtigt hat, wieso man da so beinhart drübergefahren ist und wie Sie mit all diesen Rechtsvorschriften, die ich bereits zitiert habe, so locker umgegangen sind. Hat es beispielsweise in der gesamten städtebaulichen Frage Gutachter gegeben? Wie sieht es mit der Ortsbildpflege aus? Ist das berücksichtigt worden? - Bei jedem anderen ist das ein Thema, aber wenn die SPÖ ein Containerdorf hinstellt, dann ist das natürlich kein Thema mehr. - Oder: Wie sieht es mit der Bauordnung aus? Ist es eine Missachtung der Bauordnung? - Ich glaube, dass es sehr wohl eine Missachtung der Bauordnung ist. Warum haben Sie sich da einfach darüber hinweggesetzt? Das ist eine Rechtsnorm, der alle in dieser Stadt unterworfen sind! - Offenbar aber nicht die SPÖ, denn es ist ja "die alte Ordnung wiederhergestellt", und "die Stadt gehört uns!", und das, was der SPÖ nützt, ist ja gleichzeitig auch Rechtsbestand. 

Ein zweiter Bereich - ich möchte jetzt meinem Kollegen Heinz Christian Strache nicht vorgreifen; ich könnte das natürlich auch jetzt in der Anfragebegründung behandeln, aber wir werden das nachher in der Debatte noch erörtern - ist die Geschichte betreffend das Weltkulturerbe und die Art und Weise, wie Sie sich in diesem Zusammenhang gegenüber der internationalen Community präsentieren. Auf der einen Seite wollen Sie das Prädikat "Weltkulturerbe" haben und auf der anderen Seite demonstrieren Sie ein städtebauliches Verhalten, das alles andere als weltkulturerbewürdig ist. In diesem Zusammenhang gibt es auch noch sehr viel zu diskutieren. 

Herr Bürgermeister, ich bin schon sehr gespannt auf Ihre Antworten auf die Fragen, die wir Ihnen vorgelegt haben, und ich glaube, wir werden uns dann auch in der Debatte noch gut darüber verständigen können. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Beantwortung hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wie Sie schon zitiert haben, gibt es in Wien die Bauordnung, das Gebrauchsabgabegesetz, die Straßenverkehrsordnung, das Veranstaltungsgesetz und auch weitere Verordnungen und Gesetze, die regeln, welche Aufgaben jemand erfüllen muss und welche Regeln er einhalten muss, um eine Bewilligung für ein bestimmtes Projekt zu erhalten. Vor Erteilung einer Baubewilligung oder Benützungsbewilligung von öffentlichem Grund sind Stellungnahmen verschiedener Abteilungen und der Bundespolizei einzuholen und die in den Gesetzen genannten Personen zur Verhandlung zu laden. Wenn alle gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, ist eine Genehmigung zu erteilen, unabhängig davon, wer der Bewilligungswerber ist. 

Ich darf Ihnen daher zu den einzelnen Fragen Folgendes mitteilen:

Sternchen, oder Ringerl 1 (Heiterkeit.) - es ist nicht durchnummeriert, ich kann das nicht anders machen (GR Mag Christoph Chorherr: Ist schon okay!) - danke schön! -: Die Bewilligung der Container erfolgte unter anderem unter Beiziehung von Amtssachverständigen der MA 46 - Verkehrsorganisation und technische Verkehrsangelegenheiten und des Bezirkspolizeikommissariates für den 1. Bezirk. An die Bewilligungen wurden diverse Auflagen nach der Straßenverkehrsordnung geknüpft, sodass davon auszugehen ist, dass es zu keiner Beeinträchtigung des Verkehrs und zu keiner Gefährdung der Verkehrsteilnehmer kommt. 

Ringerl 2: Die für das Bewilligungsverfahren zuständige MA 37 - Baupolizei hat für den 17. September 2002 eine Bauverhandlung anberaumt, zu der auch der Herr Bezirksvorsteher für den 1. Bezirk eingeladen war. Als Vertreterin des Herrn BV Grundwalt war eine von ihm beauftragte Bezirksrätin bei der Verhandlung anwesend. Da im Zuge dieser Verhandlung jedoch kein endgültiges Verhandlungsergebnis erzielt werden konnte, wurde die Verhandlung vertagt. Alle anwesenden Verhandlungsteilnehmer, so auch die Vertreterin des Herrn Bezirksvorstehers, haben der Vertagung auf den 19. September 2002 zugestimmt. Die mündliche Anberaumung des Vertagungstermins ist mit Einverständnis aller Teilnehmer üblich, verwaltungsökonomisch sinnvoll und im Gesetz auch so vorgesehen. 

In der Fortsetzung der Verhandlung am 19. September 2002 kann daher weder ein Verfahrensmangel noch eine Verletzung der Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung erkannt werden. Darüber hinaus war auch bei der Fortsetzung der Verhandlung am 19. September 2002 die Vertreterin des Herrn Bezirksvorstehers anwesend.

Ringerl 3: Im Zuge des Bewilligungsverfahrens wurde die Stellungnahme der für Fragen des Stadtbilds zuständigen MA 19 eingeholt. Seitens der MA 19 wurde im Rahmen der Ortsaugenscheinsverhandlung am 19. September 2002 unter der Prämisse, dass es sich um eine temporäre Maßnahme handelt, keine Störung des örtlichen Stadtbilds durch das Provisorium festgestellt.

Ringerl 4: Bei dem Containerbau handelt es sich um ein zeitlich beschränktes Objekt. Ein befristet errichtetes Objekt kann nicht von Einfluss auf die Beurteilung der Inneren Stadt als Weltkulturerbe sein. 

Ringerl 5: Für die Dauer der behördlich bewilligten Containeraufstellung ist die Kurzparkzone in diesem Bereich aufgehoben. Eine Parkometerabgabe kann daher nicht eingehoben werden. In diesem Zeitraum ist für die Nutzung des öffentlichen Gemeindegrundes eine Abgabe zu entrichten, deren Höhe sich nach den Bestimmungen des Gebrauchsabgabegesetzes 1966 richtet. Sie beträgt im konkreten Fall 13,80 EUR je Quadratmeter Grundfläche. - Nur zum Vergleich: Wäre an dieser Stelle ein Schanigarten errichtet worden, wäre die Gebrauchsabgabe mit 3,63 EUR je Quadratmeter Fläche wesentlich niedriger. - Im Übrigen sei der Ordnung halber festgehalten, dass nicht, wie behauptet, 50 Parkplätze vorübergehend verloren gehen, sondern 35.

Ringerl 6: Die Höhe der Gebrauchsabgabe wurde bescheidmäßig entsprechend der Rechtslage vorgeschrieben und nicht verhandelt.

Ringerl 7: Jeder Antrag ist als Einzelfall zu prüfen und dann entsprechend der Rechtslage zu entscheiden. Ich gehe allerdings auf Grund der Kritik nicht davon aus, dass sich die Anzahl dieser Art der Anträge allzu sehr häufen wird.

Ringerl 8: Für die Nutzung des öffentlichen Grundes wurde, wie ich bereits ausgeführt habe, die im Gebrauchsabgabegesetz 1966 hiefür vorgesehene Abgabe bescheidmäßig vorgeschrieben. Ein Schaden des Steuerzahlers ist daher nicht eingetreten. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung.

Die Debatte ist eröffnet. 

Als erster Redner ist Herr GR Strache zum Wort gemeldet. (GR Heinz Hufnagl - in Richtung des sich zum Rednerpult begebenden GR Heinz Christian Strache -: Die Wählerrückholungsaktion wird fortgesetzt! - GR Heinz Christian Strache: Woher wissen Sie das?)

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ein paar Dinge möchte ich festhalten, bevor ich auf die Beantwortung des Herrn Bürgermeisters eingehe.

Es gab einige skurrile Wortmeldungen von SPÖ-Politikern zum Thema Container, die ganz interessant waren. So hat unter anderem die Generalsekretärin Bures gemeint, das sei der "Ziegel des 21. Jahrhunderts", und sie hat auch gleich zynisch angemerkt, dass die Besucher des Cafés Landtmann nunmehr einen schöneren Ausblick hätten als vorher. Dieser "schönere Ausblick", der vorher nicht gegeben war, denn da hat man offensichtlich - laut Bures - auf das hässliche Burgtheater geblickt, ist jetzt also gegeben! - Das zeigt schon ein Bild von einem Kulturempfinden, das, so glaube ich, die Menschen in dieser Stadt nicht wirklich teilen.

Es ist auch interessant, dass Herr Prof Kopietz gemeint hat, dass Arbeitsplätze für die SPÖ wichtig seien und dass das Containerdorf deshalb so wichtig sei, weil hier Arbeitsplätze geschaffen würden. - Auch das ist durchaus eine zynische Feststellung, zumal man doch weiß - und er muss das wissen -, dass jeder zweite neue Arbeitslose heute aus Wien kommt.

Es ist auch interessant - dies sei an dieser Stelle kurz angemerkt -, dass sich auch eigene oder parteinahe Zeitungen eher belustigt oder spöttelnd dazu geäußert haben, dass Herr Prof Kopietz jetzt den Professoren-Titel verliehen bekommen hat; so auch das "VOR-Magazin", das ihm gratuliert hat, dem Donauinsel-Professor, oder die doch auch parteinahe Zeitung "Wiener Bezirksblatt", die nicht ganz genau weiß, warum der Professoren-Titel verliehen wurde. Ich zitiere im Folgenden daraus:

"Ist es seine eigentliche Profession als Hauptbrandmeister der Wiener Berufsfeuerwehr? Ist es seine perfekte Führung der mächtigsten roten Landespartei? Oder der Umstand, dass Harry Kopietz geistiger Vater und Generalmanager des Donauinselfestes, Europas größtem Openair-Event, ist?"

Sie agieren in dieser Frage so, als würde die Stadt Ihnen gehören - das haben wir heute schon festgestellt -, aber eines möchte ich schon festhalten, wenn es um das Weltkulturerbe geht, und ich darf dazu kurz auf die Ausführungen des Bürgermeisters eingehen:

Er hat gemeint, die Aufstellung der Container sei ja zeitlich begrenzt. - Aber man sieht gerade bei Genehmigungen im innerstädtischen Bereich, dass man nicht nur bei zeitlich begrenzten Genehmigungen sorglos umgeht; der Bahnhof Wien-Mitte ist ein Beispiel dafür.

Ich möchte Ihnen in diesem Zusammenhang auch ein Beispiel nennen, das vielleicht etwas bezeichnend ist, das Ihnen aber vor allen Dingen zu denken geben sollte: In Moskau hat man unweit vom Roten Platz und vom Kreml in den Siebzigerjahren ein 100 Meter hohes Hochhaus hingebaut. Das war ein genauso unbedenklicher Schritt in den Augen der damaligen Machthaber, die meinten, das sei etwas Schönes, etwas Modernes für die Stadt. - Heute, nachdem dort der real existierende Sozialismus zusammengebrochen ist, wird offen darüber debattiert, dieses Hochhaus in die Luft zu sprengen, wieder abzureißen, damit man das historisch gewachsene Stadtbild eben wieder schöner und attraktiver macht.

Bei uns geht alles in die andere Richtung, und der Container ist auch so ein Beispiel, auch wenn er zeitlich begrenzt ist. 

Ich würde mir wünschen, dass so ein Entbürokratisierungsschub, wie er beim Container stattgefunden hat, auch für die Bürger eintreten würde. Ich würde mir wünschen, dass in derselben Schnelligkeit, in der sich die SPÖ in dieser Stadt immer Dinge ermöglicht und zuschanzt und Genehmigungen möglich macht, auch die Angelegenheiten der Bürger erledigt werden können, dass solch ein Entbürokratisierungsschub endlich auch für die Bürger in dieser Stadt möglich wird. Das wäre dann fair und es wäre ein Zeichen dafür, dass nicht manche gleicher als gleich sind.

Der "Red-Brother-Container", wie er in manchen Berichten auch schon genannt worden ist, zeigt auf der anderen Seite auch, dass wir ... (GRin Dr Elisabeth Vitouch legt dem Redner ein rotes Kärtchen auf das Rednerpult und verlässt sodann den Sitzungssaal.) - Das ist etwas Nettes! Was bekomme ich da Schönes? - Wunderbar! Sie sind im Container? - Da freue ich mich! Dort gehören Sie auch hin! Das ist das letzte Oppositionsreservat in Wien, das es gibt. Dieses Oppositionsreservat der "roten Indianer" ist auch gut so, und da sollen sie auch nach dem 24. November noch lange drinnen bleiben. Es wird Sie keiner herauswählen aus diesem Oppositions-Container! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Nun ja, ich sage: Warten wir den 24. November ab! Hochmut kommt vor dem Fall! (GR Heinz Hufnagl: Das schreiben Sie sich auf Ihren Spiegel!) Jene, die heute schon versuchen, das Fell des Bären zu zerteilen und zu verteilen, die werden sich noch wundern. Solange der Bär nicht erlegt ist, macht das in der Öffentlichkeit keinen guten Eindruck. Die Bevölkerung hat von Ihren Verteilungsprozessen schon einen etwas negativen Eindruck. Die Bevölkerung will solche Agitationen nicht, wie Sie sie an den Tag legen. Diese Präpotenz der Macht, die auch im Container durchkommt, stört die Leute. Sie glauben, dass Sie vermitteln können, für die Menschen da zu sein. Die Menschen wissen aber, dass der Mensch für Sie nicht zählt oder wenig zählt. Das beweisen Sie immer wieder, so auch am Beispiel des Containers.

Ich möchte zum Schluss ganz kurz noch aus einem "Presse"-Kommentar von Andreas Unterberger (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist aber kein objektiver Zeuge!) zum Thema "Der schmutzige Wahlkampf" zitieren. Ich glaube, er bringt die Dinge darin kurz aber doch auf den Punkt, wenn er schreibt:

"Schmutzig ging es auch bei der Aufstellung der SPÖ-Container zu: Die Gemeinde Wien, die Bürger oft mit jahrelangen Verfahren quält, kann kein Beispiel nennen, wo jemandem anderen so schnell so günstig so etwas (noch dazu Hässliches) erlaubt worden wäre."

Das ist, glaube ich, eine Tatsachenfeststellung, die die Bürger in dieser Stadt auch unterschreiben würden und genauso sehen.

Zum Abschluss noch ganz kurz Folgendes: Wenn ich den Erläuterungen des Bürgermeisters Glauben schenken darf, so muss ich schon auch kurz zur ÖVP hinblicken und fragen: Wer sagt hier jetzt die Unwahrheit? - Die Vertreterin des Bezirksvorstehers, die bei der ersten Verhandlung dabei war, hat ja dann gewusst, dass es eine zweite Verhandlung gibt, und sie hat auch den zweiten Termin gewusst. Und ich gehe davon aus, dass sie diesen zweiten Termin dem Herrn Bezirksvorsteher mitgeteilt hat, sonst wäre ja die ÖVP-Bezirksrätin oder Bezirksvorsteher-Stellvertreterin - ich weiß nicht, wer dort war; das wird noch zu klären sein - keine ... (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist keine ÖVP-Bezirksrätin gewesen! Das war eine SPÖ-Bezirksrätin!) - Wenn es keine ÖVP-Bezirksrätin war, dann wird man das ja klären können. Man wird ja erfahren können, wer das war.

Ich gehe davon aus, dass diese Bezirksrätin, die in Vertretung des Bezirksvorstehers bei der Verhandlung anwesend war, ein Protokoll gemacht hat und das Protokoll dem Bezirksvorsteher auch rechtzeitig übergeben hat, sodass der Bezirksvorsteher auch gewusst haben muss, dass es einen zweiten Verhandlungstermin gibt, und sich deshalb offensichtlich nicht ganz so einfach aus der Affäre ziehen kann, wie er das versucht hat.

Das wird zu klären sein: wer hier jetzt die Wahrheit sagt und wer die Unwahrheit. Dem werden wir mit Sicherheit auch noch auf den Grund gehen - auch mit unserer Anzeige, die in der Zwischenzeit eingegangen ist und die die juristischen Details noch hinterfragen wird und der Frage nachgehen wird, inwieweit hier vielleicht doch auch Recht gebrochen wurde. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mir heute - der Tag war ja lang - ein wenig die Zitate oder Aussagen von prominenten und ein bisschen weniger prominenten Wienern und Wienerinnen zum Container angeschaut und das ist wirklich ganz interessant:

Da sagt zum Beispiel eine Frau: "Schön war er auch schon bisher, aber jetzt ist er noch schöner!" - Das ist die Wienerin Doris Bures. 

Oder dann sagt jemand: "Von Empörung keine Rede! Die Leute in der Tram sind von dem Anblick echt begeistert!" 

Das, was der Kollege vorher schon gesagt hat, stammt übrigens nicht von Frau Doris Bures, sondern sie sagt: "Sogar auf der Biennale hat man nur von unserem Container gesprochen. Der Container ist der Ziegel des 21. Jahrhunderts!" (Ruf bei der ÖVP: Das ist unglaublich!)

Es kommt noch besser. Der allseits bekannte Sprecher der Künstler und Intellektuellen, Prof Harry Kopietz: "Die Fiaker haben uns schon ins Programm aufgenommen!" (Heiterkeit bei Gemeinderäten der FPÖ.)

Und dann gibt es einen Siegfried Poller, Pensionist aus Kärnten, der sagt: "Ich bin eigens nach Wien gefahren" (Heiterkeit bei Gemeinderäten der ÖVP.), "um mir selbst ein Bild zu machen. So ein Blödsinn, diese ganze Debatte! Am 25. November kommt es eh weg und stören tut es auch niemanden." (Rufe bei der SPÖ: Weiter! - GR Harry Kopietz: Was hat er noch gesagt?) 

Übrigens: Im Zusammenhang mit einer Blitzumfrage im "Wiener Blatt" - eine, so glaube ich, der SPÖ nicht ganz fern stehende Zeitung - ist auch noch einmal Ihr Prof Harry Kopietz auf einem Foto abgebildet und dazu ist ganz groß der Ausspruch abgedruckt: "Wir sind im Container, andere politische Parteien sind im Keller. Das ist halt der Unterschied!" (Heiterkeit, demonstrativer Beifall und Bravo-Rufe bei der SPÖ.) 

Bei Ihnen gibt es aber noch jemand anderen, und zwar den Stanley Greenberg, Ihren Wahlkampf-Chefberater. Dieser hat über Alfred Gusenbauer Folgendes gesagt: "If you can’t sell him, put him in a team!" - Aber so, wie ich das Zitat des Herrn Prof Kopietz verstanden habe, hat er das sogar überinterpretiert, nämlich dahin gehend: "If you can’t sell him, put him in a container!" (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist ein völlig neuer Ansatz! Ob diese Wahlkampfstrategie aufgehen wird, das werden wir sehen. (Ruf bei der SPÖ: Sehr schwach!) 

Zum Thema Bürgerfreundlichkeit. - Sie sagen: Wir reden mit den Menschen, wir gehen auf die Menschen zu! - Ich kann dieses Zitat jetzt niemandem zuordnen, aber das ist die offizielle Linie. 

Ich möchte Ihnen im Folgenden vier Punkte nennen, die aufzeigen, wie Sie die Bürgerfreundlichkeit beim Container wirklich handhaben. 

Erstens. Ich habe vorhin um 15 Uhr einen Lokalaugenschein durchgeführt - beim Container; es gibt ja auch andere Lokalaugenscheine. (GR Heinz Hufnagl: Sie sollten im Gemeinderat sein! Anwesenheitspflicht!) - Ich kann Sie alle beruhigen: Es gibt noch keinen Stau der Fiaker. Es ist auch so, dass die Touristenbusse dort noch nicht den Ring blockieren, weil so viele Touristen, die nach Wien kommen, jetzt vom Schloss Schönbrunn auf den Container umgebucht haben. Also, ganz so schlimm ist es noch nicht. Da brauchen wir uns keine Sorgen zu machen. 

Es gibt dort aber zum Beispiel eine Anrainerfirma, die sich beschwert hat, weil der Container nur ein paar Meter vor deren Büro und Fenster und Hausfassade steht und es ja nicht sehr angenehm ist, dort hineinzublicken. Diese Firma hat drei persönliche Briefe an Dr Gusenbauer geschrieben, die alle vier Wochen lang unbeantwortet geblieben sind. Heute hat ein Mitarbeiter des Prof Gusenbauer - Entschuldigung: des Dr Gusenbauer; noch heißt es "Dr Gusenbauer" (GR Dr Matthias Tschirf: Der wird auch noch Professor!) - geantwortet, und zwar mehr oder weniger mit der Aussage: Wo gehobelt wird, da fallen Späne. - Das entspricht genau dem, was auf Ihrem Container steht: "Auf den Menschen kommt es an!" - Ja, so gehen Sie mit Anrainern um und so gehen Sie mit Menschen um! (Beifall bei der ÖVP. - Ruf bei der SPÖ: Na "furchtbar"!)
Weil ich in den Container nicht hineingekommen bin und weil ich ja hier während der wertvollen Zeit im Gemeinderat meiner Pflicht als Abgeordneter nachkommen wollte, habe ich mir gedacht: Den Container gibt es ja auch virtuell. Ich schaue mir das einmal virtuell an, wie man da hineinkommt! - Da kommt ziemlich bald ein "Login" und da muss man dann eine Identifizierung abgeben. Ich habe daher einmal meinen Namen eingegeben, "Andreas Salcher" und habe als Antwort erhalten: "Benutzername nicht bekannt". - Das hat mich leicht getroffen, weil ich mir schon gedacht hatte, dass mein Name in der SPÖ, zumindest hier im Gemeinderat, ein bisschen bekannter wäre. Aber Sie können mir jetzt entgegnen, dass das eine maßlose Selbstüberschätzung meinerseits ist. Ich nehme das demutsvoll zur Kenntnis. 

Da habe ich mir gedacht, ich probiere einmal "Michael Häupl" aus! - "Michael Häupl": "Benutzername nicht bekannt"! 

Aha!, dachte ich. (Heiterkeit des GR Dr Matthias Tschirf.) Dann habe ich noch einen Versuch gewagt: "Alfred Gusenbauer". - Wieder ist gekommen: "Benutzername nicht bekannt". (Heiterkeit und Oh je-Rufe bei Gemeinderäten der ÖVP.) - Ich habe es dann noch unter "Nickname" versucht mit "Gusi": Hat auch nicht funktioniert! - So viel zur virtuellen Öffnung der Sozialdemokraten in dieser Stadt. (GR Dr Matthias Tschirf: Vielleicht mit "Professor Kopietz"?)

Ich habe in der Zeitung gelesen, dass dieser "wunderbare" Container jetzt von Künstlern und Künstlerinnen ausgestaltet wurde. - Also, von außen offenkundig nicht! Ich kenne nur zwei Künstler persönlich, die am Telefon wutschnaubend abgelehnt haben, als man ihnen angeboten hat, gegen Geld diese "wunderbaren" Container zu bemalen. Ich bin jetzt hingegangen und ich habe dort unten - ich nehme an, das ist von den Volksschülern - ganz klein ein bisschen etwas Buntes gesehen; ansonsten lachen mir nach wie vor groß Herr Gusenbauer und die SPÖ entgegen. Von der künstlerischen Ausgestaltung des Containers konnte ich bisher, ehrlich gesagt, nichts erkennen.

Das heißt: Das Einzige, was übrig geblieben ist, ist eine wirklich geschmacklose Ästhetik, die sich aber in dieser Stadt immer mehr auszubreiten beginnt. Und ich habe jetzt die Sorge, dass sich das in ganz Österreich ausbreitet. 

Kleiner Seitensprung zum Thema Ästhetik - mein Kollege Wolfgang Gerstl möge mir verzeihen -: Jeder, der schon einmal mit der neuen U‑Bahn gefahren ist, konnte feststellen, dass diese an die schlimmsten Karl-Marx-Stadt-U‑Bahnen erinnert! Das ist ja eine Ästhetik, die wirklich zum Abgewöhnen ist! Das ist die Container-Ästhetik, aber diese wollen Sie offensichtlich von Wien auf ganz Österreich übertragen. Da können wir nicht zustimmen. 

Der Herr Bürgermeister, der ja vorhin auch kurz da war, hat einen sehr klugen Ausspruch getan, den man gar nicht oft genug wiederholen kann, nämlich dass Wahlkämpfe Zeiten organisierter Unintelligenz sind. (GR Harry Kopietz: Das hört man gerade! - GR Heinz Hufnagl: Das merkt man gerade!) - Das Problem, meine Damen und Herren, ist nur, dass einige sozialdemokratische Funktionäre, und zwar gar nicht so wenige, das offenbar nicht als Scherz aufgefasst haben, sondern als politischen Handlungsauftrag, wenn ich mir vor Augen halte, welche Aussagen Sie zum Thema Container machen! (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Die einzige Kunst bei euch ist die künstliche Erregung!) - Nun, ich weiß nicht, wer sich da heute ständig erregt; wir erregen uns jedenfalls nur natürlich.

Faktum ist, dass hier das Verfahren unter Umgehung der Bezirksvorstehung des 1. Bezirks stattgefunden hat. Ich will hiezu nicht ins Detail gehen, ich kann Ihnen aber sagen, was geschehen ist: Die Bezirksrätin von der SPÖ, die dort hingegangen ist, hat gegen den deklarierten Willen des Herrn Bezirksvorstehers (GR Heinz Hufnagl: Er wäre ja fast enthauptet worden in der Parteizentrale!), der bestimmte Einwände vorgebracht hat, zugestimmt. So ist das gelaufen und nicht anders. (GR Heinz Hufnagl: Der Herr Vorsteher delegiert eine Person seines Vertrauens!) Das heißt, hier kann man dem Vorsteher des 1. Bezirks keinen Vorwurf machen. (GR Heinz Christian Strache: In der Auswahl der Vertrauensperson auf alle Fälle!) - Nun, das wird auch Konsequenzen haben. Das wird man sich in Zukunft genauer anschauen.

Worüber wir uns aber, glaube ich, alle einig sind, ist, dass die Kosten für diesen Wahlkampf-Container am besten und teuersten City-Grund eindeutig sehr niedrig sind. Das ist, glaube ich, unbestritten. Dass es zu einer wilden Empörung vieler Bürger kommt, ganz im Gegensatz zu dem ... (GR Heinz Hufnagl: Selbstmorde werden laufend vollzogen! Menschen stürzen sich ins Unglück!) - Aha. Jetzt sage ich Ihnen einmal etwas: In einer Zeitung, die Ihnen und dem Herrn Bürgermeister nicht ganz unbekannt ist - jetzt meine ich nicht das "Wiener Blatt", sondern die "Kronen Zeitung"; passen Sie gut auf, denn Sie erschaudern ja immer schon, wenn Sie nur dieses Wort hören -, steht zum Beispiel Folgendes:

"Die Container vor dem 'Landtmann' sorgen weiter für Kopfschütteln bei Wienern und Touristen. Die 'Krone'-Reporter Martina Münzer und Peter Tomschi haben sich vor Ort umgehört: Außer Parteimitarbeitern betrachtet die Wahlkampfszene niemand als gelungen. Doch nicht jeder will seine Meinung öffentlich kundtun. Besonders Geschäftsleute fürchten Repressalien der SPÖ." (GR Dr Matthias Tschirf: Aha!)

Und weil vorher auch von den Fiakern die Rede war, möchte ich auch noch vorlesen, was eine wirkliche Fiakerdame, die Frau Susanne, die hier zitiert wird, dazu meint (GR Heinz Hufnagl: Hat die Riess-Passer schon eine neue Hack’n?):
"Ich fahre jeden Tag beim Containerdorf vor dem 'Landtmann' vorbei und habe mich schon langsam an den Anblick gewöhnt. Doch die Touristen fragen immer wieder, was hier los ist. Viele sind entsetzt, wenn sie erfahren, dass es sich um eine Wahlkampfstrategie handelt. Schließlich wird in den Reiseführern unseren Gästen dieser Platz als sehenswertes Ziel empfohlen."

Das ist die Wahrheit! Daran wird deutlich, wie Sie mit unseren ausländischen Touristen umgehen und wie Sie diese Stadt verschandeln! Das ist die wahre Realität! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Sozialdemokraten - aber das wissen wir ohnedies bereits - verfügen über diese Stadt wie über ihren Privatbesitz. Ich sage es Ihnen hier ganz deutlich: Diese Stadt gehört nicht Ihnen! Das müssen Sie einmal zur Kenntnis nehmen. 

Im Prinzip sehen wir die Geschichte mit dem Container trotzdem entspannt (Ironische Heiterkeit und Widerspruch bei der SPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Aber nicht wirklich! Da müssen Sie ein Valium schlucken!), denn das Einzige, worüber in diesem Wahlkampf bisher diskutiert wurde, war ja nicht Herr Gusenbauer oder gar das Programm der SPÖ - das mir bisher überhaupt völlig unbekannt ist -, sondern der Container, und da haben alle Leute darüber geschimpft! Wenn das Ihre grandiose Wahlkampfstrategie ist - wunderbar! Setzen Sie sie fort! 

Und das ist das Zweite, was mich sehr entspannt macht: Ehrlich gesagt, ich habe auch kein Problem, wenn der Container nach dem 24. November dort quasi als Denkmal oder als Mahnmal einer verfehlten Wahlkampfstrategie stehen bleibt. Mir ist auch lieber, Herr Dr Gusenbauer bezieht dort ständige Residenz als am Ballhausplatz. Das ist für ihn, für dieses Land und für diese Stadt besser! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Was wir in den letzten Wochen im Zusammenhang mit dieser Containerdebatte erlebt haben, ist nichts anderes als eine künstlich inszenierte Aufregung von den ÖVP- und FPÖ-Zentralen. Auf diese Aufregung hätten wir eigentlich verzichten können! (Zwischenrufe der GRe Georg Fuchs und Dr Matthias Tschirf.) Ich glaube, dass die Menschen in Wien nicht wirklich von dieser Sache bewegt sind und dass auch das Leben für die Stadt und in der Stadt durch diese Aufregung wirklich nicht berührt wird. Die ÖVP und die FPÖ haben offenbar keine anderen Themen, die sie hochziehen können, und deshalb wollen sie diese künstliche Aufregung. Das ist, in konzentrierter Form, die ganze Wahrheit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dazu passt ein E-Mail der ÖVP Wien, in dem Mitarbeiter, Funktionäre und Mandatare zu einer Leserbrief-Flut an österreichische Zeitungen aufgefordert werden. Dazu gibt es auch eine genaue Anweisung, wie man Leserbriefe schreibt, und es wird angefügt, eigene Formulierungen verwenden, denn so würde ein Leserbrief authentisch. (Heiterkeit des GR Heinz Hufnagl.) - Also das heißt doch, Ihre Leserbriefe sind nicht authentisch! Das sind künstlich herbeigeführte Leserbriefe, die Sie dann wieder als angebliche Meinung der Bürgerinnen und Bürger bringen. Das ist nichts anderes als ein inszenierter Unsinn! (Beifall und Bravo-Rufe bei der SPÖ.) 

Aber es wird noch lustiger: Wir haben da vom Kartellverband, der Ihnen ja auch nicht so fern steht, liebe Kollegen von der ÖVP, ein E-Mail bekommen - ich nenne aus Gründen der Fairness den Absender nicht, obwohl er uns mailmäßig bekannt ist -, das uns zugespielt worden ist, und darin steht Folgendes: "Liebe Bundesbrüder! Wie ihr wisst, demonstrieren wir nun an jedem Freitag bis zur Wahl vor dem SPÖ-Wahlcontainer gegen ebendiesen Schandfleck im Stadtbild." (GR Walter Strobl: Besser als am Donnerstag!) "Leider droht die morgige Demo an Zeitmangel der Bundesbrüder zu scheitern" (Heiterkeit und Oh je-Rufe bei der SPÖ.), "obwohl sie auf 16 Uhr verlegt worden ist. Ich bitte daher jeden, der es irgendwie einrichten kann, morgen um 15.30 Uhr oder später beim Container vor dem Burgtheater zu sein, um uns zu unterstützen." (Neuerliche Heiterkeit bei der SPÖ.) "Mit bbr. bbr. Gr." - das heißt wahrscheinlich: mit bundesbrüderlichen Grüßen - und so weiter. 

Also, ich bin immer wieder beeindruckt von der intellektuellen Kapazität des Kartellverbands! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Ein bisschen weniger lustig finde ich, Herr Klubobmann Kabas, die Reaktion der FPÖ, von der ich Folgendes lese: "Der Wiener FPÖ-Obmann Hilmar Kabas hat am Donnerstag angekündigt, über seine Anwälte Anzeige gegen das SPÖ-Wahlkampfcontainerdorf beim Burgtheater erstatten zu lassen."

Sehen wir es richtig: Seine "Anwälte", lauter Staranwälte, sitzen in Großraumbüros, warten auf einen wichtigen Auftrag von Klubobmann Kabas! - Die Staranwälte der Stadt bringen die Anzeige ein und ... (GR Mag Hilmar Kabas: ... ein bisschen zu high!)

Ich sage Ihnen eines, Herr Klubobmann Kabas: Das ist gar nicht so lustig, denn wir sollten einen Wettstreit der Ideen und der Konzepte in Wien haben und uns mit politischen Mitbewerbern auseinander setzen - und uns nicht mit Klagen und Anzeigen zuschütten, wie Sie das tun wollen! (GR Mag Hilmar Kabas: Das hat doch damit nichts zu tun!) Den politisch Andersdenkenden soll man mit besseren Konzepten entgegentreten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nur ganz kurz die Fakten - der Herr Bürgermeister hat in seiner Beantwortung ja schon alles Wesentliche zu den Fakten gesagt, aber ich darf auf einige Punkte hier noch einmal hinweisen -: 

Die Gebrauchsabgabe für den Platz beträgt nicht, wie von Ihrer Seite immer wieder geschrieben worden ist, 2,90 EUR, sondern 6,78 EUR pro Quadratmeter und Monat, und zwar exklusive der Infrastruktur. 

Die Container - und das ist ganz wichtig - stehen nur bis zur Wahl. Dann werden sie abgebaut. Das Weltkulturerbe ist daher, glaube ich, in diesem Zusammenhang wirklich nicht unbedingt ein Diskussionsthema.

Und für Anrainer und Gewerbetreibende, die von der Parkplatzreduzierung betroffen sind, werden von der SPÖ Garagenplätze in der Rathausgarage zur Verfügung gestellt.

Das Genehmigungsverfahren ist vollkommen korrekt abgewickelt worden; die am Verfahren Beteiligten wurden auch schon erwähnt. 

Ich glaube, mehr Respekt vor Andersdenkenden würde Ihnen, der ÖVP und der FPÖ, durchaus anstehen, und auch mehr Respekt gegenüber demokratischen Ausdrucksformen. Aus Ihren Meldungen spricht einfach der Neid angesichts der Tatsache, dass die SPÖ eine zündende und gute Idee hat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Um wieder ein bisschen zur Beruhigung beizutragen, weise ich darauf hin, dass es nicht das erste Mal ist, dass in Wien ein mobiles Kampagnezentrum zum Einsatz kommt. Wir erinnern uns an die Kampagne zum EU-Beitritt im Jahr 1994. Damals stand ein riesiges Europazelt vor dem Platz beim Café Landtmann. Der hoch geschätzte Ex-Vizekanzler Busek sang mit uns die Internationale. War auch ein schönes Ereignis! - Das Pressezentrum 1998 auf dem Josefsplatz ist auch vergleichbar. Für die EU-Berichterstattung, die EU-Vorsitz-Berichterstattung war damals auch ein Pressezentrum temporär in ähnlichem Sinn aufgestellt. 

Für alle diese im öffentlichen Raum gesetzten Aktivitäten gelten dieselben Regeln, und die SPÖ hält sich selbstverständlich an diese Regeln. 

Der Container ist einfach ein Kampagnezentrum der neueren Art, der moderneren Art, das praktikabel und sinnvoll ist und von der Bevölkerung ganz überwiegend gut aufgenommen wird. 

An die ÖVP und die FPÖ richte ich nochmals die Aufforderung: Kontert doch mit Inhalten! Unserer Ideenkampagne haben Sie einfach nichts entgegenzusetzen, das ist die Wahrheit! (Beifall bei der SPÖ. - GR Walter Strobl: Wir haben ein Programm und ihr habt Container!) 

Weil ich wirklich glaube, dass dieses Thema viel zu sehr im Vordergrund steht, auch in der Öffentlichkeit - aber das kann man ja auch nicht 100‑prozentig beeinflussen -, habe ich mir heute die Mühe gemacht, im Computer nachzusehen, was in APA und OTS seit 15. September - ungefähr zu diesem Zeitpunkt hat es angefangen - berichtet wurde. Bei der Eingabe "Container" hat es 151 Nennungen gegeben - hauptsächlich von Ihnen natürlich, aber auch von uns, wenn wir Falsches richtig stellen mussten. 151! - Das ist jetzt ganz ernst. - Bei "Gesundheitspolitik" gab es nur 124, bei "Jugendarbeitslosigkeit" 111 (GR Dr Andreas Salcher: Das war jetzt alles andere, aber nicht ernst!), bei "Konjunkturbelebung" gar nur 46 und bei "Pensionserhöhung" oder auch alternativ "Pensionserhöhungen" nur 40 Nennungen. 

Also meine Partei und ich sind der Auffassung, wir sollten uns mit den Pensionserhöhungen und mit der Konjunkturbelebung beschäftigen, uns gegen die Jugendarbeitslosigkeit und für eine gute Gesundheitspolitik aussprechen - und nicht auf Dauer irgendeine künstliche Aufregung über den Container herbeiführen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Walter Strobl: Räumen Sie den Container weg ...!) 

Herr Kollege und Herr Klubobmann Matthias Tschirf! Ich hätte mir von dir erwartet, dass du sagst: Okay, wir sind politisch verschiedener Meinung, aber eure Container-Idee, die war einfach eine tolle Geschichte (Ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der ÖVP. - GR Dr Matthias Tschirf: Da muss ich gegen einen Baum gerannt sein, wenn ich das sage!), und wir werden uns bemühen, eine ähnlich tolle Idee zu entwickeln! - Aber nein, das hast du nicht gesagt, sondern ihr habt einfach die Vernaderung gewählt. Und das finde ich als Demokrat, der interessante Politik in dieser Stadt gestalten will, schade! 

Aber wir haben auch sehr viel sonstiges Interessantes. Weil die Kultur angesprochen ist: Arik Brauer, Christian Ludwig Attersee, Esin Turan, Mitra Shahmoradi-Strohmaier und Martin Brausewetter haben mit insgesamt 15 Werken dort für uns eine Ausstellung geliefert und diese Werke werden nach Abbau des Containers unmittelbar nach den Wahlen der Aktion "Licht ins Dunkel" zur Verfügung gestellt. (GR Dr Matthias Tschirf: Ich habe geglaubt, damit die SPÖ saniert wird!)
Ich glaube, das ist etwas, was 100‑mal mehr wert ist, als Ihre ganze Polemik. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich meine, ich frage mich, wo der Herr Finz, der Herr Parteivorsitzende der ÖVP, der ja selten hier ist, eigentlich lebt, wenn er sagt, "an Ungeheuerlichkeit sei dieser Container wahrlich nicht zu überbieten". (GR Dr Matthias Tschirf: Der Bürgermeister ist auch nicht da! Ihr Parteivorsitzender ist auch nicht da!) "Ungeheuerlichkeit" - ich meine, das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen, mit welchem Vokabular hier gearbeitet wird. Sogar unseren Hernalser Container - ich bin ja Hernalser Mandatar - hat er angegriffen, dagegen polemisiert und hat gesagt, die VP-Bezirksräte seien nicht eingebunden gewesen. Also, sollen wir jetzt bei der Form unserer Wahlwerbung, unserer Wahlkonzepte jeweils die VP-Bezirksräte um Erlaubnis fragen? - So weit, meine Herren und Damen von der ÖVP, wird es nicht kommen! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Finz hat übrigens damals gesagt: Die Wiener Schrammeln - denn dort am Elterleinplatz sind die Schrammeln, ihr wisst das ohnedies -, "die Wiener Schrammeln, deren Denkmal den Elterleinplatz ziert, hätten zu Lebzeiten mit Sicherheit eine dissonante rote Wahlkampfpolker dazu komponiert." Also nicht nur, dass er sich bei der modernen Kunst nicht auskennt, das weiß ich, aber dass er nicht einmal "Polka" und "Polker" unterscheiden kann, ist ein Armutszeugnis für den Herrn Finz. (Beifall bei der SPÖ. - GR Johannes Prochaska: Mein Gott! Da hat sich jemand vertippt!)

Andererseits bin ich ja fast froh, dass sich der Herr Finz auch über den Hernalser Container aufregt, denn sonst könnte ja noch der Verdacht aufkommen, dass vielleicht manche, die sich für bürgerlich halten, glauben, die Roten hätten da in der Innenstadt, in der noblen Innenstadt, nichts verloren und deshalb dürfen sie das nicht. Da denke ich zum Beispiel an Herrn Klubobmann Khol, für den ja die Roten grundsätzlich nur "rote Gfrießer" sind. Und das ist keine politische Kultur, die wir in unserer Stadt wollen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Johannes Prochaska: Das ist geschmacklos!)
Im Gegensatz dazu eine kleine Anekdote, die mir mein Freund und Kollege Ernst Woller erzählt hat. Er war gestern - er hat mir erlaubt, das auch zu erzählen - beim Container, und da war es wirklich so, dass ein Fremdenführer aus den Bundesländern mit einer Besuchergruppe dort war, und das waren nicht SPÖ-Funktionäre, sondern ganz normale Touristen im Rahmen eines Wien-Besuchs, und die waren wirklich beeindruckt, gesagt hat, "das ist der viel diskutierte Container, und die Besuchergruppe war beeindruckt. Das ist doch eine schöne Sa-che, wenn die Menschen aus den Bundesländern kommen und beeindruckt sind. (Beifall bei der SPÖ. - Ironische Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Aber noch einmal zum Schluss: Der liebe Herr Dr Finz hat sich auch an den Big Brother erinnert und hat gesagt, man wird sehen, wer zum Schluss am 24. November den Container verlassen wird. Die klare Antwort der SPÖ: Am Ende verlässt der Sieger den Container. Am 24. November wird der künftige Bundeskanzler, Dr Alfred Gusenbauer, der Sieger sein, und das wird gut sein für Österreich. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung dieser dringlichen Anfrage, dieses Reizthema für die Opposition, ist somit beendet.

Die öffentliche Sitzung ist somit auch erledigt.

(Schluss um 20.05 Uhr.)
